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Vorwort. 


„Aufden treuherzigen Fabull. 


Du fragteſt, Aulus, mich, warum 
Man den Fabull io oft betrügt? 
Ich mweiß es wohl, woran es liegt: 
Wer allzu gut ift, der ift Dumm.” 
Martial. 


Alſo ſchrieb der ſcharfe und geiſtreiche römiſche Spötter Martial in 
dem Jahrhundert nach Chriſtus, um die ſittliche Entartung ſeiner Zeit und 
feiner Zeitgenoſſen zu geißeln. Sch ſtelle dieſe Satire voran, weil die öffent- 
- Yichen Verhältnifje im niedergehenden Rom denen im heutigen Deutjchland 
gleichen. 

Das Rom de3 politifchen — weil moralijchen — Niederganges verhält 
jic) aber zu der inneren Auflöfung Deutjchlands wie die Satire zur 
Tragödie. 

Als Die Sumpfblajen nad) oben getrieben wurden, die darzuftellen im 
erften und in diefem Band verfucht wird, jchrieb das führende rheinijche 
Zentrumsblatt: „Es iſt Viertel vor zwölf Uhr. Eine gründliche Reinigung 
ift noch möglich; je ſchneller und je rückſichtsloſer fie vollzogen wird, deſto 
eher wird die Möglichkeit gejchaffen, dem Wolfe das Vertrauen in die 
öffentlichen Gemalten und in die politiiche Führung zurlidzugeben. Heute 
ift e8 Schwer erfchüttert, und wer Dies beftreitet, Tennt die Geele des 
Bolfes nicht. 

Die ausländische Preſſe fommentiert die Vorgänge in Deutſchland ſehr 
eifrig und ſehr wenig liebenswürdig. Ziemlich übereinſtimmend behauptet 
ſie, daß das Weimarer Regime in Schande zuſammenbreche.“ 

Es iſt keine Reinigung erfolgt, man hat vielmehr verſucht und das 
Zentrum hat dabei geholfen, den politiſchen Sumpf wieder zuzudecken. 
Und ſo iſt es dahin gekommen, daß in unſeren Tagen ein Skandalprozeß 
den anderen jagt, daß oftmals die großen Strafkammerſäle von Moabit 
nicht ausreichen, um die Prozeſſe gegen die Verbrecher an der Allgemeinheit 
gleichzeitig durchzuführen und daß die Unterſuchungsgefängniſſe immer 
überfüllt ſind. 

Politiſche Glücritter und Abenteurer gibt es in allen Parteien; ihre 
Entlarvung geftattet aber noch feine Rückſchlüſſe auf die Partei an fich. 
Ganz anders, wenn die Partei den Schmuß zu deden jucht, um führende 
Mitſchuldige zu ſchützen. Dann enthüllt fich der Charakter der Partei und 
der Fall der politifch-unfauberen Führer enthüllt das ureigenfte Wejen 
der Partei und ihrer Leitung. 


IV Vorwort. 


Mangel an Intelligenz verzeiht das Volk dem Staatsmann, 
aber nie einen Mangel an Moral; alß die neuen Machthaber ihre 
ſtaatspolitiſchen und moralifchen Qualitäten beweiſen follten, da verſagien 
fie in beiden. 

Das deutſche Volk hätte feinen politifchen Untergang mweltgefchichtlich ver- 
dient, wenn e3 fich nicht aus der fumpfigen Fieberluft befreite und fich feiner 
Schädlinge entledigte. 

Das deutſche Volk würde fich jelbft aufgeben, wenn e3 die jeinem Rechtg- 
bemußtfein angetane Schmach vergeffen würde. 

Die Lafter unferer Zeit werden voll Unehrlichfeit dem Wolf gegenüber 
bejhönigt; Sein und Schein, Gut und Böſe werden faum nod 
unterſchieden. 

Der Bauer auf dem Lande, der Arbeiter in der Fabrik, der Hand- 
werker in feiner Werfftätte, Die vom Schiefal geheßten und gepeinigten 
Enterbten der Revolution und Inflation, fie alle haben ein Gemiffen und 
geben dem Staat, was de3 Staates iſt. Gie folfen bier erfahren, was aus 
Millionen Steuergeldern geworden ift, an deren einzelnen Groſchen Blut, 
Schweiß und Tränen von Millionen Heiner Steuerzahler lebten. 

Die Heinen Steuerzahler darben und glauben an eine ausgleichende 
Gerechtigkeit — jo oder fo. 

So oder jo? In den politifchen Bentralen aber fürchtet man, daß die 

Maſſe in Bewegung kommen und Rechenſchaft verlangen könnte. 
‚ Der Schrei nach Gerechtigkeit ſchallt über den demofratifchen Volksſtaat 
Hin; der Bauer will nicht nur im Schweiße jeine3 Angeficht3 darben, der 
Arbeiter will feinen gerechten Lohn umd der Handwerker will nicht allein 
für die Finanzämter arbeiten. 

Das Heine Wort „Recht“ ift der Boden, auf dem der einfache Mann 
im Volke feine Weltanfchauung aufgebaut hat. Wankt diefer Boden und 
er tut es, dann ift e3 ein vergebliches Unterfangen des Staatsanwalts, 
für die „Staatsraiſon“ und die „Staatsautorität“ zu kämpfen. 

Die Juſtizpflege wird politifch beeinflußt; den rebellierenden Wein- 
bauern, die der Zentrumspartei angehören, ſchenkte die von ihnen ge- 
fügte Regierung mit Hilfe einer Regierungsmehrheit im Landtage 
11 Millionen Mark und die Yuftiz verhängte milde Strafen, während die 
niederſächſiſchen Bauern der nationalen Oppofition in Zuchthäufer und 
Gefängniffe geſteckt werden. 

Ich jchreibe Fein Buch über Kragen des Rechts, denn ich bin fein Juriſt, 
ſondern ich ſchreibe gegen jene Politiker, die es verſuchen, die Rechtöpflege 
in die Gemalt ihrer Bartei zu befommen nad) dem zeitgemäß umgewan⸗ 
delten Grundſatz: 

Und der Richter abfolut, 
wenn er unjern Willen tut. 


Vorwort. V 


Die freie kritiſche Darſtellung der Verhältniſſe mußte unter Beachtung 
der verſchiedenen Geſetze zum Schutze der Republik und der im öffent- 
lichen Leben politiich führenden Berfönlichfeiten unterbleiben. Dafür 
mußten mehr Urkunden veröffentlicht werden, eben auf Koften der 
flüffigen Darftellung. 

Sch möchte den zweiten Band nicht in die Welt gehen lafjen, ohne 
meinen aufrichtigen Dank jenen Zeitungen zu jagen, die meinen Kampf 
unterftüßt haben. Es find dies von der bürgerlich-nationalen Preſſe der 
Reich3hauptftadt der „Tag“, die „Deutſche Zeitung“, die „Kreuz- 
zeitung”, die „Deutfche Tageszeitung“ und der „Reich&bote” ge- 
weſen. Auch die gefamte nationaliozialiftiiche Preſſe, an ihrer Spike der 
„Völkiſche Beobachter”, haben mich in meinem Kampfe rüdhaltlos 
unterſtützt. 

Die zuverläſſigſte Stütze jedoch im Abwehrkampf gegen die im Landtag, 
im „Vorwärts“ und in der demokratiſchen Preſſe gegen mich verſuchte 
Ehrabſchneidung ift der Herausgeber der politischen Wocenfchrift „Der 
Deutfchenfpiegel”, Dr. Erich Haeuber, gewejen, der gerade wegen der 
gehäfligen Kampfesweiſe meiner Gegner mir feine Zeitjchrift zur Ver— 
fügung geftelft hat; ihm und dem befannten journaliftifchen Altmeifter 
Adolf Stein (Rumpelftilschen) ftatte ich hier meinen Dank perfönlich ab. 

Dem in Ehren ſchneeweiß gewordenen, im Kampf gegen Deutjchlands 
Feinde jung und unbeugjam gebliebenen Verleger, 3. 5. Lehmann - 
München, bezeuge ich hier meine Verehrung für den Berlegermut. An 
feinem reinen Denken und Wollen brach fich der wiederholte Verſuch der 
politifch mächtigen Gegner, Verleger und Berfaffer durch allerlei Umtriebe 
zu trennen. 

Die jüdischen Redaktöre (fie reichten fich von Dr. Breslauer-Scherl⸗ 
Verlag bis Schiff - „Vorwärt3" die Hände) forgten für meine perjönliche 
Verunglimpfung in der von den Freunden des Yuftizminifterd nicht 
erfaßten Öffentlichkeit. 

Allen meinen Kritifern trete ich mit Geibels Worten entgegen: 

„Stell’ etwas hin und laß jie ſchrei'n, 
Der Teufel nur, der Splitterrichter, 
- Der ſelbſt nichts Schafft, jagt ewig: Nein!” 


Berlin, Jahreswende 1931/32. 
Gottfried Zarnow. 
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Friedrich der Große und die Bauern. 


„Bon jeiner Königl. Majeſtät Höchft Selbit abgehaltenes Protocoll den 
11ten Dezember 1779. Über die drey Cammer-Gericht3-Räthe, Friedell, 
Graun und Ranzleben. 


Auf die Mlerhöchite Frage: Wenn man eine Sentenz gegen einen Bauer 
fprechen will, dem man feinen Wagen und Pflug und alles genommen 
hat, wovon er ſich nähren und jeine Abgaben bezahlen fol: Kann man 
das tun? 


it von felbigen mit Nein geantwortet. 


Ferner: Kann man einen Müller, der fein Wafjer hat, und aljo nicht 
mahlen, und auch nicht3 verdienen kann, die Mühle deshalb nehmen, meil 
er feine Vacht bezahlt Hat: Iſt das gerecht? 


wurde auch mit Nein beantwortet: 


Hier ift nun aber ein Edelmann, der will einen Teich machen, und um 
mehr Waſſer in den Teich zu haben, jo läfjet er einen Graben machen, 
um dad Waſſer aus einem Heinen Fluß, der eine Waffermühle treibt, in 
feinen Teich zu leiten, der Müller verliert Dadurch das Waſſer, und kann 
nicht mahlen; und wenn e3 noch möglich wäre, jo iſt es, daß er im Früh— 
jahr 14 Tage, und im fpäten Herbit auch eiwa 14 Tage mahlen ann: 
Dennoch wird prätendiert, ver Müller foll feine Zinfen nach wie vor 
geben, die er ſonſt entrichtet hat, da er noch das volle Waſſer von feiner 
Mühle gehabt; er kann aber die Zinfen nicht bezahlen, weil er die Ein- 
nahme nicht mehr hat: Wa3 tut die Cüſtrinſche Juſtiz? Sie befiehlt, 
daß die Mühle verkauft werden foll, damit der Edelmann feine Pacht 
kriegt: und das hiefige Kammergerichtstribunal approbiert ſolches! 
Das iſt Höchft ungerecht und diefer Ausfpruch feiner König. Majeftät 
Landesväterlichen Intentionen ganz und gar entgegen: Höchitdiefelben 
wollen vielmehr, daß jedermann, er jei vornehm oder geringe, reich oder 
arm, eine promte Juſtiz adminijtrirt und einem jeglichen Dero Unter- 
thanen, ohne Anfehen der Perſon und des Standes durchgehends ein 
unparteyifches Recht widerfahren foll: Se. Künigl. Majeftät wer- 
den daher, in Anfehung der wider den Müller Arnold aus der Pom— 
merbiger Kreb3mühle in der Neumark abgefprochenen und hier appro- 
bierten höchftungerechten Sentenz ein nachdrückliches Erempel 
ftatuiren, damit ſämtliche Zuftig-Collegia in alfen Dero Provinzien fich 


VII Friedrich der Große und die Bauern. 


daran ſpiegeln, und feine dergl. grobe Ungerectigfeiten begehen mögen: 
denn fie müffen nur wiſſen, 
daß der geringſte Bauer, ja was noch mehr iſt, der Bett— 
ler, ebenſowohl ein Menſch iſt, wie Se. Majeſtät ſind, 
und dem alle Juſtiz muß widerfahren werden .... 


Denn ein Juſtiz⸗Collegium, das Ungerechtigfeiten ausübt, ift gefähr- 
licher und fchlimmer wie eine Diebezbande, vor die kann man ſich 
ſchützen, aber vor Schelme, die den Mantel der Juſtiz gebrauchen, um ihre 
üble Paſſiones auszuführen, vor die kann ſich kein Menſch hüten, die ſind 
ärger wie die größten Spitzbuben, die in der Welt ſind, und meritiren eine 
doppelte Beſtrafung. Übrigens wird den SuftizCollegiis zugleich be- 
kannt gemacht, daß Seine Mojeftät einen neuen Groß⸗Canzler ernannt 
haben; Höchft-Diejelben werden aber demohnerachtet in allen Propinzien 
ſehr ſcharf dahinter her ſeyn und befehlen auch Hiermit auf das nach⸗ 
drücklichſte 

Erſtlich: Daß alle Prozeſſe ſchleunig geendiget werden. 

Zweitens: Daß der Name der Juſtiz durch Ungerechtigkeiten 
nicht profaniret wird. 

Drittens: Daß mit einer Egalite gegenalle Leute verfahren wird, 
die vor die Juſtiz kommen, es ſey ein Prinz oder Bauer, denn da 
muß alles gleich ſeyn. Wofern aber Se. Königl. Majeſtät in dieſen Stücken 
einen Fehler finden werden, ſo können die Juſtiz⸗Collegia ſich nur im 
voraus vorſtellen, daß ſie nach Rigeur werden geſtrafet werden, ſowohl 
der Präſident als die Räthe, die eine ſo üble mit der offenbaren Gerechtig- 
keit ftreitende Sentenz auögefprochen haben. Wornach ſich alfo ſämmtliche 
Juſtiz⸗Collegia in allen Dero Provinzen ganz eigentlich zurichten Haben." 


Verlin, den 11. Dezember 1779. 
Friedrich. 


1. 


Klaus Heim. 
Der Bauer ſtirbt — es lebe der Bauer! 


„Der Bauer ift fein Spielzeug, 
Da ſei und Gott davor.” 
A. v. Chamiſſo. 


„Hamkens wurde von Prozeß zu Prozeß, von Gefängnis zu Gefängnis 
geſchleppt, wobei immer gerade die Erntezeit — übrigens auch gegen⸗ 
über anderen verurteilten Bauern — den Behörden als zum Straf⸗ 
antritt beſonders geeignet erſchien. 

Heim wanderte ins Zuchthaus, ohne Gnade, und während er Tüten 
klebte, drohte ſeinem Hof, der ſeit dem 13. Jahrhundert den Heim's ge⸗ 
hört hatte, die Zwangsverſteigerung. 

Im „Bombenleger⸗Prozeß“ wurden 16 Angeklagte zu Freiheitsſtrafen 
in Höhe von 55 Jahren, davon 49%, Jahre Zuchthaus, verurteilt. Land— 
gerihtsdireftor Dr. Zelenka mit jeinem Gericht mar teilmeife noch 
über die Strafanträge der Staatsanwaltſchaft hinausgegangen. Den drei 
ländlichen Gerichtsbeifigern, offenbar überftimmt, ftanden während der 
UÜtteilöverfündung die Augen voll Tränen.”!) 

Der Landgerichtsdirektor Dr. Zelenfa wurde bald darauf Landgerichts- 
präfident in Frankfurt a. d. O. 

Dieſes Urteil entſprach der grundſätzlichen Einſtellung der in Preußen 
herrſchenden Politiker gegen die Bauern. 

Als der deutſche Bauer in Bewegung kam — Ende Januar 1928 mar- 
jchierten fiber 100000 nordifche Bauern, Handwerker und Arbeiter gegen 
das „Shitem“, der Reichskanzler ließ telegraphifch eine Bauern⸗Abordnung 
nach Berlin kommen —, als in den nordiſchen Provinzen Preußens der 
Bauer erwachte und Rechenſchaft wegen feiner Not verlangte, ſchrieb 
Braun: 


; Berlin, W. 8, den 14. März 1928. 
Der Preußiſche ' } A 
Minifterpräfident. Wilhelmſtraße 63. 
An den Reichd-Landbund Berlin SW. 11. 


Auf Ihre Zuſchrift vom 9, d. M., in der Sie mir mitteilen, daß eine Deputation des 
Pommerſchen Landbundes am 16. d. M. nad Berlin komme und bäte, bon mir empfangen 
zu werden, um mir die Not der Landwirtfchaft Bommerns vorzutragen, erwidere ich 
Ihnen ergebenft, daß ich im Hinblid auf die mit unwahren Behauptungen gegen die 
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preußiiche Regierung infgenierte demagogiſche Hetze des Landbundes e8 ablehnen muß, 
die Deputation zu empfangen. Übrigens find die Schwierigkeiten, unter denen die Lard- 
wirtſchaft zurzeit leidet, der preußifchen Staatsregierung Hinteihend befannt. Im 
Rahmen ihrer Zuftändigfeit und nach Maßgabe der Finanzkraft des Staates tut die 
Staatsregierung alles, was geeignet ift, die Schwierigkeiten zu beheben. 

gez. Braun. 

Der Jnnenminifter Severing erklärte vor der Bezirksfonferenz der 
Sozialdemokratifchen Partei im Kieler Gewerkſchaftshaus: 

„Ich bin nach Schleswig-Holftein gefommen, um mich an Ort und Stelle zu informieren, 
ob bejondere gejeßgeberifche Maßnahmen nötig find, um folche Vorgänge, wie fte in der 
legten Zeit ſich ereignet haben, ein für allemal unmöglich zu machen. Wir find da und 
wir werben, wenn e3 darauf anfommt, den Ertremen zeigen, daß Schleswig-Holitein 
ein ungeeigneter Boden für radikale Experimente if.” 


Die Poliziften fühlten fich berechtigt, den Bauern die Luft an öffentlichen 
Kundgebungen mit dem Gummifniippel auszutreiben. Diefe Erziehung 
der Bauern zunur fteuerfreudigen Staatsbürgern wurde, wie gerichtli ch 
feſtgeſtellt, von den Schutzpoliziſten begleitet mit den Worten: 

„Den Bauern tut eine Heine Abreibung mit dem Gummiknüppel ſchon gut — 
haut die Hunde.” 


Diefe „Saat“ ging in den Jahren 1928 und 1929 auf. 


Die Fieberkurve. 

11. September 1929: 

Der „Vorwärts“, das Organ der Staatsregierung, wirft dicke Schlag- 
zeilen triumphierend in die Öffentlichkeit: 

„Die Bomben der D.C. — Das Neſt der Attentäter — Zahlreiche Verhaftungen in Ham- 
burg, Holftein und Berlin — Die Organifation D.C. beteiligt — Rathenaus Mordgehilfen 
mit verhaftet: 

Wegen der Bombenatientate in Schleswig-Holftein und Berlin find am Dienstag. 
abend und Mittwochbormittag ſowohl in Itzehoe wie in Berlin zahlreiche Verhaftungen 
borgenommen worden. — — Die. Edelfchar der Mordbuben...” 

Es mar diefem Sprachrohr der Polizei und Regierung nur zu gut 
befannt, daß bei feinem der „Attentate“ Menjchen aud nur ein Haar 
gekrümmt morden war. 

So viele Behauptungen — jo viele Lügen! Nach dem Urteil des. 
Staatögerichtshofs gab e3 eine Organifation D.C. überhaupt nicht. 

Am nächſten Tage hebte diefes jüdiſch geleitete Zeitungspapier weiter: 

„Der Griff ind Bombenneft. 

Neue Verhaftungen — Die Vernehmungen dauern an: 

Mit den drei geftern nachmittag Verhafteten befinden fich jet insgefamt 13 Per- 
foren in Gemahtjam des Berliner Poligeipräfidiums. Alle find vernommen 
worden. Die Feitgenommenen befinden ſich ſämtlich in Einzelhaft, fo daß eine Ver— 
ftändigung unter ihnen nicht möglich ift. Einzelne der Verhafteten fpielen, wie ſich heraus. 
geftellt hat, eine erhebliche Rolle in der Rechtsbemegung. 

Die Polizei hat noch verfchiedene Beweiſe in der Reſerve, daß man die der Tat drin. 


Die Fieberkurve. 3 


gend Verdächtigen, die zum großen Teil ihre Beteiligung an den Bombenattentaten ab» 
leugnen, an Hand de3 vorliegenden Material3 zu überführen hofft. 

Wie wir noch erfahren, liegt bisher gegen feinen der Feftgenommenen ein richterlicher 
Haftbefehl vor. 

In einem Cafe in der Leipziger Straße wurden heute nachmittag um 3.50 Uhr der 
25jährige Vertreter Horjt von Salomon, der 27jährige Kurt Heinz von Winter- 
feldt und der2Yjährige Flugzeugführer Willy Eichler fefigenommen, weil fie ſich 
in verdächtiger Weife über die Bombenattentäter unterhielten. Sie wurden der Ab- 
teilung I A des Polizeipräfidiums zugeführt. Ihre Verhaftung erwies ſich nachher als 
völlig ungerechtfertigt. 

„Die Polizei hat noch verſchiedene Beweiſe in der Reſerve?“ Ein 
echt talmudiſcher Ausdruck und ein — Schwindel. 

Keine Zeile des Verſtändniſſes für die Urſachen der bäuerlichen Ver— 
zweiflungsakte, denn man würde dann zugleich auch die eigenen Ge— 
noſſen in der Regierung anklagen müſſen. 

Für den Erzſchelm Barmat, der Preußen-Deutſchland um 36 Millionen 
Mark betrog, haben ſeine Parteigenoſſen Bauer, Heilmann, Kuttner und 
ihresgleichen fein Wort der Mißbilligung, dagegen manches des Ver⸗ 
- ftehens gefunden. 

Sogar die Verbindung der Verſchwörer mit höchſten Stellen der Reichs— 
wehr wurde ald Schredgejpenft an die Wand gemalt, um die öffentliche 
Aufmerkffamfeit von den verheerenden Folgen der preußiichen Agrar- 
politik abzulenken. 

Die verzweifelte Notlage der Bauern wurde vernebelt. 

Eine politiihe Hochjpannung lag über Berlin. 


Beitungsmeldung vom 31. DOftober 1930: 
„Das Urteil de außerordentlichen Schwurgericht3 in Altona: 
Hamburg, 31. Dftober. 
Nach einer Verhandlung von fiber zwei Monaten ift heute abend um 6 Uhr vom Vor⸗ 
figenden de3 Altonaer Schwurgerichts, Landgericht3direftor Dr. Zelenfa, das Urteil im 
großen Bombenlegerprogeß verkündet worden. Es trifft Die an den ſchweren Spreng- 
ftoffanfchlägen int Sommer 1929 beteiligten Angeklagten die volle Strenge des Spreng- 
ſtoffgeſetzes. Es erhalten die geijtigen Führer der Bombenleger, 
Hofbefiger Klaus Heim, fieben Jahre Zuchthaus, 
Schriftſteller Herbert Volck ſieben Jahre Zuchthaus, 
Kaufmann Nidel zwei Jahre ſechs Monate Gefängnis, 
Kunftmaler Schmid finf Jahre ſechs Monate Zuchthaus, 
Hofbefiter Rathjen ein Jahr Zuchthaus, 
Kraftmagenbejiger Wiborg ein Jahr drei Monate Gefängnis, 
Kaufmann Johnſen fünf Jahre drei Monate Zuchthaus, 
Hofbefiger Hennings fünf Jahre drei Monate Zuchthaus, 
Hofbefiger Bid ſechs Jahre Zuchthaus, 
Hofbefiger Luhmann fünf Jahre Zuchthaus, 
Hofbefiger Beder fünf Jahre drei Monate Zuchthaus, 
Hilfäweichenfteller Mannecke ein Jahr Zuchthaus, 
Erpedient Pieper ein Jahr drei Monate Zuchthaus, 
1* 
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Hofbeſitzer Holländer vier Monate Gefängnis, 
Hofbefiger Boffen vier Monate vierzehn Tage Gefängnis, 
Hofbefiger Hamkens erhielt 500 Mark Geloftrafe. 

Der Angeflagte Rehling, der beſchuldigt war, an dem Sprengftoffbiebftahl in Miül- 
heim (Ruhr) teilgenommen zu haben, wird freigefprochen, ebenfo die Angeklagten Frau 
Holländer und Bruno von Salomon, der frühere Hauptichriftleiter der Landvolkzeitung. 

Gemäß dem Antrage der Staatsanwaltſchaft wird jämtlichen Verurteilten die Über- 
zeugungstäterfchaft zuerkannt. Gegen diejenigen von ihnen, die zu einer Höheren Budt- 
hauzftrafe verurteilt find, wird ſofort Haftbefehl erlaſſen.“ 


Der Staatsanwalt Hatte insgeſamt 85 Jahre Zuchthaus beantragt. 
Der I. November 1931 


Das Urteil des Reichsgerichts: 


„Die Reviſion fämtlicher Angeflagten wird als unbegründet verworfen. Die Koften 
fallen den Angeklagten zur Laft.” 


Die Bauern und die Regierung. 
„Der Bauer ift ein Fruchtbaum; alle übrigen Stände 
find die Raupen, die von feinen Blättern freſſen“. 

Weber „Demokritos”. 

Wie konnten die ſchwerblütigen Bauern der deutſchen Nordmarfen, 
die Landsleute Jörn Uhls, zu den Bomben greifen? 

Diefe Frage hat das Gericht fich auch vorgelegt. Und trotzdem bie 
ſchwerſten Strafen verhängt? Es hat die Frage, ob Die „Bombenleger” 
über Leichen gehen wollten, zum Schaden der Bauern beantwortet. Nur 
damit konnte es die hohen Zuchthausftrafen begründen. Deshalb wird 
ung diefe Stellungnahme des Gerichts beſonders eingehend bejchäftigen 
müſſen. 

Ich will verſuchen, ſchon aus der Entwicklung bis zur Zuſpitzung der 
Dinge nachzuweiſen, daß zwiſchen der Staatskanzlei in Berlin und der 
Staatsanwaltſchaft in Altona bauernfeindliche Fäden geſponnen worden 
ſind: es ſollte ein abſchreckendes Exempel ſtatuiert werden! 

Im Mittelpunkt des Prozeſſes ſtanden zwei Fragen; von ihrer Beant⸗ 
wortung hing das Schickſal der Bauern ab: wollten die „Bombenleger“ 
den Staat umſtürzen und wollten fie Menjchenleben gefährden? Die 
Regierungspreffe hat die beiden Tragen fo lange verneint, als Die 
Staatsraifon noch nicht verlangte, daß fie in ihrem Intereſſe bejaht 
werden müßten. (Eine gleiche Schwenfung der Regierungsprefje erfolgte 
u. a. auch in der „Magdeburger Juſtiztragödie“.) 

Dieje Feſtſtellung ift wichtig für die Beurteilung der Bildung der 
offiziellen Meinung und der Zufammenarbeit zwiſchen Regierung, Re— 
gierungzjuftiz und Regierungspreſſe. 

Das radifal-demofratiiche „Tagebuch“ veröffentlichte am 10. Auguft 
1929, aljo lange bevor die Verhaftungen erfolgten, einen Artifel „Schwarze 
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Fahnen”, deſſen Verfaſſer mit *** zeichnete. In dem Artikel, er dürfte 
von einem Minifterialbeamten (Snnenminifterium) verfaßt fein, hieß es 
(Sperrungen vom erfaffer): 


„In der Nacht zum 1. Auguft wurden in der Stadt Lüneburg zwei Attentate mit 
Hölfenmafhinen verübt. Das eine, geglüdte, richtete fich gegen da3 Haus des Rechts- 
anwalts Strauß, der al3 Demokrat und führendes Mitglied des „Gentralvereind ber 
deutſchen Staatsbürger jüdiſchen Glaubens” befannt ift. Das zweite, mißglüdte, gegen 
da3 Gebäude der Landkrankenkaſſe — derjelben Krankenkaſſe, deren Anwalt in Prozeſſen 
wider fäumige Gläubiger feit einiger Zeit eben Dr. Strauß if. Menfchen wurden 
in beiden Fällen nicht verlegt. 

Daß der Anfchlag gegen Das Haus des Rechtsanwalts einen perfönlichen Racheakt 
daritelle, während die Bombe im Krankenkaſſengebäude nur ablenken follte, ift unwahr- 
ſcheinlich. Dagegen fpricht vor allem, daß die Attentate von Lüneburg nur Fortſetzungen 
einer ganzen Reihe von ähnlichen Vorkommniſſen aus leter Zeit find. Alle ereigneten 
fi in Nordweftdeutichland, entweder in Schleswig-Holjtein oder in Oldenburg, oder 
wie jest, in Hannover. Und alle richteten fich gegen Repräfentanten de3 ftaatlihen 
und fommunalen Verwaltungsapparates, vorzugsweiſe gegen Landräte und 
Steuerbeamte, oder, genauer gejagt, ihre Dienftgebäude und Privatwohnungen. 
Auch wurden in feinem Falle Menſchen getötet, was zwar aud, glüdlichen Zufällen zu 
verdanken fein mag, aber immerhin dafür fpricht, daß man nicht gerade die Ge- 
fährdung von Menfchenleben im Auge Hatte. Rechtsanwalt Dr. Strauß kann 
als Syndikus der Landkrankenkaſſe auch jehr wohl als Repräjentant des Verwaltungs⸗ 
apparates gelten. Nußerdem ift er — und dies Faktum dürfte in Lüneburg befannt fein 
— der Schwager eines hohen Beamten im preußifchen Innenminiſterium, de Mini- 
fterialrats Hirfchfeld, der, wohl nicht mit Unrecht, al8 einer der maßgebenpften 
Berater des preußifhen PBolizeiminifterz gilt.” 


Dieſe mildere Beurteilung zugunften der Bauern, „daß man nicht ge- 
rade die Gefährdung von Menfchenleben im Auge hatte”, hat jich bis kurz 
bor Beginn des ‚Bombenleger⸗Prozeſſes“, aljo noch ein Jahr hindurch, in 
der Regierungspreffe erhalten. Gerade weil ducch die urjprüngliche Stel- 
YIungnahme der demofratiichen Zeitungen dem furchtbaren Urteil vom 
31. Oktober 1930 der Boden entzogen wird, foll eine Darftellung des 
„Berliner Tageblattes" vom 21. Auguft 1930 (der Prozeß begann wenige 
Tage fpäter, am 26. August) wiedergegeben werden: 


„Die 18 im Zeitraum vom November 1928 bis zum September 1929 verlibten 
Bombenanſchläge in Schleswig-Holitein, Oldenburg und Hannover Haben im mejent- 
lihen nur die Türfüllungen, Mauerwerfe und FSenfterfcheiben der ihnen ausgeſetzten 
öffentlichen Gebäude, Autogaragen und Flaggenjtangen zerjtört und erſchüttert. 

Die Kernfrage iſt: was haben die Landvolkleute und ihr agitatorifcher Anhang 
dabei gedacht, was haben fie bezwedt, al fie, nach einer Periode wildeſter Hetzpropa—⸗ 
ganda in Wort und Schrift zu offenen Alten des Terrors übergingen ? Die Antwort 
ift, foweit das Ergebnis der Vorunterfuchung fie erlaubt, verblüffend einfach und Teines- 
wegs dramatiih: man wollte Keflame mahen... Man mwarimmervon 
neuem auf der Sude, wie man, ohne direkt Menſchenleben zu ge- 
fährden, die erhoffte Wirkung verſtärken fönnte. Denn das jcheint Har, Menſchen— 
leben follten bei dieſen Attentaten nit gefährdet werden. Man 
erfundigte ſich genau nad den WVerhältniffen des zur Sprengftoffpemonjtration aus— 
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geiuchten Gebäudes, infpizierte die ren, ber zu erjchredenden Bewohner, 
Shall und Raud follte alles fein. 


Alſo: Menſchenleben follten nicht gefährdet werden. — — 

Wie konnten die Bauern überhaupt zu den Bomben greifen? 

Eine törichte Frage für den, der als Stadtmenſch nie die Frohnarbeit 
der Bauern fennengelernt hat und nicht weiß, welche Art, mit den Bauern 
umzufpringen, jich die Beamten angemöhnt Haben. 

A man Ende Januar 1928 die auf Wunsch des Reichskanzlers von 
den Bauern nad) Berlin entfandten ordentlichen Männer jah, die fo gut 
mit fich reden ließen, trat an die Stelle der Angſt die gewohnte Über- 
beblichteit: 

„In Berlin wurde die Kommiffion von dem jebigen Landwirtfchafts- 
minifter Steiger empfangen, ihm follte die Kommiſſion zunächit die 
Wünſche allein vortragen — Enttäufchung! Diejenigen, die fich anfchidten, 
Notizen zu machen, wurden angeherrfcht: „Lajfen Sie das, das dürfen 
Sie nicht." Das Ergebnis diefer Berliner Fahrt ſchildert niemand treffen- 
der als ihr Führer Johannſen-Büſum: „Beim beiten Willen von Hergt 
(Reicheinnen-) und Schiele (Reichgernährungsminifter) kam es zu nichts. 
Auch gar nichts ift von unferem Unternehmen gefommen. Niemals iſt 
ein Erfolg zu jpüren gemwejen. Die Linke wollte die Rentabilität 
der Landwirtſchaft eben nicht. Die Prozedur in Berlin hatte den 
einzigen Erfolg, daß die Regierung in Berlin von arbeitenden Leuten 
die Wahrheit erfahren hatte.” 

Die Reichsregierung wollte helfen, al3 aber der damalige Reichsfinanz— 
minijter Dr. Köhler Steuerbefreiungen und Steuerermäßigungen in Aus- 
ficht ftellte, widerfprach der Minifterpräfident Braun: Man müfje 
der Stimmung des Bolfes Rechnung tragen! 

Diefe Schilderung der „Prozedur in Berlin” (mehr Komödie) findet ſich 
im Dr. Lueigebrune: „Neu⸗Preußens Bauernkrieg“. 

Die Bauern der deutſchen Nordmarfen find jchlecht beraten gemejen, 
als fie ihre Reife nach Berlin antrateır. 

Die Bauern hatten der Staatsregierung Zeit genug gelajjen, zumindeft 
den guten Willen zu zeigen, denn erft Ende November 1928, nad) 
9 Monaten weiteren vergeblichen Warten, plabten die eriten jogenannten 
„Bomben“, die Lärm machen, aber „nicht Menfchenleben gefährden 
follten”. Das behauptete die Regierungsprefje bis kurz vor Beginn des 
Prozeſſes. 

Konnte die Regierung helfen? 


Dieſe Frage muß geſtellt werden, denn auch der Staatsanwalt und 
das Gericht hätten ſich dieſe Frage vorlegen müſſen, bevor ſie die An— 
geklagten entſprechend be- und verurteilten. 
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Zahlen bemeifen: 

Die Länder und größeren Städte Deutjchlands —— jährlich rund 
120 bis 130 Millionen Mark Zuſchüſſe an die Theater, zahlten dieſen 
Betrag in den Jahren, al3 wegen Kleiner Steuerſchulden altererbter Ta- 
milienbejiß durch) den Staat unter den Hammer gebracht wurde. Die 
Länder bemilligten rund 40, die Städte rund 8O—I0 Millionen Marf Zu- 
fchüffe jährlich für Theater und Konzerte — aus der Steuerkaſſe. 

Die Regierung Braun ließ (1929) jich allein für die vier Berliner 
Staatstheater 8 Millionen Mark Zufchuß durch die Regierungsmehrheit 
bemilligen und der Landwirtſchaftsminiſter Steiger löſt, weil der Staat 
angeblich kein Geld hat, einen Teil der landwirtſchaftlichen Verſuchs⸗ 
und Forſchungsanſtalten auf. 

Die Bauern müſſen ihren Beſitz verkaufen, um dem Staat die ver— 
langten Steuern zu zahlen. 

Die Bauern müſſen ihren Beſitz unter den Hammer bringen 
laſſen, damit für jeden Theaterplatz und Spielabend in 
Berlin 3 Mark Zuſchuß gezahlt werden können. 

Die bei Theaterſtreitigkeiten tätigen Schiedsricher, meiſt Leute mit po— 
litiſchen Beziehungen, erhalten aus dieſen Steuergeldern für jedes ein- 
und mehrftündige Beifammenjein ein größeres Honorar als ganze Land- 
freife bei Uberſchwemmungen und Hageljhäden — ftaatliche Darlehen 
gegen Zins- und Rüdzahlung erhalten. 

Mufjolini Hat die Landwirtichaft wieder an die erfte Stelle der Volks— 
wirtſchaft gerüdt: „Noch ein Zentner mehr pro Hektar und mir ftehen 
fnapp dor dem Giege; ein weiterer Yentner, und wir werden erreicht 
haben, was geftern noch ein Traum, ein Wunder zu fein ſchien: Stalien, 
da3 allen feinen Söhnen Brot gibt! Nun ift e8 Zeit, höchſte Zeit, Milliar- 
den für das Land aufzumenden, wenn man nicht die Phänomene einer 
Wirtſchaftskriſe und völfifcher Defadenz, durch die andere Nationen 
bereitö bedroht find, heraufbeſchwören will.“ 

So ſprach Muffolini im Teatro Argentina in Rom zur felben Zeit, 
al3 man in Preußen den Bauern Die falte Schulter zeigte und fie nicht 
nach den Sternen greifen ließ, too die Menschenrechte unveräußerlich hängen. 

Die „Bauernpolitif” in Preußen erjchöpft fich in Phrafen und Platt- 
heiten, die alljährlich wie auf einer Drehorgel im Landtag abgeleiert 

werben. 

Hatte nicht der Minifterpräfident Braun in feiner Neujahrsrede 1926 
erklärt, daß die Landwirtſchaft fich auf Koften ber anderen Berufsitände 
bereichert habe? 

AB in jpäteren Jahren die erſten Hiobsbotichaften aus dem Lande 
auch in die Berliner Kanzleien drangen, da beauftragte der Innen— 
minifter feine Regierungspräfidenten zu erfunden, „ob die Lage als 
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geſpannt oder als gefährlich anzufehen fei, ob bejondere örtliche oder 
zentrale Maßnahmen angezeigt feien.” Denn den Bauern ging e3 angeb- 
lich gut, wie der „Vorwärts“, das Organ der Staatöregierung, am 8. — 
vember 1927 ſchrieb: 

„Die Lage der Landwirtſchaft iſt unvergleichlich viel günſtiger als in früheren Jahren. 
Zieht man örtliche Waſſerſchäden und die allgemeine Verſpätung der Ernte ab, ſo bleibt 
ein vor wenigen Jahren nicht erträumtes günſtiges Bild.“ 


Bauern und Büttel. 


In den Prozeßakten der Staatsregierung gegen die Bauern befindet 
ſich folgender Brief: 

„Der Regierungspräſident Schleswig, den 4. Dezember 1928. 
J.Nr. 1. BB. 1345 — 6 — 
Geheim! 

Am 25. v. Mts. Hat in Baumanns Gefellfchaftshaus in Itzehoe eine Verſammlung 
von Landwirten ftattgefunden, in der nach der in Abjchrift anliegenden Notiz aus Nr. 280 
de3 ‚Nordifchen KRurierz‘ vom 28. Nov. 1928 der Landwirt Frauen aus Hemme in Norder- 
dithmarſchen aufrühreriiche Reden geführt hat, die zum mindeften als Vergehen gegen 
$ 8 Biffer 1 de3 Republik-Schutzgeſetzes zu werten find. Um eine nachhaltige Wirkung 
gegenüber der um fich greifenden Steuerverweigerungsbewegung in der Landwirtichaft 
zu erzielen, würde ich e3 begrüßen, wenn da3 Ermittelungdverfahren gegen Srauen mit 
tunlichfter Befchleunigung und jo durchgeführt würde, daß die Öffentlichkeit Kenntnis 
bon dem Vorgehen der Stantsanwaltichaft, fei e3 Durch Zeitungsnotizen, ſei es durch 
Borladung de3 Frauen etwa nad) Mtona befommt. 

Sch Habe den Herrn Landrat in Heide erfucht, ſich dieſerhalb mit Ihnen in Verbindung 
zu jegen und wäre für Mitteilung des Ausganges des Verfahrens zu Dank verbunden. 
gez. Abegg. 

(8. ©.) gez. Peterſen, Regierungs-Kanzlei-Aififtent. 
An den Herren Oberftaatsanwalt in Altona.” 

Der Staatsanwalt empfängt nicht mehr feine Anmweifungen vom 
Auftizminifter, auch der Innenminiſter als Vorgejegter der Regierungs— 
präfidenten braucht jich nicht mehr zu bemühen, fondern dieje jelbft beein- 
fluffen Tempo und Ziel im Arbeiten der Staatsanmwaltichaft. So fehr ift 
der Mechanismus bereit3 entmwidelt geweſen und die. Staatsregierung 
fonnte das troßige Wort der Bauern vom Yebruar 1928 umkehren in: 
— Euch Gott, Ihr Bauern, wenn der Staatsanwalt losgelaſſen 
wird! 

Der Regierungspräſident Abegg miſchte ſich in ein ſtaatsanwaltliches 
Verfahren ein — ein Geheimbefehl gegen die Bauern! 

Die Abſchreckungstheorie, von den Sozialdemokraten gegenüber den 
gemeinen Verbrechern abgelehnt, ſoll gegen die Bauern auferſtehen. 

Wollte man aber aus Gründen der Staatsautorität und der Staats- 
taifon ſchwere Zuchthausftrafen Herausholen, dann mußten die Bauern 
vor ein Ausnahmegericht fommen. 
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Auch auf die Bauern ſollte der Regierungsgrundſatz angewendet 
werden: Über der richterlichen Unabhängigkeit fteht Die Staats— 
taifon!!) 

Der Abegg-Brief hat die preußifche Juſtizpflege bloßgeftellt, weil er 
bekundete, daß e3 eine unabhängige Rechtspflege in Preußen nicht mehr 
gibt. Gerade der grotesfe Ciertanz, den die Preſſeſtelle der Staats⸗ 
regierung wegen des Inhalts dieſer peinlichen Urkunde in der Offent⸗ 
lichkeit aufführte, überführte ſie. Die Irreführung der Offentlichkeit durch 
den Amtlichen Preußiſchen Preſſedienſt iſt durch ein rechtskräftiges Urteil 
des Schöffengerichts in Itzehoe offenkundig gemacht worden. 

Auch der befragte Innenminiſter Grzeſinski hat verſucht, um den 
heißen Brei herumzugehen. Er gab am 24. Juni 1929 dem Landtag 
eine Antwort, in der er den weſentlichſten Teil des Abegg-Briefes ver- 
ſchwieg, nämlich: „um eine nachhaltige Wirkung zu erzielen, würde ich 
e3 begrüßen.“ 

Aber das bleibt nebenfächlich gegenüber der Tatjache, daß er den 
ganzen Anhalt diefes Briefes kannte und ausdrüdlich Das Borgehen 
ſeines Regierungspräfidenten billigte: „Bu einer Beanftandung gibt Diejes 
Verhalten feinerlei Beranlaffung.” 

An folgender Feitftellung des Rechtsanwalts Dr. Luetgebrune iſt nicht 
zu drehen und zu deuteln: 

„Der Abegg-Brief übermittelt die Wünjche der Regierung, wie die 
Juſtiz den vermeintlichen politiichen Belangen des Regimes Rechnung 
tragen follte und man ſchützte diefen Wunſch durch die Marke, Geheim“ 
por unberufenen Augen. Es fommt nicht darauf an, ob auf diefem Wege 
es möglich geweſen wäre, das unabhängige Vorgehen eines deutſchen 
Richters zu beeinfluffen. & kommt allein darauf an, urkundenmäßig 
darzutun, daß politiiche Wünfche einer hohen politifchen Verwaltungs- 
ftelfe durch die erbetene Geftaltung eine3 Gerichtsverfahrens verwirklicht 
merden follten, um politiſch auf diefe Weife eine ‚nachhaltige Wirkung 
zu erzielen’. 

Das nennt man Politik in die Rechtspflege tragen! Das heißt, 
die Staatsraiſon über die Unabhängigkeit de3 Richters ftellen! Das Be- 
dauerliche, aber das Bezeichnende zugleich ift, daß der preußiſche Minifter 
des Innern findet, daß ‚ein jolches Verfahren keinerlei Veranlaſſung zu 
einer Beanftandung gibt‘) 

Regierungsgewalt und Rechtspflege dedten ſich hier und dedten ſich 
— gegenſeitig. 

2) Dieſe Regierungsmarime iſt, entgegen der Erklärung des Juſtizminiſters Dr. Schmidt 
im Landtage, nie beſtritten, geſchweige abgelehnt worden. 

2) Dr, Luetgebrune: „Neu⸗-Preußens Bauernkrieg.“ 
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Die Schlinge. 

In der Nacht zum 1. September 1929 verjengte eine am Reichstags- 
gebäude entzündete Bombe der Reichs- und Preußenregierung den 
Pelz. Die Wut der demo-ſozialdemokratiſchen Preſſe kannte feine Grenzen, 
aber nur in den beteiligten preußifchen Minifterien wußte man mit diejer 
verirrten Erplofion etwas anzufangen. 

Vielleicht war ihnen der Zwiſchenfall fogar willfommen, wenn es 
nämlich gelang, die hoffteinfchen „Bauern-Bombenleger“ nicht von Fühlen 
nordiſchen, jondern von politifch folgfamen Berliner Gerichten aburteilen 
zu lafjen. 

Während die Regierungsprefje ein Jahr hindurch übereinftimmend als 
einzigen Verſchwörerherd die Stadt Itzehoe in Holftein und daneben 
Altona bezeichnet hatte, entdedt fie nad) dem Bombenanfchlag auf das 
Reichstagsgebäude in Übereinftimmung mit der Regierung, daß Berlin 
das Verſchwörerneſt fei. Das Organ der preußiſchen Regierung, der „Vor— 
wärts“ bearbeitete in feinen Alarmmeldungen (f. oben) entjprechend die 
Öffentlichkeit. Die „Kreuzzeitung“ entlarvte am 17. September 1929 
das Treiben: 

„Die Berliner Aktion muß jo aufgebaujcht werben, weil man auf jeden Fall den Prozeß 
jelbit in Berlin Haben will, um ihn in dem geläufigen und vertraulichen Milieu, das gut 
präpariert ift, zu einer politifchen Hauptaftion gegen Rechts umzubiegen, die den Über- 
gang zum Republikſchutzgeſetz und legten Endes zur ſozialdemokratiſchen Diktatur bilden ſoll.“ 

Der Innenminiſter hatte ſchon am 12. September 1929 „eine Zentra- 
liſierung“ de3 Verfahrens gewünſcht und bereit3 am 16. September Tief 
er nach einer Konferenz der Polizei mit einigen Regierungspräfidenten 
in Altona amtlich mitteilen: 

„Die Feſtſtellungen haben ergeben, daß die verſchiedenen Bombenatientate, von 
denen die meiften ſchon jet reſtlos aufgeflärt werben konnten, auf eine einheitliche po- 
litiſche Bewegung rechtsradikaler, aftiviftifcher Kreife zurüdzuführen find. Als Mittel- 
punkt dieſer Bewegung ift allem Anfchein nach die Reichshauptſtadt anzuſehen. Es wird 
jetzt die Abgabe der in Berlin und Altona entſtandenen polizeilichen Ermittelungsakten 
an die Organe der Juſtiz in die Wege geleitet.“ 

Erſt viel ſpäter iſt bekannt geworden, daß tatſächlich zwei Polizei— 
präſidenten (Parteigenoſſen der Herren Braun und Severing) in einer 
amtlichen Beſprechung ihre Bedenken gegen die zuſtändigen Altonaer 
Richter geäußert hatten, denen fie perfönliche und politifche Sympathien 
für die „Bombenjchmeißer” nachjagten. 

Das in der Altonaer Beſprechung zwifchen Polizei und Regierungs- 
präfidenten, ſoviel befannt, unter Ausschluß der dortigen Staatsanwälte 
und Nichter,. erzielte und mitgeteilte Ergebnis veranlaßte die „Kreuz 
zeitung” den Schleier zu lüften; fie ſchrieb am 17. September: 

„Ohne jede Angabe von Gründen wurde diefe Zweckmeldung amtlich in die Welt 
gejebt, obwohl noch am Tage vorher der Altonaer Bolizeipräfivent Eggeritedt in einer 
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Preſſebeſprechung erklärt Hatte, daß ‚bie Attentate planmäßig von der Zandvolfbewegung 
vorbereitet worden find‘ und daß ‚Die Landvolkführer die Auftraggeber für die Ausführung 
der Anfchläge‘ geweſen feien, woraus eindeutig hervorgeht, daß der Mittelpunkt der Ver⸗ 
ſchwörung, auch in den Augen des Altonaer Poligeipräfidenten, ni cht in Berlin gelegen 
haben kann. Das muß um jo mehr unterftrichen werden, als bie jogenannte Aktion gegen 
die Nationalfozialiften, die von Berlin ausgehen follte und die Herr Eggerftedt bon 
der gegen die Landvolkbewegung trennte, bi3 jest zu feinem greifbaren Ergebnis geführt 
hat. Trogdem kündigte auch Here Eggerſtedt ſchon an, daß Die weitere Unterfuchung 
wahrſcheinlich nach Berlin übernommen werde. Die Abſicht, den Prozeß nad 
Berlin zu befommen, beftand alfo von Anfang an und man ijt dabei, 
fie rückſichtslos auszuführen. 

Sm Berlin felbft haben ſich bis jegt dafür nicht die geringiten ſtichhaltigen Gründe finden 
laſſen. Durch die Haftentlaffung von bier Perfonen tft Die ganze Aktion, die hier unter» 
nommen wurde, zu einem großen Teil ſchon zufammengebrochen. 

Trotzdem werden die Altonaer Verhafteten nad) Berlin transportiert. Unter allen 
Umftänden foll der Prozeß Hier vor ſich gehen. Er bildet, mie gejagt, den Hintergrund 
für fommende innerpolitifche Aftionen, die von den Herren Severing⸗Grzeſinski vorgeſehen 
find. Auch die Akten und Protokolle werden ſchon nach Berlin gebracht und ſo hat man 
in der Reichshauptſtadt alles beiſammen, bevor noch das Juſtizminiſterium eine Ent— 
ſcheidung über den Tagungsort des Prozeſſes gefällt hat. Man ſchafft eben vollendete 
Tatſachen und erleichtert damit dem Juſtizminiſterium die Entſcheidung. 

Das Juſtizminiſterium muß ſich eben Unterlagen verſchaffen, um ſeine Entſcheidung 
geſetzlich begründen zu können. Damit ſieht es aber ſehr triſt aus und es genügt, mit 
Verlaub, auch der Nachweis nicht, daß alle Attentate als eine einheitliche fortgeſetzte 
Handlung zu betrachten ſind und daß zwiſchen den Verhafteten in Berlin und Altona ein 
Zuſammenhang beſteht. 

Die Möglichkeit zur Verlegung des Prozeſſes nach Berlin wäre nur dann gegeben, 
wenn fi in Berlin die zentrale Leitung der Attentate befunden hätte. Dafür ift aber 
auch nicht der Schatten eines Beweiſes erbracht und fo jtelit fich die Überführung der Ver⸗ 
hafteten nad, Berlin al3 eine voreilige Handlung dar, mit dem durchſichtigen Zweck, 
Berlin unter allen Umſtänden zum Verhandlungsort zu machen.“ 


Die Schwäche des Zuftizminifteriums gegenüber dem Innenminiſterium, 
faum befürchtet, ward zur Tatfache: die Straffadhe gegen Heim und Ge— 
noffen wurde aus politifchen Zweckmäßigkeitsgründen den Altonaer 
Staatsanwälten und Richtern entzogen und ihren Berliner Kollegen 
übergeben! 

Die oppoſitionelle Preſſe empfand ſehr richtig, daß hier eine Benach— 
teiligung der Bauern beabſichtigt war, die eine Verletzung der Ver⸗ 
faſſung in ſich ſchloß, nach der niemand ſeinem geſetzlichen Richter ent⸗ 
zogen werden darf. 

Auch nicht unter fadenſcheinigen Vorwänden. 

Der Verteidiger der verhafteten Bauern, Rechtsanwalt Dr. Luetge— 
brune, telegraphierte an das Juſtizminiſterium: „Die Beſchuldigten be⸗ 
ſtehen auf ihrem verfaſſungsmäßigen Recht, vor heimiſche Richter geſtellt 
zu werden.“ 


Vergeblich. 
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Berlin ſtellte gegen die nordiihen Bauern den befonderen Unterfu- 
chungsrichter, Landgerichtsdireftor Dr. Mafur, den befonderen Staats- 
anwalt Eichholz und die erforderlichen Kriminalfommiffare, die in den 
Provinzen herumteiften und mehr Perſonen verhafteten, als der Unter- 
ſuchungsrichter behalten wollte und konnte. 

Am 18. September 1929 wurde die Vorunterſuchung in Berlin gegen 
28 PBerjonen eröffnet und gegen alle Haftbefehle exlaffen. 

Die Schlinge war. zugezogen. 

Bereit3 am 19. September begann die „Deutjche Beitung” damit, dem 
Juſtizminiſter Belehrungen über geltendes Recht und tatfächliche Rechts⸗ 
brüche zu erteilen: 


„Die Art und Weife, wie die Polizei gegenüber den angeblichen Berübern der Spreng- 
ſtoffanſchläge vorgeht, verläßt immer mehr den Rechtsboden, fegt fich in einen geradezu 
ungeheuerlichen Widerſpruch zu ben geltenden Rechtsvorſchriften, mit denen das Gut 
der perfönlichen Freiheit des deutſchen Menfchen vom Gejege umhegt it, und nimmt 
das Gepräge der Willkür an. Wäre nur eine Spur von Liberalismus in der Negierungs- 
prejje vorhanden, fo müßte ein Sturm der Entrüftung ob der kraſſen Rechtsverſtöße, 
die heute die Feſtgenommenen treffen und die morgen jeden anderen ereilen können, 
durch die deutſchen Lande fegen.... 

Nach 88 7, 8 der Strafprozeßordnung ift der Gerichtäftand bei demjenigen Gericht 
begründet, in deſſen Bezirk die Straftat begangen wurde bzw. der Angefhuldigte wohnt, 
Verſchleppt man einen Beichuldigten, wie das bei den holſteiniſchen und hannoverſchen 
Beſchuldigten nunmehr geſchehen iſt, vor ein Berliner Gericht, fo entzieht man ihn 
ſeinem geſetzlichen Richter. Das wäre nur dann ſtatthaft, wenn einwandfrei feſt⸗ 
ſteht, daß die Anſchläge außerhalb Berlins mit dem Reichstagsattentat zufammenhängen. 

Hat da3 Juſtizminiſterium wirklich fo wenig Fühlung mit der gejamten juriſtiſchen 
Welt, Daß e3 wiederum Überlajtung der auftändigen Stelle vorjchiebt? Es iſt in juriftifchen 
Kreiſen ein offenes Geheimnis, dag von einer derartigen Überlaftung zurzeit feine 
Rebe fein kann und daf demnach wiederum andere Gründe für die Sonderüber- 
weiſung vorliegen. In der Tat ſcheint dieſer Eindrud felbft bei der Staatsanwaltſchaft 
vorzuherrſchen, wo man im übrigen ebenfalls nur ein Kopfſchütteln für die mit einer 
Woche Verſpätung erfolgte Vorführung der Feſtgenommenen vor den ordentlichen 
Richter hat. Hier liegen offenſichtliche Rechtsverſtöße vor, die ſich immer mehr häufen 
und den Eindruck erwecken, als feien die Haren Vorſchriften des Rechts ein ‚Geben Bapier‘. 
Aus jolher Sant muß Vöfes eritehen.” ... 


Der Geh. Juftizrat Dr. TH. Wolff-Berlin aber fchrieb in einem 
Aufſatz: „Der Zuftand der Geſetzwidrigkeiten“ (Kreuzzeitung am 6. No- 
bember 1929). 


„Von ber politiichen Polizei find zahlreiche Verhaftungen und Hausſuchungen ohne 
richterliche Anordnung vorgenommen worden, ohne daß die Verhafteten in der geſetz⸗ 
lichen Friſt den zuſtändigen Richter zur Vernehmung und zur Beſchlußfaſſung über die 
Freiheitsentziehung vorgeführt wurden. Zahlreiche Staatsangehörige wurden längere 
Zeit, zum Teil auch länger als eine Woche, widerrechtlich der Freiheit entzogen, 21 Ge- 
fangene wurden am 17. Oktober von der Polizei widerrechtlich nad) 
Berlin verſchleppt. Diefem gejeßtwidrigen Verfahren reihen ſich die geſetzwidrigen 
Maßnahmen an, die am 9. Oktober bon der Polizei auf Befehl einer Höheren Stelle zur 
Belämpfung des Volksbegehrens verübt wurden. 
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Dem jebigen Buftand ſehr ähnlich war der ordnungsloſe Zuftand des Interregnums, 
während deſſen das Fauftrecht waltete, die Gejehe verhöhnt, die Verträge gebrochen 
wurden und Deutfhland ein Tummelplab der Willfür und der Verbrechen war. Es 
war der Zeitraum von 1250 bi3 1282, den Schiller ‚die Taiferlofe, die jchredliche Zeit‘ nennt.” 
Eine trogige Herausforderung des Juſtizminiſters — der aber ſchwieg! 
Eine kühne Herausforderung des Staatsanwalt? — auch der ſchwieg. 

Der Rechtsanwalt Dr. Luetgebrune führt in feinem Buch (©. 161/163) 
noch andere und nicht minder ſchwere Beichuldigungen gegen das Juſtiz— 
minifterium an, er jchließt feine Kette mit der Wiedergabe eigener Erfah- 
rungen: „Hinzugefügt mag werden, daß die erſten polizeilichen Verneh— 
mungen durch Beamte der Berliner politiichen Polizei in Altona mit 
Hilfe von Kantine und Zigaretten zujtande gekommen find. Hinzugefügt 
mag fchließlich fein, daß der Verteidigung jegliche Ausfprache über Art 
und Grund der Verhaftung auch in Gegenwart von Ermittlungsbeamten 
in diefem Stadium des Verfahrens rundweg abgejchlagen worden ift. 
Rechtsverletzungen kann man nicht mit einem Achjelzuden übergehen: 
der Zweck müſſe die Mittel heiligen.” 

Schändlicher als es in jenen Wochen in der Linkspreſſe gefchehen ift, 
konnte die Öffentlichkeit über die Taten der Berhafteten nicht — belogen 
werden. - 


Im Frühjahr 1930 faßen von den im Sommer 1929 Feftgenommenen 
nur noch 8 in Unterfuchungshaft. 

„Das Innenminiſterium nahm Anftoß an diefem Ergebnis. Denn im 
März 1930 ſchrieb der Bruder des Kieler Regierungspräfidenten, der 
Staatsſekretär Dr. Abegg, an das Yuftizminifterium und machte e3 
darauf aufmerkſam, daß die zahlreichen Haftentlafjungen mißfielen und 
im Lande die Wirkung hätten, als ob die Sache nicht fo ernft zu nehmen 
fei, daß durch die Entlaffungen die Landvolfbewegung einen Auftrieb 
erhalten habe und daß zu erwägen jei, ob die Entlaffungen überhaupt 
nicht regelmäßig der Entſcheidung des Oberlandesgerichts überlafjen 
werden müßten.“ ) 

Man denkt an „Wilhelm Tell": „Da raſt der See und will fein Opfer 
haben.” j 

Und der Staatsſekretär des Polizeiminifters, der jo Fritifierend und 
rügend fih um richterliche Handlungen befümmerte, ift derfelbe, der 
die Minifterial-Berfügung unterjchrieben Hatte, durch die die oſtjüdiſchen 
Eltern Barmats Wohltaten befonderer Art erlangten. 

Endlich, am 5. März 1930, wurde der bis dahin gelungene Verſuch, die Ge- 
richtsperhandlung von Altona nad Berlin zu verjchieben, durch Beſchluß 
des Kammergerichts durchkreuzt: die Strafjadhe gegen Heim und Ge- 


1) Dr. Luetgebrune a. a. O. Seite 171. 
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noffen mußte von dem Berliner wieder an das Altonaer Gericht zurückge— 
geben werden: „Ein Mißbrauch der Zuftiz war mißlungen.” (Dr. 
Quetgebrune.) 

Die Gefahr, daß der Bauern-Prozek in Berlin verhandelt wiirde, war 
wohl bejeitigt; aber wer wollte die Regierung hindern, für die hofftein- 
ſchen Bauern in Altona ein Ausnahmegericht zu beftellen? So 
murde e3 gemwollt und fo geſchah es. 

Heute kann gejagt werden, daß der zuftändige Landgerichtspräfident 
Scheepers-Altona fi privat und dienftlich gegen die Einfegung eines 
Ausnahmegerichts ausgejprochen Hatte. Diejes Gericht wurde ihm aber, 
volkstümlich gejagt, durch politifchen Drud vor die Nafe gefebt. 

Hier wiederholte fich, was einige Jahre zuvor in Berlin mit Erfolg durch- 
geführt worden war: die Ausfchaltung der zuftändigen Richter und Ein- 
haltung der nichtzuftändigen Kammer Siegert, (f. Braun-Bombe 
Seite 52 ff.). 

Zum Nachweis, wie hier verfahren wurde, foll der Teil der Revifions- 
begründung Dr. Quetgebrunes wiedergegeben werden, der fich gegen die 
Einfegung des Ausnahmegericht3 wendet: 

„Nach $ 81 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes kann ein auferordentliches Schwurgericht 
nachträglich beftimmt werben, wenn ‚im Laufe des Jahres eine Schwurgerichtätagung 
erforderlich wird, für die richterliche Mitglieder nicht ernannt worden find‘, 

Die Angeklagten machen hier geltend, daß eine willfürliche Auzfchaltung des gejeb- 
lichen Richters erfolgt ift. Schon bei der Frage der Führung der Vorunterfuchung hat die 
Juſtizverwaltung aus politifhen Gründen entgegen dem Votum der maßgeblichen 
Juſtizbeamten (Landgerichtspräfident Scheepers. D. Verf.) veranlaßt, daß die Vor— 
unterfuhung nicht im zuftändigen Oberlandesgerichtöbezirk Kiel, fondern im zuftändig 
gemadten Kammergerichtäbezirf Berlin geführt wurde. Die Polizeipräfidenten von 
Altona und Harburg Haben ſich bei einer Befpredung im ZJuftizminifterium 
dahin geäußert,. daß, wenn diefe Straffahe in Altona gejührt würde, 
und der regelmäßigen Tagung des dortigen Schwurgerichts demnächſt 
anheimfiele, Rihter über die Sache befinden würden, Die nach ihrer 
Meinung mit den Angeklagten fympathifierten. Trotz energifchen Widerſpruchs 
der ſtaatsanwaltlichen und richterlichen Beamten wurde durch die Juſtizverwaltung 
veranlaßt, daß mit Rüdficht auf das Reichdtagsattentat Berlin fir zuftändig beſtimmt wurde. 

Diefelben Erwägungen find nad Auffaffung der Angeklagten auch maßgebend für die 
Unberaumung der außerordentlihen Schmwurgerichttagung gemejen. 

Hinzu fommt noch, daß die außerordentliche Tagumg durch Die Juſtizverwaltung er- 
folgt ift, als ſchon das Hauptverfahren in dieſer Strafjache eröffnet war.” 

Für diefe Behauptungen werden Angehörige der Yuftizperwaltung, 
auch Polizeipräjidenten, al3 Zeugen genannt und außerdem wird auf die 
„Generalakten betr. außerordentliche Schwurgerichtstagungen de3 Land- 
gericht Altona” verwieſen. 

Das außerordentliche Schwurgericht Altona Hat im Intereſſe der 
Staatstaifon ebenjo zuverläffig gearbeitet, wie die Kammer Siegert die 
Erwartungen der Staatsregierung nicht enttäufcht hatte. 
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Das Urteil vom 31. Oktober 1930 beweiſt, daß die Schlinge um die 
Halskragen der Bauern gut gefnüpft geweſen ift. 

„Daß Menschenleben nicht zu beflagen waren, daß den Angeflagten jomit nicht die 
ſchwerſten Strafen nad) dem Geſetz zudiktiert werben mußten, banken fie lediglich einem 
guten Geſchick, das alle Anſchläge verhältnismäßig glücklich ablaufen Tief. Ihr 
Verdienft war e3 auf feinen Fall.” 

Das war nad) dem Organ der Staatsregierung, dem „Vorwärts“ vom 
1. November 1930, ein Teil der mündlichen Urteilsbegründung. 

Diefe Urteilsbegründung mußte fo lauten, denn nur dadurch Eonnten 
der Öffentlichkeit die erfchredend Hohen Buchthausftrafen verſtändlich 
gemacht werden. 

Es mußte dann jemand gelogen haben, denn im Sizungsbericht des 
Preußifchen Landtages vom 12. Juni 1931 heißt es (Spalte 21286): 

Kerff (Köln), Abgeordneter: 

„Wir dürfen noch bemerken, daß das Oberlandesgericht in Kiel in einem Schreiben 
im März d.%. (in der Begründung der Ablehnung eines beantragten achttägigen Ur— 
laubs fiir Klaus Heim) ausdrücklich die Überzeugungstäterichaft anerkannte und hervor⸗ 
hob, daß Klaus Heim bei den Bombenanfhlägen vorſorglich darauf achtete, 
daß feine Menſchenleben in Gefahr kamen.“ 


Der Bauer und ſein Richter. 
Die Bauernnot. 


Man will den Bauern davon überzeugen, daß der Staat von heute, 
obgleich die Verfaſſung und Geſetze es verbieten, das Recht hat, ihn, den 
Bauern, langſam und folgerichtig zu erdroſſeln, wirtſchaftlich abzuwürgen 
und ihn mit dem weißen Stab in der Hand von Haus und Hof ziehen 
zu laſſen. Das ſoll die Juſtiz als Recht des Staates beglaubigen. 

Man beweiſt ihm mit vielen Gründen, daß ſein Widerſtand gegen die 
zwangsweiſe Verſteigerung von 2 Ochſen durch die Regierung ein revolu⸗ 
tionärer Aft fei, geeignet, die Stantsautorität zu untergraben. 

Die Weimarer Parteien dagegen verlegen ihr eigenes politiſches Dogma, 
die Weimarer Verfaſſung, deren Artifel 164 lautet: „Der jelbjtändige 
Mittelftand in Landwirtichaft, Gewerbe und Handel iſt in Geſetzgebung 
und Verwaltung zu fördern und gegen Überlaftung und Aufſau— 
gungen zu ſchützen.“ 

Juriſten haben damit übereinſtimmend aus der Zivilprozeßordnung 
(88 811- und 813) nachgewieſen, daß der Geſetzgeber ein Privileg der 
Pfandfreiheit für den Landwirt aufgeftellt hat, d.h. daß Eingriffe in die 
Subftanz, welche den Wirtſchaftsbetrieb gefährden, nicht vorgenommen. 
werben dürfen. 

Die Bauern erkannten, daß ihre wirtjchaftliche Not eher verjchlimmert 
als gemildert wird, fie erkannten, daß die Negierenden fchuldig und 
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verantwortlich find, fie waren davon überzeugt, daß fie fich gegen die heute 
regierenden Politifer zu wehren hatten, um dem Staat die bisher zuber- 
läfligfte Stüge, den Bauernftand, zu erhalten. Das Meſſer ſaß ihnen 
an der Kehle. 

Der Bauer hatte feinen Glauben mehr an Recht und Nichter und 
ſchärfſtes Miktrauen gegen die Obrigfeit, die Gemalt über ihn ausübte. 

Zahlreiche Sachverjtändige haben den Altonaer Richtern nachgewieſen, 
daß der Bauer mit dem Steuerzettel in der einen und dem Kalender in 
der anderen Hand jederzeit felbft ausrechnen kann, warn er feinen Hof 
verlaffen muß. Die Richter zogen fich aber den Unwillen der politifchen 
Machthaber zu, die Darüber unzufrieden waren, daß die jämmerliche Not 
der Bauern fo breit und ungeſchminkt vor der Öffentlichkeit verhandelt 
wurde. Unter dem Eindrud der Sachverftändigen-Öutachten hat das 
Gericht in feiner fehriftlichen Urteilbegründung nach einem allgemein 
wirtſchaftlichen Rückblick anerkennen müſſen: 


„Unter dieſen Umſtänden wurden die erhöhten ſteuerlichen Laſten, 
deren Grund im weſentlichen in der Tributpflicht des deutſchen Reiches 
infolge der Friedensvertragsbindungen lag, in der Landwirtſchaft 
befonder3 drüdend empfunden. Die grundjählich ohne Rüdfiht auf das Einfommen 
zu entrichtende ftaatliche Grundvermögenzfteuer mit den Gemeindezufchlägen wirkte 
ſich in einzelnen Fällen ala ein Eingriff in die Subftanz der Betriebe aus. 
Die Rentabilität wurde für viele bänerliche Beſitzungen vernichtet, in anderen wurde fie 
empfindlich Herabgemindert. Es mußten im fteigenden Maße neue Laſten aufgenom- 
men werden, um ben fteuerlichen Anforderungen zu genügen. Damit traten zu den 
bereit3 borhandenen Schulden Zinsverbindlichkeiten, die in ihrer zeitweife 
außergewöhnlichen Höhe im Mißverhältnis zu den Abjagerlöfen für die Erzeugniffe 
ſtanden und eine weitere Untergrabung der Rentabilität bedeuteten. Während e3 den auf 
Lohnbezug angemwiefenen Streifen der Bevölkerung in der gleihen Weiſe gelang, eine 
Annäherung an die vertenerten Lebenshaltungskoſten zu erreichen, fam der Landwirt 
immer mehr zu dem Ergebnis, daß ihm troß intenfiver Arbeit ein Entgelt für die von ihm 
und feiner Familie aufgewandten Leiftungen nicht oder faum verblieb. 

Als Ende der abwärts gerichteten Entwidlung der Landwirtichaft jah vielfach der 
einzelne Bauer vor fi die Gefahr, die ererbte Scholle zu verlieren und damit 
von der Eriftenzgrumdlage für fich und die kommenden Gejchlechter losgeriſſen zu werden. 
Dieſe Beforgnis um die Zukunft der Landwirtichaft, Die Sorge um die Erhaltung der 
eigenen Scholle, fteigerte fich mit dem immer weiter fortfchreitenden Niedergang der 
einzelnen Betriebe zur inneren Not, die zufammen mit der wachjenden äußeren Not 
der jchrittweife zurücgehenden Lebens- und Wirtfchaftsführung den Grund zu einer 
ftarfen Berbitterung und Erregung der landwirtſchaftlichen Bevölkerung 
abgab. Man erwartete Abhilfe und eine durchgreifende Änderung der Wirtſchaftspolitik 
ſeitens der Regierung, deren allgemeine Einftellung man in den Kreiſen, denen die An- 
geffagten angehören, als der Landwirtfchaft nachteilig beurteilte.” 


Man ift erftaunt über dieje anjcheinend freimütige Sprache des Richters, 
aber — fie blieb ja als fehriftliche Urteilsbegründung in den Akten. Für 
die politiichen Zwecke der Staatsregierung blieb fichtbar und ver— 
wertbar, daß das Gericht die Anerkennung des „lbergejeglichen Not- 
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ftande3" ablehnte und das Sprengftoff-Gejeb vom Jahre 1884 gegen die 
Bauern anmwandte. 


Die Nichtanerfennung des „übergefeglihen Notjtandes”. 


Goethe fagte vor bald 110 Jahren zu Edermann: „Die Zeit ift in 
eiwigem Fortfchreiten begriffen und die menfchlichen Dinge haben alle 
50 Jahre eine andere Geftalt, fo daß eine Einrichtung, die im Jahre 1800 
eine Bollfommenheit war, ſchon im Jahre 1850 vielleicht ein Gebrechen iſt.“ 

Ich Habe den Teil der fchriftlichen Urteilsbegründung wiederholt gelejen, 
in dem die Verſchickung der Bauern ind Zuchthaus begründet wird. Die 
gelehtten Ausführungen des Nichter3 find in einer Sprache gefchrieben, 
die keiner der Verſchickten verjteht, jo daß er auch, nicht weiß, weshalb 
er bis zu 7 Jahren hinter Zuchthausmauern als Berbrecher ſitzen 
muß. 

Das Sprengftoffgefeg aus dem Jahre 1884 ift gegen die in- und aus— 
ländiſchen Verſchwörer erlaffen worden, die durch ihre Attentate auf 
gefrönte Häupter und Staatmänner den Staat ftürzen wollten und Daher 
gewollt Menjchenleben vernichteten. Die heutigen Machthaber menden 
jetzt, nad) 50 Jahren, ein Geſetz gegen die Bauern an, das |. Zt. gegen 
die den Sozialdemokraten politiich naheftehenden Terroriften gemacht 
worden mar. 

Zum Verftändnis der Revifionsverhandlung des „Bombenleger-Pro- 
zeſſes“ vor dem Neichögericht in Leipzig gebe ich nun den ſchickſalsſchwer— 
ſten Teil der Altonaer Urteilsbegründung wieder: 


„Aus Anlaß dieſes Schutzvorbringens hat das Gericht zunächit die Frage geprüft, 
ob den Angeklagten einer der Nechtfertigungs- oder Schuldausſchließungsgründe des 
geltenden geſchriebenen Rechts zur Geite fteht und ift zur Verneinung dieſer Trage gelangt. 

Die Anwendbarkeit des $ 52 StGB. entfällt, twie einer befonderen Begründung nicht 
bedarf; Notwehr im Sinne von $ 53 StGB. liegt nicht dor, weil die Ange- 
Hagten in feinem Kalle in Verteidigungsabficht gehandelt haben, ſich bei ihren Handlungen 
auch niemal3 einem Angreifer gegenüber befunden haben. Was endlich den Not- 
ftandsbegriff de3 $ 54 StBG. anlangt, fo find aud) feine Vorausfegungen für feine der 
Handlungen der Angeflagten gegeben. $ 54 StGB. betrifft lediglich Notjtandshandlungen 
zur Errettung von Leib und Leben. 

Mit der Berufung auf den ‚übergefeglichen‘ Notſtand ftügen fich die Angeklagten auf 
die von der neueren Rechtipredjung des Reichsgerichts anerkannte Rechtsentwicklung, 
zu welcher das Reichögericht die grundlegenden Ausführungen gegeben Hat. In Anlehnung 
an die letztgenannte Entſcheidung des Reichögerichts ift zunächſt feftzulegen, Daß Das deutſche 
Recht ein Handeln aus Vaterlandzliebe zum Schuß der bedrohten Staatsintereſſen nicht 
als einen allgemein gültigen Grund anerkennt, der den Täter von der gejeblichen Strafe 
zu befreien vermag (RG. Strafſ. Bd. 65 ©. 224). Des weiteren aber erachtet bad Schmur- 
gericht den Rechtfertigungsgrund eines ‚übergejehlichen‘ Notftandes im Sinne ber reichs⸗ 
gerichtlichen Rechtſprechung nicht für vorliegend. 

Es iſt zwar feſtzuſtellen, daß die Taten der Angeklagten aus der Überzeugung geboren 
worden find, die deutjche Landwirtihaft befinde fic) in einem Zuftand gegenmwärtiger 

Rechtöpflege. 2 
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hoher Gefahr, deſſen ungehemmte Weiterentwicklung zum Untergang dieſes lebens— 
wichtigen Teiles der Geſamtwirtſchaft führen würde. Darüber hinaus hat die Beweis— 
aufnahme inbefonder3 durch die Sachverſtändigengutachten in objeftiver Hinficht den 
Beweis erbracht, daß jedenfalls in den maßgeblichen Wirtfchaftsjahren 1927/1928 und 
1928/1929 für die deutjche Landwirtſchaft, insbefondere in Schleswig-Holftein und Han⸗ 
nover, ein folder Zuftand gegenmärtiger Gefahr auf breiter Grundlage gegeben mar. 

Trotzdem ift den Angeklagten der von ihnen in Anfpruch genommene Rechtfertigungs⸗ 
grund nicht zuzubilligen, weil ihren Taten die begrifflich zu fordernde Beziehung zu dem 
Notſtand als des zu ſeiner Beſeitigung notwendigen Mittels fehlt. Der Oberſatz, von dem 
das Reichsgericht in ſeiner Rechtſprechung ausgeht, iſt die Erwägung der von der Rechts⸗ 
ordnung geſchützten Nechtägüter und der von ihr anerfannten Rectzpflichten, deren Wider- 
freit nur durch die Verlegung des minderen Gute oder der niederen Pflicht gelöft werden 
kann, oder, wie das Reichögericht in Band 62 Seite 138 fagt: ‚Die Anerfennung des Recht- 
fertigungögtundes de3 ‚übergejeblichen‘ Notſtandes beruht auf dem Rechtsgrundgeſetz, daß 
es dann, wenn zwei rechtlich geſchützte Güter in Widerſtreit geraten und das eine nür auf 
Koften des anderen erhalten werden kann, nic)t gegen bie Rechtsordnung berftößt, alfo 
nicht rechtswidrig ift, das höherwertige auf Koſten de3 geringmwertigen zu wahren.‘ Die 
Vorausſetzungen einer folhen Guter⸗ oder. Pflichtenabwägung find, auch wenn man von 
der inneren Einftellung der Angeklagten als entſcheidend ausgeht, zu berneinen. Es fehlt 
in der maßgeblichen Ausgangsſtellung, welche zu der Löſung der Frage hätte führen 
fönnen, ob ‚die den äußeren Tatbeftand der Verbrechensform erfülfende Handlung das 
einzige Mittel ift, um da höhere Rechtsgut zu ſchützen“ (NE. Straf. Bd. 63 ©. 226). 
Die Gewaltsakte der Angeklagten waren Feinesfalls, und infomeit ift auch an der 
entjprechenden inneren Einftellung der Angeflagten fein Zweifel, ein Mittel, das 
unmittelbar zur Löfung des Notftandes hätte führen können. Die Angeklagten haben ihre 
Taten vielmehr bewußt unter den Leitgedanfen geftellt, zu d emonftrieren, Hinzumeifen 
auf die Not der Landwirtſchaft, um wirkſame Abhilfe auf den Plan zu rufen. Diefe Willens- 
beftätigung, für die der Augdrud ‚Propaganda der Tat‘ Anwendung finden kann, ift aber 
feine Notjtandshandlung, fein Mittel, da3 im Wege einer Giiter- oder Pflichten- 
abtwägung von den Angeklagten als angemefjen erkannt war, die gegebene gegenwärtige 
Gefahr zu befeitigen, gefchweige denn da ‚einzige Mittel‘ zur Löfung eines Notſtands⸗ 
fonfliftes, Verlegten die Angeklagten mit dem Zweck, für die Notlage der Landwirtfchaft 
zu demonftrieren, die Strafgejege, jo kann die Tatfache des Notftandes ihren Handlungen 
nicht das ihnen innenmwohnende Moment der Rechtswibrigfeit nehmen. 

Aus diefen Grlinden gebietet ſich die Ablehnung des Nechtfertigungsgrumndes, den die 
Angeklagten in der Form des ‚übergefeglichen Notftandes‘ für fid) in Anfpruch nehmen, 
und damit die Verurteilung der Angeklagten entjprechend den obigen Schuldfeitfiellungen.” 


In Die gemeine Sprache des Volkes überſetzt ließe fich dieſes 
Urteil am kürzeſten ſo formulieren: der Bauer hat Steuern zu zahlen 
und er kann ſchlimmſtenfalls, aber in Ehrfurcht, zum Bettler werden. 


— und bei den rheiniſchen Bauern? 


Dieſer Fall, der beweiſt, wie ſehr die Juſtiz vom Parlament abhängig 
ſein kann, hat mit den Demonſtrationen der nordiſchen Bauern faſt alles 
gemein, in der gerichtlichen Sühne aber gar nichts. 

Ende Februar 1926 brachen im Gebiet der Moſel Winzerunruhen aus. 
Die in Berncaſtel demonſtrierenden Bauern ſtürmten die ſtaatlichen Dienſt⸗ 
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gebäude, überrannten die Sperrfette der Beamten, holten u.a. den 
Oberſteuerſekretär Steffens heraus und mißhandelten ihn fo ſchwer, 
daß er lange Zeit in ärztlicher Behandlung fein mußte. Sämtliche Aften- 
ſchränke wurden auf die Straße geworfen, die Alten verbrannt und 
Kaſſenſchränke umgeftürzt. — 

Dieſer Tumult mußte der Regierung deswegen höchſt unbequem ſein, 
weil er während einer Zentrums-Verſammlung ausbrach, in der als 
Hauptredner die beiden Zentrumsführer, Prälat Kaas und Reichs— 
minifter a. D. d. Guerard fowie der Reichstagsabgeordnete Kerp 
über die Not der Winzer, über deren Forderungen und gegen die Steuer- 
pfändungen gefprochen hatten. („Berl. Lofalanzeiger” v. 26. Februar 
1926.) —— 

Es wurden 14 Perſonen wegen Aufruhrs verhaftet. 

Am nächſten Tage meldeten die Zeitungen: „Die Winzer erzwingen 
Sreilaffung der Berhafteten. Taufend Winzer zogen vor3 Gefängnis 
und verjuchten die Gefangenen zu befreien. In dieſer Eritifchen Situation 
war e3 nur dem Einlenfen des Staatsanwalts zu verdanfen, daß Blut- 
bergiegen vermieden wurde. Er hielt e3 für das befte, die Leute vorläufig 
in Freiheit zu ſetzen.“ Ba 

Wenn der Staatsanwalt fo rückſichtslos eingegriffen hätte, wie das in 
Holftein jpäter der Fall war, dann wären die Partei-Freunde des Zuftiz- 
minifter3 als geiftige Urheber fehr wahrjcheinlich auch auf die Anklagebank 
und ins Gefängnis gefommen: Kaas, von Guerard und Kerp. 


Die politiich-parlamentarifche Mafchine begann jofort fieberhaft zu 
arbeiten, um die Winzerbauern zu beruhigen und um die innerpolitifch, 
namentlich der Partei des Juſtizminiſters, peinliche Affäre aus der Welt 
zu ſchaffen; bereits am 2. März 1926 verhandelte der Preußiſche Landtag 
über folgenden Antrag: 


„Das Staatäminifterium wird erfucht, zur Linderung der Notlage des deutſchen Wein- 
baues mit aller Energie dahin zu wirken, daß ; 

‚1. die verfügbaren 11 Millionen Reichsmark fofort ausgeſchüttet werben und dabei ber 
größte Teil oder möglichft bie volle Summe zur Aufrechterhaltung der Wirtfchaft, 
insbeſondere auch zwecks Duchführung der Schädlingsbefämpfung a fonds perdu 
an bie Winzer verteilt wird; 

2. großzügige Maßnahmen zur Hebung des Abſatzes deutſcher Weine getroffen werden, 
insbefondere die nach dieſer Richtung unbedingt. erforderliche völlige Außerktaft- 
feßung der Weinfteuer in kürzeſtmöglicher Friſt erfolgt; 

3. bie Zollfäße für Auslandsweine bei den noch ſchwebenden bzw. bevoritehenden Witt- 
ſchaftsverhandlungen in einer den Lebensnotwendigfeiten de3 deutfchen Weinbaues 
entiprechenden Höhe feftgelegt werden.” 


Es verſtand ſich von felbit, daß der Minifterpräfident Braun und ſein 
Innenminiſter Severing gegen dieſe an ſich ſelbſtverſtändliche Haltung 
2* 
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des Landtages feinen Einfpruch erhoben, denn fie, vom Wohl- und Übel- 
wollen de3 Zentrums abhängig, wären dann in kürzefter Friſt durch einen 
Miptrauensantrag gejtürzt und aus der Regierung entfernt worden. 

Hinter den nordiihen Bauern ftand aber feine politifche Partei, die 
Braun und Severing zu fürchten hatten und die Juſtiz in Kiel und Altona 
mußte, daß gerade egemplarifche Strafen in Berlin gern gefehen werden 
würden. 

Die Regierung ift damals vor dem Ausbruch einer VBerzweiflungs- 
ſtimmung unter den Bauern eindringlichft gewarnt worden. Sie hat die 
Beichen der Beit nicht verftanden oder aber in den Wind gefchlagen. 
Was damals im Landtag gefprochen wurde und fpäter gejchehen ift, 
foll den Leſer davon Überzeugen, daß die Juſtiz fic) den Zentrums- 
Winzerbauern gegenüber von einer anderen Geite gezeigt hat, als in 
Holitein, wo die Bauern nicht diefer Partei angehören. 


Abgeordneter Winterich (Köln): „.... Wir wiſſen ganz genau, daß der Sturm 
auf die Finanzämter und Finanzkaſſen Fein Allheilmittel ift, um die Notlage der Winzer 
und Kleindauern zu mildern; aber wir verjtehen den Ausbruch der ungeheuren 
Wut, die in den Reihen der Winzer und Kleinbauern herrſcht .... Von den Finanzämtern 
werden ohne Rückſprache, ohne irgendwelche Ausfprache, ohne irgendwelche Kenntnis der 
Notlage der Kleinbauern und Winzer die Steuern in einer Weiſe heraufgefchraubt und 
beraufgejegt worden find, bie bei der Notlage der Sleinbauern und Winzer untragbar 
geworden ift. Unter diefen Umftänden ift es begreiflih, daß die Kleinbauern im 
Hunsrück ſchon vor 3 Wochen erklärt haben, daß jie jich der Staatsgewalt 
widerfegen würden. Wir warnen die Reichsregierung und die Landesregierung davor, 
etwa zu glauben, daß diefe Stimmung jegt durch; Maßnahmen der Staatsanwaltichaft 
niedergefnüppelt werden Fönnte, indem man dazu übergeht, jet einige Dußend Leute 
ins Gefängnis zu ſchicken....“ 


Abgeordneter Schwedt: „Die Vorgänge in Berncaftel find eine Verzmweiffungstat 
der rheinischen Winzer... Bisher find nur halbe Maßnahmen ergriffen worden. Sie be- 
ftehen in GSteuererleichterungen und Steuerftundungen. Es muß durchgreifend geholfen 
werden. Wir Haben deshalb beantragt, daß die rückſtändigen Steuern völlig niedergefchlagen 
werden und daß die Staatöfteuern flir 1926 erlaſſen werben. Wir find und darüber klar, 
daß der Winzerftand in diefem Jahr überhaupt feine Steuern zahlen kann." 


Abgeordneter Dr. Heß (Ahrweiler): „Eine Reihe von Mitgliedern meiner Frak⸗ 
tion aus dem Neichötag hatten, und zwar zunächſt in Koblenz und dann in Kodem, 
Winzerverſammlungen einberufen, um fich mit den Winzern über ihre ſchwere Not zu 
unterhalten. Eine ähnliche Kundgebung war dann in Berncaftel beabfichtigt; auch 
dorthin waren Taufende von Winzern der Mittelmofel zufammengeftrömt. Nun hatten 
fich einige aufgeregte Elemente unter diefer Riefenmafje dahin vergeffen, die große Menge, 
die ſowieſo ſchon mit Exploſivſtoff geladen war, zu unbedadhten Maßnahmen 
zu verleiten. Man hat verjchiedene Dienftgebäude geftürmt, es ift zu De- 
molierungen innerhalb diefer Dienftgebäude gefommen und was jonft noch 
paffiert ift, weiß man einftweilen noch nicht genau. 

Aus welchen Gründen haben fich die unglüdlichen Leute zu den unglüdjeligen Maß— 
nahmen hinreißen lafjen? Das Waſſer ftand ihnen bis zum Halſe und jie mußten nicht 
mehr ein noch aus. Es genügt dann ein unbedachtes Wort, um den Funfen ins Pulverfaß 
fliegen zu laſſen und die ganze Sache zur Explofion zu bringen. Aber über eines follte 
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fich vor allen Dingen die Staatsregierung Klar fein. Die Staatöregierung 
hat jest m. E. nicht die Aufgabe, al3 Rächer der verletzten Staatsautorität 
aufzutreten, 

(ſehr richtig! im Zentrum und links) 
fondern fie hat die Aufgabe, den Gründen nachzugehen, aus denen heraus 
es zu diefen Dingen gekommen ift, 

(jehr wahr! im Zentrum und links) 
und fie Hat ſchließlich Die Aufgabe, ihrerjeits nun endlich dafür zu forgen, daß fo etwas 
für die Zukunft unmöglich gemacht wird, — unmöglich gemacht wird dadurch, daß das 
ganze Übel nun endlich einmal an der Wurzel und am Kern ergriffen wird. 

Die Vorkommniſſe in Berncaftel find auch nichts anderes als ein — allerdings ſehr 
ergreifender — Beweis daflir, daß die Leute in Verzweiflung geraten find und daß die 
Staatsregierung zweifellos da unten nunmehr etwas guizumaden hat.” 

Sobottla: „Ich ftelle fet, daß der Herr Landwirtfchaftsminifter gar nicht anweſend 
it, trotzdem dieje Ausſprache bereit3 2 Stunden dauert.” 

Berkemeyer: „Die Eoloffale Erbitterung der Winzer tft auf das rückſichtsloſe Vor⸗ 
gehen der Finanzämter zuridzuführen. Zahlreiche Pfändungen find vorgenommen wor— 
den, Gegenftänbe jollen verkauft werben, die Die Leute durch ihrer Hände Arbeit erworben 
haben. Sie hängen an dieſen Gegenftänden und fuchen infolgedejfen mit allen Mitteln 
zu verhindern, daß ihnen dieje teuren Gegenftände verfauft werden follen.” 

Bieiter: „Das Hohe Hau ift aus jeiner Ruhe aufgefchredt und mancher 
mag ſich wundern, daß fo plöglich Unruhen fich zeigen. Andere aber meinen mohl mehr 
mit Recht, daß e3 ein Wunder ift, daß die Unruhen nicht ſchon früher eingetreten find. 
Es ift gerade auf der Landwirtſchaft, wozu auch die Winzer gehören, mit Füßen herum- 
getrampelt worden. 

Sorgen wir dafür, daß die Slammenzeichen vereinzelt bleiben. 

Sorgen wir dafiir, daß nicht neue gewaltſame Ausbrüche diefen erſten folgen.” 

Jacoby-Raffauf (Bentum): „Daß ed endlich zur Erplofion gefommen ift, ift gut 
zu verſtehen. Wir heißen das gewiß nicht gut. Aber wir heißen es auch nicht gut, 
daß der Staat jeht jagt: die Staat3autorität muß gemahrt bleiben. j 

Der Staat und das Reich find für das Vollda und haben dafür zu 
forgen, daß das Volk leben kann.“ 


So ſprachen die Abgeordneten der verjchiedenften Parteien flir die 
Winzerbauern. 

Ich habe nicht feſtſtellen können, daß im Landtag zugunften der nordi- 
ſchen Bauern bei der Staatsregierung auch fo um Verſtändnis für ihre 
Notlage und für ihre Vergehen gegen die Staat3autorität geworben 
worden it. 

Zwei Tage jpäter, am 4. März, mithin eine Woche nad) dem Sturm 
auf die Zoll- und Finanzämter, jagte der Finanzminifter die Bereit- 
ftelfung von 11 Millionen Mark für die Winzer zu und am gleichen Tage 
genehmigte der Landtag (Hauptausſchuß) den Antrag. 

Die Unruhen an der Mofel unterjcheiden ſich in ihrem Ziel durch nichts 
bon denen im Norden, dieſe find dazu indgejamt viel glimpflicher abge- 
laufen und trogdem — 

trogdem Hat die Juſtiz ihre Taten anders beurteilt. 


22 1. Klaus Heim. 


Es find freifich die beiden Abgeordneten des Zentrums geweſen (Dr. Heß 
und Jacoby-Raffauf), die der Staatsregierung und befonder3 dem 
Yuftizminifter größte Zurückhaltung feiner Staatsanwälte gegenüber den 
- Rebellen und — Barteigenofjen an der Mojel, ihren Wählern, nahelegten. 

Mit Erfolg. 

Diefer Erfolg kann auch den geiftigen Urhebern des Sturmes auf die 
„verſchiedenen Dienſtgebäude“ zuftatten, über die die „Rote Fahne” am 
3. März 1926 fchrieb: „Diefelben Zentrumzführer, die erft die Empörung 
entfacht Hatten, riffen aus, kniffen feige, al3 die Winzerbauern auf die 
Straße gingen und für ihre Forderungen demonitrierten.” 

29 .Winzerbauern wurden im Juni 1926 vors Gericht geftellt. Es 
wurden verutteilt: 

13 Angeflagte wegen ſchweren Landfriedensbruches zu 6 bis 8 Mona- 

ten Gefängnis, 
4 Zr wegen Zandfriedensbruches zu je 3 Monaten, 
12 „ ‚wurden freigejprochen, darunter 2 Rädelsführer. 

Bei der Urteilverfündung erhielten 5 Verurteilte jofort 3 Jahre 
Bewährunggsfriſt zugebilligt. 

Die Zentrumswähler an der. Mofel find nicht allein mit einem: blauen 
Auge davon gefommen, der Staat hat ihnen fofort 11 Millionen Mark 
geſchenkt und in bar auszahlen lafjen. 

Am 1. Juli 1926 verfprach der Zuftizminifter die wohlmollende Prüfung 
der inzwiſchen eingegangenen Gnadengeſuche. 

Zeitungämeldung am 22. September 1926: 


„le wegen der Unruhen in Berncaſtel verurteilten Perſonen ſind mit Bewährungs- 
friſt begnadigt worden.” 


Für die Zentrumswähler: Sanfte Juſtiz und obendrein als Zuckerbrot 
geſchenkte 11 Millionen Mark. 

Für die anderen Parteien angehörenden nordiſchen Bauern: Schredeng- 
Juſtiz und Peitſche, nämlich: Zuchthaus! 


Im Beidenflether Bauernprozeß (Itzehoe) wurden 57 ſchleswig— 
holſteiniſche Bauern angeklagt, weil ſie bei der beabſichtigten Pfändung 
bon 2 Ochjen ſich aufſäſſig verhalten hatten. Es wurden verurteilt: 2 Bauern 
zu 3 Monaten Gefängnis und 24 Bauern zu je 6 Monaten Gefängnis. 

Die insgeſamt 160 Monate Gefängnis für wenig mehr al paſſiven 
Wideritand, denn es wurde gegen die Pfändungsbeamten feine Gemalt- 
tätigteit verübt, genügten dem Staatsanwalt nicht, denn er hatte, wie 
immer in ähnlichen Fällen, wohl eine aus Berlin vorgefchriebene Marfch- 
route. Er legte wegen des Strafmaßes Berufung ein, weil das Gericht 
nicht jenem Antrag gemäß auf 376 Monate Gefängnis erkannt hatte. 
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Die Willkür im Strafpollzug: 


Mit dem Bauern macht man nicht viel Federleſens. 

Am 28. September 1929 wurden der Bauer Wilhelm Hamfens und 
fein Mitarbeiter MuthHmann!) durch Gerichtsbeſchluß aus der Unter- 
ſuchungshaft in Berlin entlaffen und — — 

im Gericht3hof von Kriminalbeamten fofort wieder verhaftet, die 
Straße vor dem Unterfuchungsgefängnis war durch Schubpolizei abge- 
jperrt worden. 

Die politifche Polizei hatte erneute Feftnahme befohlen. 

Was nutzte eine Beſchwerde? Der Berliner Polizeipräfident begrün- 
dete die Feſthaltung mit der Abficht, Hamfens und Muthmann als — — 
Zeugen zu vernehmen. 

Eine vorläufige Feſtnahme von Perſonen als Zeugen, die bis dahin 
jederzeit in der Unterſuchungshaft erreichbar geweſen waren, das durfte 
ſich die Polizei auch nur bei Bauern erlauben. 

Der Richter wurde hier, obgleich das Geſetz die Vorführung innerhalb 
24 Stunden verlangt, willkürlich ausgeſchaltet. 


„Die politiſchen Rückwirkungen ſolcher Freiheitsberaubungen, die ſich gegen einen 
verhahien tatkräftigen politiſchen Führer richten und von denen ſich dann ergibt, daß ſie 
nicht aufrechtzuerhalten find, müſſen natürlich entgegengeſetzt laufen, als man beabjich- 
tigie. Jetzt ſieht der Bauer, daß einer ſeiner Führer von der Republik in einer Weiſe 
re die, vielleicht noch eben geſetzlich wahrer Gerechtigkeit ing Geſicht 

ägt. 

Das Geſetz beftimmt, daß ein Verurteilter die Auffchiebung der Voll- 
jtredung einer Strafe bis zu 4 Monaten begehren kann, jofern durch die 
Vollſtreckung dem Verurteilten oder feiner Familie erhebliche, außerhalb 
des Strafzwecks Tiegende Nachteile erwachjen. 

Die Juſtiz erfor fich aber den mißliebigen Führer der Landvolkbewegung, 
Wilhelm Hamkens, zu ihren Verfuchen, feinen Anhängern durch eine ab- 
ichredend Harte Behandlung Reſpekt beizubringen. 

Hamkens war zu 4 Monaten Gefängnis verurteilt worden, mweil er 
mit anderen Bauern die Verfteigerung von 2 Zugochjen hatte verhindern 
wollen. Hamfens erhielt am 17. April die Aufforderung, feine Strafe 
jpäteften3 am 1. Mai anzutreten. Das bedeutete für Hamkens Die Entfer- 
nung aus feiner Wirtſchaft, gerade während derHauptarbeit, bisEnde Auguſt. 

Der Verteidiger beantragte Strafaufjchub — 

der Staatsanwalt lehnte ab! 

Der Verteidiger legte Beſchwerde ein — 

der Generalftaatanmwalt wies die Beſchwerde als unbegründet zurüd! 


%) Der Fahnenträger von Neumüniter. 
2) Berliner Zofalanzeiger. 
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Es find freilich die beiden Abgeordneten des Zentrums geweſen (Dr. Heß 
und Jacoby-Raffauf), die der Staatöregierung und bejonder3 dem 
Juſtizminiſter größte Zurückhaltung feiner Staatsanwälte gegenüber den 
Rebellen und — Barteigenoffen an der Mofel, ihren Wählern, nahelegten. 

Mit Erfolg. 

Diefer Erfolg kann auch den geiltigen Urhebern des Sturmes auf die 
„verjchiedenen Dienftgebäude” zuftatten, über die die „Rote Fahne” am 
3. März 1926 jchrieb: „Diefelben Bentrumsführer, die erſt die Empörung 
entjacht hatten, tiffen aus, fniffen feige, ald die Winzerbauern auf die 
Straße gingen und für ihre Forderungen demonftrierten.” 

29 ‚Winzerbauern wurden im Juni 1926 vors Gericht geftellt. Es 
wurden berutteilt: 

13 Angeflagte wegen ſchweren Landfriedensbruches zu 6 bis 8 Mona- 

ten Gefängnis, 
4 er wegen Landfriedensbruches zu je 3 Monaten, 
12 n „wurden freigefptochen, darunter 2 Rädelsführer. 

Bei der Urteilsverkündung erhielten 5 Verurteilte ſofort 3 Jahre 
Bewährungsfriſt zugebilligt. 

Die Zentrumswähler an der Moſel ſind nicht allein mit einem blauen 
Auge davon gekommen, der Staat hat ihnen ſofort 11 Millionen Mark 
geſchenkt und in bar auszahlen laſſen. 

Am 1. Juli 1926 verſprach der Suftizminifter Die wohlwollende Prüfung 
der inzwiſchen eingegangenen Gnadengeſuche. 

Zeitungsmeldung am 22. September 1926: 


„Alle wegen ber Unruhen in Berncaftel verurteilten Perjonen find mit Bewährungs- 
frift beguadigt worden.“ i 


Für die Zentrumsmwähler: Sanfte Zuftiz und obendrein als Buderbrot 
geichenkte 11 Millionen Marf. 
Für die anderen Parteien angehörenden nordiichen Bauern: Schreckens⸗ 
Juſtiz und Peitſche, nämlich: Zuchthaus! 


Im Beidenflether Bauernprozeß (Itzehoe) wurden 57 ſchleswig⸗ 
holſteiniſche Bauern angeklagt, weil ſie bei der beabſichtigten Pfändung 
bon 2 Ochjen ſich aufſäſſig verhalten hatten. Es wurden verurteilt: 2 Bauern 
zu 8 Monaten Gefängnis und 24 Bauern zu je 6 Monaten Gefängnis. 

Die insgefamt 160 Monate Gefängnis für wenig mehr als paſſiven 
Widerſtand, denn es wurde gegen die Pfändungsbeamten feine Gewalt⸗ 
tätigkeit verübt, genügten dem Staatsauwalt nicht, denn er hatte, wie 
immer in ähnlichen Fällen, wohl eine aus Berlin borgejchriebene Marfch- 
toute. Er legte wegen de3 Strafmaßes Berufung ein, weil dad Gericht 
nicht feinem Antrag gemäß auf 376 Monate Gefängnis erfannt hatte. 
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Die Willkür im Strafvollzug: 


Mit dem Bauern macht man nicht viel Federleſens. 

Am 28. September 1929 wurden der Bauer Wilhelm Hamkens und 
fein Mitarbeiter Muihmann!) duch Gerichtsbeſchluß aus Der Unter- 
fuhungshaft in Berlin entlaffen und — — 

‚im Gerichtshof don Kriminalbeamten fofort wieder verhaftet, die 
Straße vor dem Unterſuchungsgefängnis war durch Schutzpolizei abge- 
fperrt worden. 

Die politiiche Polizei Hatte erneute Feitnahme befohlen. 

Was nubte eine Beſchwerde? Der Berliner Bolizeipräjident 
dete die Feithaltung mit der Abſicht, Hamkens und Muthmann als — — 
Zeugen zu vernehmen. 

Eine vorläufige Feſtnahme von Perſonen als Zeugen, die bis dahin 
jederzeit in der Unterſuchungshaft erreichbar geweſen waren, das durfte 
ſich die Polizei auch nur bei Bauern erlauben. 

Der Richter wurde hier, obgleich das Geſetz die Vorführung innerhalb 
24 Stunden verlangt, willkürlich ausgeſchaltet. 

„Die politiſchen Ruckwirkungen ſolcher Freiheitsberaubungen, die ſich gegen einen 
verhaßten tatkräftigen politiſchen Führer richten und von denen ſich dann ergibt, daß ſie 
nicht aufrechtzuerhalten ſind, muſſen natürlich entgegengeſetzt laufen, als man beabjich- 
tigte. Jetzt ſieht der Bauer, daß einer ſeiner Führer von der Republik in einer Weiſe 
rede die, vielleicht noch eben gejehlich, wehee Gerechtigkeit ins Geſicht 

äg 

Das Geſetz beſtimmt, daß ein Verurteilter die Aufſchiebung der Voll— 
ſtreckung einer Strafe bis zu 4 Monaten begehren kann, ſofern durch die 
Vollſtreckung dem Verurteilten oder ſeiner Familie erhebliche, außerhalb 
des Strafzwecks liegende Nachteile erwachſen. 

Die Juſtiz erkor ſich aber den mißliebigen Führer der Landvolkbewegung, 
Wilhelm Hamkens, zu ihren Verſuchen, feinen Anhängern durch eine ab- 
ichredend Harte Behandlung Reſpekt beizubringen. 

Hamkens war zu 4 Monaten Gefängnis verurteilt worden, mweil er 
mit anderen Bauern die Verfteigerung von 2 Zugochjen hatte verhindern 
wollen. Hamkens erhielt am 17. April die Aufforderung, feine Strafe 
fpäteftens am 1. Mai anzutreten. Das bedeutete für Hamkens die Entfer- 
nung aus feiner Wirtichaft, gerade während derHauptarbeit, bisEnde Auguſt. 
“ Der Verteidiger beantragte Strafaufſchub — 

der Staatsanwalt lehnte ab! 

Der Verteidiger legte Befchwerde ein — 

ber Generalſtaatsanwalt wies die Beſchwerde als unbegründet zurüd! 


4) Der Fahnenträger von Neumünfter. 
2) Berliner Zofalanzeiger. 
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‚Der Berteidiger appellierte an den Juſtizminiſter: „Hamkens ift in 
feiner Wirtfchaft unabkömmlich, er hat eine erkrankte Frau, die fich wegen 
ihrer Krankheit jeit vier Monaten von Haus und Hof fernhalten muß, 
Hamkens hat 3 Kinder im Alter von eineinhalb, zweieinhalb und dreieinhalb 
Jahren. Wirtfchaft und Kinder werden verwaiſt. Hamkens muß fich als 
Angeklagter auf den großen Bombenlegerprozeß vorbereiten, mit ſeinem 
Verteidiger verhandeln — — — 

Der Juſtizminiſter drahtete zurück: „Strafaufſchub für Hamkens nicht 
angängig.“ 

Genau 1 Jahr zuvor hatte Barmat von den Juſtizbehörden — Be⸗ 
währungsfriſt erhalten. 

Dafür hatte er früher geſchmierte Beziehungen zu Politikern. 

„Zum Hamburger Derby im Juni 1930 waren die Gebrüder Sklarek 
frei, Geſchäft ift befjer als Politik!“1) 

Da Hamkens ſich nicht rechtzeitig freimillig ftellte, erfchienen am 2.Mai 
3 Landjäger und nahmen ihn vom Felde, mo er mit feinen 3 Kindern war, 
weg und brachten ihn ind Gefängnis nach Altona. 

Das Urteil hatte ihn al3 Überzeugungstäter anerfarınt, dem das Recht 
zuftand, im Gefängnis bürgerliche Kleidung zu tragen. Man ftedte ihn 
aber in alte Sträflingskleidung und entzog ihm alle Möglichkeiten, ſich 
für den fommenden Prozeß vorzubereiten. 

Der Juſtizminiſter dedte dieſe, vorjichtig gejagt, Verwaltungs— 
ſchlamperei: „Dem Gtrafanftaltzvorfteher war infolge eines Verſehens 
nicht befannt, daß in dem Urteil gegen Hamkens anerfannt war, daß er 
ſich zu feiner Straftat auf Grund feiner politiichen Überzeugung für ver- 
plichtet gehalten hatte.” 

Und während die Juſtiz den Führer der Bauern Hinter Gefängnis- 
mauern hielt, bereitete fie jelbft die Prozejje gegen ihn und feine Anhänger 
vor. „Das Huge Verſtändnis des leider zu früh veritorbenen Landgerichts- 
präfidenten Scheeper3 in Altona jchaffte Rat und Hilfe. Im alljeitigen 
Verſtändnis murde vereinbart, daß die zahlreichen Heinen Landvolf- 
prozeſſe nach Erledigung des großen Bombenleger-Brozefjes ſtattfinden 
ſollten. Alles ging befriedigt in Urlaub, der Landgerichtspräſident, der 
Vorſitzende des Itzehoer Shoffengerichts, der Staatsanwalt — und die 
Zeit für die durch Hamkens Verhaftung ſo erſchwerte Vorbereitung der 
Prozeſſe ſchien gewährleiſtet.“) 

Durch dieſen Plan, kaum entworfen, machte das Juſtizminiſterium einen 
energiſchen Strich. Die abgereiſten Richter und Staatsanwälte mußten 
ihren Urlaub unterbrechen und, trotz Gerichtsferien, am 14. Juli mit 
den Landvolk⸗Prozeſſen in Ibehoe beginnen. 


1) Dr, Luetgebrune a. a. O. ©. 179. 
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- Der Verteidiger drahtete an den Generaljtantsanwalt und an. den 
Yuftizminifter: „Glatte Abwicklung der Landbolk-PBrozefje gänzlich un- 
möglich, wenn nicht wenigſtens Hauptbeteiligter, Landvolfführer Hamfenz, 
ſofort Strafurlaub zur Prozeginftruftion von Gefängnis erhält. Erbitte 
drahtliche Urlaubzerteilung.” 

Der ZYuftizminifter antwortete nach 8 Tagen: „Kein Strafurlaub. 
Suftizminifter.” 

Der Leidensweg Hamkens ift damit keineswegs erjchöpft, er führte 
ihn noch in den Machtbereich des Regierungspräfidenten Dr. Abegg in 
Kiel und den der Polizei. 

Aber das hat mit der „gefeifelten Juſtiz“ als folcher nicht? mehr zu tun. 

Läßt fich in diefer Behandlung der Bauern durch die preußiiche 
Juſtiz der machtpolitifche Einfluß der Sozialdemokratie auf den von ihr 
abhängigen YZuftizminifter erkennen? 

Man wird das aus vielen Yußerungen führender Sozialdemokraten 
folgern müffen und wie eiferfüchtig diefe darliber wachen, daß der Bauer 
fich dudt, beweift die folgende Anfrage des Abgeordneten Kuttner 
im Landtage am 12. April 1929: 


„Nach einem Bericht der ‚Deutfchen Zeitung‘ vom 12. April 1929 Haben die in Itzehoe 
wegen gewaltfamen Vorgehens gegen Steuerbeamte angeflagten Land- 
bündler ein Shympathietelegramm der im Kyriger Landfriedensbruch- 
prozeß Verurteilten und bedingt Begnadigten erhalten, deſſen Text lautet: 
‚Kopf Hoch! Hoffentlich können wir ung bald zufammen bemähren!' 

Trifft die Darftellung der ‚Deutjchen Zeitung‘ zu? Falls ja, gedenkt das Staatsmini⸗ 
ſterium dieſe Verhöhnung eines ſtaatlichen Gnadenerweiſes mit ſeinem Widerruf zu 
beantworten?" 

Für die Sozialdemokraten ift das Solidaritätägefühl untereinander 
eine Slaubenzjache, aber wenn die Bauern in ihrer Not ſich nur gegen- 
feitig ermuntern, dann fchlagen die Sozialdemokraten Lärm und erwarten 
Ahndung. 

Der Juſtizminiſter Dr. Schmidt antwortete: „Die Staatsanwaltſchaft wird beſonders 
darüber wachen, ob das fernere Verhalten des Verurteilten (in Kyritz) zu der Annahme 
Anlaß gibt, daß er der ihm zuteil gewordenen Vergünſtigung unwürdig ſei und wird 
in diefem Falle entfprechende Anträge ftellen.” 

ch möchte diefen Abſchnitt Durch auszugsweife Wiedergabe eines Auf- 
ſatzes fchließen, den die „Schlefiiche Zeitung” am 29. November 1930 im 
Anſchluß an die Serie der 1930er Landvolkprozeſſe veröffentlicht hat: 


„Suehoe, Altona, Liegnitz, Königsberg (Oftpr.), überall Bauern vor 
Gericht, ernſte Männer, die ihr Leben lang dort geftanden haben, wo der 
Staat verteidigt wird. Soldaten und Offiziere des Weltkrieges in jelbit- 
veritändlicher Gemeinfchaft. Faft immer werden ſchwere Urteile aus— 
gejprochen. Erfolgt einmal ausnahmsweiſe, wie in Liegnis, ein Frei⸗ 
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ſpruch, fo erfolgt jofortige Maßreglung der beteiligten Richter von Seiten 
dieſes Syſtems. Gibt es noch Recht in deutſchen Landen? In Mltona 
werden zwei Menjchenalter Zuchthaus verhängt. Klaus Heim, der eiſerne 
Bauer mit der unbeugſamen Haltung eines wahren Edelmannes, erhält 
7 Jahre. 

Der ungeheure Notſtand, unter dem die Bauern gehandelt haben, 
wird bon Gericht wegen anerkannt und doch erfolgen Urteile, die in ihrer 
Schwere nur damit erklärlich find, daß das Heut herrichende Syſtem ſich 
ſelbſt durch dieſe Urteile in den Augen des Volkes reinigen will von den 
Vorwürfen, die jede derartige Gerichtsverhandlung ungewollt gegen das 
herrſchende Syſtem erhebt. 

In ungeheurer ..., die das Kennzeichen dest)... . iſt, hat man die 
Dinge auf dem Lande laufen laffen; nichts Durchgreifendes durfte ge- 
ſchehen, um der ungeheueren Not zu fteuern. Eine Verwaltungsbüro⸗ 
kratie, durchſetzt und geleitet von Parteibuchgrößen, verwaltet ohne Kopf 
und Herz das Land, die Grundlage jedes Volkstums. Die Selbſtverwaltung 
iſt ein überwundener Standpunkt. Die Gemeinde- und Kreisetats find in 
ihren Ausmaßen zwangsläufig. Berlin beſtimmt ſie durch die Unzahl von 
Geſetzen über ſoziale Fürſorge, Schulunterhaltung und anderes mehr — 
ohne Rückſicht, ob der magere Boden, das rauhe Klima, die Dinge bezah⸗ 
len können, die in anderen Teilen des Vaterlandes, im Rheinland viel— 
leicht, am Platze und möglich find. Die Erweiterung der Sozialverfiche- 
rung, der Krankenkaſſen-Verſorgung, belaften bedenkenlos die Betriebe 
bi3 zum Aufhören jeder Grundrente. 

Und darum ftanden fie aufin Oftpreußen, Holftein, Friesland, Schlefien. 
Darum ließen fie Warnungsfignale in Geftalt von Bomben losgehen, 
darum verſammeln fie fich zu Zwangsverſteigerungen ihrer Berufsgenoſſen, 
damit man fieht, das Landvolk iſt einig in der Auflehnung gegen ein Syſtem, 
das das Land tötet. Das Syſtem greift zu, will mit Gewalt einen Wider: 
fand brechen, der den lauterſten Motiven entfpringt, für Scholle und 

‚Heimat, Weib und Kind, Volk und Vaterland kämpft. Das Shftem fteht 

gegen das Vaterland. Volk und Vaterland figen auf der Anklagebanf 
und Hagen an. Das ift der Sinn der Bauernprozefje. Möchten fich viele 
mutige Richter finden, die trotz Syſtem für Volk und Vaterland fich ent⸗ 
ſcheiden. Möchten die Deutſchen in Deutſchland ſich ein Beiſpiel nehmen 
an jenen Männern, die für Deutſchland entehrende Zuchthausſtrafen auf 
ſich nehmen, Exiſtenz und Vermögen aufs Spiel ſetzen, um eines höheren 
Zieles willen. Das Ziel heißt unverrückbar — Deutſchland!“ 


1) Die weggelaſſenen Stellen können heute mit Rückſicht auf das Geſetz zum Schutze 
der Republik und einige Not-Verorbrnungen nicht mehr wiederholt werben. 
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Der I. November 1931. 
Die er der Bauern vor dem Reichsgericht. 


„Das Beſte iſt nicht, daß Geſetze gelten, ſondern der Mann, 
ber weiſe und königlich iſt.“ Plato. 


„Heilig iſt nicht das Geſetz. Heilig iſt nur das Recht. 
Und das Geſetz ſteht unter dem Recht.“ Profeſſor Triepel. 

Es iſt nicht ſchwer, den Bauern ins formale Unrecht zu ſetzen. Als 
das in Altona geſchehen war, hatten die Bauern ihre Schlacht gegen den 
preußiſchen Staat und ſeine Juſtiz bereits endgültig verloren. 

Sie haben an ein höheres Recht geglaubt, und ſind im feſten Glauben an 
dieſes ihr Recht an das Reichsgericht in Leipzig gegangen, deſſen Richter wohl 
am beſten die Geſetze kennen, aber der Not der Bauern weit entrückt ſind. 

Vier Fragen haben ſie dem höchſten deutſchen Gericht vorgelegt: 

Durften wir vor ein außerordentliches Gericht geſtellt und 
damit unſerem ordentlichen Richter entzogen werden? 

Sind wir ſchuldig, weil wir die Offentlichkeit wegen unſerer Not alar⸗ 
mieren wollten, nachdem die Regierung uns im Stich gelaſſen hatte? 

Liegt nicht ein „übergeſetzlicher Notſtand“ vor? 

Kann das Sprengſtoffgeſetz gegen uns angewendet werden? 

Am 9. November 1931, in der neunten Vormittagsſtunde, betraten 
fünf Richter in roten Roben den hohen eichengetäfelten Saal 5 des Reichs⸗ 
gerichts, abfeit3 jaß, gleichfalls in roter Robe, der Reichsanwalt. 

Sie alle haben den Saal in der dritten Nachmttageſtunde als Sklaven 
des Geſetzes, des Sprengſtoffgeſetzes aus dem Jahre 1884 verlaſſen, den 
Saal, den ſie als Träger des Rechts verlaſſen hätten, wenn ſie zuvor nur 
8 Tage den Schweiß und Die Sorgen mit den Bauern hätten teilen müſſen. 

Bon dem Bauern Klaus Heim wird die Gefchichte melden, wenn das 
über ihn und feine Leute gefällte höchftrichterliche Urteil au Makulatur 
geworden Mr _ 

„Wir Ternen bie Akten, ich bitte aljo ſich urz zu faſſen.“ 

Im Unterton feiner Anweiſung an die Rechtsvertreter der Bauern hatte 
der Vorſitzende des Strafſenats Ungeduld und Strenge durchblicken laſſen. 

Unter den wenigen Zuhörern ſaßen zwei korrekte Herren, wie man ſie 
in ben Berliner Miniſterien kennenlernt. Ihre für amtliche Kundgebungen 
geſchulten Ohren hatten vielleicht herausgehört: die Sache Der Bauern 
ift bereit3 aus den Alten entſchieden! 

So begann der legte gerichtliche Akt der nordiſchen Bauerntragddie. 

Sachlich, troden, geſchäftsmäßig, als handele e3 fich um die Verlefung - 
eines kaufmänniſchen Sachverſtändigen-Gutachtens, las ein Reichd- 
gerichtsrat (als Berichteritatter) das ſchickſalsſchwerſte Urteil vor, das der 
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Kampf der Bauern um ihr Dafein überhaupt fennt. Ein Sab in der ftunden- 
langen Gleichförmigfeit reißt den Hörer hoch: 

— und hat das außerordentliche Schwurgericht auf Grund der 
Beweisaufnahme folgenden Tatbeſtand als erwieſen angeſehen — — — 
Klaus Heim hat dafür 7 Jahre Zuchthaus befommen.” 

Der abſeits ſitzende Reichsanwalt, ſchmal, ſchmächtig, nervös und ele- 
gant, baute um ſich eine Burg aus aufgeſchlagenen Geſetzesbüchern und 
alten Reichsgerichtsentſcheidungen, während das dicke Altonaer-Urteil, 
ſoweit nötig, vorgeleſen wurde. Für jeden Einwand, den die Rechts— 
vertreter der nordiſchen Bauern ſchriftlich eingereicht haben, legt er ſeine 
ſcharfgeſchliffenen Paragraphen zur Abwehr zurecht. 

Nachdem der Berichterſtatter geendet, ſprachen die beiden Rechtsanwälte 
Dr. Luetgebrune-Göttingen und Dr. Graf v. d. Goltz-Stettin. Sie, 
die 10 Wochen Altonaer Bombenleger-Prozeß Hinter ſich hatten und den 
Charakter der Bauern kennen, die bis zu 7 Jahren in die Zuchthäuſer ge- 
ſteckt werden follten, reden fich bald warn — — 

Der Senatsvorſitzende wird unruhig, dann ungeduldig und plöglich 
fährt er unwirſch den Verteidiger an: „Aber Sie fagen etwas Neues, 
Sie tragen etwas vor, was noch nicht in den Akten ſteht.“ 

Die Kollegen in den roten Roben ſchrecken auf. 

Zwei Welten ſtehen ſich hier gegenüber und mehrmals äußert der 
Senatsvorſitzende feine Unzufriedenheit über die fremde Luft, die in den 
fühlen, feelenlofen Gerichtsfaal getragen wird. 

Dann jprach der Reichsanwalt. 

Die Mienen der Richter erheliten fich, denn nun fprach jemand in der 
Sprache des Geſetzes umd der Reichögerichtsentfcheidungen, eine Sprache, 
die ihnen wohl vertraut war. 

Für jeden fharfen Einwand der Verteidiger der Bauern: gegen das 
Ausnahmegericht, gegen die Vorunterfuchung, gegen die Anwendung 
beralteter, überholter Geſetze, gegen das Urteil — lagen vor dem Reichs- 
anwalt die jchärfer gefchliffenen Paragraphen greifbar. 

Das gejchriebene Wort war auf feiner Seite, 

Nach jedem Gegenhieb Happte der Reichsanwalt ein Buch zu und als er 
jein leßte3 Buch beifeite legte, ſprach er fein „schuldig“ gegen die Bauern aus: 

Ich beantrage die Zurüdweifung der Reviſion auf Koften 
der Verutrteilten! 

Nochmals durften die Verteidiger der Bauern Iprechen, fofort erhob 
ſich zwiichen ihnen und den Richtern in roten Roben eine unjichtbare 
Eiswand. Aus einer anderen Welt grollte wieder der Gerichtsvorſitzende: 
„Wovon ſprechen Sie, Herr Verteidiger? Was Sie jebt vortragen ift neu, 
fteht nicht in Ihren Schriftfägen, kennt der Senat nicht, kann er nicht 
prüfen — — —“ 
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Die Richter in den roten Roben froren bei dem Gedanken, daß in 
diejer fein geölten Mafchine der Rechtſprechung auch nur ein Radzahn 
berbogen werden könnte. 

Der Bauer mußte feine Schlacht in Leipzig verlieren. — 


Das Befte iſt nicht, daß Geſetze gelten, ſondern daß der Richter königlich 
und weile ift. 

Der Sammergerichtörat!) mar weije, der fagte: Der Kichter ift berufen, 
da3 beſſer zu machen, was der Gejeßgeber jchlecht gemacht hat. 

Der Geſetzgeber jchläft in der Zeit der ungejtümen und gärenden 
Entwidlung zur Vernichtung des Bauernftandesg — — — 

Die mittelalterlichen Bauernfriege entjtanden aus der Auffehnung der 
Bauern mit gefpannten Adern und Armbrüften gegen das römische Recht. 
Der nordiiche Bauer verfuchte in unſeren Tagen fich gegen die politifchen 
Gemalthaber aufzulehnen — diesmal gegen da3 vom Staat betriebene 
Bauernlegen. 


In der dritten Nachmittagzftunde fiel das Höchftrichterliche Urteil über 
die nordiichen Bauern: 

„Die Revifion fämtliher Angeflagter wird als unbegründet 
verworfen. Die Koften fallen den Angeklagten zur Laft. Das 
Neihsgeriht ift den Ausführungen des Reichsanwalts in 
allen Bunften gefolgt.” 


So Hatten alfo jene recht, die auf die Revifion verzichteten, fein anderes 
Recht von ihr erwarteten, der Bauernführer Heim an der Spitze. „Für 
dieſes Urteil”, fo hieß es, „joll diefem Schwurgericht niemand die Verant- 
mwortung abnehmen.” Und nach Ablehnung eines immunifierenden Reichs⸗ 
tagamandates jagt Klaus Heim: „Lieber ind Zuchthaus al3 in den 
deutjchen Reichſstag“. So ift Heim allen voran und ſichtbar ins Zucht- 
haus gegangen, Berneiner des Rechtes von Heute! 

Graf v. d. Goltz fchließt feinen Bericht über den Bombenleger-Prozeß 
mit den Worten: „Urteile gibt es, bejonder3 unerträglich Dadurch, daß 
fie richtig find vom Standpunkt geltenden Rechts. Kein Mißgriff ein- 
zelner. Kein Einzelmißgriff des Syſtems. Aber Urteile, welche Durch 
ihre Erijtenz da3 geltende Recht jelbjt ad absurdum führen.” . 


WennTreitjchfeRtechthatte, daß die Bauernkriege in den zwanziger Jah⸗ 
ren des jechzehnten Jahrhunderts das prophetifche Vorbereitungswerk der 
neuern Weltgejchichte waren, dann ift zu hoffen, daß die Auflehnung der Bau- 
ern gegen einen Staat, der nicht ihr Staat ift und gegen Geſetze, die nicht 
ihre Geſetze find, das Morgenlicht einer bauernfreundlichen Zeit fein wird. 

1) Kammergerichtsrat Profejfor Dr. Klee- Berlin. 


2. 


„Dffentfiches Intereſſe.“ 
(Der Spezial-Judenſchutz-Erlaß). 


Seit dem 23. September 1922 beſteht in Preußen eine Dienſtanweiſung 
des Juſtizminiſters an alle Generalſtaatsanwälte, die unter der Bezeich⸗ 
nung „Spezial⸗Judenſchutz⸗ Erlaß in juriſtiſchen Kreiſen bekannt iſt. 
Sie lauteti): 

„Gelegentlich von Beſchwerden aus einem Bezirke habe ich den Ein— 
druck gewonnen, daß bei antiſemitiſchen Ausſchreitungen nicht mit dem 
erforderlichen Nachdruck eingegriffen wird. Ich erſuche dahin zu wirken, 
daß von den Staatsanwaltſchaften gegen ſolche Ausſchreitungen tatkräftig 
eingeſchritten wird, daß insbeſondere alsbald eine erſchöpfende Aufklärung 
des Sachverhalts herbeigeführt und die Anklage in der Hauptverhandlung 
mit Nachdruck vertreten wird. Ich bitte auch zur prüfen, ob zur Erreichung 
dieſes Zieles es fich empfiehlt, die eingeleiteten Verfahren der Kontrolfe 
durch die Leiter der einzelnen Staatsanwaltfchaften oder Abteilungs- 
borfteher zu unterftellen. 

Ein öffentliches Intereſſe an der Strafverfolgung wird 
regelmäßig dann anzunehmen fein, wenn die Beleidigung 
uſw. als Ausflug oder Ausdruck allgemein antifemitifcher 
Geſinnung begangen iſt. Bei Anzeigen aus $ 130 StGB., wo es 
zweifelhaft erſcheint, ob die Beſchimpfung ſich gegen Einrichtungen und 
Gebräuche der jüdiſchen Religion richtet, wird es ſich empfehlen, wegen 
Anhörung geeigneter Sachverſtändiger mit den Organiſationen der judi⸗ 
ſchen Staatsbürger in Verbindung zu treten und die Frage, ob gegen 
ein freiſprechendes Urteil zuläſſige Rechtsmittel eingelegt werden ſollen, 


ſorgfältig zu prüfen. J. V. gez. Mügel.“e) 


Dieſe Dienſtanweiſung folgte dem Rathenaumord; ſie iſt damals ſchon 
anfechtbar geweſen, iſt aber heute noch in Kraft und ihre uneingeſchränkte 
Befolgung verſtößi gegen die Reichsverfaſſung, die beſtimmt, daß der 
Genuß ſtaatsbürgerlicher Rechte unabhängig von dem religiöſen Bekenntnis 
iſt. Da die preußiſchen Staatsanwälte alſo heute noch gezwungen ſind, 
für etwa privat beleidigte Juden die öffentli he Anklage zu erheben, 
liegt faft die Vermutung nahe, daß der Rathenaumord nur ein Vorwand 





1) Sperrungen vom Verfaſſer. 
2) Staatsſekretär im Juſtizminiſterium. 
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geweſen ift, um diefe Dienftanmweifung ohne öffentlichen Skandal hinaus— 
gehen zu laffen. 

Eine folhe Vermutung erfcheint zuläflig, denn der „Fridericus“) 
veröffentlichte ein Schreiben, das der damalige Erſte Staatsanwalt 
Dr. Weismann am 29. November 1919, wahrſcheinlich unter dem Ein- 
druck der gerade herrjchenden Sklarz-Wirren, „an eine ganze Reihe 
bon Staatsanwaltſchaften im Reich und in Preußen” gefandt hat. Diefe 
ſtaats⸗, juftiz- und kulturpolitiſch gleich aufſchlußreiche Rundfrage des 
damals noch ftrenggläubigen Juden Dr. Weismann (er hat inzwiſchen 
den jüdifchen und darauf den evangeliichen Irrlehren abgefchtuoren und iſt 
zur Zeit noch im Schoß der katholiſchen Kirche) lautete: 


„Seit Monaten wird in Deutſchland, ſowohl in den Städten als auch auf dem Lande, 
beſonders durch Vereine und Flugblätter eine antiſemitiſche Propaganda getrieben, die 
geeignet iſt und vielleicht den Zweck hat, in einer den öffentlichen Frieden gefährdenden 
Weiſe verſchiedene Klaſſen der Bevölkerung zu Gewalttätigfeiten gegeneinander öffent» 
lic) anzureizen ($ 130 StGB.). Um für etwaige Strafverfahren einen Überblid fiber den 
Umfang der antifemitifchen Propaganda zu gewinnen, erfuche ich ergebenft um Auskunft, 
welche Beobachtungen in diefer Hinficht bisher dort gemacht find, insbefondere erbitte 
ich eingehende Aukerungen zu folgenden Fragen: 

1. Beſtehen dort Vereinigungen oder Zweigſtellen bon Vereinigungen, welche fich 
in ber antifemitifchen Propaganda betätigen oder betätigt haben, und in welcher Weije? 
Erwünſcht find genaue Angaben liber Namen, Adreffen der Vereinigungen, ihre Vor⸗ 
ftandsmitglieber oder Führer, über die von ihnen veranftalteten Kundgebungen und 
berbreiteten Schriften. _ 

2. Sind Einzelperfonen antifemitich betätigt geweſen? Namen, Adreſſen und Art 
der Betätigung. 

3. Erſcheinen Zeitungen oder Zeitſchriften, in denen gegen bie jüdiſche Bevölkerung 
geſchrieben wird? Genaue Bezeichnungen der Zeitungen und Zeitſchriften, Name und 
Adreſſe des verantwortlichen Schriftleiters, Angabe beſonders auffallender Artikel und 
Beifügung einiger Stücke der betreffenden Zeitung oder Zeitſchrift iſt erwünſcht. 

4. Sind dort Flugblätter antiſemitiſchen Inhalts verbreitet worden? Yon wem gingen 
die Flugblätter auß und von wen wurden fie verbreitet? Beifügung mehrerer Stücke 
diefer Flugblätter wird erbeten. 

5. Sind dort Strafverfahren entijemitifher Propaganda bekannt? Erwünſcht ift ge- 
naue Bezeichnung des Beſchuldigten, des Aktenzeichens und der zuftändigen Behörde, 
möglichjt auch Angabe über Ausgang des Verfahrens, 

6. Haben ſich Bewegungen zur Abwehr der antifemitifchen Propaganda bemerkbar 
gemacht, und in welcher Weife? 

Ich bitte um umgehende Ermittlungen, genaue Auskunft und tunliche Beichleunigung. 


Im Auftrage: gez. Weismann.” 
Der Geift, der au diefen beiden Dokumenten ſpricht, beherrſcht die 
Politik Preußens und, als Mittel zum Zweck, die Juſtizpflege. 
Der von mir im 1. Band dargeſtellte Sklarz-Dr. Weismann-Sfandal 
war im Jahre 1926 auch bon der „Niederbeutfchen Zeitung” in Hannover 
ausführlich behandelt worden. Ein Staatsbürger verlangte Unterſuchung 


) Nr. 8/1980, 
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und Beftrafung des verantwortlichen Schriftleiters. Ihm antwortete der 
Oberſtaatsanwalt: 


„Der Oberſtaatsanwalt Hannover, 10. 2. 26. 
VI. J. 45/26. 
Ihre Eingabe vom 19. Januar 1926 hat dem Herrn Preußiſchen Juſtizminiſter zu 
Maßnahmen Feine Veranlafjung gegeben. gez. Wilde.” 


Diesmal wurde der Judenſchutz-Erlaß — nicht angewandt. Der heute 
in Preußen allmächtige Staatsſekretär Dr. Weismann ift des Schutzes 
de3 Staates am meiften bedürftig, ihn läßt die Juſtiz ohne Schuß: Die 
Auguren lächeln. 

Der damalige Oberſtaatsanwalt ift heute Generalftaatsanwalt in Berlin; 
er hat die Anklage gegen den früheren Berliner Dberbürgermeifter 
Dr. Böß nicht fertiggebradht. Man nannte das eine ausgezeichnete 
Löſung für die Staatsraifon. 

Über die verfchiedenartige Behandlung der Konfeffionen und die 
ftaatöpolitifch verderblihe Wirkung des „Spezial-Judenſchutz-Erlaſſes“ 
äußerte fich der frühere deutjchvölfiiche Abgeordnete Dr. Koerner:!) 


„&3 wurde aud) in diefem Erlaß empfohlen, bei angeblicher Beleidigung der jüdiſchen 
‚Religion‘ ſich mit den betreffenden jüdischen Organifationen in Verbindung zu fegen. 
Wir haben feinerzeit in einer Heinen Anfrage die Strafverfolgung eines jüdiſchen 
Redakteurs angeregt, weil er unjerer Anficht nach dur ein Gedicht die 
heiligen drei Könige und die Jungfrau Maria verhöhnt hatte. In diefem 
Falle wurde die Anregung abgelehnt, und eine Fühlungnahme der Stants- 
anwaltſchaft mit den criftlichen Drganifationen fcheint nicht erfolgt zu fein. Herr Staats- 
fefretär Frige meinte damals zu meinen Ausführungen: ‚auf die Judenfrage brauche 
ich wohl nicht einzugehen.‘ Die fcheint für die heutige preußijche Gtantöregierung ge— 
wiſſermaßen ‚tabu‘ zu fein. Den Erlaß erklärte er aus der allgemein aufgeregten Zeit 
nad) dem NRathenaumorde im September 1922 und gab zu, daß ‚er unter normalen 
Berhältniffen etwas weit gehe‘. Ich glaube, die normalen Berhältniffe ſind in- 
zwiſchen eingetreten. Wir erwarten die Aufhebung jenes Erlaſſes, der unferer Anjicht 
nad mit der gleichmäßigen Behandlung aller Stantöbürger nicht vereinbar ift. Wir er- 
warten auch, daß bei Angriffen auf das chriftliche Befenntnis die Anweiſung zur An- 
Hörung der chriſtlichen Organifationen in gleicher Weife ausgedehnt werde. Wir find 
der Anficht, daß die Segnungen des Rechtzfchubes allen Staatsangehörigen ohne An— 
fehen der Berfon in gleicher Weife zuteil werden müſſen.“ 


Der verfaſſungswidrige Erlaß iſt heute noch in Kraft, jedenfalls ift 
feine Aufhebung nicht befannt geworden. Er wirkt ſich nicht allein als be- 
fonderer Schuß jüdiſcher Intereſſen aus, fondern aud) aß Begünftigung 
der Juden ſchlechthin: am 22. September 1925 brachte Die damalige 
deutjchvölfifche Freiheitspartei folgende Anfrage im Landtag ein: 

„il. Die jüdifche Zeitung für Oft-Deutfchland beleidigte den Staatsanwaltſchaftsrat 
Dr. Speer in Breslau wegen feines Auftretens als völfiicher Stadtverordneter und machte 


ihm öffentlich und durch Verbreitung von Drudichriften den Vorwurf, er hätte gegen 
8 130 StGB. (Aufreizung zum Klaſſenhaß) verftogen; ferner forderte fie, indem fie weiter- 


1) Preuß. Landtag am 5. Mai 1927 Sp. 19586. 
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hin wahrheitswidrig behauptete, Staatsanwaltſchaftsrat Dr. Speer ſei wegen ſeines 
‚antifemitifchen‘ Verhaltens ſchon zweimal ‚difzipliniert‘ worden, es ſei Zeit, daß Die 
Behörde nun mit ſchärferen Strafmitteln borgehe. 

Staatsanwaltihafterat Dr. Speer ftellte daraufhin gegen die preßgeſetzlich Verant- 
wortliden am 12. Juni 1925 GStrafantrag. 

Durch Bejheid des Oberftaat3anmwalt3 zu Breslau wurde Staatdanmwalt- 
ſchaftsrat Dr. Speer belehrt, ‚daß ein öffentliches Intereſſe zur Verfol- 
gung der Angelegenheit nad) Prüfung der Sachlage verneint werde‘. Alſo ein 
chriſtlicher Staatsanwalt kann öffentlich ftrafbarer Handlungen bezichtigt und verleumdet 
werben, ohne daß er bei feiner eigenen Dienftbehörde Schuß findet. 

2. Im Gegenfab hierzu wurde von der Staatsanwaltſchaft gegen den chriftlichen 
Oberzollinfpektor Blumenthal vorgegangen, weil er bei einem amtlichen Schreiben 
in Wahrnehmung berechtigter dienftlicher Interejfen den Rechtsanwalt Jacobjohn in 
einem Bericht an die Wucherftelle des Polizeipräfidiums zu Breslau fo gejchildert hatte, 
wie e3 feiner Meinung nad) notwendig war. Hier wurde ein ‚öffentliches Interejfe‘ 
angenommen und Anklage wegen Beleidigung dieſes Rechtsanwalts erhoben. 


Wir fragen da3 Staatsminiſterium: 

1. Wird unter ‚öffentliches Intereffe‘ nur das jüdiſche Intereſſe verjtanden, oder ift 
da3 Staatsminifterium bereit, aud) jeinen chriftlichen Beamten den ſelbſtverſtändlichen 
Schuß angedeihen zu laſſen? 

2. Durch welche Verlegung der Amtsverſchwiegenheit hat Rechtsanwalt Jacobjohn 
von dem an die Wucherftelfe de3 Polizeipräſidiums Breslau gerichteten amtlichen Bericht 
des Oberzollinſpektors Blumenthal Kenntnis erhalten? 

3. Aus welchen Gründen ift biäher eine dilziplinare Unterfuhung bei dem Polizei- 
präfidium Breslau in der letztgenannten Angelegenheit noch nicht erfolgt?" 

Der Auftizminifter Dr. am Zehnhoff brauchte 2 Monate für eine 
Antwort, die, hätte fie ein Angeflagter vor Gericht gegeben, ihm gewiß 
jehr übel, vielleicht fogar als Verfpottung des Gericht3 angerechnet wor- 
den wäre: 

„Der Preußiſche Juſtizminiſter 
IId 3122 Berlin, den 23. November 1925. 

Bu 1: Die Frage des Öffentlihen Intereſſes an der Strafverfolgung 
wird ftet3 jachlich geprüft. 

Zu 2 und 3: Die Kenntnis des Rechtsanwalts Jacobſohn beruht nicht auf 
einem Bruch der Amtsverſchwiegenheit, fondern auf rehtmäßiger Afteneinficht. 

Sn Vertretung: Fritze.“ 


Der Beſcheid des Yuftizminifters läßt erfennen, daß die unterfchied- 
liche Behandlung der chriftlichen und jüdifchen Staatzbürger in Preußen 
von feiten der Regierung gebilligt wurde. Es ift underftändlich, daß durch 
folche Erfahrungen verärgerte Staatsbürger obendrein noch vom Staats- 
anmwalt verfolgt werden, wenn fie die Staatsform in Beziehung zum 
Judentum bringen. 


Am ärgerlichiten, weil unverhüllt parteiifch, wird der Begriff „öffent- 
liche3 Intereſſe“ gegenüber Abgeordneten ausgelegt, d. h. je nachdem, ob 
fie den Regierungs- oder den Dppofitionzparteien angehören; felbit die 

Rechtspflege. 3 
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Redakteure der verſchiedenen PBarteilager werden unterfchiedlich geſchützt. 
Nach einer Anweiſung des Yuftizminifters follen die Staatsanwaltfchaften 
auch bei Abgeordneten das „öffentliche Intereſſe“ anerkennen, wenn fie 
aus Anlaß oderin Beziehung auf ihre Abgeordnetentätigfeit beleidigt 
worden find. Der „Juſtizreferent“ der ſozialdemokratiſchen Landtags- 
fraftion, Kuttner, ift gewohnt, die für Abgeordnete allgemein geftedten 
Grenzen zu jprengen, wie fein jelbftbewußtes „Erſuchen“ vom 13. Juli 1926 
beweiſt: 
Berlin, den 13. Juli 1926. 


(andtag.) 
An den Staatsanwalt beim Landgericht Eſſen. 

(Kuttner begründet einleitend das öffentliche Intereſſe an der Durchführung feiner 
Klage wegen Beleidigung und fährt dann wörtlich fort:) 

„Der Antragſteller iſt eine bekannte, im öffentlichen Leben ſtehende 
Perſönlichkeit. 

Der Antragſteller iſt insbeſondere Mitglied des Preußiſchen Landtages. 

Dem Antragſteller iſt insbeſonders nach dem Prozeß Kuttner gegen 
Davidſohn ſ. Zt. von dem Herrn Juſtizminiſter perſönlich zugeſichert wor— 
den, daß gegen weitere Wiederholungen der Verleumdungen die Staats— 
anwaltſchaft einſchreiten würde. 

Der Antragſteller iſt zuletzt auch in ſeiner Eigenſchaft als Kriegsteilnehmer verleumdet 
worden und hat als ein Mann, der für die Geſamtheit ſeine Geſundheit geopfert hat, 
einen Anſpruch auf öffentlichen Schutz. 

Ich erſuche um ſchriftlichen Beſcheid. 

gez. E. Kuttner, M.d. L.“ 

Der „erſuchte“ Staatsanwalt in Eſſen hat die verlangte Anklage er— 
hoben, trotzdem die Beleidigung mit der bekannten Schießaffäre Kuttners 
im Jahre 1919 zufammenhing, als diefer noch nicht Abgeordneter mar; 
vielleicht hat der Staat3anwalt dem Genofjen Kuttner auch den gefor- 
derten fehriftlichen Beſcheid gegeben. 

Die im Preußifchen Landtag vorgetragenen Beſchwerden über die 
Ungleichheit vor der preußifchen Rechtspflege find nach meinen Feſt— 
ftellungen nicht entkräftet worden. Ich habe nachgemwiejen!), daß „po- 
titiiche Gegner — rechtlos" find. 

Inzwiſchen ermittelte ich die Nede, die der damalige deutſchvölkiſche 
Abgeordnete Dr. Koernerüber die Handhabung der Rechtspflege gehalten 
hat?). Sie möge, ein zeitgejchichtliches Dokument, auch im Auszug, den 
Alten de Parlaments entriffen werden: 

„Gerade die Angelegenheit de3 Robert Grütte-Lehder und die Behandlung der lüg— 
nerijhen Angaben dieſes Verbrechers durch das Yuftizminifterium bilden einen Zuftiz« 
ffandal erſten Ranges. 

(Sehr richtig! bei der D.-völl. F.-P. — Lachen links) 


I) Band 1 ©. 157/159. 
2) Pr. Landtag am 9. Juni 1926. 
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Bereits im Juni 1924 hatten die angegriffenen Abgeordneten gegen den jozialdemo- 
kratiſchen Redakteur Pankowski in Stettin Strafantrag geftellt. Die Sache iſt allein 
14 mal vertagt worden. 

Nach über einem Jahr befam dann der Rechtövertreter der Abgeordneten die Nachricht, 
daß die Angelegenheit durch die Amneftie erledigt jei. 

(Hört, hört! bei der D.-völf. F. P.) 

Am 15. Dezember 1925, als erneut diefe Angriffe in die Preſſe kamen, Hat dann der Ab- 
geordnete Kube Antrag bei der Staatdanmaltfchaft I, bei nem Yuftizminifterium und bei 
der Abteilung Ia geftellt, unter Aufhebung feiner Immunität gegen ihn vorzugehen, 
wenn irgend etwas gegen ihn vorläge. In gleicher Weiſe Hat der Abgeordnete Wulle 
dann am 2. Februar d. Is. ſich an die Staatsanwaltſchaft III und andere zuftändige 
Stellen gewandt. Eine Antwort haben beide Herren überhaupt nicht erhalten. 

(Hört, Hört! bei der D.-völf. F.“P.) 
Wir haben dann hier im Plenum, um den andauernden Verleumdungen entgegenzu- 
treten und ihnen die Grundlage zu entziehen, den Antrag geftellt, die Dinge vor dent 
Femeausſchuß zu unterfuchen, und jet, wo fi) nun die Bernehmung der Abgeordneten 
im Femeausſchuß nicht mehr umgehen ließ, Hat das AYuftigminifterium den Antrag auf 
Aufhebung der Immunität geftellt, um fo eine Vernehmung vor dem Femeausſchuß 
zu verhindern, indem das Yuftizminifterium behauptete, während eines ſchwebenden 
Rechtsverfahrens könne eine Vernehmung nicht erfolgen. 

(Hört, hört! bei der D.völk. F.“P.) 
Neue weſentliche Ausfagen find bis zur Erhebung des Antrages auf Aufhebung der Im— 
munität überhaupt nicht erfolgt. Es find Tediglich 50 Zeugen vernommen worden, die alle 
nur auf Grund der legten Ausfagen von Grütte-Lehder ihre Ausfagen felbit gemacht 
haben, die alfo nicht aus jich heraus irgend etwas Neues befunden Fonnten. 

(Abgeordneter Kuttner: Alles unmahr!) 

Für uns ift aljo ganz klar, daß hier planmäßig aus parteipolitifchen Gründen verſucht 
wird, die Wahrheit zu verfchleiern. 

Wir vermuten in Dem ganzen Vorgehen, wie wir das auch jeinerzeit hier bei dem 
Polizeihaushalt ſchon ausgeſprochen Haben, ein ganz einheitliches Syitem. . . . Wir 
haben die Empfindung, daß genau fo, wie die Staatsregierung bei der Fälſchung der 
Bilder hat zugeben müſſen, daß fie unter Verlegung der Amtsverſchwiegenheit der Preſſe 
von den ganzen Dingen Kenntnis gegeben und dieje Bilder auf Drängen der Preſſe 
veröffentlicht hat, auch hier wieder das Yuftizminifterium und vor allem fein hoher Herr 
Chef vor der Heße der Linkspreſſe die Segel gejtrichen hat. Auch Hier erfcheint wieder 
im Vordergrunde als Schußengel die feifte, ewig grinjende Satansfratze der Korruption. 
Wir fehen hier wieder die Wirfungen jenes Staates im Staate, der überall jeine Ver— 
trauten und Beauftragten hat, die unverantwortlich und unauffällig Hinter den Kuliffen 
die Drähte ziehen. 

Überall dasjelbe Bild! 

Um die tatfächlihen Unterlagen für unfere Heine Anfrage in der Öffentlichkeit unter- 
fuchen zu laffen und vor Gericht aufzuklären, habe ich am 5. Auguft vorigen Jahres bei 
der zuftändigen Staatsanwaltichaft Strafantrag gegen den ‚Vorwärts‘ wegen eine Ar- 
tikels in der befannten unflätigen Art des Blattes geftellt. Ich Habe dabei bejonders 
betont, daß e3 fi um die Beleidigung eines Mitgliedeß einer gejeh- 
gebenden Körperfchaft eines Bundesſtaates Handele, und daß es fich ferner 
um die Tätigkeit eines Referenten des Zuftizminifteriums in Verbindung mit dem Namen 
des Juſtizminiſters handele. Die Staatsanwaltſchaft Hat nad) 3 Monaten den 
Befheid erteilt, daß ein öffentliches Intereſſe nicht vorliege. 

(Hört, Hört! bei der D.-völf. F.-B.) 
3% 
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Diefe öffentliche Intereffe ift, wie ich das ſchon bei der letzten Beſprechung des Juſtiz⸗ 
etats hier betont habe, lediglich gegeben, wenn es ſich um jüdiſche Privatperfonen 
handelt. 
(Sehr wahr! bei der D.-völf. 3.-B.) 
Es it fennzeichnend für die geiftige Abhängigkeit de3 derzeitigen Chefs de3 Juſtizmini⸗ 
ſteriums von gewiſſen jüdiſchen Kreifen, daß er diejer Raſſe in diefem Erlaß ſolche Sonder- 
vorrechte einräumt, die jedem anderen Staatsbürger, felbft dem im öffentlichen Leben 
ftehenden, verfagt find, der, wenn er von Juden beleidigt wird, wie das ja öfter bor= 
fommt, felbft al3 Beamter nicht den Schuß der öffentlichen Anklage für fi} befommt. 
(Hört, Hört! bei der D.-völf. F.P.) 

Meine Freunde aus Richterkreiſen find über diefen Erlaß ebenfo mie unfere anderen 
Gefinnungsfreunde empört und haben mic, gebeten, als Abgeordneter diefe Dinge hier 
zur Sprache zu bringen, was ich hiermit tue, 

Ich habe megen dieſes Beſcheides der Staatsanwaltſchaft, daß ein öffentliches 
Intereſſe in meinem Fall nicht vorliege, weitere Beſchwerde nicht erhoben, da offen- 
bar diefer Beſcheid auf Anweiſung des Juftizminifteriums ergangen iſt; jonft Hätte ich 
ja nicht 3 Monate auf diefen Befcheid der Staatsanwaltſchaft zu warten brauchen, fo daß 
ich das Empfinden hatte, da3 Yuftizminifterium wünſche eine öffentliche Erörterung der 
ganzen Dinge nicht.” 

Der Yuftizminifter Hat — gejchwiegen. 

Der anders als der jüdifche Abgeordnete Kuttner behandelte 
Dr. Koerner mar felbftverftändlich auch Abgeoroneter, aber Chrift und 
bor allem nicht Mitglied der mächtigften Negierungspartei, fondern — 
deutſchvölkiſch. 

Der inzwiſchen verſtorbene deutſchnationale Abgeordnete Lüdicke trug 
dem Juſtizminiſter Dr. am Zehnhoff folgende Beſchwerden vori): 

„Er bitte doch dringend, die Abgeordneten der Parlamente beſſer gegen beleidigende 
Kritiken zu ſchützen. Vor allen Dingen müſſe der Eindruck vermieden werden, als ob 
rechtsſtehende Abgeordnete nicht ſo behandelt würden wie Abgeordnete 
der Linken. Es ſei immerhin auffällig, daß im Falle des deutſchnationalen Abgeordneten 
Kriſchick die öffentliche Strafverfolgung abgelehnt werde, obwohl es ſich um den Vorwurf 
der Zechprellerei handele, während gegen den Redakteur Fernandes wegen Beleidigung 
de3 Abg. Kuttner vorgegangen fei. Noch auffallender fei es, daß auf Weifung 
der Juftizberwaltung der Oberſtaatsanwalt in Göttingen öffentliche Klage 
habe erheben müffen gegen einen Polizeibeamten, der fi anläßlich des 
Einfhreitens gegen Ruheftörer der Beleidigung eines ſozialdemokratiſchen 
Redakteurs ſchuldig gemacht hätte. Im Bereiche derſelben Staatsanwaltſchaft habe 
dagegen die Juſtizverwaltung auf Grund des $ 153 Der Strafprozeßordnung die Einftel- 
lung ber öffentlichen Anklage angeordnet in einem Falle, wo dem Reichstagsabgeordneten 
General Ludendorff wegen feines Verhaltens im Kapp-Putſch Feigheit vorgeworfen 
worden ſei. Alte dieſe Fälle ließen den Wunſch gerechtfertigt erſcheinen, daß dag Juſtiz⸗ 
miniſterium in dieſer Frage Licht und Schatten zwiſchen rechts und links etwas gleich⸗ 
mäßiger verteilen möge.” 


Der Wunſch des oppofitionellen Abgeordneten mußte Hinfichtlich des 
Schutzes des General Ludendorff unerfüllt bleiben, denn Heilmann 
hatte in der gleichen Sitzung des Hauptausfchuffes erklärt: „Die preußi- 
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fchen Gerichte hätten doch feine Veranlaffung, fich mit diefer Sache ex 
officio zu beſchäftigen“. 

Freiwild für regierungstreue Redakteure und Afchenbrödel des 
„Öffentlichen Intereſſes“ waren früher die deutſchvölkiſchen und find 
heute die nationalfozialiftiihen Abgeordneten. Deren Parteien 
haben zahlreihe Fälle zufammengetragen, von denen hier nur eine 
Auswahl veröffentlicht werden kann. 

Die Beleidiger dieſer Abgeordneten find fat ausnahmslos jüdische 
Redakteure geweſen. Daß die Staatsanwälte von vornherein zurüdhaltend 
und auf Beichwerden der Beleidigten Hin fich ablehnend verhielten, das 
it Die Folge ihrer Abhängigkeit von den Weifungen des Juſtizminiſters. 

Was hat defjen Vertreter, der Staatsſekretär Dr. Fritze auf die Be- 
ſchwerden des Abgeordneten Dr. Koerner geantwortet, der feine und 
feiner Kollegen Ahlemann, Kube und Wulle ‚verlegte Abgeordneten- 
ehre geringer al3 die einer jüdischen Provinzperſönlichkeit bewertet ſah? 


Der Staatzjekretär Dr. Fribe erwiderte: 


„Die Sache lag folgendermaßen: Was der Herr Abgeordnete Dr. Koerner zu dieſem 
Punkte erflärt hat, das ftimmt, glaube ich. Es ift richtig, daß die Herten Wulle und Kube 
beantragt hatten, gegen die Zeitungen, die fie der Anftiftung des Grütte-Lehder zum 
Mord Bezichtigt Hatten, wegen Beleidigung oder gegen fie (Wulle, Kube) wegen An— 
ftiftung zum Morde einzufchreiten. Damals lag die Sache jo, daß die Staatsanwaltſchaft 
auf dem Standpunfte ftand: Das, was bisher vorliegt — nämlich die Angaben von Grütte- 
Lehder —, bietet einftiveilen noch feinen ausreichenden Anlaß, um mit einem Antrage 
auf Aufhebung der Immunität an die beteiligten Parlamente heranzutreten. Das hat ſich 
dann durch die Ermittlungen und durch die Verhandlungen, die im Femeausſchuß jtatt- 
gefunden haben, twejentlich geändert; da find detaillierte Angaben gemacht, die den An— 
trag der Juſtizverwaltung auf Aufhebung der Immunität oder, ganz einwandfrei aus- 
gebrädt, auf Herbeiflihrung der Entſcheidung des Parlament3 über die Frage der Auf- 
hebung der Immunität rechtfertigten. Damit ift natürlich nicht gejagt, daß all das Ma— 
terial, das fich nun ergab, fchon feftjteht, fondern der Antrag bedeutet lediglich eine Gtel- 
lungnahme dahin: jest find immerhin ſoviel detailtierte Behauptungen aufgeftellt, daß 
ſich nad) unferer Auffafjung eine Nachprüfung nicht umgehen läßt, und eine ſolche Nach— 
prüfung ift lediglich im geordneten Strafprozeßverfahren möglich). 

(Abgeordneter Dr. Koerner: Aber fie Haben feine Antwort befommen! Sie haben 

alles totgeſchwiegen! Die Sache liegt feit dem 12. Dezember im Yuftizminifterium 

— ohne Antwort!) 


— Die Antwort hierauf haben vielleicht die übrigen Mitglieder diefes Hohen Haufes aus 
meinen Worten jchon entnommen.” 


Dieje ausweichende Antwort des Staatsſekretärs Dr. Tribe mußte eine 
Heine parlamentarifhe Minderheit als Abfertigung ſich gefallen Yafjen, 
denn auf fie war die Regierung nicht angemwiejen. Das eigentliche Ver— 
langen der um ihre Ehre gegen alle Juſtiz-Inſtanzen fämpfenden Ab— 
geordneten blieb unerfüllt, nämlich, die jüdischen Redakteure als Be- 
leidiger der Abgeordneten zu verfolgen. Das weitere Verhalten de2 
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Oberſtaatsanwalts und des Juſtizminiſteriums iſt auf ©. 157/159 Band 1 
diejed Werkes gejchildert. 

„Nazi⸗Miniſter!“ Eine ftehende Rubrik in der preußifchen Regierungs- 
prejje. Unverhohlene Geringihäßung foll in diefe Bezeichnung gelegt 
werden. 

„Sur 50.— Mark kann man ihn Putſchiſt nennen!” So höhnte 
der „Vorwärts“ (12. November 1930) über den damaligen thüringifchen 
Innenminiſter Dr. Frid. 

„Frick tft nicht tabu.” So jchrieb der „Vorwärts“ (1. November 
1930) und veröffentlichte mit erfichtlich fattem Behagen aus dem „Amt- 
lichen Preußifchen Preſſedienſt“ eine „Erklärung des preußifchen ZYuftiz- 
minifters”: 

„Regen rein perjönlicher Beleidigung des Minifter3 Frick (88 185 ff. StGB.) haben 
preußiſche Staatsanwaltichaften in einer Reihe von Fällen die Erhebung der öffentlichen 
Anklage auf den von Dr. Frid geftellten Strafantrag nach Prüfung des Sachverhalts 
mangels öffentlihen Intereffes an der Strafverfolgung abgelehnt. Sole 
Entſcheidung der Staatsanwaltſchaft zu mißbilligen hat der Juftizminifter einen 
Anlaß.“ 


Am 27. Januar 1928 beſchwerte ſich ein ſozialdemokratiſcher Ab- 
geordneter, daß ein Staatsanwalt für den Genoſſen Leinert, der öffent— 
lid) beleidigt worden ſei, nicht die öffentliche Anklage erhoben habe. Der 
Juſtizminiſter Dr. Schmidt nahm fofort Stellung: der Fall fei ihm 
nicht befannt; er bezweifle aber nicht, daß der Staatsanwalt in ähnlichen 
Fällen öffentliches Intereſſe annehmen merde. 


Drei Dokumente: 
Ullſteins „Berliner Morgenpoſt“ fehrieb am 27. Januar 1917: 


„Heil Kaifer dir!” 

„Zum dritten Male feiert heute der Kaifer feinen Geburtstag im Toben des Welt- 
friege3. Noch jheint der Friede fern. Wir mußten von Anbeginn, daß der Kaifer diejen 
furchtbaren Krieg nicht gewollt hat, daß er da3 Schwert nur gezogen bat, um Leben und 
Freiheit des deutfchen Volkes zu verteidigen gegen eine Welt von graufamen und heim- 
tüdiihen Feinden. Und alle Rechtſchaffenen wurden deſſen inne, als der Kaiſer dem 
Feinde die Friedenshand darbot, nachdem unfere glorreichen Heere das Biel erreicht 
hatten, um das unfer Kampf ging. 

Nie ward eine edle Tat ſchmählicher verläftert, als unſer Friedensangebot! Mit gif- 
tiger Hohn, mit verbiffener Wut wieſen fie die ihnen dargebotene Friede nshand zurück, 
und in veritodter Bosheit laſſen fie die Völker weiterbluten, weil fie zu feige find, einzu- 
gejtehen, daß ihre verrichten, auf die Vernichtung Deutſchlands gerichteten Pläne ge- 
fcheitert find! 

Sie wollen, fo verfünden fie mit frehem Munde, Deutſchland von den Hohenzollern 

befreien. Aber fie follen wiſſen, daß ihre verbrecherifchen Anfchläge e8 geweſen find, die 
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das deutfche Volk und den Mann, der des Deutſchen Reiches Macht und Herrlichkeit in 
feiner Berfon verkörpert, nur nod) fejter zufammengefchmiebethaben, daßfeine Feindesliſt, 
feine Feindesgewalt ſtark genug ift, die Bande, die beide umſchlungen, zu zerreißen.“ 


Ulffteins „Berliner Morgenpoft” jchrieb am 24. Oftober 1929: 
Auszug.) 

„Von dem furchtbarſten Skandal, den die Weltgefchichte je erlebt hat, Hat nie ein 
Wort laut werden dürfen. Die Lieferungen an das deutfche Heer — PBanzerplatten und 
Geſchütze — waren das Monopol der Firmen Krupp und Stumm. Niemand konnte diejes 
Monopol durchbrechen. Hochverrat, ſchlimmſter Hochverrat, der fi) in den erſten Tagen 
des Weltkrieges fühlbar machte, wurde damals am deutſchen Wolfe verübt. Die deutjche 
Feldartillerie ift mit mindermertigen Gejhligen in den Kampf gezogen. Aber dad war 
der Wille des ‚Oberften Kriegäheren‘, Der die rechtzeitige Ausrüftung der deutfchen Armee 
mit dem überfegenen Ehrhardtfchen Rohrrücklaufgeſchütz verhinderte. (Im Sperrdruck 
des Originals.) Es war reinftes materielle Intereſſe, das den Kaifer an Krupp band. 
Er war an der Gußftahlfabrif Krupp Durch Geld beteiligt. Diefe Beteiligung, die jähr- 
lich gute Zinfen abwarf... ift nur da3 Satyrfpiel zu der ungeheuten Tragödie des Krupp- 
Sandals, der auf Koften des Vermögens des deutſchen Volles und des Blutes feiner 
beften Söhne eine ungeheure Bereicherung der Zaiferlichen Privatfchatulle zur wohl⸗ 
tuenden Folge hatte." 


Bo; „Berliner Tageblatt” berichtet am 9. Januar 1930: 
Aus dem Leben des Staatsanwalts. 
Ein Vortrag des Oberſtaatsanwalts Köhler. 
„In einer Verfammlung der Wilmersdorfer Demokraten hielt der Oberſtaatsanwalt 
Köhler einen Vortrag, der den gejamten Aufgabenkreis des Staatsanwalts umfchrieb. 
Aus feiner Praxis als Dezernent in politifchen Angelegenheiten teilte Oberſtaats— 
anwalt Köhler mit, daß er das Verfahren eingeftellt habe, das der frühere Kaifer gegen 
die ‚Morgenpoft wegen des Vorwurf der Korruption beantragt habe, meil der An- 
zeigende eine Privatperfon fei; daß er aber eingefchritten fei gegen die Hugenbergſche 
Beitung, die Severing und Grzeſinski ‚Retufchierung‘ des Volksbegehrens vorwarf, 
weil hier öffentliche Funktionäre in ihrer amtlichen Stellung beleidigt waren; daß er 


eingeſchritten ſei, als das ‚Deutjche Adelsblatt‘ Arnold Zweig „aſiatiſchen Schmutz- 
Fink‘ nannte. 


Die Grundfäge, nad) denen die Berliner Staatsanwaltſchaft bei politifchen Anzeigen 
verfähtt, wurden durch diefe intereffanten Beijpiele beſonders Har. Die warmherzige 
Perſönlichkeit des Redners trug dazu ebenſo bei, wie die wahrhaft joziale Auffaſſung 
feines Berufs, die er zeigte." 

Der Oberſtaatsanwalt Köhler verjagte dem deutfchen Kaiſer den 
Schub, den heute ein ſozialdemokratiſcher Redakteur und gar Par- 
lamentarier — beansprudt. 

Die Entjeheidung des Oberftantsanwalts ift formaljuriftifch nicht an- 
greifbar, e3 wäre gegen jie nur die Bejchwerde beim &eneraljtaat3- 
anmwalt Wilde und zulegt beim Juſtizminiſter möglich) gemefen. 
Diefen Weg hat man fich von vornherein gejchenft. Der frühere deutjche 
Kaiſer wird fich mit diefer Behandlung abgefunden haben, aber waren 
mit ihm nicht aud) feine früheren Ratgeber, auch das Kriegsminifterium, 
auch die Feldzeugmeifterei uſw. beleidigt worden? Hätte e3 nicht das 
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„öffentliche Intereſſe“ gerade verlangt, das deutſche Volk über den be— 
haupteten ſchimpflichen Verrat aufzuklären? Gewiß, aber die Beweis— 
aufnahme wäre für den jüdiſchen Ullſtein-Kedakteur Mendel — unbe— 
bequem geworden. 

Der Kaiſer ſtrengte Privatklage an. Der Hauptſchriftleiter der „Ber- 
liner Morgenpoft" Mendel hat in dem vollen Jahr bis zur öffentlichen 
Verhandlung nicht einmal den Verſuch gemacht, Beweismaterial für feine 
Behauptungen vorzubringen. Die offenbare Verleumdung des deutfchen 
Kaiſers „jühnte” der Richter mit 1500 Mark Geldftrafe. 

Da Arnold Zweig fein öffentlicher Funktionär, ſondern Privatperjon 
ift, muß die öffentliche Anklage auf dem Spezial-Judenſchutz-Erlaß beruhen. 

Am 18. April 1931 berichtete der „Völkiſche Beobachter” über eine 
öffentliche Anklage gegen den nationalfozialiftifchen Reichstagsabgeord- 
neten Ko ch- Königsberg (Dftpr.). Beleidigt fühlte fich ein jüdischer Privat- 
mann Sabatzky durch den Vorwurf der Lüge und Verleumdung im 
politiihen Kampf. Der Staatsanwalt hatte — im höheren Auftrage — 
300 Mark Geldftrafe als ausreichend angefehen. Der Landgerichtörat 
Baege erkannte auf 400 Mark Gelditrafe, während der Sozialdemofrat 
Jäcker, M. d. R., wegen Beleidigung zweier deutfcher Männer durch 
die Preſſe am felben Tage und vor demfelben Gericht nur eine Strafe 
bon 80 Mark erhielt. 

Derjelbe Königsberger Richter Baege fehrieb aus einem fremden Urteil 
ohne Quellenangabe ganze Stellen wörtlich ab, um fein Urteil in 
einem vom Minifterpräfidenten Braun angeftrengten Prozeß zu begründen. 

Auch dieſes Kapitel endet in der Frage: haben in Preußen Politiker 
Verſuche gemacht, die Juſtiz in ungejeglicher Weife zu beeinfluffen? 


3. 
Note Nichterheke. 


„Man hat bereit3 in der vorhergehenden Debatte Bezug genommen 
auf Auslafjungen, die auf dem Deutfhen Richtertag in 
Augsburg gemacht worden find. Ahnliche Ausführungen, wie auf 
dem Deutjchen Richtertag in Augsburg find auf dem Vertretertag in 
Hirſchberg gemacht worden. Die ‚Tägliche Rundſchau'‘, die daS refe- 
vierend wiedergibt und diefen Artikel ‚Um die Unabhängigfeit der Rechtö- 
pflege‘ betitelt, jchreibt u. a.: 

Die Staatsregierung darf nicht Yänger verabfäumen, fich ſchützend 
bor die Rechtöpflege zu ftellen, fei es durch Verteidigung in der Preſſe, 
fei e3 durch Maßnahmen der Verwaltung, wenn bie Richter und bie 
Rechtspflege in jo unerhörter Weife angegriffen werden, wie e8 unter 
der Führung von Leuten wie Hörfing und Heilmann, Kroner 
und Kuttner und zahfreichen anderen tagtäglich mit Teidenfchaftlicher 
Gehäſſigkeit geſchieht.“ 

Preußiſcher Landtag am 21. Oktober 1925, 48. Sitzung. 


Die Nichterhege ift nur ein Mittel der Sozialdemokratie im Kampf 
um den Befik der Juſtiz; ein Mittel neben der Beſetzung de3 Jujtiz- 
minifterium3 mit einem PBarteimann, der erſt Parlamentarier und dann 
Juriſt fein foll. Was durch die jo beeinflußte Perfonalpolitit Hinter den 
Kufiffen nicht erreicht werden kann, wird durch öffentliche Beeinfluſſung 
der Richter zwangsweiſe auszugleichen verfucht: durch die Richterhebe. 

Ein Mittel, unfauber im Biel, nicht minder jfrupellos in der Hand— 
habung im Parlament und in der Prefje. 

Ein Mittel zur Einfchüchterung und — Erziehung angeblich rebel- 
lierender und nad) dem Ausſpruch Kuttners „Frondierender” Richter. 

Die von unbezähmbarem Haß gegen die politifch unabhängigen Richter 
zeugenden Reden führender Sozialdemokraten füllen Bände. Hier kann 
nur eine Auswahl geboten werden. 

Am 25. Juni 1922 wetterte der „rote Zeus" Wels, ein Gajtfreund 
des Georg Sklarz und Barmats, im Reichstag gegen die damals noch 
nicht ganz rot⸗ſchwarze Juſtizverwaltung: 

„Die Zuftiz in unferm Lande ift ein Sfandal, der zum Himmel jchreit. 

Wir fordern die Reorganifatton unferer Zuftiz und befonders der Staatsanwaltſchaft; 
denn das ijt notiverdig, mern wir daran denfen, daß in Preußen, von Bayern ganz zu 
ſchweigen, an Stelle de3 erkrankten am Zehnhoff der Staatsſekretär Mügel die Ge⸗ 
ſchäfte führt. Sch age nit zu viel, wenn ich erkläre: an diejer Stelle könnte 
auch gleich Herr Hergt als Staatsſekretär im Juſtizminiſterium figen. 

Auf der gleichen Höhe fteht unfer Vertrauen zur Juftiz in Preußen, wenn wir daran 
denken, daß der Perfonafreferent im preußiſchen Yuftizminifterium der Vorfigende bes 
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deutſchnationalen Wahlvereins in Lankwitz ift, dem alle Staat3anwaltichaften im ganzen 
öftlihen Preußen unterftellt find. 

Meine Herren von der Regierung, jeßt geht es ums Ganze. Set muß Durchgegriffen 
werden. Daran ift fein Zweifel mehr möglich.“ 

(Der deutſchnationale Perfonalteferent des preußifchen Zuftizmini- 
ſteriums wurde nicht lange hernach an das Kammergericht verfegt.) Die 
Rede des preußifchen Minifterpräfidenten Braun am 21. Februar 1926 
in Hamburg (f. Seite 53) übertraf an Schärfe weit die feines Genoffen, des 
Parteivorjigenden Wels, und hat mehr Töpfe zerfchlagen, als der Zuftiz- 
minifter bis heute hat flicken können. 

Die Abneigung des damaligen Oberpräfidenten von Sachſen, de3 Ge— 
nofjen und Reichsbannerführers Hörfing gegen die Richter ift durch 
ſeinen in der Regierungspreſſe im Auguſt 1926 veröffentlichten Aufſatz ſo 
hemmungslos zum Ausdruck gekommen, daß eine Steigerung in der Be— 
ſchimpfung der Richter kaum mehr denkbar iſt. 

An der Spitze der politiſchen Agitation gegen die Richter ſteht der 
„Juſtizreferent“ der ſozialdemokratiſchen Landtagsfraktion Preußens, der 
Genoſſe, Referendar a. D., Erich Kuttner. 

Er ſelbſt bezeichnet ſich öffentlich als „einen führenden Politiker“. Als 
ſolcher hielt er am 16.Oktober 1925 vor dem Reichsbanner in Berlin 
eine jeiner „harten Anklagereden gegen die Zuftiz”, wie der „Vorwärts“ 
berichtete. Die gleiche Duelle unterrichtet und am zuvexläffigiten über 
Kuttners Rede auf einem öffentlichen Platz in Berlin: „Der größte Teil 
unferer Richter ift erfüllt von Haß gegen die Republik und er kann ſich 
nicht zu der Objektivität zwingen, die fein Amt von ihm verlangt... 
Diejem Richtertum müßten endlich einmal die Flöten- 
töne beigebracht werden. (Sperrdrud auch im „B.”). 

Noch manches Opfer wird diefer Juſtiz zum Opfer fallen, aber wir 
werben ben Kampf für die Republif durchführen, troß alledem. Wir 
berzagen nicht und wenn die Welt voll Richter wär’, es wird uns doch 
gelingen.” 

Neben Kuttner beauffichtigt Jahr aus, Jahr ein die ſozialdemokratiſche 
Partei und Preſſe die preußiſche Nechtspflege, „um auf den freien 
Richter mit der Folter öffentlicher Bloßſtellung einen Gewiſſenszwang 
auszuüben”, 

Der Bezirksverband Groß-Berlin des „Preußifchen Richtervereins“ faßte 
eine Entſchließung (Anfang Juli 1931), Die die Folgen der roten Richter- 
hetze widerſpiegelt: 

„Die Fälle, in denen Richter und Staatsanwälte von denjenigen Parteien, zu deren 
Ungunſten ihre Entſcheidung ergehen mußte, grundlos in ehrenrühriger und be— 
ſchimpfender Weiſe angegriffen werden, mehren ſich außerordentlich. Hierdurch wird eine 


ſchwere Gefahr für das Anſehen der Rechtspflege geſchaffen. Richterſchaft und Staats— 
anwaltſchaft halten es daher für dringend erforderlich, gegen derartige Angriffe der Par⸗ 
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teten und ähnlich geartete grundlofe Angriffe dritter Perſonen duch Die übergeord- 
neten Organe der Juſtizverwaltung in nachdrücklicher Weiſe geſchützt zu werden.” 


Das „Berliner Tageblatt” (8. Juli 1931) knüpfte an dieſe ſehr zeit- 
gemäße Warnung die fchlechtgelaunte Bemerkung: „Es ift und nicht 
befannt, welche Vorfälle zu dieſer Entſchließung geführt haben.“ 

Über die Wirkung der Preffeangriffe auf das Juftizminifterium ift 
gewiß niemand beſſer al3 der AYuftizkritifer Der Sozialdemofratie und 
Rorwärts-Mitarbeiter Ruttner unterrichtet gewefen. Bei feiner parla- 
mentarifch-publiziftiichen Stellung durfte er ſchon als Sprachrohr des 
politiſch abhängigen Juſtizminiſters angefehen werben, als er am 20. DF- 
tober 1925 feine Landtagsrede über den „Fall Höfle“ hielt: 


„Verehrte Anweſende, die Beamten find Dem Terror erlegen. Wir alle, die 
wir Beamte Tennen, willen, daß in Beanttenkreifen eine weitgehende und auch etwas 
begründete Furcht davor befteht, daß der eigene Name in die Offentlichfeit gezerrt wird 
und daß die eigenen Amtshandlungen in der Preſſe kritifiert werden. Mar kann ſich dar- 
über ſchließlich nicht wundern, daß unſere Beamten davor eine etwas übergroße Scheu 
haben. 

Ich kann mir die Pſychologie des Unterſuchungsrichters Nothmann vorſtellen, der 
als jüdiſcher Richter das Amt hatte, in dieſer Sache als Unterſuchungsrichter zu walten, 
und der wußte: Lehne ich auch nur einen einzigen Haftantrag der Staatsanmwaltichaft 
ab, dann heißt es morgen in der rechtäftehenden Preſſe: Aha, der Hude Nothmann ſym⸗ 
pathifiert mit dieſen jüdiſchen Schiebern! — Das geht bis in da3 Juſtizmini— 
fterium hinein. Wir haben e3 felbit erlebt, melde Nervofität fid) der Herren im 
Minifterium durch die, wie wir doch wiſſen, gänzlich unbegründeten Angriffe der Herren 
Leopold und Bacmeifter bemächtigt hat. Das Juftigminifterium fiand unter der Be- 
fürchtung: fobald wir zugunften Höfles eingreifen, wird man fagen: da es fid) Hier um 
den gentrumsminifter Am Zehnhoff einerfeit3 und um den dem Zentrum angehörigen 
Poſtminiſter D. Höfle andererfeits Handle, fei ja volfftändig Kar, daß hier} eine Be— 
gunſtigung von Partei wegen ftattfinde.” 

Der damalige deutſchvölkiſche Abgeordnete Dr. Koerner beitätigte (in 
der gleichen Sitzung) von feinem Standpunkt aus die Wirfung der Preſſe⸗ 
angriffe auf das Juſtizminiſterium: 

„Ich komme auf die Vorgänge bei der Beſprechung im Ausſchuß in der Höfle⸗Sache 
zurüd. Es war an einem der erften Tage, da hatte der Herr Kollege Dr. Schmidt (Lichten- 
berg) die Liebenswürdigkeit, mit mir über den Fall Höfle zu ſprechen. Da ich Teine 
Schweigepflicht habe, glaube ich, dad erwähnen zu Dürfen. Herr Dr. Schmidt (Lichten- 
berg) jagte mir, eigentlich feien mir Deutſchvölkiſchen an dem Tode de3 Dr. Höfle ſchuld. 
Wir weilen das zurüd. Er wies darauf hin, wir hätten bezüglich des Falles Dr. Höfle 
Anfragen geftellt, die das Juſtizminiſterium eingejchlichtert Hätten; die Herren vom Yuftiz- 
minifterium feien folche ‚Angfthafen‘ — ich bitte um Verzeihuug, aber der Ausdrud 
ſtammt nicht von mir —, daß auf unfere Anfragen Hin beſonders jcharf gegen Dr. Höfle 
vorgegangen worden jei." 


Konnten fehon die 6 (!) oppofitionellen Abgeordneten der Deutſch— 
pölfifchen Freiheitspartei die barmatfreundlich gefinnten Beamten des 
Juſtizminiſteriums „einſchüchtern“, wie müſſen erſt die robuſten Angriffe 
der Sozialdemokratie in Parlament und Preſſe zugunſten Barmats und 
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jeiner Freunde auf die Entjcheidungen des Juſtizminiſteriums eingemwirkt 
haben. 

Im Sommer 1925, nach den den Sturz der Barmat-Staatsanmwälte 
beſiegelnden Hausfuchungen konnte der „Vorwärts“ ſeine Barmat be— 
günſtigende publiziſtiſche Tätigkeit einſtellen und fortan hörte der von 
ihm ausgeübte Druck auf die Behörden auf: Heraus mit der Anklage⸗ 
ſchrift! was liegt gegen Barmat vor? 

Nach dem Sturz der Barmat-Staatsanwälte und nach der Haftent⸗ 
laſſung des internationalen Abenteurers aus der Unterſuchungshaft (Mai 
1925) trat lange Ruhe ein. 

In dieſe Ruhe krachte im Januar 1926 mit der Wirkung einer Bombe 
die Nachricht, daß nach der alljährlich üblichen Geſchäftsverteilung für das 
neue Jahr der peinlich gewiſſenhafte Landgerichts-Direktor Erich Schulze 
der Richter über Barmat werde. 

Was ji dad Organ der Staatsregierung daraufhin leiſtete, ift ein 
Schandfled in der politischen Beeinfluffung der Juſtiz und in der Richter- 
hege. Am 12. Januar 1926 richtete der „Vorwärts“ „Fragen an den 
Juſtizminiſter“, die nach einer längeren Vorgeſchichte über die alljährliche 
Geſchäftsverteilung bei den Gerichten diefe Denunziation brachten: 


„Derjenige Richter, fiber den ficher die meiften Beſchwerden geführt worden find, 
insbeſondere wegen ungejeßlicher Verhaftung, iſt der durch feine eigenartige Recht- 
jprechung befanntgetoordene Landgerichtsdirektor Erih Schulze, der biäher die 
Abteilung 203 des Schöffengerichts Hatte und jest plöglic) die Abteilung 201 befommen 
hat. Geine bisherige Abteilung hat der Landgerichtsdirektor Röfeler erhalten, der 
bisher an einer Zivilfammer arbeitete und wegen feiner Objektivität allgemein geſchätzt 
wird. Nach den Gepflogenheiten hätte ex die Abteilung 201, die frei mar, befommen 
mäfjen. Warum aber hat nicht er, fondern Schulze dieje Abteilung erhalten? Des Rätſels 
Löſung bietet der Geſchäftsplan, aus dem ſich ergibt, daß die Abteilung 201 die Buch— 
ftaben Ba bis BE bearbeitet. Unter diefe Rubrik fallen ſowohl der Prozeß gegen den 
Regierungsrat Bartels wie aud) der gegen Barmat! So aljo bereitet fich die Juſtiz 
auf dieſe Prozeffe vor. 

Im Zufantmenhang mit diefen Dingen muß der Herr preußifche Juſtizminiſter 
gefragt werden: 1. Weiß er, daß diefe Verſchiebungen befchloffen find? 2. Kennt er die 
Entjcheidungen, die auf die Beſchwerden über den Sandgerichtzdireftor E. Schule er- 
gangen find? 3. Zit ihm befannt, daß man jeßt nach der Ausichiffung des Staatsanwalt⸗ 
ſchaftsrats Linde aus dem Barmat-⸗Prozeß ausgerechnet defjen Intimus und Duzfreund 
Staatsanwaltichaftsrat Weyermann zum Hauptdezernenten in der Barmat-Sadıe 
gemacht hat? 4. Bilfigt er alle diefe Vorgänge?“ 


Ein Dokument juftigpolitifcher Publiziſtik ohne jegliches Beifpiel. 

Der dom „Vorwärts“ gehegte und auf Grund einer gefauften (ge- 
fälſchten) eidesftattlichen Erklärung unter Anklage geftellt geweſene 
Staatsanwalt Kußmann mar auf Koften der Staatskaſſe freigefprochen 
worden, Freunde und Belannte beglüdwünfchten ihn, darunter auch der 
Landgerichts-Direftor Erich Schulze. 
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Eine willfommene Gelegenheit für das Organ der Staatsregierung, 
gegen dieſen „Richter-Gottfeibeiuns" erneut zu heben. 

„Berwahrlofte Juſtiz!“ fehrie und fchrieb der „Vorwärts“: 

„&3 nimmt kaum nod) wunder, daß fi) unter diefen Gratulanten aud) der Landgericht3- 
direftor Schulze befand, der beſtellt ift, demnächft im großen Barmat-Prozeß den Vorſitz 
zu führen. Eine wunderbare Unparteilichfeit zeichnet nad) der Sage den beutjchen 
Richter aus. Deshalb unterhält ſich Schulze Teutfelig mit demfelben Kußmann, der 
eben noch al3 Angeflagter vor Gericht ftand ... 

Will denn das Yuftizminifterium bis in alle Ewigkeit warten, bis e3 zu der Erkenntnis 
kommt, daß e3 in der preußifchen Juſtiz gilt, endlich) der Verwahrloſung zu feuern?" 

Heilmann befragte den Juſtizminiſter (am 17. April 1926 im Haupt- 
ausſchuß) und verlangte Aufklärung über den freundfchaftlichen Hände- 
druck des Landgerichts-Direftors Schulze und weshalb man für diefen 
„eine Abteilung des Amtsgerichts Berlin-Mitte fünftlich freigemacht habe”. 
Der Staatsſekretär Dr. Fritze beruhigte den beforgten Genofjen Heil- 
mann hinſichtlich der beanftandeten Gefchäftsverteilung, die zwar dem 
Zandgerichtspräfidium obliege, „aber der Yuftizminifter habe gemilje 
Grundſätze aufgeftellt”. 

Der Erfolg dieſer Hebe ift nicht ausgeblieben, denn bald darauf wurde 
der Randgerichts-Direftor Dr. Neumann für den als ftrengen Richter 
gefürchteten Erich Schulze — zum Vorſitzenden beſtellt. 

Der Barmat-Skandal und -Prozeß hatten damit aufgehört, „eine hoch- 
politifche Angelegenheit” (Kuttner) zu jein. 

Saßen im Yuftizminifterium „Angſthaſen?“ 

Der Abgeordnete Dr. Schmidt, dem der Abgeordnete Dr. Kerner 
diefe volfstümliche Bezeichnung in den Mund gelegt hat, Hat es jelbit 
unterlaffen, fie als unwahr zurücdzumeifen, ftatt deſſen mußte ein Frak— 
tiongfollege des fpäteren Juſtizminiſters — leugnen. Dr. Koerner erbot 
fich zwar, feine Angaben zu beeiden, aber Dr. Schmidt hat die Ange— 
legenheit einjchlafen laſſen. 

Der „Vorwärts“ hat Barmat nie eine Schiebung zugetraut, wohl aber, 
zuungunſten Barmats und der Sozialdemokratie — den Richtern, die 
die Geſchäfte der Gerichts-Abteilungen zu regeln hatten. 


Die im Hinterhaufe des „Vorwärts“ herausgegebene Dr. Parbus- 
SHarz- Glode" (zuerft von Kuttner, fpäter von Friedländer geleitet), 
jchrieb!) in jenen Tagen, als um die Seele der Juſtiz beſonders heftig 
gekämpft wurde: „Inzwiſchen vollzieht ſich das Gefchid der Barmat-Hebe. 
Der Republik ift e8 nicht gelungen, diefen Feldzug ihrer Gegner zu ver— 
hindern. Die Wahl Hindenburgs war nicht zulebt das Ergebnis der Bar- 


1) 8. Yuguft 1925 Nr. 19 Sp. 604/605. 
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mat⸗ Kampagne, die eingeleitet worden ift, um Friedrich Ebert und die 
hinter ihm ftehenden Parteien zu treffen. Daß es Richter geben konnte, 
die ihr Amt gegen die Republik mißbrauchten, zeigt, daß die Republik 
nicht Die Kraft Hatte, den Richterſtand auszufegen ... 

&3 ift fein Ruhm, elende Köter abzuwehren, e3 ift aber eine brennende 
Schande, jolche Köter anz Werk gelaffen, ftatt ihnen rechtzeitig den Garaus 
gemacht zu haben ... Es gilt endlich der Parole zum Durchbruch zu 
verhelfen, daß vepubliffofe Richter und Beamte aus ihren Ämtern 
herausgepeitjcht werden müfjen, es gibt feine Umfchichtung der 
Macht ohne die Vernichtung der Rudimente vorangegangenen Zuſtandes. 
.... Hier muß alles von vorn angefangen werden. Zunächſt muß das 
Empfinden der Republifaner von Grund auf herumgejchmifjen werden 
— zum Volksſtaat .. .” 


Im Anſchluß an den „Kölner Juriſtentag“ (1926) ftellte das demo- 
kratiſche „Tagebuch“ die Forderung auf: 

„Was wir brauchen, ift der reinigende Juſtizminiſter, der 
die Difziplin wiederherſtellt und die ſchwarzen Talare 
bon der erſchlichenen Privilegierten-Bank treibt.“ 

Das find einige Beweiſe für die Behauptung, daß fich beftimmte 
politiiche Kriſe bemühen, die Autorität des Richters im Wolfe durch 
ſolche gewiſſenloſe Hetze zu untergraben. 

Das Problem der richterlichen Unabhängigkeit wird in einer Demo— 
kratie immer das umſtrittenſte Problem bleiben, unerträglich will es nur 
ſcheinen, daß juſt die politiſche Partei die Richter bekämpft, die gerade 
die Strafjuſtiz zu ihrer Dirne zu machen verſucht. Und unerträglich 
will e3 weiterhin erjcheinen, daß der mit diefer Partei parlamentarifch 
auf Gedeih’ und Verderb verbundene Yuftizminifter fich faft alljährlich 
im Landtag vorhalten laffen muß: „die Richter und Staatsanwälte haben 
das Gefühl, daß fie von ihrer vorgeſetzten Behörde gegenüber Preſſe⸗ 
angriffen verlaſſen werden.“ 

Vielleicht iſt in dieſer Zurückhaltung des Juſtizminiſteriums die Er- 
klärung für die Tatſache zu ſuchen, daß Richter und Staatsanwälte in 
die Offentlichkeit gehen, um in der Preſſe und in Verſammlungen die eige⸗ 
nen Kollegen als „Rudimente vorangegangenen Zuſtandes“ herab⸗ — und 
ſich jelbit, in den Augen heute einflußreicher Politiker — heraufzufegen. 
Man kann ohne Übertreibung jagen, daß die Staatsanwälte und Richter, 
die heute eine politifche Rolle erftreben, die fchärfften Gegner jener Kol- 
legen find, die nur Richter fein wollen. Man denke an den früheren 
ſozialdemokratiſchen Landtagsabgeordneten, fpäteren Senatspräfidenten 
am Kammergericht und Mitglied der „Republifaniichen Beſchwerdeſtelle“, 
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Freymuth, der in der demokratiſchen „Welt am Montag” (Frühjahr 
1926) ſchrieb: 


„Abgeſehen von einigen wenigen Mitgliedern ift der große Difziplinarfenat des Kammer- 
gerichts jelbftverftändlich genau fo reaftionär eingeftellt wie ſämtliche anderen Behörden 
in dem republifanifchen Deutſchland. Würde ein ‚nationalgefinnter‘ Richter wegen feiner 
politifchen Tätigkeit vor den Difziplinarfenat kommen, fo halte ich es jelbftverftänd- 
Yich für ausgefchloffen, daß der Difziplinarfenat ſelbſt bei den jchärfiten und gröblichſten 
Angriffen gegen die republifanifche Staatsform diefen Kollegen difziplinarifch zur Dienft- 
entlaffung verurteilen follte. Wenn e3 ſich aber um einen Richter Handelt, wie ich e3 bin, 
der öffentlich für die republifanifche Staatsform eintritt, der Öffentlich gegen die Schande 
der Landesverratsprozeſſe feit Jahren ankämpft, der ebenfo öffentlich gegen den Wahn- 
finn der Völkerverhetzung und des neuen Weltkrieges ſich einſetzt und öffentlich für die 
Bölferverftändigung und gegen die offenen und heimlichen SKriegsvorbereitungen auf- 
tritt — der alfo in den Augen aller ‚nationalgefinnten' Deutſchen ein Landesverräter ift —, 
fo halte ich einen folhen Spruch des Difziplinarfenat3 für durchaus möglich." 

Er entging dem drohenden Difziplinarverfahren durch den Antrag auf 
fofortige Penſionierung. 

Wer konnte, nur in der Hoffnung, von politifch einflußreichen Parteien 
beachtet zu werden, feine Richter-Kollegen noch ſchärfer angreifen und 
der demo- und ſozialdemokratiſchen Prefje einen willkommeneren Agi- 
tationsſtoff liefern als der frühere Berliner Landgericht3- Direktor Kroner? 
Kroner hat, geftügt lediglich auf Beitungsnachrichten und ohne das Urteil 
abzumarten, dem Gericht „eine jammerbolle, ſchamloſe, feige, verächtliche 
Schlußfolgerung” gegenüber dem damaligen Reich&präfidenten Ebert vor- 
geworfen und die Urteilsfindung als „mwillfürlich, verfünftelt, ſinnlos, 
tlicifch“ bezeichnet. Er war damals Vorfigender des „Republifanijchen 
Richterbundes“. Sein öffentlicher Angriff auf den Landgericht3-Direktor 
Bemersdorff-Magdeburg, den Leiter des Ebert-Prozeſſes gegen Rothard, 
hatte diefem eine jahrelange Heße durch die republifanifche Preſſe bejchert. 
Drei Jahre konnte diefe Richterhebe ungeftört betrieben werden, denn erſt 
Ende Oktober 1927 nahm das Zuftizminifterium Gelegenheit zu erklären: 

„Die in der Zeitfchrift ‚Die Zuftiz‘ Heft.2 vom Dezember 1925 unter der Überfchrift 
‚Der Nothardprogek‘ gegen den Landgerichtsdirektor Bewersdorff in Magdeburg er- 
hobenen Vorwürfe find in dem Difziplinarberfahren gegen ihn nachgeprüft worden. 

Das vechtöfräftige Urteil des Difziplinargericht3 fommt nach Erörterung der ein- 
zelnen, Bewersdorff zur Laft gelegten Punkte, zu dem Ergebnis, ‚es liege auch nicht 
der geringfte Anlaß dafür vor, daß Bemwersborff als Richter in dem NRothard- 
Prozeß Durch politifhe Voreingenommenheit gegen den Reichspräſidenten 
Ebert auch nur irgendwie beeinflußt geweſen wäre‘. 

Nach den Urteilzfeitftellungen find die vem Landgerichtsdireftor Bewersdorff 
zum Beweis feiner Voreingenommenheit gegen den Reichspräfidenten Ebert gemachten 
Einzelvorwürfe tatfählih unbegründet.” 

Kroner, deſſen Auffag in der „Voſſiſchen Zeitung” vom 24. Dezember 
1924 erichienen war, wurde zu 3000 Mark Gelditrafe wegen Beleidigung 
feines Richter-Rollegen Bewersdorff verurteilt. Das Strafverfahren 
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endete in einer Amneftie und das Difziplinarverfahren in einer — Be- 
förderung. Richtiger: zu einem Difziplinarverfahten gegen den Land- 
gericht3-Direktor Kroner ift es nicht gefommen, mweil der Innenminifter 
Gevering ihn als Dberverwaltungsgerichtärat in das ihm unterftellte 
höchite preußifche Verwaltungsgericht berief, deſſen Mitglieder difzipfi- 
nariſch nicht mehr zur Verantwortung gezogen werden fünnen. 

Die Berufsehre des Richters! Ein Pappenitiel für regierungs- 
freundliche Redakteure. 

Die Autorität des Richters! Ein Spielzeug für die fenfations- 
lüfterne Preſſe. 

„Iſt es nicht eine Infamie fondergleichen, wenn man einem ehren- 
werten Richter, der eine lange und einwandfreie Dienftzeit hinter fich 
hat, mie der Landgericht3-Direftor Marfchner, das ſchwerſte Verbrechen 
bormwirft, das einem Richter überhaupt nur vorgeworfen werden Tann, 
nämlich die Fälſchung des Ahftimmungsergebniffes im Beratungszimmer?“ 
fragte!) ein deutſchnationaler Abgeordneter im Landtag den Zuftizminifter. 

Das Reichgericht Hat Diefe Denunziation eines politiſch aufwärts- 
ftrebenden Afjefjor3 bei der Staatsanmaltjchaft am Kammergericht als 
wiberlegte Behauptung bezeichnet; der Gericht3-Afjeffor ift trotzdem 
Regierungsrat im Preußifchen Innenminiſterium geworden. 

Derjelbe Abgeorönete Hagte die berufsmäßigen Richterheger weiter an: 

„— der Fall Jürgens. Ein Landgerichts-Direktor unter der Anklage 
des Betruges, der Hehlerei und des Meineides. Er wurde in Unterfuchungs- 
haft genommen und hat ein volles Jahr mit jeiner Frau in Haft gefefjen; 
bis er jchließlich durch Urteil de3 Schwurgerichts freigefprochen worden 
it. — 

Auch diefer Prozeß ift unter der Angft vor der Straße 
entitanden.” 

Die „Straße“ ift wie immer die Prefje geweſen, die den „Hort der 
Republik“ Hütet. 

Man wird vergeblich in den Parlamentsakten nach Reden namentlich 
ſozialdemokratiſcher Abgeordneter fuchen, die fich verpflichtet gefühlt haben, 
das den Richtern zugefügte Unrecht wieder gutzumachen, zugefügt duch 
die fozialiftiiche Preſſe. 

Aber der Abgeorönete Heilmann hat ſich beim Yuftizminifterum da- 
für eingejeßt, daß der Landgerichts-Direftor Marfchner veranlaßt werde, 
jeine Klage gegen den Aſſeſſor Kempner zurüdzunehmen und der Yuftiz- 
minifter hat refigniert erflärt: es ift vergeblich mit Herrn Marſchner tiber 
die Zurüdnahme feines Strafantrages gegen den Afjeffor Kempner ver- 
handelt worden?). 


1) und ?) Br. Landtag am 5. Mai 1927. 
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Das find Ausfchnitte aus der Richter⸗Tragödie, deren Niederſchrift 
noch kein Publiziſt verſucht hat. 

Alljährlich müſſen Richter, deren Urteile das Mißfallen der heute 
mächtigen Abgeordneten erregen, im Landtag Spießruten laufen und es 
kann gegenwärtig keinem Richter angenehm ſein, die Aufmerkſamkeit etwa 
des Abgeordneten Kuttner auf ſich zu ziehen. Mit unverſöhnlichem 
Haß ſchleppt er politiſch mißliebige Richter von Jahr zu Jahr durch die 
parlamentariſchen Verhandlungen wie den Amtsgerichtsrat Dr. Beinert- 
Wernigerode und der Juftizminifter ift politiſch verpflichtet, die Klagen 
des einflußreichen parlamentarifchen Koalitions-Genofjen aufmerffam 
anzuhören und gründlich zu unterfuchen. 

Nicht minder gefährlich ift die Kampfesweiſe des „Berliner Tageblatts" 
gegen Richter und Gerichte, die deren öffentliches Anſehen herabjegt. 
Allein die Artikel des Hauptjchriftleiters TH. Wolff feit der Revolution 
gegen die Richter und Gerichte würden einen ftattlichen Band füllen. 
Auch TH. Wolffs Richterhaß ift wie der Kuttners abgrundtief, aber 
fultivierter und daher, auch wegen der großen Verbreitung des Blattes, 
erheblich gefährlicher. Schon Heine innerpofitiiche Reibungen, wie die 
Eigenjuftiz der rheinifchen Bevölkerung gegen zurüdgebliebene Separa- 
tiftenführer nach Räumung des bejeßten Gebietes am 1. Juli 1930, ent- 
flammten IH. Wolffs Zorn!) gegen das Reichögericht: 

„Müffen die Geifter nicht verwirrt fein, wenn das ſchlechte Beispiel von oben fommt? 
Bon der hohen Autorität her, deren Pflicht und ſchönſte Miffion es fein follte, den Volks⸗ 
geift mit der Achtung vor dem Gefeg und mit Klarheit und Wahrheit zu durchdringen? 
Das ſchlechte Beiſpiel ift das höchſte Gericht Deutichlands, das Reichsgericht. 

Man würde ſich ganz überflüſſig anſtrengen, wenn man nach Worten ſuchen wollte, 
* das Walten diefes höchſten Gerichtshofes paſſend und anſchaulich charakteriſieren 

nnen.“ 

„Das höchſte Gericht im demokratiſchen Deutſchland hat dieſe groteske Frechheit 
(ein vorinſtanzliches Urteil d. Verf.) in einem mit ſeniler Gelahrtheit und Gerlimpel- 
weisheit belafteten Gutachten als maßgeblich anerkannt .... . " heißt es an anderer 
Stelle. Und dann: 

„Das Reichögericht hat feinen Reichsanwalt Jorns nach) allen Regeln der Kunft und 
der Zunft weißgewaſchen, es findet den Vorwurf, Daß er bie Schuldigen habe laufen lafjen, 
‚empörend‘, und hat den Spruch des Berliner Gerichtes herbe gerüigt. Ein ſchönes Mufter, 
wenn nicht bon deutſcher Rechtſprechung, jo doc von deutſchem Familienfinn. Wir 
empfinden feine Berwunderung, wenn wir jept erfahren, daß ber Reichsanwalt Feiſen⸗ 
berger, der in der Verhandlung mit edler Glut gegen den Beleidiger amtierte, in einem 
Zimmer mit dem Reichsanwalt Jorns ſitzt, Schulter an Schulter, Schreibtiſch an Schreib- 
tifch und fo eng gepaart, wie die eine Krähe mit ber andern auf einem Aft. Die Objel- 
En = Verfahrens wird durch nicht? fo gut wie Durch eine ſolche enge Zühlungnahme 
gewahrt.“ 

‚Genug der ungezügelten Verachtung vor dem höchſten deutfchen Ge⸗ 
richt? Mit nichten, denn gegen die reichögerichtliche Aufhebung des frei- 


1) „Berliner Tageblatt“ am 13. Juli 1930. 
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ſprechenden Urteils im Gottezläfterungs-PBrogek (eine rein chriltliche An⸗ 
gelegenheit) mwetterte Th. Wolff weiter: 

„Das Reichsgericht in Leipzig fchleudert mit Greifenhänden feine Bannftrahlen gegen 
den berlinifchen Geift, der die Barnhagen von Enfe und Siegert auf den Weg der Hölle 
führt. Wir indeffen geftatten uns, dem Muff die Wahrheit und dem Reichsgericht die 
Gerechtigkeit vorzuziehen.” 

Dieje bon leidenfchaftlichem Haß gegen die höchften deutfchen Richter 
diktierte Abrechnung endet mit den Worten: 

„Aber einjtweilen ift das Neichögericht alles andere als ein Hort der Berfaffung, als 
ein Bürge ber Gleichheit vor dem Gejeb, als ein borurteilsfreier Schlüter der Wahrheit 
und der reinen Gerechtigkeit, als ein ficherer Wall gegen national maskierte Bergehen 
und Verbrechen, als der feſte Punkt, die aufrichtende Gewißheit, der Halt, das Ziel des 
allgemeinen Vertrauens in Nöten und Wirren. Man muß diefe Krone de3 Baumes 
anfafjen, wenn man das Übel an der Wurzel treffen will.“ 


Es ift unmöglich, alle Erzeugnifje diefes modernen Schmähers der 
deutjchen Richter und Gerichte zu fammeln. Ich will fie mit feinem viel— 
leicht deswegen überhitzten Wutausbruch abfchlieken, weil das Reichs⸗ 
gericht zwei „Urteile zugunften jüdiſcher Staatsbürger“ aufgehoben hatte. 
Daraufhin trommelte Th. Wolff im „Berliner Tageblatt” (22. Februar 
1931 Nr. 90): 

„Es gibt, ſcheint e3, zuviel gelehrte Räte beim Reichögericht. Wie der Kollege Mitller 
mit jeitenlanger Bemühung, unzähligen Fußnoten und Bitierung ber literarhiftorifchen 
Autoritäten, in jedem Goethe-Vers Die verborgenfte juriftifche Bedeutung errätfelt, fo 
drehen andere Vertreter einer gründlichen Rechtſprechung das Geſetz, dieſe Leuchtturm⸗ 
lampe, nach allen Seiten, bald Licht, bald Dunkel ſpendend, oder ſtülpen es um, offenbar 
in dem Wunſche, alle darin enthaltenen Möglichkeiten herauszuziehen.“ 


Die gleichen Leute ſind über alle Maßen empört, wenn der Nachweis 
der politiſchen Korrumpierung unſerer Juſtiz durch die zurzeit 
in Preußen herrſchenden Parteien verſucht wird. 

Neuerdings ſchwingt auch der „Republikaniſche Richterbund“ das 
Kriegsbeil gegen die ihm mißliebigen Richter. Hier ein Beiſpiel aus 
dem „Vorwärts“ vom 10. Januar 1931: 

Gegen parteiiſche Richter. 
Eine Erklärung des Republikaniſchen Richterbundes. 

Am 22. Dezember (1930) hat Landgerichtsdirektor Lau, Glogau, bei der Verkündung 
eines freiſprechenden Urteil von der Anklage eines Vergehens gegen das Geſetz zum 
Schuß der Republif die Revolution von 1918 als „Meineid und Hochverrat” bezeichnet, 
der die Truppen wehrlos gemacht habe. Hierzu erläßt der Republifanifche Richter⸗ 
bund jetzt folgende Erklärung: 

„L. Dieſer Vorgang bedarf der ſcharfen und ſofortigen Zurückweiſung nicht nur durch 
die Preſſe, ſondern auch durch die republikaniſche Richterorganiſation. Die verkündete 
Urteilsbegründung enthält eine in dieſer Zuſpitzung bisher kaum erreichte richterliche 
Herausforderung der Republik. 

2. Es erſcheint nicht erträglich, daß die Verwendung ſtaatsfeindlicher Richter in der 
Strafjuſtiz vom Ermeſſen des Gerichtspräſidiums im Wege der alljährlichen Geſchäfts⸗ 
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verteilung allein abhängt, vielmehr ift e3 dringend erwägenswert, daß eine gejebliche 
Mitbeftimmung de3 parlamentarifch verantwortlichen Juſtizminiſters bei der Gejchäfts- 
verteifung der Gerichte gefchaffen wird. 

3. Von neuem muß angefichts ſolcher nicht mehr' vereinzelter Urteile die Sorderung 
erhoben werden: Der Nachwuchs der Juriften ift ftaat3politifch beſſer auszubilden. Ihm 
find die grundlegenden geſchichtlichen Tatſachen zu vermitteln, daß Die deutſche Um- 
wälzung von 1918 wie jede gefchichtliche Bewegung diefer Art die Folgeerſcheinung 
von tiefgreifenden ftaatspolitifchen Fehlern der früheren Machthaber ge- 
weſen iſt.“ 

iſt unterzeichnet u.a. von Reichsgerichtsrat Dr. Großmann, Senat3- 
präfivent a. D. Freymuth, Exfter Staatsanwalt Dr. Hoegner, München, Oberverwal- 
tungagerichtärat Kroner, Minifterialrat Dr. Rofenfeld, Landgerichtsrat Sello, Kam⸗ 
mergerichtörat Settegaft und Minifterialrat Steinbrecher. 

Der preußifche Zuftigminifter Dr. Schmidt hat Heute noch) den fozial- 
demokratiſchen Dr. Rofenfeld in feiner engeren Umgebung, aber nicht 
mehr als Minifterialcat, ſondern, befördert, als Minifterial-Dirigenten. 

Ich möchte dieſes Kapitel mit Ausführungen eines deutjchnationalen 
Abgeordneten [hließen!): „Die Vertrauenskriſe, wie fie von den Herren 
Heilmann und Kuttner behandelt worden ift, wird jolange beftehen, 
als fich nicht die Nichter als blinde Werkzeuge dieſer Herrſchaften be- 
kennen ... Solange ein Richter nach Recht und Gerechtigkeit urteilt, 
ohne ſich ohne weiteres der Sozialdemokratie zu beugen, jolange wird 
er angegriffen werden.” 


Der Junkertrotz: 
„Und der König abjolut, 
Wenn er unjern Willen tut.” 


ift zeitgemäß umgewandelt worden in: 


„Und der Richter abjolut, 
Wenn er unjern Willen tut.” 


1) Dr. Seelmann-Eggebert im Pr. Landtag am 6. Mai 1927. 
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4. 
Der Fall Bombe. 

Wenn in Kabinetts⸗Sitzungen der Miniſterpräſident Genoſſe Braun von 
den Grundſätzen ſeiner Partei, von Freiheit und Menſchenwürde und der 
Juſtizminiſter Dr. Schmidt von der richterlichen Unabhängigkeit und von dem 
Grundrecht, daß niemand ſeinem geſetzlichen Richter entzogen werden darf, 
ſprechen, dann geht der Schatten eines hohen Richters durch den Saal, 
dem der berufliche Ehr- und Pflichtbegriff zerbrochen worden war. 

Mitte Juli 1929 kehrte der bis dahin beurlaudt geweſene Berliner 
Landgericht3-Direftor Bombe nicht wieder in fein Amt zurüd; feit dem 
21. Juli galt er als „vermißt”. 

An diefem Tage beftätigten fich die Befürchtungen in den Kreifen der 
Vorgeſetzten des bereit3 — Toten ducch folgenden Brief: 

J „Zechliner Hütte, den 21. Juli 1929, 
Fa: :9 Uhr 45 vormittags. - 
An:den Herrn Präfidenten de Landgericht3 III, Berlin. 

Das abgelaufene Lebensjahr hat eine Änderung meiner Lage nicht gebradit. 
Nach meiner Überzeugung ift fie überhaupt nicht mehr zu erwarten. Das inhalt- 
Iofe Dafein ohne Berufsfreude noch länger zu friften, befteht eine Not- 
wendigkeit nicht. Sch jcheide deshalb aus dem Leben mit herzlichem Dank an 
alle, die mir Gutes eiwiejen-haben, insbeſondere an die Organe der Juftiz- 
verwaltung für die legte Bezeugung des Vertrauen. 

Bombe, Landgerichtädirektor.” 


Diefer Brief wurde geheimgehalten; denn die feinen Inhalt fannten, 
rechneten mit einem Sturm gegen den Minifterpräfidenten — — — 

Die Öffentlichkeit wurde in dem Glauben belafjen, daß der gejuchte, 
ſehr angejehene Hohe Richter in den Wäldern zwiſchen Rheinsberg und 
Fürſtenberg i. M. umherirre. 

Der Brief wurde befannt gegeben, als ein Fiſcher am 6. Auguft zufällig 
die Leiche des Vermißten gefunden hatte. 

In der Tajche des toten Richters Bombe fand die Kriminalpolizei 
diejen Brief: 

„21. Zuli 1929 10 Uhr 15 vormittags. 


Un meinem heutigen Geburtötag jcheide ich freiwillig aus dem Leben. Die 
Gründe meines Schrittes find in einem bejonderen Brief an ven Heren Präfi- 
denten des Landgericht? III enthalten. Bombe." 


Was in den Berliner Richterkreifen ſeit Jahren befannt war, beftätigte 
ſich: der dienftlich außerordentlich empfindfame und geiftig hochgebilvete 
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Zandgerichts-Direktor Bombe hat die ihm Durch den Minifterpräfidenten 
Braun öffentlich zugefügte Beleidigung nicht verwinden können, aud) 
nicht, daß die Juſtizminiſter (zuerft Dr. am Zehnhoff, ſpäter Dr. Schmidt) 
den erwarteten Ehrenſchutz verfagt hatten. : 

Hier feßten die öffentlichen Angriffe ein, denn auch. dem Toten ber- 
jagte man Gerechtigkeit. Die Regierungspreſſe mußte dem Brief des 
ehrlich Geftorbenen die unehrliche Erklärung anhängen: 

„Die zuftändige Juftizftelle bemerkt Hierzu mit Recht: Dieſes Schreiben beftätigt 
die Auffaffung, dag das ſchwere körperliche Leiden Bombes, das bereits Ende 
1928 ernfte ärztliche Maßnahmen erforberte, eine auffällige Gewichtsabnahme verurfachte 
und zu einer au von jeinen VBerufsgenoffen und Zreunden beobachteten fortſchrei⸗ 
tenden Verdunfelung feiner Stimmung und zu fi) Häufenden Deprejjionen 
geführt hatte, ihn zu dem legten tragijchen Entſchluß bejtimmt Hat.” 

In der Umfälfchung der Gedanken des unbequem geftorbenen Richters 
offenbarte fich das ſchlechte Gewiſſen. Er hatte das „inhaltloſe Dafein 
ohne Berufsfreude” als Grund feines Freitodes angegeben, nicht aber 
den Mangel an Lebensfreude auf Grund eines imaginären „Eörperlichen 
Leidens". 

Diefe mangelnde Ehrfurcht vor den legten Worten eine3 Toten beweilt, 
wie ſehr man ſich an den verantwortlichen Stellen bemühte, bie Urfache 
des richterlichen Freitodes und feinen politifchen Hintergrund zu verſchleiern. 

Die verantwortlichen amtlichen Stellen hatten es im Auguſt 1929 
nach dem tragiſchen Ende des Richters außerordentlich leicht, die Offent⸗ 
lichkeit durch die Regierungspreſſe anders zu unterrichten, denn die 
politiſche Tagespreſſe der Oppoſition unterließ es, auf die Rede des 
Minifterpräſidenten Braun am 21. Februar 1926 in Hamburg und auf die 
fpäteren parlamentarifchen Auseinanderjegungen über fie zurüdzugreifen. 

Läßt ſich ein Zufammenhang zwifchen der Rede Brauns und dem 
Tod Bombes in der Tragweite nachmweifen, wie einerfeit3 behauptet, 
andererfeit3 beftritten worden tft? Bu 

Die grundſätzliche Unterfuchung diefes Falles joll 'ein weiteres Glied 
in der Bemeisfette fein, daß die Sozialdemokratie fein noch jo anfecht- 
bares Mittel unverſucht läßt, um die Rechtspflege in’ ihrem Sinne zu 
beeinfluffen und um die Richter zu mut- und willenloſen Bolljtredern 
ihrer Klaſſenkampfziele Herabzumürdigen; zugleich wird bewieſen, daß 
das Zentrum dieſen Kampf unterſtützt. — 

Die Hamburger Rede des Miniſterpräſidenten lautetet): 

„Das Reichsbanner muß den lebenden Schugwall um den ftolgen Bau ber Republik 
bilden. Wie lebensnotwendig diefer Schutzwall, ſein weiterer Ausbau und feine innere 
Befeitigung tft, haben die vergangenen Jahre zur Genüge ‚bemiefen.und beweiſen auch 
wieder die Tatjachen, die über das Treiben der Feme“Organiſationen neuerdings bekannt⸗ 
geworden find und den Abſcheu aller Geſitteten ausgelöſt haben. Leider ſtellen ſich 


1) Amtlicher Preußiſcher Preſſedienſt. 
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einzelne Organe der Rechtspflege in völliger Verkennung ihres boden 
Berufs ſchützend vor diefe Feinde der Republik und verhindern ed, ent. 
gegen ben Staatöinterejfen, daß mit dem hellen Licht der Öffentlichkeit 
in da3 dunkle Treiben diefer verbrederifchen Elemente und bornehmlich 
ihrer Hintermänner hineingeleuchtet wird. Zum Glück gibt die republifanijche 
Verfaffung die Möglichkeit, auf parlamentarifhem Wege die Schleier zu zerreißen, in 
die dieſe Juſtizorgane — fehr zum Schaden für das Anfehen der Juſtiz — bemüht find, 
das Treiben gewiſſer nationaliftifcher Elemente einzuhüllen.“ 

Mit dem „Organ der Rechtspflege” war der Vorfikende in dem in 
Berlin verhandelten „Fememord“- Prozeß, der Landgericht3- Direktor 
Bombe, gemeint, der aus guten Gründen die Öffentlichkeit im „Pannier- 
Prozeß“ ausgefchloffen Hatte. Der ihm vom Minifterpräfidenten Braun 
gemachte Vorwurf heißt in der Fürzeften Form: Rechtsbeugung und 
Begünftigung. 

Das ift der Vorwurf des denkbar ſchwerſten richterlichen Verbrechens 
und wenn der Minifterpräfident eines Landes dann felbft und vor aller 
Öffentlichkeit erklärt, daß der Richter ſich ſchützend vor die Feinde der 
Republik ftelle, dann ift e3 mit der dienftlichen Laufbahn des politiſch 
unangenehm aufgefallenen Richters vorbei. 

War die gegen den Richter Bombe erhobene Beſchuldigung ſachlich 
berechtigt, dann hätte gegen ihn ein Straf- oder Diſziplinarverfahren 
eingeleitet werden müſſen — das iſt nicht geſchehen. 

War ſie ſachlich nicht berechtigt, dann mußte der Juſtizminiſter den 
Untergebenen in Schutz nehmen — das iſt auch nicht geſchehen. 

Es bleibt alſo nur der Schluß, daß der Miniſterpräſident Braun eine 
parteipolitiſche Rede gehalten hat — das iſt die öffentliche Meinung 
geweſen. 

Dieſe politiſche Einſtellung des Staatsoberhauptes ſteht am Anfang 
der Richtertragödie, aber nicht allein des Landgerichts-Direktors Bombe, 
ſondern fie ift die Quelle der preußifchen Nichtertragödie ſchlechthin, denn 
fie untergräbt das Gefühl der richterlichen Unabhängigkeit und damit die 
vichterliche Berufsfreude, den Lebensinhalt jedes rechten Richters. 

Der in feiner Ehre tödlich gekränkte Richter Bombe hat gegen feinen 
Beleidiger feine Klage angeftrengt, vielleicht befürchtete auch er, daß fie 
wie andere im Yuftizminifterium zurücgehalten werden würde. 

In Brauns Nede kommt unverhülft zum Ausdrud, daß die „Feme⸗ 
Prozeſſe“ nichts anderes als die Kuliſſe fuür den Kampf geweſen ſind, 
den die Staatsregierung Preußens gegen die Reichswehr führte. Die 
Regierung Braun⸗Severing wollte vor aller Offentlichkeit und zwar mit 
Hilfe preußifcher Gerichte den Nachweis führen, daß die vermeintlichen 
Hintermänner der „Schwarzen Reichswehr“, nämlich leitende Offiziere 
der Reichswehr ſelbſt, als „Zeinde der Republik" anzufehen feien. Diejen 
Nachweis glaubte Braun durch Bombe dadurch, vereitelt, daß dieſer drei 
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Wochen vorher die Öffentlichkeit der Verhandlung in dem „Feme⸗Prozeß“ 
Pannier ausgeſchloſſen hatte, auf deſſen Ergebnis Braun⸗Severing ihre 
Karten gegen die Reichswehr geſetzt hatten. 

Bombe ſtand als Vorſitzender des Schwurgerichts beim Landgericht III 
Berlin vor der Frage, ob er einen ſog. „Feme-Prozeß“ öffentlich oder 
nichtöffentlich verhandeln folle. Der Prozeß jollte am 1. Februar 1926 
beginnen. Bombe hätte dieſe Frage jouderän durch dag Gericht entjcheiden 
laſſen können und feine Stelle in der Welt wäre berechtigt gemejen, 
über eine nicht zufagende Entſcheidung die Begründung zu verlangen. 
Der peinlich korrekte Richter Bombe handelte anders, er hat ſich dadurch 
vielleicht ſeibſt die größten Schwierigkeiten bereitet. Damals beherrſchte 
die don der Regierungspreſſe und von den linken Parteien künſtlich ge- 
ſchürte „Femepſychoſe“ die öffentliche Meinung. Man ſchlug auf Die 
Fememörder“, um die „Schwarze Reichswehr“ und ihre Hintermänner 
zu treffen. 

An diefem ſtaatspolitiſch nicht gerade Eugen Spiel beteiligten fich auch 
preußijche Regierungsitellen. Der Gegenjag: Preußen — Reichswehr 
bildele den Hintergrund. Aber nicht darauf wollte der Richter Bombe 
Rückſicht nehmen, ſondern, was die Staatsregierung hätte tun müſſen, 
auf die Wünſche des Auswärtigen Amtes, denn für dieſe bildete die 
„Schwarze Reichswehr“ in diplomatiſchen Verhandlungen noch immer 
bas heiße Eiſen. Der Richter Bombe beantragte beim Suftizminiftertum 
rechtzeitig die Herbeiführung einer Außerung des Auswärtigen Amtes 
darüber, ob mit Rüdjicht auf außenpolitiiche Intereſſen der Feme⸗Prozeß 
öffentlich verhandelt werden könne oder nicht. 

Dieſer Antrag iſt, von dem Richter Bombe nur ſtaatspolitiſch 
geſehen, klug geweſen, denn der Außenminiſter wünſchte unter Hinweis 
auf die zu erwartenden Genfer Verhandlungen eine Vertagung des 
Prozeſſes um 6-8 Wochen. Der Wunſch des Außenminiſters dedte ſich 
aber nicht mit der Anfrage des Richters, mußte dieſen vielmehr in Ver- 
legenheit jegen, denn feine Zweifel, ob öffentlich ober nichtöffentlich 
verhandelt werden follte, blieben ungelöft. 

Im Zuftizminiftertum berieten der Staatsſekretär, ein Minifterialdiref- 
tor, ein Minifterialrat, ein politijcher Referent mit dem General- und mit 
dem Oberftaatsanmalt darüiber, wie dem — ſelbſtverſtändlich abmwejenden 
— Richter Bombe der Wunſch der Staateregierung nur öffentlich zu 
verhandeln, ſo übermittelt werden könnte, daß er feinen Ausweg mehr fände. 

Man findet eine Möglichkeit: der Staatsſekretär läßt dem auf ſchrift⸗ 
liche Antwort mwartenden Richter jagen: ein ichriftlicher Beſcheid er— 
folge nicht! 

Am Tage vor der angeſetzten Gerichtsverhandlung telephoniert der 
Zandgericht3präfident dem wartenden Nichter: ber Oberſtaatsanwalt 
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wird Ihnen morgen unmittelbar vor Beginn der Verhandlung eine ver- 
tranliche Mitteilung machen! 

Im Gerichtsfaal, wenige Minuten vor einer feit 2 Jahren vorbereiteten 
Verhandlung, die mehrere Tage dauern foll, die Geſchworenen und die 
ſechs Angeklagten jind zur Stelle, überrajcht der Oberftantsanmwalt den 
Schmwurgerichtsporfigenden mit der Meinung der Staatsregierung: zu- 
nächſt Vertagung und fpäter öffentliche Verhandlung! 

Der Richter Bombe fühlte fich überrumpelt und das Gewiſſen des 
Richter3 bäumte fich in ihm auf, als der Oberſtaatsanwalt die Stage 
nad) einem Vertagungsgrund alfo beantwortet: vielleicht kann man fagen, 
daß ein mejentlicher Zeuge fehlt! 

Abgeordneter): „Sie wollten Ihren Vertagungsantrag auf das 
Fehlen eines Zeugen ftügen. Fehlte denn überhaupt ein mejentlicher 
Zeuge?“ 

Oberſtaatsanwalt: „Ich muß ehrlich geſtehen, daß ich über dieſe 
Frage, welcher Zeuge das etwa ſein könnte, nicht näher nachgedacht 
habe.“ 

Wenn die Regierung denkt, braucht der Oberſtaatsanwalt in politiſchen 
Prozeſſen nicht mehr zu denken. 

Wie hat der Richter Bombe vor dem Feme⸗Unterſuchungsausſchuß, 
bor dem diefe unwirdige-unmännliche Szene auch fpielte, feine Entjchei- 
dung, nicht zu vertagen, fondern fofort nichtöffentlich zu verhandeln, 
begründet? 

Er erflärte: „Die Verfügung des Yuftizminifteriums, daß in den Feme— 
Prozeſſen nicht alle Sachen aktenkundig gemacht werden jollten, eine 
Entiheidung des Kammergerichts, die das GSchweigegebot an die Ge— 
ſchworenen beftätigte, die Unterhaltung mit den Vertretern der Staat3- 
anmaltichaft und mit den Verteidigern führte dazu, daß man nach den 
bisherigen Grundſätzen die Öffentlichkeit ohne weiteres ausschließen mußte.” 

Die verlangte Vertagung war ein neuer und nicht erwarteter Gejicht3- 
punft, aber da die Sache vollfommen ſpruchreif war, hätte die Zuftimmung 
des Gerichts bedeutet, „daß, wenn wir aus politifhen Gründen die 
Ipruchreife Sache vertagen, das ein Eingriff in die Rechtspflege 
jei, den wir Richter nicht verantworten könnten. Da dieſer Wunſch 
nicht erfüllt werden konnte, tatjächlich find die Bedenken des Auswärtigen 
Amtes erit nad) 8 Monaten entfallen, mußte eben nihtöffentlich ver- 
handelt werden”. 

Wer wünjchte aber nicht, daß fich alle Richter fo verhalten, wie der 
Richter Bombe in diefer Sache: als Menſch den Angeklagten und al 
unabhängiger Richter dem Drud der Staatsregierung gegenüber? 


1) Feme⸗ Unterſuchungsausſchuß (Pannier) Sp. 171/197. 
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Die politiihen Hoffnungen, die Braun als Minifterpräfident auf diejen 
Prozeß gefebt hatte, wären auch in öffentlicher Verhandlung nicht er- 
füllt worden, denn in feinem bet ipäteren „Feme⸗Prozeſſe“ ift ein für ihn 
irgendwie nutzbarer politijcher Hintergrund enthüllt worden, trotzdem das 
Reichswehrminiſterium ſeine Sachverſtändigen angewieſen hatte, jede 
Frage des Staatsanwalts und des Gerichtes zu beantworten. 

Die Regierung Braun-Severing wollte fich nicht damit begnügen, in 
den „Fememorden“ rein friminelle Verbrechen aburteilen zu laſſen, 
pielmehr follter bei diefer Gelegenheit „die Fäden bloßgelegt werden, 
die von den Mördern zu ihren Hintermännern, von den Werkzeugen zu 
den intellektuellen Urhebern und Begünftigern diefer Verbrechen führten.” 

(Braun am 9. März 1926 in feiner Ichriftfichen Antwort auf eine par- 
lamentarijche Anfrage.) 

Der Ärger über die Enttäufchung verleitete Braun zu feiner partei- 
politiichen Rede und Angſt vor Braun verführte wiederum die Organe 
der Juſtizverwaltung dazu, den nächften „Seme-Prozeß” der zuftändigen 
Kammer Bombe und damit die Angeklagten dem zuftändigen Richter 
zu entziehen und vor ein außerordentliches Schwurgericht zu bringen: 
por die Kammer Giegert! 

Das find Vorgänge, die in einem georbneten Verfaſſungsſtaat undenk⸗ 
bar ſein ſollten, die aber, falls ſie nachweisbar ſind, den Verſuch erkennen 
laſſen, eine Parteijuſtiz einzuführen. 

Was läßt ſich nachweiſen? 

Die Hamburger Rede Brauns erregte ſofort die weiteſte Offentlichkeit 
und zwar ſo ſtark, ſo andauernd, daß ſich der Landtag mit ihr beſchäftigen 
mußte. Durch ein offenes Bekenntnis zur Sache, durch eine Auskunft 
der Regierung, hätte ſich die politiſche Luft reinigen laſſen, aber — der 
Minifterpräfident Braun kümmerte ſich nicht um die allgemeine Erregung. 

In dieſem Verhalten unterſtützte ihn zunächſt der Juſtizminiſter Dr. am 
Zehnhoff, deſſen miniſterielle Erklärungen weder warm noch kalt waren, 
fondern widerſpruchsvoll und nicht überzeugend. Am 16. April 1926 ver- 
langte der deutjchnationale Abgeorbnete Züdider) vom Yuftizminifter 
Schuß der Richter und Gerichte vor Angriffen gegen die Rechtspflege, 
wie fie Braun fich geleiftet Habe. 

Was hatte der Juſtizminiſter dazu zu erflären!)? „Er jei mit dem 
Minifterpräfidenten Braun der Meinung, daß e3 deplaziert geweſen ſei, 
die Offentlichkeit auszuſchließen; aber Die angejtellte Unterfuchung habe 
auch feinen Anhalt dafür gegeben, daß die Richter abfichtfich Die Dffent- 
lichkeit ausgejchlofjen hätten, um fich vor die Schuldigen zu ftellen und 
ihre Beftrafung zu verhindern. Der Minifterpräfident habe auch nicht be- 


1) Preußiſcher Landtag, Hauptausichuß. 
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hauptet oder behaupten wollen, daß die Richter etwas getan hätten, was 
gerichtliche oder diſziplinare Ahndung erfordere.“ 

Es iſt beklagenswert und kennzeichnet das tiefe Mißtrauen der Richter 
in ihren höchſten Vorgeſetzten, den Juſtizminiſter, wenn die den Oppo— 
ſitionsparteien angehörenden Richter als Abgeordnete und der Preußiſche 
Richterverein ſelbſt in der juſtizminiſteriellen Erklärung den ungerecht⸗ 
fertigten Verſuch erblickten, den Miniſterpräſidenten zu decken und den 
verunglimpften Richter zu beruhigen. 


Der Abgeordnete Eichhoff (Landgerichtspräſident) fragte in der 
öffentlichen Sitzung des Landtages?): 

„Was nun eigentlich der Herr Minifterpräfident hat jagen wollen, bleibt freilich dunkel, 
Wir richten an ihn die Bitte, auch in der Offentlichkeit bei paffender Gelegenheit auf die 
Sache zurüdzufommen und fie endgültig und reſtlos zu Hären. 

Wir bedauern außerordentlich, daß der Herr Minifterpräfident bisher fich ihm bietende 
Gelegenheiten dazu nicht benußt hat, wir bedauern aber auch weiter, daß der Herr Minifter- 
präfident den Brief, den der preußifche Richterverein an ihn gefehrieben hat, der wirklich 
einer Antwort wert gewejen märe, bis heute nicht beantwortet hat." 


Der Abgeoronete Dr. Seelmann-Eggebert (früherer Richter) ſprach 
aus, was die Öffentlichkeit dachte: 


„Die Rede des Herrn Minifterpräfidenten Braun in Hamburg erklärt fich letzten 
Endes für mic) daraus, daß er in feinen Parteiverfammfungen von früher her gewohnt 
tar, die Rechtpflege in Grund und Boden ichlecht zu machen und daß ihm in Hamburg 
nicht zum Bewußtfein gekommen ift, daß er nicht mehr Parteifunktionär, fondern ſeitdem 
Miniſterpräſident iſt. 

Was nützt es ſchließlich, wenn er hinterher ſagt, ein Handeln wider beſſeres Wiſſen 
habe er den Richtern nicht vorwerfen wollen? Die Ausführungen klangen jo und konnten 
in der urfprünglichen Form, wie fie in die Preſſe kamen, gar nicht ander gedeutet wer- 
den .... Die Richter Hatten die Ohrfeige meg und in der Öffentlichkeit entjteht die Mei- 
tung, daß in der Juſtiz alles faul ift, daß fich Richter ſchützend vor Mörder geftellt hätten, 
— Man braucht fich nicht zu wundern, wenn es dann zu tätlichen Angriffen (auf die Richter) 
fommt, ... zumal da die Richter ſogar von autoritativer Stelle deg Staates in Grund 
und Boden fchlecht gemacht werden.” 


Der Abgeordnete Kuttner kam jedoch feinem Parteigenoffen Braun 
und dem Yuftizminifter durch Angriffe auf den Zandgerichtö-Direftor 
Bombe und defjen Beifiker in den Feme⸗Prozeſſen, Landgerichtsrat 
Vormbaum, zu Hilfe, indem er ihnen „ſchuljungenhafte Aus— 
reden“, „Knabenhaftigkeit und Infantilismus“ uſw. vor— 
warf und wörtlich ſagte: 


„Nein, aus dieſem Verhalten geht klar und einwandfrei hervor, den Herren war ein 
mächtiger Schreck in die Glieder gefahren, als ſie erfahren hatten, daß die verurteilten 
Fememörder ſich einen linksſtehenden Verieidiger nehmen wollten. Da haben fie ſich ge- 
fagt: Um Gottes willen! Wenn die Angeklagten linksgerichtete Verteidiger befommen, 
Tann alles mögliche zutage treten, wa wir gnädigſt mit dem Mantel der Nädften- 
liebe und dem Ausſchluß der Öffentlichkeit zugededt haben.” 


!) Preußifcher Landtag am 7. Zumi 1926. 
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Nachdem der eigene Parteigenofje des Minifterpräfidenten Braun den 
angegriffenen Richtern Das Eingeftändniz defjen in den Mund gelegt Hatte, 
was Braun ihnen hatte vorwerfen wollen, mar der Zuftizminifter Dr. am 
Zehnhoff mit feinem Entſchuldigungsverſuch für Braun bloßgeftellt. 

Die Sozialdemokraten find ſogar durch zwei Erklärungen ihres Fraktions⸗ 
vorſitzenden nachdrücklich vom Juſtizminiſter abgerückt. Der Abgeordnete 
Heilmann hatte im Hauptausſchuß erklärt): 

„Der Miniſterpräſident braucht von ſeinen Ausführungen in Hamburg auch nicht ein 
Wort zurückzunehmen; ob Die Erklärung des Juftizminifter3, daß den Richter feine Schuld 
treffe, richtig ift, muß bezweifelt werden. Der Minifterpräfident fei bei feiner 
Außerung ſelbſtverſtändlich von der Annahme ausgegangen, daß die Rich— 
ter entgegen dem ihnen befannten Willen der Staatsregierung die Offent⸗ 
lichkeit ausgeſchloſſen hätten. Der Vorwurf gegen ‚einzelne Organe der Rechts⸗ 
pflege‘, fich ſchützend vor die emeorganifationen und andere Feinde der Republik (die 
Reichswehr, d. Verf.) geftellt zu haben, fei vollfommen berechtigt." 

Im Plenum?) beftätigte Heilmann die Solierung des Juftizminifters: 
der Herr Minifterpräfident habe in feiner Vergangenheit „allerlei Er- 
fahrungen mit der Zuftiz gemacht und glaube deshalb auch gern, daß man 
heutzutage noch allerlei Erfahrungen mit der preußifchen Juſtiz machen 
könne“. 

Welch eine Tragödie für den koalitionstreuen Juſtizminiſter: er ſtellt 
ſich ſchützend vor ſeinen Miniſterpräſidenten und dieſer läßt durch den 
Mund Heilmanns ſeine Hamburger Rede allein richtig auslegen. 

Hier ſoll noch die unfreundliche Haltung des Zentrums erwähnt werden: 
alle bürgerlichen Parteien, ſelbſt die Demokraten, hatten ſich auf die Seite 
der angegriffenen Richter geftellt, der Suftizminifter Dr. am Zehnhoff 
hat dagegen weder die Angriffe des Abgeordneten Kuttner zurückgewieſen, 
noch hat ſich der kommende Juſtizminiſter, Abgeordneter Dr. Schmidt, 
der angegriffenen richterlichen Kollegen angenommen. 

Man wird nur eine Erklärung hiefür finden können: es war die 
Roalitionsdifzipfin, die dag Zentrum an die Sozialdemokratie band und 
diefe ergab fich aus der geſamten innerpolitifchen Einftellung de3 Zentrums, 
mit der Sozialdemokratie jo lange zufammenzubleiben, als es die eigenen 
PBarteibelange erfordern. 

Mochte darüber die Juſtiz zugrunde gehen und modten 
darüber in Ehren ergraute Richter bie Berufsfreude ver- 
lieren, innerlich zerbrechen und zum Revolver greifen. 

Der Minifterpräfident Braun Hatte ſeinen Bannſtrahl gegen den politiſch 
als Gegner beurteilten Richter Bombe gefchleudert und hat den Bann 
auch nach deſſen Freitod nicht gemildert. 


2) am 17. April 1926. 
2) Br. Landtag am 9. Juni 1926. 
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Der Abgeordnete Dr. Kaufmann (früherer Richter) traf ficherlich den 
Kern der Sadıe: 


„Herr Heilmann bat fich mit folcher Innigkeit des Heren Braun angenommen. 
Ich bin der Meinung, daß der ‚Genofje' Braun als Staatsminiſter Veranlaſſung haben 
ſollte, etwas vorſichtiger zu ſein. Aus dem Wortlaut ſeiner Rede ergibt ſich der direkte 
Vorwurf einer wiſſentlichen Unterſtützung des Verbrechens. Das iſt das, was er geſagt hat. 

Daran können alle Flunkereien und Ausreden hinterher nichts mehr 
ändern.“ 


Der Abgeordnete Stendel (Landgerichts⸗Direktor) befragte den Juſtiz⸗ 
miniſter): 

„Das ſollte einmal ein rechtseingeſtellter Beamter in der Stellung des Herrn Miniſter⸗ 
präſidenten gegenüber einer gewerkſchaftlichen Organiſation wagen, Tauſenden von Leuten 
das ins Geſicht zu ſchleudern, was der Herr Miniſterpräſident getan hat, und nicht zuzu⸗ 
geben, daß ſeine Vermutungen unrichtig geweſen ſind. Der Herr Juſtizminiſter hat geſagt, 
es iſt nichts davon hängen geblieben. Trotzdem wird den Leuten nicht wiederge⸗ 
geben, was man verletzt hat, nämlich ihre ungeſchmälerte Ehre. Es kann una nicht darüber 
binwegtäufchen, wenn Herr Heilmann erflärt: Sie müſſen auch bedenfen, welche trüben 
Erfahrungen der Herr Miniſterpräſident Braun früher mit der Juſtiz gemacht hat. Heute 
ift Herr Braun Miniſterpräſident und ſollte erhaben fein über Gefühle, die ihn damals 
vielleicht verärgert Hatten. Heute Hat er nur als Minifterpräfident ſich zu fühlen. Er muß 
wiſſen, Daß derartige Außerungen über den Stand der preußiſchen Richter nicht fo aus 
jeinem Munde herauskommen dürfen. Wenn Herr Heilmann gejagt hat: Wenn einmal 
ein Wort in ber Erregung fällt, dann follte man es auch zurücknehmen können, dann hat 
der Herr Miniſterpräſident auch die Verpflichtung, die wir ihm mit Recht auferlegen, 
in aller Offentlichkeit zuzugeben, daß er ſich getäuſcht hat. Wenn er das 
nicht tut, entſteht in weiten Kreiſen der Verdacht, daß er von parteipolitiſcher Ein- 
ftellung getrieben, diefe Dinge borgebracht hat und heute gegenüber den vollendeten 
Tatſachen nicht den Mut findet, von diefem parteipolitifchen Standpunkt abzugehen 
und ſich auf die Hohe Warte des preußifchen Minifterpräfidenten zu ſtellen.“ 

Vom Sommer 1926 bis zum 17. Dezember 1930 belaftete die Affäre 
DBraun-Bombe die innerpolitiihe Spannung in Preußen. Wenn wir aus 
der nachfolgenden Rede de jebt wieder tegierungsfteundlichen Abgeord- 
neten Dr. von Eynern ftantspolitifche Grenziteine bejtimmen, dann 
bezeichnen die beiden Namen Braun und Bombe zwei Geiten einer 
tiefen Kluft, fiber die nie eine Brücke führen darf, wenn es um das 
Wohl und die Zukunft Preußen-Deutfchlands geht: 

„Iſt es denn nicht fo, daß man vielleicht ganz furz Die Gefühle des Volkes dahin zu- 
jammenfaffen kann: unfer Volk iſt des PBarteiregiment3 müde. Das ift doch eigentlich 
die Quinteffenz deſſen, wenn wir immer wieder hören: e3 foll mit dem Syſtem gebrochen 
werden, e3 foll etwas anderes an feine Stelle treten. Nun, meine Damen und Herren, 
offenbart ſich denn nicht Die Art, wie in Preußen regiert wird, immer mehr und mehr, 
immer offener und deutlicher als ein wirkliches und reines Parteiregiment? 

Es ift ganz natürlich, daß die durch die Parteigunſt auf ihren Poſten geftellten Herren 
glauben, fie müßten e8 dem Herrn Minifterpräfidenten oder dem Herrn Innenminifter 
gleichtun .... Ich denke hier auch) an die Reden des Heren Minifterpräfidenten, die 
jo in einer gewiſſen Zeitfolge immer wiederfehren und nichts anderes tun, als diejenigen 


1) Pr. Landiag am 9. Juni 1926. 
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ftant3erhaltenden, objektiven und fachfichen Einrichtungen, die wir haben und die der 
Staat braucht, nämlich die richterlichen Snftitutionen, in den Augen des 
Volkes herabzufegen. 

Da führt eine ganz klare Linie von der Hamburger Rede aus dem Jahre 1926, ala der 
Herr Minifterpräfident den Richtern borwarf, daß fie ſich vor die Fememörder ftellten, 
über da3 Jahr 1929, als er das Urteil des Staatsgerichtähofes in bezug auf das Bolfd- 
begehrten tadelte, jegt wieder zu jeinen mißachtenden Außerungen liber bie Dberfilm- 
prüfungäftelle, weil fie eben nicht fo entſchieden hat, wie er es ſich in feinem Parteigeift dachte. 

Es ift etwas ungeheuer Bedauerliches, wenn der erfte Beamte eines Staates nicht 
fo viel Objektivität hat, daß er es fertigbringt, fich über das Parteiniveau zu erheben, 
fondern alle diefe Dinge durch Die Barteibrille anfieht und nur von dem Geſichtspunkt 
aus betrachtet, ob fie feiner Partei nüglich find oder nicht.” 


Der frühere Vorſitzende des „Preußiſchen Richtervereins“ (Amts⸗ 
gerichtsrat Dr. Pracht) richtete auf dem 5. Preußiſchen Richtertag dieſe 
Mahnung an die gegenwärtigen Machthaber: 


„Die Folge der unverantwortlichen Richterhetze iſt nicht nur eine Minderung des An⸗ 
ſehens der Rechtspflege und ein Sinken der Staatsautorität, ſondern auch eine ver- 
minderte perſönliche Sicherheit der Richter, die in den zahlreichen Über- 
fällen in legter Zeit zum Ausdrud kommt. Füur jede Kritik, die an und und der Rechts⸗ 
pflege gelibt wird und die vernünftig ift, fönnen wir nur dankbar fein. Ablehnen müffen 
mir aber eine Kritik, die nur giftige Pfeile abichießt und fich in ſyſtematiſchem und dema⸗ 
gogiſchem Geſchimpfe erſchöpft, um darauf abzuzielen, den Grundpfeiler unſeres Rechts⸗ 
ftantes, die geordnete Rechtspflege zu Fall zu bringen.” 


Auf eine am 18. September 1929 an ihn gerichtete jchriftliche par- 
lamentariſche Anfrage des Abgeordneten Kube (Nationalfozialift): 


„Bekennt fich der Herr Minifterpräfident Dr. h. c. Braun zu den von einer angejehenen 
Beitung der Reichshauptſtadt feitgelegten Worten, in denen ber ſchwere Vorwurf ber 
Rechtsbeugung gegen Bombe liegt, Daß er aus parteipolitiichen Gründen die. hinter den 
Fememörbern ftehenden PBerfünlichkeiten mit Wiſſen und Willen geſchützt hätte?“ 


antwortete der preußifche Minifterpräfident am 10. DOftober 1929 mit 
einem bürren: Ja! 


Bombe — Siegert. 


„Haben Sie ſich einmal überlegt, Daß bie Hinrichtung des Oberleutnants 
Schulz unter der Linksregierung, Die mir in Preußen haben, gar nicht Hätte 
verhindert werden fünnen, wenn wir Sozialdemokraten die Todesſtrafe 
nicht bereit praftijch abgeſchafft hätten? 

Wenn man nicht vorher die Mörder bon Zeiferde begna- 
digt Hätte, Hätte der Yuftizminifter nit von ſich aus, ohne 
die Entfheidung des Staatsminifteriums überhaupt abzu- 
warten, die Zufiherung geben Fönnen: Schulz wird nicht 
hingerichtet.” 

(Abg. Heilmann: Pr. Landtag am 4. März 1929 57. Sigung Sp. 4570/7.) 


Als der Oberleutnant a. D. Schulz mit feinen drei Schickſalsgefährten 
nach der Rechtskraft der Todesurteile in die „Mörderzellen“ des Gefäng- 
niſſes Plößenfee überführt wurde, da. waren fie nur wenige Schritte und 
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vielfeicht nur noch wenige Tage vom — Nichtblod entfernt. Die Köpfe 
der vier Opfer der Femehetze mußten nad) Heilmanns Eingeftändnis 
nur mit Rückſicht auf die zuvor begnadigten beiden Leiferder Mörder!) 
nicht in den Sand rollen. 

Heilmanns Darftellung dedte fich mit der Preſſemeldung vom 28. März 
1928: „Einflußreiche Leute hatten die Abficht, an mindeftens 
zwei von ihnen das Todesurteil vollftreden zu laſſen.“ 

Mit den vier Todesurteilen gegen die „Strohmänner und mwillenlofen 
Werkzeuge der eigentlichen Drahtzieher”, wie Braun ſich ausdrüdte, die in 
den „Mörderzellen" Plötzenſees faßen, konnte der preußiſche Minifterpräfi- 
dent dem Reichswehrminiſterium gegenüber einen Drud geltend machen. 

Am politiichen Horizont Preußens aber fteht feither die Frage und 
verdunfelt die Majeftät des Rechts: 

Sind Angeflagte ihrem ordentlichen Richter entzogen und 
vor ein Ausnahmegericht gebracht worden? 

Der Juſtizminiſter Dr. Schmidt Hat diefe Frage im Haushaltsausfchuf 
des Preuß. Landtages am 16. Februar 1931 verneint: 

„Der Präfident des Landgerichts III in Berlin hat am 17. Februar 1927 dem Kammer⸗ 
gerichtäpräfidenten vorgefchlagen, eine außerordentliche Schwurgericht3figung ftattfinden 
zu lajjen; diefem Antrag hat der für die Entfcheidung zuftändige Rammergerichtspräfident 
zugeftimmt und am 14. März 1927 dem Juſtizminiſterium feine Entſcheidung mitgeteilt. 
Die Frage, ob diefe3 Verfahren den geſetzlichen Beſtimmungen entfprac), ift vom Reichz- 
gericht in der Reviſionsinſtanz eingehend geprüft und in einem Urteil vom 15. Dezember 
1927 in ausführlicher Begründung bejaht worden. Das Reichsgericht ift Dabei zu folgen- 
dem Ergebnis gefommen: 

Da nad) dem Gefagten die erfennenden Richter gefegmäßig berufen worden 
und an Stelle der urfprünglich gemejenen Richter getreten find, find Die Angeffagten 
nicht ihrem gefeßlichen NRichter entzogen worden.” 

Es kann dahingeftellt bleiben, ob der Yuftizminifter den Sachverhalt, 
jomweit er ihn vorgetragen, volfftändig vorgetragen hat; verſchwiegen hat 
er jedenfalls weſentliche Teile aus der „ausführlichen Begründung” der 
Entjcheidung des Reichsgerichts. Die „gefeßmäßige Berufung” anderer 
Richter ift nie bezweifelt worden; der öffentliche Streit ging ausſchließ— 
lich um die Feftitellung, ob die „gefeßmäßige Berufung“ auch dienft- 
lich notwendig gemefen ift oder nicht. Und e3 ift unbeftritten, daß 
feine dienftliche Notwendigkeit vorgelegen hat, die Bombe-Kammer 
zu entlaften, denn fie war für die Verhandlung des Wilms-Prozeſſes frei 
und — vorbereitet. 

Dem Landgericht3-Direktor Siegert und feinen richterlichen Beifigern 
hat dagegen nad) Anficht eines namhaften ſachkundigen Juriſten die zur 
Vorbereitung des Prozeſſes notwendige Zeit gefehlt. 


1) Sie hatten einen Schnellzug zum Entgleifen gebracht und außer Schwer- und 
Leichtverletzten etwa 30 Tote verfchuldet. 
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Was Hat der Yuftizminifter Dr. Schmidt, zur nachträglichen Necht- 
fertigung der preußifchen Juftiz, aus der Entſcheidung des Reichsgerichts 
der Öffentlichkeit nicht mitgeteilt? 

Folgendes: das Reichögericht hat ſich auf den Standpunft geftellt, daß 
fich aus „der Unabhängigkeit der richterlichen und der vermwaltenden Gewalt 
ergebe, daß das erfennende Gericht berechtigt und verpflichtet fei, auch die 
bon den Organen der Verwaltung getroffenen Anordnungen auf ihre 
Rechtmäßigkeit zu prüfen” (Uften-Bd. XX ©. 22), meint aber, die „Nach- 
prüfung fönne nur in beſchränktem Maße erfolgen". Den Gerichten ftehe 
es nicht zu „zu unterfuchen, ob die Präfidenten mit Recht eine bejondere 
Tagung für erforderlich gehalten” hätten. 

Das Neichsgericht bejchräntt das Prüfungsrecht auf den Fall eines 
„rein willkürlichen Mißbrauches der Anoronungsbeitimmung, Anordnungs- 
befugnis zur Verfolgung ihr völlig fremder Zwecke“. 

Gerade da3 war aber von der Verteidigung behauptet und jchlüffig unter 
Beweis geitellt worden. 

Der Grund, den das Neichögericht ſchließlich für die Ablehnung der 
Bemeisanträge (Aften-Bd. XX ©.25) angibt, ift nicht überzeugend. „Eine 
Bemeisaufnahme über ihre inneren Beweggründe, wie fie vor dem 
Reviſionsgericht ebenſo mie vor dem Schwurgericht beantragt worden 
it, Fam nad) alledem nicht in Trage und mar wie gejchehen abzu- 
lehnen!).” 

Das Neichsgericht Hat die Reviſion aus formal-juritiichen Gründen 
verworfen. 

Damit ift alfo eine wirkliche Klärung der Trage, ob der von der Ver⸗ 
teidigung erhobene Vorwurf der „Kabinetts- oder Minifterial- 
juſtiz“ gerechtfertigt ift, nicht erfolgt. 

Die Tatfache, daß die „Kammer Bombe” befjer auf den zweiten 
Femeprozeß vorbereitet war al8 die „Kammer Siegert“, diefe Tatjache 
trotzt allen möglichen minifteriellen Erklärungen. 

Was hatte die Verteidigung behauptet und jchlüffig unter Bemeis 
geftellt und mas hätte der Yuftizminifter Dr. Schmidt der Offentlichfeit 
nicht vorenthalten jolfen? 

Diefes: in den „Wilms-Aften” (Bd. XVIII BL. 35/1 und 2) befindet 
fi) die Revifionsbegründung des Rechtsanwalts Dr. Puppe-Berlin, die 
mehr enthüllt, als fich je verfchleiern läßt: 

„Der Art. 105 der RR. und $ 83 GVG. find verletzt. Nach Eintritt in die Verhandlung 
haben die Verteidiger, auch der Unterzeichnete, den Antrag geftellt, Die Sache an das 


ordentliche Schwurgericht zu verweilen. Der Antrag ift folgendermaßen begründet 
worden (BI. 36): Pie Angeflagten, insbefondere der Angeflagte Suhrmann, feien 


1) Die Entfeheidung ift abgedrudt. — Entfcheidungen d. R.G. Bd. 61 ©. 423ff. 
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ihrem ordentlichen Richter entzogen worden. Diefe Entziehung fei folgendermaßen zu- 
ftande gelommen: 

Auf Anmweifung des Juſtizminiſteriums, nämlich des Oberjuftizrats 
Wirth, habe der Landgerichtspräfident des Landgerichts III (Kirfchitein), 
die ordentlichen Mitglieder des Schwurgericht3 ausgefchaltet, obwohl ein 
Bericht des ordentlihen Vorſitzenden des Schwurgerichts, Landgerichts- 
Direltor Bombe, vorgelegen habe, wonach das ordentliche Schwurgericht nicht 
überlaftet ſei und die Sahe Fuhrmann und Gen. ſehr wohl aburteilen könne, 

Das orbentliche Schwurgeriht war überhaupt nicht überlaftet, wie aus dem 
Bericht des Landgerichts-Diveftord Bombe, des ordentlichen Schwurgerichtsvorſitzenden, 
hervorgeht. Die merfwürdige Eile, die die Juſtizverwaltung (BT. 38) mit einem Mal 
mit der Erledigung des Prozeffes Hatte, durfte zu einem unzuläffigen Eingriff nicht 
führen. Bu den orbentlichen Mitgliedern des Schwurgerichts des Landgerichts III gehört 
auch Herr Landgerichtsrat Vormbaum. Er Hat in dem zu gleicher Zeit verhandelten 
Sürgens- Prozeß nicht mitgejeffen, mußte alfo in der Sitzung des Wilms-Prozeſſes teil- 
nehmen, weil er als ordentliches Schwurgerichtämitglied nicht behindert war. Auch diefen 
Richter Hat man ausgefchaltet und für ihn einen Vertreter betellt, wo eine Vertretung 
gar nicht notwendig war.” 


Der Landgerichtspräfident Kirfchjtein Hatte am 17. Februar 1927 
die Einſetzung eines außerordentlichen Schwurgericht3 beantragt und mit 
der „Geſchäftslage“ begründet. Nichts fpricht gegen die Annahme, daß 
diefer Antrag im Einvernehmen mit dem Yuftizminifterium geftellt 
worden ift. 

Der Kammergericht3präfident Hat den Antrag am gleichen Tage geneh- 
migt, zum Vorfigenden den Landgerichtö-Direftor Siegert und zu richter- 
lichen Mitgliedern die Landgerichtsräte Schufter und Lilienthalernannt. 

Der auf den 11. März 1927 feftgejegte Beginn der Tagung fpricht auch 
für die Annahme, daß der Landgerichtspräfident feinen Antrag im Einver- 
nehmen zumindeft mit dem politifhen Referenten im Yuftizminiftertum 
geitellt hatte, Denn es war den Richtern feine Möglichkeit gelaffen worden, 
in der furzen Zwiſchenzeit die umfangreichen Aften durchzulefen, ge- 
ſchweige durchzuarbeiten. 

Die „Wilms-Akten“ umfaffen 25 Bände mit zufammen 5000 Blattfeiten, 
ohne die Beiaften. Um dieje Aften zu leſen, ftanden dem Vorfigenden und 
dem Berichterjtatter zufammen nur 3 Wochen (17. Februar bis 11. März) 
zur Verfügung und, da die Aften nur in einem Eremplar vorlagen, mußte 
fich jeder mit 1%, Wochen zur Vorbereitung der Verhandlung begnügen. 

Ein namhafter Jurift, der die Aften aus dem Wiederaufnahmeverfahren 
für den Oberleutnant a. D. Schulz genau Tennt, jagt Darüber in einer un- 
veröffentlicht gebliebenen Unterfuhung: 


„Abgeſehen von allen übrigen prozeffunlen Bedenken gegen die Einberufung eines 
außerordentlichen Schwurgerichts in einer ſolchen Sache Hätte diefe Erwägung allein die 
zuftändigen Behörden dazu bringen müffen, von einer derartig einfchneidenden und auf- 
fehenertegenden Maßnahme Abftand zu nehmen. 

Der Vorfigende und der Berichterftatter fonnten doch unmöglich in fo Eurzer Zeit ſich 
hinreichend mit den Aften vertraut machen. Darauf ift es denn wohl auch zurüdzuführen, 
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daß das Wilms⸗Urteil mit jo vielen in die Augen fpringenden Fehlern behaftet ift, worauf 
ich wiederholt jhon in meinem Rechtsgutachten Hingewiefen Habe. 

Das Studium der Alten zeigt darliber hinaus, daß wichtige Vorgänge und Tatfachen, 
die in den Alten eingehend erörtert find, im Urteil ganz Üübergangen find, meil fie offen- 
fichtfich in der Hauptverhandlung nicht berührt wurden. Ja, der Urteilsfaſſer bat 
felbft nad) der Verhandlung bei Abfaffung des Urteils die Alten nit 
hinreichend gekannt. 

Noch unverftändlicher ijt es, daß bei dem ungewöhnlichen Umfang der Akten des An- 
geklagten Fuhrmann ein Offizialverteidiger beſtellt werden konnte, dem in der Haupt⸗ 
verhandlung während ein er Stunde Gelegenheit gegeben war, in die Alkten (damals 
16 Bände) Einficht zu nehmen und mit dem Angeklagten Fuhrmann Rückſprache zu 
nehmen.” (Band 16 [30)). 


Der großes Anfehen geniepende juriftifche Gutachter hat die umfang- 
reichen „Wilms⸗Akten“ gewifjenhaft ftudiert. Er fommt auf Grund de 
Aktenſtudiums nach Jahren zu dem gleichen fachlichen Urteil, daS bon 
Politikern und Publiziften von vornherein vertreten worden ift: 


„Das Studium der Aften ift nicht nur wegen de3 großen äußeren Umfanges jo zeit- 
rauvend, fondern bor allem deshalb, weil es fich um verhältnismäßig wenig Tatvorgänge 
handelt, die von vielen Zeugen oder Beteiligten immer wieder gejchildert werden, wobei 
jeder Beteiligte wiederholt von Polizei und Unterſuchungsrichter vernommen worden iſt, 
fo daß e3 fehr ſchwer ift, Die zahlveichen, oft jo bedeutſamen Heinen Abweichungen bei den 
einzelnen Vernehmungen feftzuftellen und auseinanderzuhalten. 

Eine kitifhe bis ins Heinfte gehende Vergleihung der einzelnen Protokolle ift aber 
nötig, wenn man in einem jo wichtigen und ſchwierigen Kalle die wirkliche Wahrheit 
und die Glaubwürdigkeit der einzelnen Zeugen und Beteiligten nachprüfen will. 

Ein ſolches gründfiches Studium der Akten erforderte aber, auch für den erfahrenften 
Strafrichter, eine Vorbereitung von mindeſtens drei vollen Monaten, wobei voraus- 
gejeßt werden muß, daß der betreffende Richter diefe drei Monate ausſchließlich dem 
Studium diefer Akten widmen kann und durch feinerlei andere Arbeit in Anſpruch genom- 
men wird. Im normalen Gefchäftsbetrieb der Gerichte ift das Studium diefer Aften über- 
Haupt nicht möglich. 

Bei einer Würdigung der Akten macht fid) endlich beſonders nachteilig die Tatſache 
bemerkbar, daß die Ausſagen der Zeugen und Beschuldigten in der Haupt- 
verhandlung nicht ſchriftlich niedergelegt find. 

Im Wilms⸗Prozeß lehnt fi Das Urteil in ſeiner Tatſachenſchilderung 
eng an die Anklageſchrift an. Es ſind offenbar nur wenig neue Tatſachen in der 
Hauptverhandlung hervorgetreten, wie z. B. die Erörterung des Falles Eckelt, eine nähere 
Aufklärung der Telefongeſpräche, Die erweiterte Ausfage der Zeugen Roepke ufm. 

Bon den 193 Zeugen, die im Vorverfahren und der Borunterfuhung vernommen 
worden find, find in der Hauptverhandlung nur 45 vernommen. Dazu fommen in der 
Hauptverhandlung 35 neugeladene Zeugen und Sachverſtändige. 

Es ift erfennbar, daß große Teile der Alten dem Gericht gar nit 
befannt geworden find. Das Gericht, dem nur Kurze Zeit zur Vorbereitung zur 
Verfügung ftand, dürfte fid) bei der Vorbereitung im wefentlichen auf dad Studium der 
Anklagefchrift und der in der Anklagefchrift zitierten Blattfeiten der Alten beſchränkt und 
alle übrige der Hauptverhandlung überlaffen haben. 

Dabei ift aber zu beachten, daß die Anklageſchrift ſich darauf beſchränkt, das 
in den Alten enthaltene, für die Angeflagten ungünftige Material zu— 
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jammenzuftellen. Das Gericht hat fo gar nicht den Eindruck befommen, mie diefes 
Material in der langen Zeit des Vorverfahrens (2 Jahre) zufammengetragen worden ift!).” 

Sit Die zormige Nede eines über die Yuftiz perjönlich verärgerten 
Minifterpräfidenten berechtigt gewejen? Bon den mit der Autorität 
feiner ftaatspolitiichen Steliung gegen die Richter erhobenen ſchweren 
Beſchuldigungen ift nicht eine zu beweiſen geweſen. Vewieſen wurde 
dagegen, daß alle Bejchuldigungen, zumal gegen den Richter Bombe, 
ſachlich, politifch und perjönlich bar jeder Begründung find. 

Den vorbildlichen Richter Bombe dedt die Erde — — 

„Das Leben ift der Güter Höchftes nicht, 
Der Übel größtes aber ift die Schuld.” 
Epilog. 

Die „Deutſche Juriſtenzeitung““) widmete dem Menſchen und Richter 
Bombe folgende Worte: 

„Er war ein Menſch, gleich ausgezeichnet durch Charakter und Begabung, 
von tadellojer Lebens- und Amtsführung, hochangefehen und gejchäßt, 
berechtigt, die ftolzeften Erwartungen für jeine richterliche Laufbahn zu 
hegen, das Vorbild eines Richters, der felbftlos und treu der Wahrheit 
und dem Rechte, und nur diefem gedient hat. Die Auslegung, die zunächſt 
jeinem Mbfchiedsbriefe gegeben murde, war unzulänglich, Die meitere, 
wohl aus dem Preußifchen Staatsminifterium ftammende jehr breite 
Erklärung im Amtlihen Preußiſchen Breffedienft vom 9. Auguft, ift 
keineswegs geeignet, das traurige Ereignis aufzuklären und die tiefe 
Erregung zu bejchwichtigen, die es ausgelöft hat. Nicht bemeiskräftig er- 
ſcheint auch die Mitteilung einiger Tageszeitungen, ‚daß Bombe bereits 
bor einigen Monaten für den Poſten eine Landgerichtspräſidenten 
auserjehen gemejen fei, und das Staatsminifterium, mit dem Minifter- 
präfidenten an der Spiße, diejer Beförderung, die am 1. Oftober erfolgen 
follte, zugeftimmt habe‘. Überdies wird verfannt, daß ein Mann von fo 
ftarfem Gerechtigfeitägefühl jelbjt in einer ſolchen Beförderung feine 
Rehabilitierung für die gegen ihn gerichteten ſyſtematiſchen Angriffe erblickt 
haben würde. Er wollte nur Recht, fein gutes Recht, nur geſchützt werden 
gegen die Angriffe, insbeſonders von Stellen außerhalb feiner vorgefegten 
Behörde, jelbft von amtlicher Stelle. Die ‚Deutfche Zuriftenzeitung‘ hält fich 
für verpflichtet, angefichts diefes tragischen Schiefalsihre warnende Stimme 
zu erheben. Die Aufgabe aller berufenen Stellen wird e3 fein, alles zu tun, 
was möglich und nötig ift, um Wiederholungen folcher Vorgänge zu ver- 
meiden, undgegen Berdähtigungenhöherer Stellenenergifch auf- 
zutreten, damit nicht weiterer unabjehbarer und nicht wieder gutzumachen- 
der Schaden entfteht. Der Tote ſchweigt, jein Tod [pricht.” 


1) &. 146 Bd. 1 „Gefeffelte Juſtiz“. 2) 1929, 
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„Es wäre ja auch geradezu ungeheuerlich, und unfer ganzes 

Staat3- und Nechtäleben wäre in Gefahr, mern gegen 

unfere Zuftizbehörden der Vorwurf der Rechtsbeugung mit 

Recht erhoben werden könnte. 

(Zuruf von der So4,-Dem. P.: Sind Sie blind, daß 
Sie da3 nicht jehen?) 

— Dante, ic) fehe recht gut. 

(Zuruf von der Soz.-Dem. B.: Das fcheint doch nicht 
recht der Fall zu ſein:)“ 


Der Vorwurf der Rechtsbeugung — Rechtsmißbrauch und gar gegen 
einen Richter! Das hätte dem ehemaligen Richter und fpäteren volks⸗ 
parteilihen Abgeordneten Dr. Kriege, ber ſolche Worte im Landtag 
ſprach, fo etwas wie Untergang einer, zumindeft Doch jeiner Welt bedeutet. 

Befteht aber die Möglichkeit, einen mißliebig gemorbenen Richter, allge- 
mein gefragt: den patlamentarijchen Gemwalthabern zum Opfer zu bringen? 

Gibt e3 in einem parlamentarifch regierten Staatsweſen zwijchen dem 
parlamentarifhen Juftizminifter und der führenden Regierungspartei 
politiiche Bindungen? 

Der deutfchnationale Abgeordnete Dr. Seelmann-Eggebert jagte?) 
ohne Widerfpruch zu finden: „Der Amtsgerichtsrat Beinert ift 
durch den Abgeordneten Kuttner zur Strede gebracht worden. 
Das Difziplinarurteil enthält Zitate au Reben und Schriften von Beinert, 
die die Verurteilung nicht rechtfertigen, zumal wenn man die Berun- 
glimpfung des ganzen Richtertums durch den Oberprälidenten Hörſing 
nur duch eine Mißbilligung fühnte. Es ift angebracht, das Urteil im 
Gnadenwege zu mildern.” 

In Gegenwart des erjtmals vor dem Landtag erichienenen neuen Juſtiz⸗ 
minifters Dr. Schmidt, und ohne Widerſpruch bei diejem zu finden, 
erhob der Abgeoronete Heilmann gegen den Richter Dr. Beinert den 
Vorwurf der Rechtsbeugung und er beitätigte, mas Dr. Seelmann-Egge- 
bert über des Abgeordneten Kuttner Tätigleit und Erfolg behauptet hatte. 

Heilmannd): „Uns wird in der Gegenfritif vorgeworfen, wir über- 
trieben, wir jchilderten die Fälle zu kraß, wir trieben eine ſyſtematiſche 


1) Preußifcher Landtag, Hauptausihuß am 4. Februar 1927. 
2) Preußiiher Landtag am 5. Mai 1927. . 
5* 
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Heße gegen einzelne Richter und jeien glücklich, wenn wir bald den, bald 
jenen zur Strede gebracht hätten. Diefen Vorwurf müffen wir und 
gefallen lajfen. 

Ale Liebe für Gerechtigkeit fußt Darauf, daß man das Unrecht Haft. 
Wer nicht imftande ift, Richter zu hafjen, die das Recht beugen, wie es 
Herr Beinert, Herr Springer, Herr Kußmann getan haben, der ar- 
beitet nicht im wahren Geift flir den Fortjchritt der Gerechtigkeit.” 

Es gibt aber fein Gerichtöurteil, nod) eine Bemweismöglichleit gegen 
Dr. Beinert, auf die der Freund des Yuftizminijters feine furchtbare 
Behauptung der Rechtsbeugung ftüben fünnte. 

Das mußte auch der Juſtizminiſter — allein die Achtung vor dem 
allmächtigen Parlamentarier muß größer geweſen fein als die Pflicht, 
angegriffene Untergebene zu ſchützen, was einftmal3 vornehmſte Pflicht 
jedes Vorgeſetzten geweſen ift. 


Der Haß Heilmannz griff weiter. 

Hier jei der amtliche Sitzungsbericht wiedergegeben: 

Dr. Seelmann-Eggebert, Abgeordneter!) (D.-nat. V.«P.): „..... 
Ich Hatte im Hauptausſchuß ausgeführt, Herr Kuttner könne fich das 
Verdienſt beilegen, den Amtsgerichtsrat Beinert zur Strede gebracht zu 
haben. Herr Heilmann fagte: man kann hafjen. Alſo aus Haß verfolgt 
man unliebfame Perjönlichfeiten. Herr Beinert hat ja nicht? befonderes 
in feinem Amt gefündigt — — 

(Abgeordneter Heilmann: Er Hat nur in einem Urteil ausge- 
jprochen, daß man Herrn Kuttner Landesverrat zutrauen fünne) 
— das ſteht aber im Diſziplinarurteil mit keinem Wort —, ſondern er 
iſt wegen ſeiner Rede auf dem Brocken am 1. April diſiplinieri worden. 
Vielleicht könnte das feſtgeſtellt werden, denn es wäre doch höchſt auf- 
fällig, wenn das nicht im Diſziplinarurteil verwertet wäre.“ 

Heilmann hat ſeine falſche Darſtellung nicht zurückgenommen. 

Der Juſtizminiſter hat auch dieſe Lüge auf dem Untergebenen ſitzen laſſen. 

Am 26. Februar 1928 triumphierte Heilmann in einer öffentlichen 
Wahlverſammlung in Bremerhaven: 

„Von der Einſtellung der preußiſchen Richter zum Staat brauche 
ich Ihnen nicht viel zu erzählen. So ſchwer es iſt, da zu reformieren, 
einiges wird ſelbſt auf dem Gebiet geleiſtet. So haben wir es 
fertig gebracht, einen preußiſchen Richter, den Amtsgerichtsrat 
Dr. Beinert in Wernigerode, wenn ich nicht ſehr irre, nach) Wefer- 
münde-Lehe zu verjegen, und hier hat e3 ihm jo wenig gefallen, 

!) Preußifcher Landtag am 6. Mai 1927 (Dr. Seelmann-Eggebert iſt jpäter jelbft 
ein Opfer dieſer Mache, geworben.) 
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daß er ſchleunigſt feinen Abjchied aus dem Staatsdienſt genommen 
hat. Wenn man die Pſyche der einzelnen Richter kennt, 
dann weiß man, daß jelbft einzelne Fälle wirken.” 

Unverjöhnfiche Rachfucht, perjönlicher abgrundtiefer Haß gegen den 
pofitifchen Gegner, bis er „zur Strecke gebracht” ift. 

Mißbrauch der politiichen Macht durch die parlamentarifchen Herrfcher. 

Ungerügter Mißbrauch der Immunität zur unwahren Verdächtigung 
eines wehr- und ſchutzloſen Richters! 

Wodurch Hatte der Richter Beinert Heilmann und Kuttner auf feine 
Spur gelenft? 

Bor den Schranken des Schöffengerichts in Wernigerode erichten im 
Frühjahr 1922 ein „Vorwärts“-Redakteur, zugleich junges Mitglied des 
Landtages, als Kläger. Er erklärte ſich durch einen mit der Überfchrift: 
„Spottgeburten” in der „Wernigeröber Zeitung” erjchienenen Aufſatz 
beleidigt. Diefer Aufjag enthielt Proben des Hafjes des „Dichters“ 
Kuttner gegen die hriftliche Religion, gegen das alte Dffizierforps und, 
um zu beweiſen, daß Kuttner ein „großes politiiches Kirchenlicht der 
Sozialdemokratie” fei, wurde auf den Inhalt jeiner Revolutionzfchriften 
hingewieſen. 

Der Kläger Kuttner fand einen Richter, der ſeine politiſchen und 
dichteriſchen Erzeugniſſe kannte, während Kuttner ſeiner Veranlagung 
gemäß als „Vorwärts“-Redakteur und parlamentariſcher Freund des 
Juſtizminiſters (Dr. am Zehnhoff) mit einem beſonders entgegenkom⸗ 
menden Richter gerechnet haben mochte. 

An dieſem Gegenſatz mußte ein politiſch nachdenklicher Richter in den 
Zeitläufen der Parlamentsherrſchaft ſcheitern, denn er durfte nicht er⸗ 
warten, daß der Juſtizminiſter wegen eines Provinz-Richters fich „eine 
Laus in den Pelz ſetzen“ würde. 

Der Richter ift verpflichtet, neben dem beleidigten Stläger und der 
Tat auch die Motive des Angeklagten und ihn jelbit zu würdigen, ebenfo 
vorurteilslos wie den Kläger. 

Der angeflagte Redakteur der „Wernigeröder Beitung” befämpfte das 
„politiiche Kirchenlicht“ Kuttner, fachlich begründet, aber wegen der Form 
konnte ihm der Neferendar a. D. Kuttner ein Bein ftellen. 

Was konnte an dem Ruf de Politikers Kuttner noch zu verderben 
fein, der bereit8 am Tage nad) der Revolution die heute noch nicht 
gelöften Probleme der Weltpolitit gelöft hatte: 

„Das deutſche Volk ift heute das freiefte Volk der Welt. 

Der Sieg der deutfhen Revolution bedeutet mit ziem- 
liher Sicherheit den baldigen Sturz dert Clemenceau und 
Zloyd George, der Gegner des geredter denfenden 
Wilſon.“ 
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Was hier am 10. November 1918 der betörten Mafje als politifche 
Bufunft durch Flugblätter vorgetäufcht wurde, fand ſich am nächſten 
Zage, am 11. November, eben in Kuttners Broſchüre: „Die deutjche 
Revolution. Des Volkes Sieg und Zukunft. Eine programmatijche 
Schrift zu den durch die Revolution gefchaffenen Problemen.“ 

Aus der kritiſchen rückſchauenden Betrachtung folchen politifchen Ge- 
ſchwätzes, ergänzt durch Kuttners dichteriſche Haßgeſänge gegen die Offi- 
ziere der alten Armee und der „galizifch anmutenden Berhöhnungen der 
Bibel”, mußten zwangsläufig aus der Feder eines nationalpolitifchen Bubli- 
aiiten und Gegners Kuttners gegen diejen formale Beleidigungen fließen. 

Der unter Anklage gejtellte Auffat endete mit der Behauptung: „Nach 
diefen Proben ift Herr Kuttner wirklich berufen, der Kopf der Vorwärts - 
Redaktion zu fein, des Negierungsblattes, das foldhe...... .1) Deutjch- 
lands ſammelt und nährt.” 

Kuttner mochte vor dem Provinz-Richter fich wie fein Vorfahre Kaiphas 
jehen und, wie diefer dem Richter Bontius Pilatus zugerufen, mit leicht 
überjegbarer Gefte dem Provinz-Nichter angedeutet haben: Wenn mein 
Gegner glimpflich davon kommt, dann bift Du der Freund des Yuftiz- 
minifterd nicht mehr! 


Das verhängnispolle Urteil. 


Kuttners Gegner erhielt eine empfindliche Geldftrafe, weil „das Ge— 
richt (jo lautete das Urteil wörtlich) neben der für ein deutfches Gericht 
jelbftverftändlichen Erwägung, daß die pofitifche Gefinnung bei der An- 
wendung des Geſetzes und der Abmeſſung der Strafe völlig bedeutungs- 
los ift, von dem Gedanten geleitet ift, daß im politiichen Kampf jeder 
Staatsbürger, mag er noch fo den Groll und, wie im vorliegenden Falle, 
jogar die Verachtung des politiſchen Gegner verdienen, doch Anfpruch 
auf unbedingte Wahrhaftigkeit. hat.“ 

Das don feinem Gegner vorgebrachte Bemweismaterial, gegen den, wie 
er ſich jelbjt bezeichnete, bahnbrechenden Nevolutionär Kuttner und das 
Ergebnis der gerichtlichen Verhandlung müſſen fo vernichtend geweſen 
fein, daß felbft der Nichter unter dem Eindrud der Frage ftand: und 
diefer Mann will ein gerichtliches Urteil, das ihm feine politiſch und 
moraliſch wertvollen Eigenjchaften beftätigt? 

Kutiner3 Gegner blieb nur deshalb von einer Freiheitäftrafe verfchont, 
weil die politifch-publiziftiiche Tätigkeit Kuttners als en ange- 
jehen werden mußte. 

Diefer Richter hat für die Erziehung des Volfes zur nationalen Ge⸗ 
jinnung mehr getan, als in der juftiz-politiichen Atmoſphäre Berlins be- 
griffen worden tft: der Richter Beinert hatte ein volfstümliches Urteil gefällt! 

I) Die Wiedergabe unterbleibt mit Rückſicht auf die Notverordnung vom 9. Dezember 1981. 
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In der. ganzen fchriftlichen Urteilsbegründung ift nicht ein Wort, das 
auf antifemitifche Gedankengänge des Richters Schließen läßt; freilich auch 
feine Anerfennung de3 beim Juſtizminiſter einflußreichen Abgeordneten. 

Rechtsbeugung! grollt Herr Heilmann gegenüber dem jchweigjamen 
Juſtizminiſter. 

Der Richter hat Herrn Kuttner Landesverrat zugetraut! verdreht Heil⸗ 
mann die Wahrheit. Und der Juſtizminiſter bleibt ſchweigſam. 

Das Schichſal des deutſchen Richters, der ſich den Haß der beiden Freunde 
Kuttner und Heilmann zugezogen hatte, war im gleichen Augenblick bejiegelt. 

Kuttner beantragte gegen Dr. Beinert die Einleitung des Dilziplinar- 
verfahrens. 

Diefer erfte Streich mußte noch borbeigehen. 

Zuerft (1924) klagt Kuttner im Landtag das Urteil de3 Richters Beinert 
in feiner Sache an und fragt, „mas gegen ihn gejchehen fei, der ſich 
außerordentlich politifch betätige, bei Einweihungen und fonftigen Zeit- 
lichfeiten immer die Hauptrede halte und e3 fo wenig verſtehe, in jeinen 
Urteilen auch nur die elementarfte Objektivität zu wahren.” 

Der Zuftizminifter Dr. am Zehnhoff verlangte feine Beweiſe von dem 
anflagenden Abgeoroneten, jondern erwiderte Heinlaut: „Dem Wunſch, 
ihn nicht weiter als Vorſitzenden des Schöffengerichts wirken zu lajjen, 
kann bon der Juſtizverwaltung nicht entjprochen werden, darüber muß 
das Präfidium des Landgerichts entjcheiden.“ 

Auf diefem Wege war dem verhaßten Richter nicht beizufommen, denn 
hier gab e3 noch Klare Geſetze, die feine Lücken hatten. 

Aber Dr. Beinert war Vorfigender der Broden-Biömard-Gemeinde, 
die fich alljährlich am 1. April auf dem Brocken zur Feier des Geburts⸗ 
tages Bismarcks verjammelte und vor ber er regelmäßig die Feſtrede hielt. 

Hier, jagte ich Kuttner, muß etwas zu machen fein. Ex beſorgte ſich 
die neueſte Bismard-Nede vom 1. April 1925 und zeigte Dr. Beinert 
wegen Vergeheng gegen die $$ 7, 2 und 8, 1 de8 Republikſchutzgeſetzes 
an. Darauf erteilte der Oberreichsanwalt am Staatsgerichtshof Kutiner 
folgenden Bejcheid: 

„Shrer beim Oberſtaatsanwalt in Halberſtadt eingereichten und 
bon diefem an mich meitergegebenen Anzeige bom 15. April 1925 
gegen den Amtsrichter Dr. Beinert in Wernigerode wegen Ber- 
fehlungen gegen das Geſetz zum Schutze der Republik eine Folge 
zu geben, ehe ich mid) nicht in der Lage. Die in Frage ftehende 
Rede enthält einen firafbaren Tatbeitand nicht.” 

Auf neue bemegliche Klagen Kuttners im Landtag!) über den Richter 
Dr. Beinert, und wieder ohne feine Klagen zu begründen und auf fein Be- 
gehren: „Sch halte es für erforderlich, hier ein Egempel zu fta- 

1) Preußifcher Landtag, Hauptausſchuß am 18. Juli 1925. - 
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tuieren“ antwortete der Zuftigminifter am Zehnhoff (Heinlaut)!): „Der 
Seneraljtaatsanmwalt ift angemwiefen, gegen den Amtsrichter 
Beinert das Difziplinarverfahren zu beantragen.” 

Es fanden ſich Difziplinarrichter, die den brutal offen und ohne Scheu 
von Politifern verfolgten Richter „zur Strede brachten”. 

Was der Oberreichdanmwalt beim Staatögerichtshof abgelehnt hatte, 
teil die Bismard-Nede „einen ftrafbaren Tatbeftand nicht enthält”, das 
haben Heilmann — Kuttner über den Juſtizminiſter und auf Antrag des 
Generalftaatsanmwalt3 durch die Richter des Großen Diſziplinarſenats am 
Kammergericht durchgeſetzt. 

Das Difziplinargericht beim Oberlandesgericht Naumburg hatte am 

6. März 1926 auf einen Verweis erkannt. Einen Verweis hatte auch 
der Oberftaatsanmalt nur beantragt. 
‘ Der Große Dilziplinarfenat des KammergerichtS verjchärfte auf An— 
trag des Generalſtaatsanwalts (am 27. Dftober 1926) dieſes Difziplinar- 
urteil auf Strafverſetzung. Und damit die Strafverfegung den ver— 
folgten Richter auch wunjchgemäß „zur Strede brächte”, wurde in das 
Ürteil die Behauptung aufgenommen, daß Beinert durch feine Bismard- 
reden „das Anjehen des Richterſtandes erheblich beeinträchtigt und Die 
Unabhängigkeit des Richterftandes gefährdet hätte“. 

Wie e3 möglich ift, daß ein Nichter durch eine vaterländifche Nede, 
die er im gejchloffenen Kreife von Bismardverehrern hält, das Anfehen 
ſeines Standes erheblich beeinträchtigt und feine Unabhängigkeit gefähr- 
det, wird allen Deutfchen, die nicht vom roten Haß gegen unabhängige 
Richter bejeelt find, immer unverftändlich bleiben. 

Der Landgerichts-Direktor Dr. Lömwenheim-Halberitadt, der die Vor— 
unterfuchung gegen Dr. Beinert fo erfolgreich geführt hatte, wurde bald 
darauf Zandgerichtspräfident. 

Der Landgericht3-Direftor Natorp, der die Begründung des Urteils 
verfaßte, die den Kampf der Parlamentarier gegen einen Richter recht- 
fertigte, jene Begründung, die dem Nichter verwehrt, die Hiftorische 
Wahrheit zu jagen, diefes Mitglied des Großen Difziplinarfenat3 wurde 
bald darauf Senatzpräfident am Kammergericht. 

Der Redner der deutichnationalen Fraktion hatte verlangt, im Difzi- 
plinarurteil nachzufehen, ob die Behauptung Heilmann darin bejtätigt 
werde: Dr. Beinert Habe Kuttner Landesverrat zugetraut. Das hat das 
Zuftizminifterium unterlaffen, denn Heilmann wäre al Haffer auch der 
— Wahrheit itberführt worden. 

Brüdner (neben Heilmann und Kutiner Quftig-fteferent der fozial- 
demokratiihen Fraktion): 

„Meine Damen und Herren, ich jage, niemand von und wird an- 

4) Preußiſcher Landtag, Hauptausfhuß am 13. Juli 1925. 
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nehmen, daß der Dr. Beinert in der Lage ift, objektiv zu urteilen, 
da3 um fo weniger, als derfelbe Herr Dr. Veinert in einer Urteilö- 
begrimdung gegenüber einem unjerer Kollegen folgendes aus— 
geführt hat: 

Das deutſche Volk erkennt mehr und mehr an, daß das Judentum 
ſchwerſte Schuld an unſerm Mibgefchie trägt, und erfaßt immer 
meitere Kreife. An einen Aufitieg unferes Volkes iſt nicht zu denken, 
wenn wir nicht die Macht des Judentums brechen. Nicht nur die 
Deutfchoöffifchen meinen das, jondern auch die Deutjchnationalen, 
wie man in den Zeitungen der legten Tage leſen Tonnte. Die Ge- 
danken, welche die Angeflagten vortrugen, tellen feine Gefährdung 
unfter öffentlichen Ruhe dar, nein, ſogar die Beten unſres Volkes 
teilen diefe Anſchauung. 

Das fteht in einer Urteilsbegründung.“ 

Das war in diefer Form ein neuer Angriff, Hebe gegen den ſchutz⸗ und 
mehrlofen Richter. Zur Erörterung ftand nur die Klageſache Kuttners; 
in diefem Urteil findet ſich fein Wort der behaupteten 
Urteilöbegründung. 

Der Zuftigminifter am Zehnhoff dedte jeinen Untergebenen nicht. 

Der angefjehenfte deutſche Hiftorifer an der Berliner Univerfität, Pro- 
feffor Dietrich Schäfer, urteilte über die Nede, die Dr. Beinert „zur 
Strede brachte”, fie enthielte „nichts, woran auch der empfindlichite 
hiſtoriſche Wahrheitzfinn Anftoß nehmen könnte.” 

Für dad Kammergericht ift das Fein Stein des Anftoßes gegenüber 
dem Begehren der Parlamentarier nach dem Kopf des ihnen verhaßten 
Richters geweſen, e3 läßt durch den Urteilsfaffer (Landgerichtsdirektor 
Natorp) in der Begründung des Urteil? jchreiben: „es ift unerheblich, ob 
die Rede lautere gejchichtliche Wahrheit enthalte oder nicht". 

Der Landgericht3-Direftor Kroner, der als Vorſitzender des „Republi- 
Tanischen Richterbundes" feine Magdeburger Richterkollegen übel geſchmäht 
hatte (Voſſiſche Zeitung am 24. Dezember 1925) wurde — befördert. 

Die einleitend geftellten Tragen kann ſich der kritiſche Leſer nun jelbit 
beantiworten. : 

Eine moderne NRichtertragödie? Nicht die Lebenstragödie eines deut- 
ichen Mannes, wohl aber die Berufstragödie des Richters ſchlechthin, 
defjen Glaube an feinem Hohen Beruf durch das Wirken einer parlamen- 
tarifchen Kamarilla zerbrochen wurde. 

Eine Wiederholung der Magdeburger Richtertragödie, dieiht 
Schickſal fand in der Forderung des Öffentlichen Anklägers an bie Diſ⸗ 
ziplinarrichter: 

„Uber der richterlichen Unabhängigkeit ſteht Die Staats. 
raiſon.“ 


6. 
Staatsfefretär Dr. Weismanns Eid. 


Dr. Weismann. 


Die politiſche Machtder „rechten Hand” des Minifterpräfidenten Braun hat 
in der Geſchichte Preußens fein Vorbild und die Taubheit Dr. Weismanns 
gegenüber den jchwerften perfönlichen Befchuldigungen findet Feine hinrei- 
chende Erklärung. Ebenfomwenig ift es mit der altpreußifchen Tradition ver- 
einbar, daß per Minifterpräfident feinen allmächtigen Staatsſekretär nicht zu 
einer öffentlichen Reinigung von den gegen ihn erhobenen ehrenrührigen 
Beichuldigungen zwingt, es ſchlägt jeder perfonalpofitifchen Erfahrung ing 
Geſicht, daß Braun fogar Dr. Weismann fein Vertrauen bewahrt. 

Vielleicht weiß das regierungstreue „Tagebuch”!) um das Geheimnis, 
da es, erboft über die Annahme de3 Aman-ullah-Ordens durch die vier 
Staatsjefretäte Dr. Meißner (beim Neichspräfidenten), Dr. Bünder 
(Reichsfanzlei), Dr. Schubert (Auswärtiges Amt) und Dr. Weis- 
mann (Preußifches Staatsminifterium) nur für die drei Staatsſekretäre 
de3 Neiches eine Erflärung zugeftand, jedoch dem Staatsſekretär des 
Preußiſchen Minifterpräfidenten feine „Bedeutung“ unter die Nafe rieb. 

„Das gilt aber nicht fir da3 bekannte Mitglied des Unionklubs, dem nun allmählich, 
ſeines angeblich, vorzüglichen Gedächtniſſes wegen, ſchon zubiel durch Die Finger gejehen 
worden tft. Man Hat die Befähigung diejes Mannes zum Memoirenſchreiben wahrfcheinlich 
immer überjchäßt, feine jegigen Vorgeſetzten aber würden gewiß überhaupt feine Rolle 
in dem gar nicht fo intereffanten Buch fpielen önnen. Um fo mehr Grund für fie, nicht zu 
erlauben, daß er fi) auch öffentlich über Regeln Iuftig macht, die fie zu befolgen für 
ihre Pflicht Halten. Für unentbehrlich mag man ihn vielleicht an irgendwelchen anderen 
grünen Tiſchen halten, ficher ift er e3 nicht an dem der Preußifchen Regierung.“ 


Das Milieu, in dem der Privatmann Dr. Weismann ſich bewegt und 
betätigt, verlangt den Beſitz großer Geldmittel und fein vielbejprochener 
Aufenthalt foll dort fein, wo das Geld am jchnelliten umgejegt wird: 
am Spieltifch! 

Auch Judko Barmat muß es verftanden haben, den weltmännifch ge- 
wandten Staatsſekretär Dr. Weismann in feinen Bann zu ziehen. Sie 
trafen fich bei einem Diner, das der Barmat-Agent Roflin, unter dem 
Reichsaußenminifter Hermann Müller zugleich Attaché im Auswärtigen 
Amt, zu Ehren feines Geld- und Auftraggeber Barmat gegeben hatte. 
Roftin hat den Auswärtigen Dienft am 1. Oftober 1924 quittiert und ift 
als Barmats diplomatifcher und Finanz Agent nach London gegangen. 


1) „Das Tagebuch” am 24. März 1928 ©. 467, 
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AS Dr. Weismann auf die öffentlichen Angriffe des deutjchnationaler 
Abgeordneten Henkel!) wegen der Gutjahtfache?) ſchwieg, jah ſich fogar 
der volfsparteiliche Abgeordnete Eichhoff politifch gezwungen, die Re— 
gierung anzugreifen?): 


„Die Art und Weife, wie Herr Staatzjekretär Weismann ſich eine, diesmal auf einen 
zuberläffigen Zeugen geftügte Beleidigung gefallen läßt, ift im Intereſſe der Staat3- 
autorität unerträglich. 

Es ift unmöglich, daß der Staatsſekretär des Staatäminifteriums eine ſolche, von einem 
heute noch in Anıt und Würden befindlichen richterlichen Beamten aufgeftellte Behauptung 
fpurlo3 an ſich vorübergehen läßt. Es ift unmöglich, daß Herr Weismann einfach fagt: 
„Der Maun fteht allein mit feinem Wort, deshalb gebe ic) nichts darauf". Im Intereife 
des Anſehens unferer Staatsregierung muß verlangt werden, daß Der Herr Staatsſekretär 
Weismann jchleunigft gegen Herrn Gutjahr und, ſoweit e3 nötig ift, auch) gegen Herrn 
Kenkel Strafantrag tell." 


Am nächſten Tage gab Dr. Weismann vor dem Landtag eine Dar- 
ſtellung feines Falles „Dr. Weismann-SHarz-Dr. Gutjahr“, wie er ihn 
ſah und er ſchloß mit dem Verzicht: 

„Jedenfalls habe ich von einem Gtrafantrag, der mir gejtern angeraten worden ift, 
abjehen zu müſſen geglaubt, meil mir als Juriſt befannt iſt, daß Herrn Gutjahr der $ 193 
StGB. zur Seite fteht, der die Wahrung berechtigter Intereſſen betrifft. Was er al An- 
geklagter ausfagt, ift feine Sache; deshalb kann er nicht zur Verantwortung gezogen werben. 

Diefe Erklärung wollte ich abgeben, obwohl ich in meinem Herzen geglaubt habe, daß 
niemand etwas jo Unfinniges flr möglich halten würde. Man braucht an mir Fein gufe3 
Haar zu laſſen; das verlange ich nicht. Aber fo viel werben die Herren aus meiner Tätigkeit 
wiſſen, daß ich dern doch nicht fo ungeſchickt und fo unintelligent bin, um eine Sache fo grob 
und fo dumm anzufafjen." (Heiterfeit.) 


Der Abgeordnete Kenkel erwiderte: 


„&3 ift möglich, daß die außerordentlich weltmännifche Gewandtheit de Herrn Staatö- 
ſekretärs da3 eine oder andere Mitglied dieſes Hohen Hauſes beeindrudt hat. Mich Hat 
der Herr Staatzjefretär nicht überzeugt. 

Wichtiger als die Erflärung des Herrn Staatsſekretärs Dr. Weismann ift für mich das 
Urteil, da3 ich mir über die Sache fchon allein aus dem Urteil des Preußiſchen Diſzipli— 
narhofes in Sachen Gutjahr gebildet habe, der — ich möchte beſonders darauf 
aufmerkſam machen — unter dem Vorſitz des damaligen Staatsſekretärs des Juſtizmini⸗ 
ſteriums getagt hat. Aber im günſtigſten Falle für Herrn Dr. Weismann ſteht hier Ausſage 
gegen Ausſage, allerdings die Ausſage eines außerordentlich angeſehenen hohen Juriſten, 
des Herrn Dr. Gutjahr, gegen die des Herrn Staatsſekretärs Dr. Weismann. Die Poſition 
des Herrn Staatsſekretärs wird ſicher nicht dadurch geſtärkt, daß er erklärt, die Vorwürfe 
ſeien unſinnig, und daß er gegen Herrn Oberlandesgerichtsrat Dr. Gutjahr nicht klagbar 
werden könne, weil dieſem der Schuß des $ 193 zugebilligt werben würde. Wir ſind der 
Anſicht, daß der Herr Staatsſekretär Dr. Weismann gegen mich oder gegen den verantwort⸗ 
lichen Redakteur der „Berliner Börſen-Zeitung“ vorgehen ſollte. Meine Herren Kollegen 
aus dem Geſchäftsordnungsausſchuß werden Ihnen beſtätigen können, daß ich mich ſicherlich 
nicht gegen die Aufhebung meiner Immunität ſträuben werde. Der Weg iſt alſo für den 


1) „Bilder aus der preußiſchen Juſtiz.“ 
2) „Gefeſſelte Juſtiz“ Bd. J ©. 15. 
%) Pr. Landtag am 21. Oktober 1925 Sp. 4968/69. 
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Herrn Staatsſekretär Dr. Weismann vorgezeichnet; er möge ihn gehen! Sch werde nicht3 
unberfucht laſſen, um zu verhindern, daß die Angelegenheit mit ber heutigen Erflärung 
des Herrn Staatsſekretärs Dr. Weismann erledigt fein folfte.” 

Dr. Weismann hat auf diefe energijche Herausforderung — — ge- 
ſchwiegen. 

Man hätte an den im Volke wirkenden geſunden Kräfte verzweifeln 
müſſen, wenn der „Fall Weismann“ ſeither zur Ruhe gekommen wäre. 
Er hat vielmehr die allgemeine Auffaſſung von der heutigen „öffentlichen 
Moral” jo ſtark belaſtet, daß ſich die bürgerliche Preſſe immer wieder ge— 
nötigt ſah, auf den Skandal hinzuweiſen. Wichtiger jedoch als die Preffe— 
angriffe ſind die unmittelbaren Anregungen der parlamentariſchen Oppo— 
ſition, u. a. die Anfrage!) vom 22. März 1927: 

„Wie bereit3 durch öffentliche Gerichtsverhandlungen, durch den Barmat-Ausſchuß ufm. 
befannt geworden ift, hat der Bücherrevifor Lachmann in einem umfangreichen Gutachten 
diejenigen Tatbeftände angeführt, welche bei dem Staatsſekretär Dr. Weismann hinreichend 
Anhalt für das Vorliegen der paſſiven Beſtechung ergeben. Ferner behauptet Lachmann, 
daß der Gtaatjefretär Dr. Weismann die Eidespflicht bei feiner Zeugen-Vernehmung 
am 5.. Februar 1926 gröblich verlegt hat. 

Rechtlich find nur zwei Folgen einer folchen Behauptung möglich. Entweder e3 wird 
gegen den Beſchuldigten ein Strafverfahren eröffnet, oder wegen Beleidigung gegen den 
Bucherreviſor Lachmann. Statt deifen ift angeblic) Lachmann unter haltlojen Begrindungen 
verfolgt worden: Die Induſtrie- und Handelsfammer zu Berlin hat ihm auf Betreiben 
des Juſtizrats Werthauer feine Veftallung als beeidigter Bilcherrevifor entzogen, wegen 
angeblich formaler ‚Berfehlungen‘ unter ausdrücklicher Ablehnung der Unterfuchung des 
Tatbeſtandes. 

Wir fragen das Staatsminiſterium: 

1. Iſt es bereit, zu beſchließen, daß das Juſtizminiſterium die Staatsanwaltſchaft an- 
weiſe, entweder gegen den Beſchuldigten Weismann das Strafverfahren einzuleiten 
oder gegen Lachmann vorzugehen? 

2. Iſt es bereit, in gleicher Weiſe gegen den Staatsſekretär Dr. Weismann vorzugehen 

„oder dieſen dienſtlich anzuweiſen, Strafantrag gegen Lachmann zu ftellen?” 


Der Miniſterpräſident antwortete ungewöhnlich ſchnell am 2. April: 
„Die gegen den Staatsſekretär Dr. Weismann erhobene Bezichtigung der Beſtechung 
it Gegenſtand eines Ermittelungsverfahrens bei der Staatsanwaltſchaft des Landgerichts I 
Berlin geweſen, das durch Verfügung bom 27. Juli 1926 eingeftellt worden ift, da fich 
fein Verdacht einer Straftat ergeben hat. 
Die Behauptung einer Verlegung der Eidespflicht Durch den Staatsſekretär Dr. Weis- 
mann hat dem Generalſtaatsanwalt bei dem Landgericht I Berlin nach Prüfung gleichfalts 
feinen Anhalt für das Vorliegen einer Verlegung der Eidespflicht gegeben. gez.: Braun.” 
Dieſe Antwort Brauns läßt den wefentlichften Teil des parlamentarifchen 
Verlangens unbeachtet, nämlich, wenn Dr. Weismann ohne Grund be- 
leidigt worden fei, daß dann „im öffentlichen Intereſſe“ gegen den Be- 
leidiger Lachmann vorgegangen werden müſſe. Das um jo mehr, weil die 
Staatsregierung das allgemeineöffentliheMißtrauen gegen dieEinftellungs- 
bejchlüffe de3 Generalſtaatsanwalts in politiichen Prozeſſen genau fannte. 


1) „Klemme Anfrage” Ar. 1558. 
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War „die Weite" des Staatsſekretärs Dr. Weismann jo unbefledt und 
rein, wie fie der Generalftaatsanwalt zur Beruhigung und Genugtuung 
des Juſtizminiſteriums und des Staatöminifteriums gefunden hatte, dann 
hatte das „Geſetz zum Schuße der Republik” feinen Sinn verloren. Denn 
wenn gelegentliche Schimpfereien Betrunkener und Heftigfeiten im poli- 
tifchen Tagesfampf über die Staatöform und deren Repräſentanten nie 
ungefühnt bleiben, mie will man von Staatsautorität fprechen, in einem 
Staate, in dem an leitender Stelle — Dr. Weismann fteht, der nad) ven 
denkbar ſchwerſten Vorwürfen nicht Die ſofortige öffentliche Klage ver- 
anlaßt. 

Neben dem Anſturm gegen den allmächtigen Staatsſekretär in der Preſſe 
und im Parlament lief deſſen Herausforderung durch den bereits bekannten 
Berliner Bücherreviſor Philipp Lachmann. Deſſen offener Brief an den 
Miniſterpräſidenten Dr. Braun vom 17. März 1927, damals unbeant- 
wortet gelaffen, wurde nach feiner Wiedergabe im 1. Band der „Gefeſſelten 
Juſtiz“ (©. 26) diesmal von der gefamten nationalen Offentlichfeit zu 
einer Angelegenheit des fauber gebliebenen Preußens erhoben. Die 
nationalfozialiftiiche Preſſe macht jeither und umabläffig den Kampf 
gegen den fompromittierten Staatzjekretär Dr. Weismann zu ihrer be- 
fonderen nationalpolitifchen Aufgabe. 

Der Staatsſekretär Dr. Weismann — ſchweigt. 

Das Organ der Preußifchen Staatsregierung, der „Vorwärt ", ſchlug 
gegen den Inhalt des Buches großen Lärm, aber der „Fall Weismann“ 
wurde von ihm totgefchtwiegen. k 

Es offenbarte fich ein ſtaatspolitiſcher Skandal, den im alten Preußen 
fein Kabinett auch nur 24 Stunden überdauert hätte. 

Am 5. Februar 1931 griff der Präfident des Reichslandbundes, Graf 
Kaldkreuth ein und richtete einen „Offenen Brief" an den Juſtizminiſter 
Dr. Schmidt, der als politiſches Zeit- und Kulturdokument aus der Herr⸗ 
ſchaftsperiode des Zentrums und der Sozialdemokratie über Preußen hier 
veröffentlicht werden ſoll: 

Sehr geehrter Herr Miniſter! 

Bor etwa ſechs Wochen erſchien in Münden im Verlage J. F. Zehmann en Bud 
„Gefeffelte Juſtiz!“ Dieſes Buch enthält Anſchuldigungen gegen Mitglieder der preu- 
Bilden Regierung, die, wenn fie der Wahrheit entiprechen, hinreihen, um die Ange- 
ſchuldigten mit dem Gtrafgefegbuc, ernſtlich in Konflikt zu bringen. Dieſes Bud) ift am 
5. Februar auf Erfuchen des Abgeordneten Kuttner und des Oberpräfidenten Noske 
duch die Staatsanwaltſchaft I in Berlin auf Grund tichterlicher Entſcheidung beichlag- 
nahmt worden. Ich habe für diefe Bejchlagnahmet) durchaus Verftändnis, weil dad Bud 
in der Tat geeignet fein fönnte, die Staatsautorität zu. untergraben. 

Ebenſo erjheint eg mir aber felbftverftändlich, da die Beſchlagnahme 
des Buches allein mir feine überzeugende Widerlegung der Anſchuldi— 


1) Die Beſchlagnahme wurde bereit3 wenige Tage jpäter aufgehoben. 
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gungen zu jein ſcheint, daß eine eingehende Unterfuhung der einzelnen 
in dem Buche dargelegten Zälle eingeleitet wird, fei es durch Erhebung 
der döffentlihen Klage, oder von Privatflagen, um zu Härten, wie weit 
die in dem Buch aufgeftellten Behauptungen begründet find oder nicht. 
Es würde ein noch viel ſchwererer Schaden für die Staatsautorität ent» 
ftehen, wenn diefe Unterfuhung unterbliebe, und ich geitatte mir deshalb 
anzuregen, daß eine ſolche Unterfudhung aller in dem Buche enthaltenen 
Unfhuldigungen unverzüglich eingeleitet wird. 

IH wäre Ihnen dankbar für die Mitteilung, ob Sie diefer meiner Anregung flattgeben. 

Mit dem Ausdrud der vorzüglichiten Hochachtung Ihr ſehr ergebener 

gez. Graf Kalckreuth. 


Darauf antwortete der Juftizminifter Dr. Schmidt am 12. Februar: 


„Sehr geehrter Herr Graf Kalckreuth! 

In Ihrem gefälligen Schreiben vom 6. Februar 1931 nehmen Sie Veranlafjung, 
mich auf die in dem Buche ‚Gefeijelte Zuftiz‘ behandelten Vorgänge aufmerkſam zu machen 
und ihre Unterſuchung in Anregung zu bringen. Zu Ihrer Unterrichtung darf ich mitteilen, 
daß Die dort erörterten Fälle und ‚Angriffe‘ nicht nur ſeit Jahren bekannt find — meiſt 
ducch immer wiederholte Artikel der rechtsradikalen Preſſe, 3. B. des ‚Sridericus‘ — 
jondern daß fie aud) ſämtlich bereit3 Gegenftand eingehendfter Nachprüfung gemejen find. 
In den eingeleiteten Verfahren ift ducch rechtskräftige Urteile und Beichlüffe der unab- 
hängigen orbentlichen und Difziplinargerichte, durch Verfügung der verjchiedenften 
Strafverfolgungsbehörden und durch Beſchlüſſe der verfaffungsmäßigen parlamentarifchen 
Unterfuchungsausfchüffe die reſtloſe Untichtigfeit der erhobenen Anmwürfe feftgeftelft. 

Daß die Ergebnifje diefer Verfahren in der ‚Gefefjelten Zuftiz‘ volfftändig verichwiegen 
werben, wirft ein bezeichnendes Licht auf den Wert und die Abficht des Buches. Im übrigen 
dürfte der Verfaſſer, ein früherer Broviantamtsinfpektor a. D., wohl kaum die erforderlichen 
Vorkenntniſſe befigen, um ein berufener Kritiker der Rechtfprechung Preußens und des 
Reichsgerichts zu fein. 

Eine derartige Tendenzſchrift, die Tediglich jeit Jahren widerlegte Behauptungen wieder- 
holt, kann ben Juſtizbehörden feinen Anlaß geben, fich etwa erneut fachlich mit den behan- 
heiten Vorgängen zu befchäftigen — ganz abgefehen davon, daß eine ſolche Möglichkeit 
zum Zeil ſchon infolge rechtskräftigen Abſchluſſes der Verfahren gejetlich ausgefchloffen ift. 
Inwieweit ſich Einzelperfönlichkeiten durch eine derartige Schrift beleidigt fühlen und 
etwaige Schritte unternehmen zu follen glauben, kann ihnen überlaffen bleiben. Sch ſelbſt 

merde zum Schuße des Andenkens meines verftorbenen Amtsvorgängers und im Intereſſe 
der angegriffenen Behörden und Beamten Gelegenheit nehmen, im preußifchen Landtage 
zu Diefem Buche Stellung zu nehmen. 

Da Sie Ihr Schreiben an mich veröffentlicht haben, werde ich auch meine Antwort 
der Preſſe übergeben. Ich darf bitten, daflir Sorge zu tragen, daß auch die Blätter Ihrer 
Richtung die unverkürzte Faſſung meines Schreibens wiedergeben. 

Mit dem Ausdrucke vorzüglicher Hochachtung ergebenſt gez. Dr. Schmidt.“ 


Dem unverhüllten Verſuch des Juſtizminiſters, die Sache auf ein totes 
und falſches Geleiſe zu ſchieben und den Verfaſſer des Buches perſönlich 
herabzuſetzen, begegnete Graf Kalckreuth am 24. Februar durch den 
zweiten, ganz eindeutigen Brief: 

Sehr geehrter Herr Miniſter! 


Sie hatten die Güte, mich in Ihrem offenen Briefe wegen meiner Beſorgnis in bezug 
auf das Buch „Gefeſſelte Juſtiz“ auf Ihre ausführliche Rede zu verweiſen. Ich darf 


6. Staatzjekretär Dr. Weismanns Eid. 79 


mir.erlauben, wiederum auf dem gleichen Wege zum Ausdruck zu bringen, daß mir die 
Klageerhebung gegen Herrn Gottfried Zarnow auf Grund Ihrer Rede nicht nur — wie 
bisher gejchehen — durch Herrn Kutiner wegen belanglofer angeblider Formal— 
beleidigungen, fondern dureh die angegriffenen Brominenten, insbeſondere die 
hohen Staatsbeamten und die Juftigverwaltung als ſolche um fo erforderlicher er- 
ſcheint, als die Angriffe gemäß Shren Ausführungen unbegründet find. 

Abgefehen von dem ſchweren Vorwurf der Urfundenfälfchung und des qualifizierten 
Dienftvergehens bei der behaupteten „Stellung“ des Femebildes durch Beamte des 
Berliner Polizeipräſidiums enthält das Buch „Gefeſſelte Zuftiz” (S. 15, 26) gegen den 
Staatsjefretär Weismann Vorwürfe, die, wenn fie zuträfen, für einen Beamten 
feine Ranges den höchſten Grad der Unwürdigkeit beveuteten. Da diefe Vor— 
würfe fich gegen den damaligen Erſten Staatsanwalt Weismann richten, alfo einen 
Beamten, der dem Juſtizminiſterium unterjtand, treffen fie zugleich den Nejjortminifter, 
ja, fie laffen fogar ven Preußiſchen Herrn Minifterpräfidenten, dem Staatsſekretär Weis- 
mann jest unterfteht, in einem unmöglichen Licht erjcheinen. Gerade mit Rüdjicht auf 
den Heren Preußifchen Minifterpräfidenten, auch mit Rückſicht auf die im Wolfe unver» 
kennbar entjtandene Erregung, ift meiner Auffaffung nad) jede andere Klärung al3 diejenige 
auf dem Wege der öffentlichen Gericht3verhandlung unvollkommen und nicht geeignet, 
die erhobenen Vorwürfe zu entfräften. 

Ferner darf ich nach Ihren Ausführungen als anerkannt anfehen die Tatfache, daß das 
im Auszug zitierte Urteil des Naumburger Pifziplinarfenats (©. 84) über 
das rechts⸗ und verfaſſungswidrige Eingreifen de3 Heren Oberpräfidenten Hörfing in 
einem Mordprozeß nicht durch eine Berufungsinſtanz aufgehoben ift und daher heute noch 
zu Recht befteht mit feinen Feftftellungen, in denen Herrn Hörfing „Abirrung von 
der Wahrheit”, „ſchwerer Vertrauensbruch“ und „Verletzung des Geſetzes“ 
beſcheinigt worden ſind. 

Sn einer weiteren Reihe von Vorwürfen, ſpeziell in bezug auf den Barmat-Kutisfer- 
Prozeß, haben Sie jich in Ihrer Widerlegung in jehr erheblichem Umfange auf das Urteil 
de3 parlamentarifhen Unterfucdhungsausfchuffes berufen, was mir eine nicht ganz ſtich⸗ 
haltige Widerlegung zu fein ſcheint, da doch ein parlamentarifcher Unterfuchungsausichuß 
als ein politifch zu wertendes, nicht aber al3 ein juriftiich ernftzunehmendes Richterfollegium 
aufzufaffen ift. 

Nach alledem erjcheint mir gerade auf Grund Ihrer Ausführungen ein Strafprozeh, 
in dem der Verfafjer des Buches zum Antritt des Wahrheitsbeweiſes in allen noch offenen 
Fällen gezwungen wird, unerläßlic), wern der in der Öffentlichfeit beftehende Verdacht 
mehrfachen aus politiihen Gründen erfolgten Eingreifens des Staates in die Rechtspflege 
und die darin liegende fehwere Erſchütterung der Staat3autorität behoben merden full. 

Mit dem Ausdrude vorzüglicher Hochachtung ergebenft gez.: Graf von Kaldreuth, 


„Höchſter Grad der Unwürdigkeit!“ 


Welcher Heine Beamte des öffentlichen Dienftes würde, dürfte jich einen 
auch nur annähernd fo ſchlimmen Vorwurf gefallen laſſen? 
. Welcher Vorgeſetzte würde nicht feinen Untergebenen im Intereſſe des 
Anſehens feiner Behörde, und fei fie noch jo Klein, zwingen, von dem 
Vorwurf des „höchften Grades der Unwürdigkeit“ fich zu reinigen? 

Der Yuftizminifter Dr. Schmidt hat den Empfang des Briefes beftätigt 
und — die Ablehnung der Beantwortung mitgeteilt. 

Der Minifterpräfident Braun — ſchweigt. 
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Der Staatzjefretär Dr. Weismann mißachtet die vielgepriefene „öffent- 
lihe Meinung”. 

Der Staatsanwalt — rührt ſich nicht. 

Aber es war ein billiges Verlangen, daß, wenn der Juſtizminiſter 
Dr. Schmidt ſchon antwortete, er eine fachlich einwandfreie Antwort 
erteilen mußte. 

Sn der Öffentlichkeit glaubt man, daß die Staatsregierung aus bejon- 
deren Rüdfichten gegenüber Dr. Weismann gezwungen ift, ihn zu halten 
und aud) gewillt ift, ihn gerade gegen die öffentlichen Angriffe zu deden. 


Der Bücherreviſor Lahmann gegen den Staatsſekretär 
Dr. Weismann. 

Am 17. März 1931 feste der Bücherrevifor Philipp Lachmann jeinen 
alten Kampf gegen Dr. Werthauer und Dr. Weismann fort: ein be- 
ſonders trüber Akt in der Tragödie der öffentlichen Moral. 

Der Leiter der „Nationalen Nothilfe”, Nittmeifter von Oppen— 
Tornomw brachte den Brief Lachmanns an Braun, foweit Dr. Weismann 
belaftet wurde, in die große Offentlichfeit (Parlament und Prefje), um 
bon ſich aus den Yuftizminifter zu zwingen, den Staatsanwalt zur öffent- 
lihen Klage zu veranlafjen. 


In dem Brief an den Minifterpräjidenten Braun jchrieb Lachmann: 

„Herr Staatsfefretär Dr. Weismann, dem ic) Beftechung und Eideöverlegung vorwarf, 
befleidet feit Jahren da Amt des Staatsſekretärs im Preußiſchen Staatsminiſterium. 
Er ift Ihr erfter Beamter, In der öffentlichen Gerichtöperhandlung vom 5. Februar 1926 
hatte Dr. Weismann als Zeuge auszufagen. Bei diefer Vernehmung fam zutage, daß 
Dr. Weismann einem hiefigen Bankier (Ausländer), bei vem er ein Konto hatte, zur jchleu- 
nigen Einbürgerung verhalf. Unterlagen find vorhanden. In der Verhandlung kam weiter 
zur Spracde, daß Weismann dem genannten Bankgeſchäft einen, auch für einen Staatö- 
fefretär erheblichen Betrag aus 1924 fchuldete, welcher auch bei der Vernehmung am 
5.2.1926 nicht zurüdgezahlt war. Die Frage des Vorſitzenden, ob auch der Staatsſekretär 
bei dem betreffenden Bankgeſchäft ein Konto unterhalte, bejahte Weigmann mit dem 
Hinzufügen, da3 Konto fei immer gleid) ausgeglichen gewejen. Weismann konnte nicht 
vermuten, daß ich als Sachverftändiger auch fein Bankkonto geprüft Hatte, er glaubte 
deshalb nichts zu riäfieren, wenn er bewußt unter Eid angab, daß fein Konto ausgeglichen 
fei. Da3 Konto war, wie weiter vor dargelegt, noch mit erheblichen Beträgen belaitet. 

Eine Unterfuchung diefes Falles, zu Der man mich und eventuell auch noch zwei andere 
Sachverſtändige hätte zuziehen müſſen, ift bis heute nicht erfolgt. Auch Hat man es vor- 
gezogen, in den 5 Jahren gegen mid) nicht3 zu unternehmen! — Daß der Staatsſekretär 
Weismann vor einiger Zeit al3 Katholif (er war urjprünglich jüdiſch, fpäter evangeliſch) 
zum Papft nach Rom gefahren ift, ändert nicht3 an meinen Feitftellungen. 

Mir liegt nichts an einer Beſtrafung des Staatsſekretärs, aber jeder Bürger Hat das 
Recht zu verlangen, daß die regierenden Perſonen von unantaftbarem und unbeftechlihem 
Charafter find. Was ich bereit3 in einem anderen, Ihnen befannten Briefe Ende März 1927 
ſchrieb, ift eingetreten, die Öffentlichfeit ift, wie die großen Skandalprozeſſe der letzten 
Jahre zeigen, noch weiter forrumpiert und die Volfzfeele noch mehr vergiftet toorben. 

Das Schidjal ift zumeilen graufam. Der beitechliche Staatzjekretär bleibt in Amt und 
Ehren, und ich werde um meine Beftallung als beeidigter Bücherreviſor gebracht, weil 
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ich mich für die zu Unrecht angegriffenen Staatsanwälte eingeſetzt habe, und weil ich den 
Mut hatte, ohne Unterſchied der Perſon für das Recht einzutreten. 

Der Schwiegerſohn des Dr. Weismann, der bekannte Kritiker Dr. Alfred Kerr, hat 
im ‚Berliner Tageblatt‘ am 21. Februar 1924 von feinem Schwiegervater geſchrieben: 
‚Das Map diefer Verkommenheit duldet fein Bertufchen mehr.‘ Ich denfe mir, Herr 
Minifterpräfient, Daß auch Sie jebt der gleichen Anficht fein werden.” 


Wie mag die Nachwelt über die preußiiche Suftizpflege in dem erften 
Sahrzehnt nach der Staatzummälzung denken? 

Der Miniſterpräſident Braun hatte am 13. März 1931 erflärt!): 

„Die über den Staatsſekretär Dr. Weismann in dem Buch enthaltenen Dinge find 
ſchon vor längerer Zeit Gegenftand eingehendfter Unterfuchung gewejen, über die Dr. Weis⸗ 
mann ſelbſt am 22. Oftober 1925 vor dem Landtag in aller Öffentlichkeit eine Erklärung 
abgegeben hat, die vom Landtag ohne Kritif Hingenommen worden ift. 
Dem in dem Buch enthaltenen gufammengeftoppelten Material ift fein Wert beizumeſſen, 
nachdem das Zuftizminifterium über den Sachverhalt eingehende Unterfuchungen angeſtellt 
hat und zu einem negativen Ergebnis gekommen it." 


Auf Seite 75 ift nachgewieſen, daß der Abgeordnete Kenfel als Urheber 
der Angriffe gegen Dr. Weismann deijen Erklärung ſcharf kritiſiert und 
als ungenügend zurückgewieſen hat. Es entſteht der peinliche Eindruck, 
daß ein Miniſterpräſident zu einer öffentlichen Erklärung von der Tribüune 
des Landtages veranlaßt worden ift, die ich ſchon bei oberflächlicher Nach⸗ 
prüfung als faljch herausſtellt. 

Deshalb jehrieben auch die bürgerlich-nationalen Zeitungen Berlins, 
gerade aus Miftrauen gegenüber allen Erklärungen vom Regierungstiſch: 
„Herr Dr. Weismann muß Hagen oder verſchwinden.“ 


Am 30. März 1931 brachte die deutſchnationale Landtagsfraktion eine 
„Große Anfrage“ ein, in der abermals nach Schritten gegen Weismann 
oder Lachmann gefragt wurde. 

Am 11. April 1931 meldete der „Tag”: 

„Wie verlautet, wird Staatsſekretär Weismann wegen der in Nr. 12 
des ‚Stahlgelm‘ gegen ihn erhobenen Beichuldigungen nunmehr Strafan- 
zeige gegen das genannte Blatt eritatten, unbejchadet des inzwiſchen erfolgten 
Verbotes der Stahlhelmzeitung." 

Bereit? am 17. April berichtigte der „Tag“ dieſe Meldung: Braun 
werde im Landtag darauf hinweiſen, daß die gegen den Staatzjefretär 
Dr. Weismann erhobenen Bejchuldigungen ſchon mehrfach nachgeprüft 
feien und daß ein Verfahren in dieſer Angelegenheit jchon einmal von 
der Staatsanwaltſchaft eingeftellt fei. Eine Klage jei gegen den Stahl⸗ 
heim wegen Wiederholung der Beſchuldigungen gegen den Staats- 
jefretär Dr. Weismann nicht erhoben. 

1) Br. Landtag (Hauptausihuß) Sp. 23. 
Rechtspflege. 6 
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Der „Tag“ erflärte diefen taktiſchen Rückzug fo: 

„Offenbar will alfo die preußiſche Regierung dieje Angelegenheit auf parla- 
mentariſchem Wege durch Erklärungen im Landtag erledigen, während natürlich 
eine volle Klärung nur bei der Durchführung eines Prozeſſes erreicht werben 
Tönnte, zu bem dem Gtaatöfefretär Dr. Weismann durd) eine Beleidigungstlage 
gegen den Stahlhelm jederzeit die Möglichleit gegeben wäre. 

Am 25. April 1931 ließ Lachmann dem unbeantivortet gebliebenen 
erften Brief an Braun diefe Wiederholung feiner Befchuldigungen gegen 
Dr. Weismann folgen: 

„Wenn e3 in abjehbarer Zeit zu einer erheblichen ÄAnderung in der Preußifchen Re⸗ 
sierung kommen follte, jo ift daran zum großen Teil Ihr für mich unbegreifliches Verhalten 
gegenüber dem Staatsfekretär Weismann fhuld. Die Staat3autorität muß duch ein 
jolches Verhalten des höchften Regierungsbeamten erfchüttert werben. Nur ein Beifpiel 
dafür, In meinem im 5. Jahre ftehenden Prozeß gegen den Juſtizrat Dr. Werthauer, 
den Freund des Dr. Weismann, habe ich mehrfach in öffentlicher Verhandlung, ohne von 
dem Borfigenden unterbrochen zu werden, vor den Gerichten aller Inſtanzen — aud; 
dor dem Reichsgericht — den Staatsſekretär Dr. Weismann einen beftechlichen Regierungs- 
beamten genannt. Ahnliche Befhuldigungen ftanden in zahlreichen Tageszeitungen. 
Herr Minifterpräfident, Sie ſelbſt Hagen, wenn man Ihnen — was fpäter al3 unzutreffend 
bezeichnet wurde — eine geringe Jagdübertretung nachſagte, aber von Ihrem erjten 
Beamten, dem Dr. Weismann, kann jedermann öffentlich jagen, er jei beftochen ufm. ! —* 


Bas hätte Fürft Bismarck als preußifcher Minifterpräfident nad 
Empfang eines ſolchen Briefes wohl getan? 

AS der freifinnige Abgeordnete Zasfer am 14. Januar und am 
7. Februar 1873 im damaligen „Haus der Abgeordneten” feine Anflage- 
teden gegen die Eiſenbahn-Konzeſſionspolitik hielt und dabeiden Geheimrat 
Wagener als ihren Nutznießer bezichtigte, da ſtürzte der verantwortliche 
Handelöminifter Graf v. Itzenplitz innerhalb 24 Stunden. Keineswegs 
aber, weil er ſelbſt intereſſiert war oder ſeine ſchützende Hand über den Ge- 
heimrat Wagener hat halten, ihn alfo Hat decken wollen, fondern weil er 
al3 Handelöminifter über die Vorgänge in feinem Amtsbereich nicht ge- 
nügend unterrichtet gewejen war. 

Auf die deutſchnationale Anfrage beftritt der Minifterpräfident 
Braun?) die gegen Dr. Weismann erhobenen Bejchuldigungen umd ſchloß 
mit der Drohung: 

„Sollte Lachmann, nachdem ich nunmehr erneut auf Grund amt- 
licher Zeftftellungen die Unmahrheit feiner Behauptungen hier be- 
fannt gegeben habe, diefe Behauptungen gleichwohl wiederholen, fo 
wird Herr Staatsſekretär Dr. Weismann gerichtlich gegen ihn vorgehen." 


Der Abgeordnete Delze (Deutfchnationale BB.) antwortete Braun: 


„an Hätte wünſchen mögen, daß fein erſter Mitarbeiter, Herr Staatsſekretär 
Weismann, ein gut Teil der Klagefreudigkeit feines Herrn und Meifter& 


1) Br. Landtag am 4. Mai 1931. 
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befäße und jchon längit für eine Klarſtellung der ſchweren Vorwürfe geforgt Hätte, die 
Herr Bücherrevifor Lachmann und auch Zarnom in dem Buch „Gefeſſelte Juſtiz“ gegen ihn 
erhoben haben. Solche ſchweren Bormürfe laffen nur die Deutung zu: entweder find fie 
nicht richtig und find Verleumdungen, dann muß dagegen gerichtlich eingefchritten werden, 
oder fie find berechtigt, dann muß ichleunigft etwas gejchehen, bamit Klarheit bezüglich der 
Beamten gejchaffen wird, die an der Spitze Der Preußiſchen Regierung ſtehen.“ 

Der Abgeordnete Vollmers (Deutſche Fraktion) gloſſierte die Aus⸗ 
führungen des Miniſterpräſidenten: 

„Heute hat der Herr Miniſterpräſident in der Antwort auf die große Anfrage gejagt, 
wenn dieje Behauptungen nun wiederholt würden, dann ſolle auch gerichtlich gegen den 
Beleidiger vorgegangen werden. Das jicht fo aus, al3 wenn jemand, der eine 
Ohrfeige befommen hat, nad) zwei Monaten fagt: Wenn du mir nod ein- 
mal eine Ohrfeige gibit, dann jchlage ich aber wieder! Ein folches Verhalten 
ift doch der Stellung eines hohen Staatsbeamten nicht würdig, und wir verlangen jofortige 
Klageerhebung oder Rüdtritt bon feinem Poſten.“ 

Die ganze Leidenſchaft des in ſeinem altpreußiſchen Ehrempfinden 
beleidigten ehemaligen Offiziers ſprach aus der nachfolgenden Rede de3 
deutfehnationalen Abgeordneten Schwecht, die er mit den Worten ſchloß: 

„Sie wilfen, Here Minifterpräjident, daß nicht nur einige in unferem Staate, fondern 
faſt das ganze Volk fich mit dem Buche Gefeſſelte Juſtiz“ beſchäftigt hat. Diejenigen Leute, 

die ſich bisher nicht mit dem Buche beſchäftigt haben, find jedenfalls durch den Brief des 
Herrn Grafen Kalckreuth und bie Briefe des Heren von Oppen-Tornow an die Minifterien 
und die Abgeordneten auf die Sache aufmerkſam geworden. Sch wieberhole noch einmal 
dem Heren Staatsjefretär Weismann, ber ſich hier gerade auf die Minifterbanf geſetzt hat: 
Herr Staatsſekretär, Ihnen wird in dem Buche Meineid und Beſtechung vorgeworfen. 
Sch meine, Sie dürfen nicht Dazu ftilffchweigen — nicht nur in Ihrem Intereſſe, das geht 
und ſchließlich nicht8 an, ſondern vor allem im Snterefje der Staatzautorität. Sie als eine 
der prominenteften Perfönlichteiten des preußifchen Staates müfjen gegen den Herrn 
Zarnow Hagen, ſonſt muß die Öffentlichkeit glauben, daß das, was der Herr Zarnow Ihnen 
vorwirft, ſtimmt. 

Herr Miniſterpräſident, Sie haben geſagt, wenn der Herr Lachmann weiter in die Offent⸗ 
lichkeit gehe, werde geklagt. Ich habe zufällig hier eine Kopie eines Briefes des Herrn Lach⸗ 
mann vom 25. April, und zwar iſt dieſer Brief bereits der dritte Brief, der an Sie ergangen 
ift. Wieviel Briefe muß denn der Herr Lachmann noch jehreiben, bis geklagt wird?!" 

Für Braun als Minifterpräfidenten war damit der politifche Skandal 
um feinen Staatzjekretär Dr. Weismann trotzdem erledigt, denn er ſah fich 
duch die Deutfche Volkspartei und durch die Regierungsparteien gedeckt. 


Der Minifterpräfident glaubte durch feine Drohung den Bücherrevijor 
Lachmann mundtot gemacht zu haben — da antwortete ihm diejer am 
22. Mai 1931 mit der ausdrücklichen Wiederholung aller Bejchuldigungen. 

Am 28. Mai meldete das „Berliner Tageblatt”, daß der in der Preſſe 
angekündigte Brief Lachmanns ſich nicht unter den dienftlihen Briefen 
des verreiften Minifterpräfidenten befinde. Da gab e3 nur zwei Möglich 
feiten: entweder mar der „eingefchtiebene" Brief im Dienftweg der Reichs⸗ 
poſt verloren gegangen oder — im Dienſtweg des Staatsminiſteriums. 

6* 
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Nachweisbar ift jedenfalls, daß die Verlegenheit des Amtlichen Preußifchen 
Prefjedienites groß gemefen ift, denn das „Berliner Tageblatt” teilte zur 
Beruhigung, d. h. zur Srreführung der Öffentlichkeit mit, daß die gegen 
den Staatsſekretär gerichteten Befchuldigungen fi) nur auf die Sflarz- 
Sache aus dem Sahre 1919 bezögen. 

Es wurde der Öffentlichkeit hierdurch verſchwiegen, daß fich der Vorwurf 
der gröblichen Eidesverletzung befonders auch auf das Verhalten Dr. Weis- 
manns in einem Strafprozeß am 5. Februar 1926 ftüßt. 

Diefe Darftellung des Amtlichen Preußifchen Preſſedienſtes dedt fich 
mit der Erklärung Brauns im Barlament; denn aud) er hat dieſe weitere 
Belaftung feines Staatsſekretärs nicht erwähnt. 

Und da beflagt der Zuftizminifter, beflagen die Abgeordneten insbe— 
jonder3 aller Regierungsparteien alljährlich bei den Beratungen des Juſtiz⸗ 
haushaltes die Zweckloſigkeit der religiöfen Eidesleiftung. 


Braun läßt Dr. Weiſsmann klagen. 

Der Miniſterpräſident Braun hatte mit ſeiner Drohung am 4. Mai 
an Lachmann der Offentlichkeit einen Sichtwechſel auf den Prozeß 
Dr. Weismann gegen Lachmann ausgeſtellt. Der mußte jetzt eingelöſt werden. 

Endlich, am 7. Juni 1931, meldete die Preſſe: 

„Der Amtliche Preußische Preſſedienſt teilt mit: 

Der Staatsſekretär des Preußiſchen Staatsminifteriums Dr. Weismann hat gegen den 
Bücherrevifor Philipp Lachmann in Berlin wegen ded von dieſem an den Preußifchen 
Minifterpräfidenten gerichteten und öffentlich verbreiteten Briefes vom 22. Mai 1931 
Strafantrag wegen Verleumdung gefteltt.” 


Soll die Gerechtigkeit jet wirklich ohne Anjehen der Perſon und ohne 
Rückſicht auf die Staatsraiſon freien Lauf befommen und die Yuftiz fich 
tatfächlich als nicht „gefeſſelt“ zeigen? 


Am 9. Dftober 1931 berichtete der gut republifanifche „Dortmunder 
Generalanzeiger“ unter der Überjchrift: 

„Amer Oberftaatsanmwalt: Die Affäre Weismann — eine Juſtizkomödie“. 

„Bon der Perſon des höchiten preußifchen Staatsbeamten, dem Staats- 
jefretär im Preußijchen Staatöminifterium, Weißmann, geht feit langer 
Zeit eine ungünftige Wirkung auf die Staat3moralität aus. Denn Weis- 
mann bat num viele Jahre hindurch die allerfchwerjten Befchuldigungen 
auf jich figen Iajjen, ohne das Geringſte gegen feine Bejchuldiger zu unter» 
Aenmen. 

Im Auguft 1931 fam es schließlich — nachdem Lachmann fich erſt noch- 
mals beim Yuftizminifterium nad) dem Verbleib der Sache erkundigt hatte 
— zur Aufnahme der Ermittlungen. 

Nun aber gejchah, gleich zu Anbeginn, etwas höchſt Merkwürdiges: 
die Ermittlungen wurden nicht etwa einem Mitglied der zuftändigen 
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Generalftantsanmwaltfchaft am Landgericht I übertragen, ſondern dem 
Oberftantsanwalt Binder vom Kammergericht. Binder wurde eigens 
für diefe Aufgabe ans Landgericht delegiert. Warum wohl? Doch Hoffent- 
fich nicht aus dem Grunde, weil die Generalſtaatsanwaltſchaft am Kammer⸗ 
gericht in unmittelbarer Verbindung mit dem Juſtizmeniſterium ſteht, 
das gleich neben dem Staatsminiſterium in der Wilhelmſtraße liegt, in 
dem Weismann ſeine Büros hat..... 

Der von Lachmann angebotene Wahrheitsbeweis umfaßt vorläufig 
vier Punkte. 

Erſter Punkt: Weismann ſoll von einem ſchwerreichen Kölner Indu⸗ 
ſtriellen Gelder erhalten haben zu dem — auch wirklich erreichten — 
Zweck, eine Reihe von ſtrafrechtlichen Ermittlungen gegen dieſen Indu⸗ 
firiellen aus der Welt zu ſchaffen. Lachmann benennt hierfür eine Reihe 
von Zeugen und macht jo genaue Angaben, daß die Ermittlungen nicht 
allzu ſchwer fein dürften. 

Zweiter Bunft: Weismann foll einen Beftechungsverfuch an dem 
Staatsanwalt Gutjahr zugunften des unrühmlich befannten Schieber 
Sklarz unternommen und ferner die Einftellung des Verfahren? gegen 
Sklarz betrieben haben. 

Dritter Punkt: Weismann follin den Fall Kutisker in ftrafbarer Weije 
eingegriffen haben; e3 fei ihm dabei durch feinen großen Einfluß auf den 
preußifchen Juſtizminiſter gelungen, den mit den Ermittlungen gegen 
Werthauer betrauten Staatzanmwalt Caſpary auszufchalten ... . 

Bierter Punkt: Weismann foll von dem Bankier Gottler beftochen 
worden fein, ferner bei jeinen Ausſagen über jeine gejchäftlichen Be⸗ 
ziehungen zu Gottler feine Eidespflicht verlegt Haben. 

Der Oberftantsanmwalt Binder hat alfo ein reichhaltiges Material. Er 
könnte wegen diefer ſchweren Bejchuldigungen, die gegen einen hohen 
Staatsbeamten erhoben werden, ungemein ftreng gegen den Bejchuldiger 
Lachmann vorgehen, könnte verfuchen, die Haltlofigfeit der Bejchuldigungen 
zu erweifen, und könnte dann auf hohe Strafen pläbieren. Aber der arme 
Oberſtaatsanwalt ift in einer peinlichen Lage: er iſt unmittelbar abhängig 
von der Regierung, in welcher an einffußreichfter Stelle eben dieſer Herr 
Weismann fit. Darf man einem Staatsanwalt überhaupt eine fo ſchwere 
Aufgabe aufbürden? Lachmanns Verteidiger, Juſtizrat Dr. Roſen— 
berger, fordert deshalb mit gutem Grund die Einleitung det Borunter- 
ſuchung gegen Lachmann, das heißt: die Übertragung der Ermittlungen 
an den zuftändigen Unterfuchungsrichter. 

Aug der Tätigkeit de3 Oberſtaatsanwalts kann fich, allen Anzeichen nad, 
eine teftlofe Aufflärung der Weismannaffäre — die feit Jahren die öffent- 
liche Moral aufs Schwerfte gefährdet — nicht ergeben. Der unabhängige 
Richter mu die Ermittlungen führen — ſonſt iſt feine Gewähr gegeben 
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für eine wirkliche Aufhellung der Zatbeftände. Die Affäre Weismann 
bergiftet num jeit Jahren das politiiche Leben in der Republik. Sie muß 
endlich ihre reftlofe Aufklärung finden!" 

Ahnliche Artifel erſchienen im „Stahlhelm" fowie in den politifchen 
Oppoſitionsblartern. 

Bis zum Abſchluß des Buches iſt über das Ergebnis der Unterſuchungen 
des Oberſtaatsanwalts Binder nichts bekannt geworden. 

In ſeiner Antwort auf den Brief des Grafen Kalkreuth hatte der 
Juſtizminiſter Dr. Schmidt am 12. Februar 1931 geantwortet: 


„In dem eingeleiteten Verfahren iſt . .. durch Verfügung ver. 
verichiedenften Strafverfolgungsbehörden . . . Die reftlofe Unrichtig- 
feit der erhobenen Anwürfe feſtgeſtellt.“ 


Die Tatfache, daß der Oberjtaatsanwalt Binder ſchon wieder fiber 
7 Monate diefe Angelegenheit bearbeitet, deutet wohl darauf Hin, daß 
die „Feſtſtellung“ des Juſtizminiſters nicht als hieb- und ftichfeft an- 
gejehen werden kann. 


Aber diefe Tatfachen fprechen für ſich: 

Im Herbft 1925 verzichtete ein Abgeordneter auf ſeine Immunität und 
er jtellte jich für die Strafverfolgung freitillig zur Verfügung (ſ. Geite 75), 
wenn dem Staaisjefretär Dr. Weismann an der gerichtlichen Auf- 
Härung der gegen ihn erhobenen ehrenrührigen Behauptungen gelegen ſei. 

Dem GStaatzjekretär Dr. Weismann ſchien aber nicht3 an der öffent- 
lichen Verhandlung feiner perjönlichen Verhältniſſe zu Liegen, denn er 
bemühte weder fich, noch für id) den Staatsanwalt. 

Beitätigten die Feſtſtellungen des Oberſtaatsanwalts Binder die Er- 
Härungen des Minifterpräjidenten und des Juſtizminiſters über den „Fall 
Dr. Weismann"? Dder etwa nicht? 

Bevor noch der DOberftaatsanmwalt Binder die Akten gefchloffen Hatte, 
eilten der Yuftizrat Dr. Werthauer, Freund des Staatsſekretärs, 
und der Staatsanwalt mit einer öffentlichen Anklage gegen den Bücher- 
reviſor Lachmann, den fachverftändigen Kenner der verfchleierten Ge 
heimnijje, voran und verwidelten ihn wegen angeblicher Erprefjung in 
ein Etrafverfahren. 

Diente dieſes beſchleunigt eingeleitete und Durch ein großes Telegraphen- 
bureau propagierte Verfahren dem verlegten Recht oder Dr. Werthauer? 

Oder war e3 vielmehr, wie die nationale Preſſe wähnte, ein — Va— 
banque-Spiel, gedacht für Dr. Weismann? 

Das aljo eingejchaltete Verfahren gegen den Bücherreviſor Lachmann 
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wurde fo beichleunigt durchgeführt, daß diefer ſchon nach wenigen Wochen 
por den Richtern ftand. Lachmann hat gewiß nicht mit Diefem Schachzug 
ſeiner großmächtigen Prozeßgegner gerechnet: 
der Staatsanwalt beantragte die gerichtsärztliche Unterſuchung ſeines 
Geiſteszuſtandes, 
der Juſtizrat Dr. Werthauer ſchloß ſich dem Antrag an, 
das Gericht entſchied ſich für die Zuziehung eines Pſychiaters zur 
nächſten Verhandlung. 

Die erſte Verhandlung wurde damit abgebrochen und vertagt. 

Iſt das der Einſatz geweſen, dann wurde zweifellos als Gewinn 
erwartet, was der von dem früheren öſterreichiſchen Schieber Boſel 
finanzierte und auch von Barmat infpirierte „Montag Morgen” recht 
offenherzig mitteilte: ‘ 

„Kommt (dev Gericht3arzt) Dr. Leppmann zum Ergebnis, daß Lachmann tat 
fächlich unzurechnungsfähig ift, dann würde mit dem ganzen Rattenkönig feiner 
aktiven und paffiven Prozeſſe (die er nicht hat! d. Verf.) 

natürlich auch die Verleumdungsanzeige Weismann erledigt fein." 

Die fo geſchaffene Situation würde fein: 

dann brauchte der Staatsſekretär Dr. Weismann gegen den recht⸗ 
zeitig geiſtig unſchädlich gemachten Bücherreviſor Lachmann nicht 
mehr zu klagen; 

dann könnte das Gutachten des Oberſtaatsanwalts Binder zu den 
Akten kommen. 

Nur eine Frage bliebe als brennende Wunde offen: 

Laſſen ſich mit Lachmann auch deſſen urkundliche Beweismittel gegen 
ven Staalsſekretär Dr. Weismann gerichtsärztlich beſeitigen? 


Ich kann dieſes Kapitel nur abſchließen mit einem Spruch Goethes, 
der auch auf dem Titelblatt des 1. Bandes ſteht: 


„Welches Recht wir zum Regiment haben, darnach 
fragen wir nicht — wir regieren. Ob das Bolf ein 
Recht habe, unsabzujegen,darumbefümmern wir 
unsnicht — wir hüten uns nur, daß es in Verſuchung 
komme, es zu tun.“ 


7. 
Barmat und die Preußiſche Regierung. 


Welchen Erlös hat die Liquidations- und Treu⸗ 
hand⸗Geſellſchaft aus der Barmat⸗Konkursmaſſe 
an die preußiſche Staatskaſſe abgeführt? 


Uber die Lippen der führenden Staatsmänner und der regierungs⸗ 
treuen Parlamentarier Preußens iſt nie ein Wort des Tadels gegen den 
Mann gefommen,der ben unbeſtrittenen Ruhm genießt, Deutſchlands größter 
Betrüger zu fein. Ebenfo unbeftritten ift freilich, Daß dieſer ausländische 
Ehrenmann Geld in die Kafjen des Zentrums und der Sozialdemokratie 
hat fließen laſſen. Nicht felbftverdientes Geld, ſondern unredlich erworbenes 
Geld aus der Staatskaſſe — Preußens. 

Die jozialdemokratifche Partei hat die Auseinanderjegung ihres Geld- 
geber3 Barmat mit den Staatsanmälten zu ihrem Kampf mit der Juſtiz 

‚gemacht. Der verantmortliche Yuftizminifter mußte nachgeben, denn 
Barmat galt als „politiiche Perfönlichkeit”. 

Barmat ſaß jeit dem 31. Dezember 1924 Hinter Schloß und Riegel, 
das betrogene Volk tobte gegen ihn und gegen feine politifcehen Helfershelfer. 
Am 3. Januar 1925 aber fonnte das „Berliner Tageblatt” bereit3 das 
Eingreifen Severings melden: ' 
„Wir haben geftern auf das Verfagen der amtlihen Berichterjtattung im Fall 
Barmat, jowie auf der Mißftand hingemwiefen, daß von anfcheinend unbefugten amtlichen 
Organen unfontrollierbare Mitteilungen an Korrefpondenzen gegeben werden. . 
Wie wir hierzu erfahren, hat der Minifter des Innern Severing bereit3 im Laufe 
des gejtrigen Tages eingegriffen und Mafnahmen getroffen, durch die verhindert wird, 
daß folche tendenziös ausgeſchmückten und auf ihre Zuverläffigkeit nicht kontrollierbaren 
Nachrichten auögegeben werben. Wir begrüßen diefen Schritt und möchten daran die Er- 
wartung Inüpfen, daß die Öffentlichkeit, jobald bie mit dem Zweck der Unterfudhung 
vereinbar ift, pofitive Aufflärung über dad Ergebnis der Ermitielungen 

erhält.“ 


Am 5. Januar mahnte der „Vorwärts“: 
Greift die Regierung ein? 

„Die Senfationsnachrichten über den Fall Staatsbank-Kutisker und Staatsbanf-Barmat 
haben jich auögetodt, nachdem durch das Eingreifen des preußiichen Minifteriums der 
Mißbrauch privater und Halbamtlicher Informationen unterbunden worden ift. Die ernft- 
hafte Wirtſchaftskritik beginnt fich mit den Zufammenhängen zu bejchäftigen und arbeitet 
ſcharf heraus, worum es fich handelt: um das Eindringen der Seehandlung in einen Ge— 
ſchäftskreis, ber nicht im Bereiche der Wirffamfeit einer behördlich eingeftellten 
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Bantorganifation de3 Staates Yiegen jollte, und um das völlige Berfagen der Organifation 
und Beamten der Seehandlung.” 

Hier war bon politifch intereffierter Seite ein Vorwand geſucht worden, 
um die Aufmerkſamkeit von Barmat weg- und aufangeblich amtliche Indis⸗ 
kretionen hinzulenken, denn es wurde bald darauf feſtgeſtellt, daß weder 
die Staatsanwaltſchaft noch die Kriminalpolizei irgendwelche Nachrichten 
über den Stand der Unterſuchung gegen Barmat an die Zeitungen heraus- 
gegeben hatten. 

63 war mithin ohne fachliche Begründung und nur aus politijchen 
Grimden zur Eindämmung der aufiteigenden Schlammflut eingegriffen 
worden. Das war ein Vorgehen, für das in Preußen es fein Borbild-gab. 
Gerade weil der Staat in einer Zeit der eigenen größten finanziellen Nöte 
in einem Umfang betrogen worden war, für den es gleichfalls Tein Beiſpiel 
gab, war die Regierung verpflichtet, das aufbrechende Gef chwür am Stant3- 
förper fo weit und fo tief wie möglich auszubrennen. Die allein zuverläſſige 
Erflärung für die Haltung der preußifchen Regierung kann deshalb nur 
in dem Wort des Staatsanwalts liegen, der Barmat verhaften mußte 
und als Angeflagter in dem ihm gemachten Prozeß erklärte: „als ich 
Barmat verhaftete, konnte ich doch nicht ahnen, daß ih Ver— 
brecher in Minifterjeffeln!) ſuchen mußte.” 

Welche Erflärungen haben nun die Vertreter der Regierung vor der 
Öffentlichkeit über den Betrug am Staat und über Barmat felbft abge- 
geben? 

Braun, Minifterpräfident, am 14. Januar 1925 im Preuß. Landtag: 

„Meine Herren, den Barmat-Sfandal Haben Sie doch nur in diejer Weife aufgebaufcht 
al Einleitung zur Wahlfampagne für die Reichspräſidentenwahl. Laſſen Sie doch die 

Wahlagitation fir die Reichspräfidentenwahl noch etwas zurüd. Die große Koalition 

hat mit Barmat nichts zu tun.” 

Da der Minifterpräfident weder ein Wort des Bedauerns über den 
Verluſt der Staatsbank noch der Mißbilligung gegen die Betrüger ſelbſt 
zu finden ſchien, griffen die Oppofitionzparteien die Staatäregierung umſo 
erbitterter an. Braun ſchwieg. 

Dafür ſchickten Die Sozialdemokraten den Minifterpräf identen a. D. 
Hirſch vor und brüskierten dadurch alles, was ſtaatspolitiſch anſtändig 
fühlte und handelte, denn Hirſch mar befreundet mit Georg Sklarz, 
Iwan Kutisker, Judko Barmat (er gehörte auch ſpäter trotz aller 
„Erfahrungen“ zu dem berühmten Freundeskreis ber Sklareks). 

Miniſterpräſident a. D. Hirſch am 16. Januar 1925 im Preußiſchen 
Landtag: 


„Während meiner Rede ertönte zwiſchendurch wiederholt der Zwifchenruf ‚Barmat‘. 
%a, was hat die Sozialdemokratie mit Barmat zu tun? Daß einer der Gebrüder Barmat 
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Mitglied der S. P. D. ift, ift befannt. Daß eine große Reihe von Sozialdemokraten per- 
ſönliche Freundſchaft mit Barmat gepflogen haben, ift ebenfo befannt — und auch heute 
noch pflegen, weil gar feine Veranlaffung vorliegt, fi) von jemandem abzuwenden 
gegen den vorläufig nur Anfchuldigungen vorliegen.” 


Eine beijpiellofe Verhöhnung des Volkes! Denn als der Minifterpräfi- 
dent a. D. Hirfch feinen Freund Barmat in diefer Weife öffentlich in 
Schu nahm, konnte dejjen Betrug an der Staatsbank und die Höhe des 
Verluſtes nicht mehr geleugnet werden, troßdem erklärte der einftige 
Minifterpräfident Preußens im gleichen Atemzuge al3 Aufgabe feiner 
Partei: „Wir betrachten e3 al3 unſere Pflicht, die Luft von diefen Ba- 
zillen (Verleumdung und Schmähfucht) zu reinigen und dafür zu forgen, 
daß endlich einmal wieder Anftand in das politifche Leben einzieht”. 

Eine Partei muß politiſch und moralifch gefunfen fein, die durch ihren 
Vertreter die Öffentlichkeit derartig zügellos reizen läßt. 

Der greife Abgeordnete, Negierungspräjident a. D. D. Dr. v. Campe 
berjuchte es, in derfelben Sitzung des Landtages an das öffentliche Ge— 
wiſſen zu appellieren: 

„Die legten Wochen haben dem deutfhen Bolfe und in dem deutſchen 
Volke eine jo erſchreckende Korruption gezeigt, daß ich fagen muß: mag 
an dem Miniftertifch fiben, wer immer will, bier gilt e3, mit eifernem 
Bejen auszufegen. Hier gilt es, mit Röntgenftrahlen in das dunkelſte Dunkel hinein- 
zuleuchten, und, Herr Minifterpräfident, oder wer ſonſt bemnächft mal an Ihrem Platz ſitzt, 
bier muß mit eifertem Beſen ausgefegt werden. Und, Herr Minifter- 
präjident, wenn Gie an eine Tür fommen, die parteipolitifch verrammelt 
fein follte, dann erft gerade geöffnet und ausgefegt! Wir müſſen dafür forgen, 
daß endlich wieder Anftand in Politik und Wirtſchaft eintritt.” 

Der Minifterpräfident Braun ſprach anfchließend, aber er hatte auf den 
Appell des greifen Abgeordneten feine Antwort mehr. 

Wie ehr muß die Führung der Sozialdemokratie dem großen Volks⸗ 
betrliger hörig geweſen fein, wenn ihre Vertreter in der Regierung ſich 
ohne Erröten von dem Führer einer anderen Partei vorhalten laſſen 
mußten!): 

„Iſt e3 nicht eine Ironie des Schickſals, ja, eine Qumperei und ein Ver- 
brechen am Leben de3 deutſchen Volkes, daß auf Koften des Notitandes 
bon Millionen deutfcher Volksgenoſſen andere, die mit Deutjchland liber- 
haupt nichts zu tun haben, hierherfommen und mit den Notgroſchen der- 
jerigen, die heute nichts mehr haben, hier in Deutſchland ihre Paläfte 
bauen! Jawohl: alles unter dem Zeichen der Demokratie! 

Iſt es nit ein Schandmal Deutſchlands für alle Zeiten, daß... . 
heimatfremde Elemente, die in ihrem eigenen Lande nicht einen Pfennig 
Kredit mehr befommen, ja fogar als läftige Genofjen dort ausgewieſen 
werden, hier na) Deutfchland fonımen, Millionen fiber Millionen Kredit 
erhalten, während der biedere, ehrliche, ftrebfame Handmwerfämeifter und 


’ 
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Heine Gefhäftsmann des Kredit im eigenen Lande für unwürdig er- 
Härt wird? : 

Iſt es nicht ein öffentlicher Skandal, daß diefe Blutfauger, dieje Aas— 
geier aus fremdem Land die Erfparnijfe des deutſchen Sparers auffaugen 
und bier in Deutfchland Die größte Gaftfreundichaft genießen? Ga, daß 
fie obendrein noch al3 Wohltäter des deutſchen Volkes gefeiert und als 
ſolche fogar in einer Grof-Berliner illuftrierten Zeitſchrift verbildlicht, 
verherrlicht werden mit all den Liebesgaben, die ſie mit dem verlorenen 
Gelde derjenigen, an die ſie jetzt die Ware verteilen, erworben haben? 

Iſt es nicht ein Schlag ins Geſicht für den Sozialismus und damit auch 
für unſere Demokratie, daß wir gerade ſeit der Zeit, ſeit der Sie nach der Revolution den 
allerbeſtimmendſten Einfluß in allen Regierungen haben, daß wir, ich wiederhole, gerade 
ſeit der Zeit, ſeit der Sie an die Regierung gekommen find und dem Kapitalismus 
progtammäßig den Garaus machen wollen, den unverſchämteſten Kapitalismus, 
den wir jemals hatten, haben?“ 


Was wir erſt im Laufe der Zeit erfahren haben, wußten die Regie⸗ 
rungs⸗Parteien ſchon in jenen Tagen, aber jede klare Stellungnahme 
hätte Verderb ſein können: eine Erklärung gegen Barmat hätte dieſen 
zu Enthüllungen gereizt, ein Ableugnen feiner Verbrechen aber wäre um— 
gefehrt jofort von den Gegnern der Regierung urfumdlich widerlegt worden. 

Man kann den Einwand erheben, daß man in den Kreiſen der Regierung 
die Perſon und Vergangenheit Barmats nicht gefannt hätte und man 
ihn nur auf Grund einer tepubliffeindfichen Prefjehege nicht habe fallen 
laſſen wollen. Diefer Einwand ift doppelt hinfällig, denn erſtens Hat der 
damalige deutfchvöffifche Abgeoronete Wulle die Regierung über Barmat 
unterrichtet und darauf haben Braun und Sev ering den Parteigenoffen 
Barmat — herausgepault. 


Der Abgeordnete Wulle erflärtet): 


„Die Sozialiften haben auf jogeranntem friedlichen Wege mit Hilfe der ihnen zur 
Verfügung ftehenden Oftjuden und Weltjuden das ſchaffende deutſche Volk auf der ganzen 
Linie enteignet und proletarifiert. Wodurch find die Leute heute alle reich, gemorben? 
Durch Ihre Gunft, durch Ihre Unterftügung. Denn e3 diirfte doch Har fein, daß die Mafjen- 
einwanderung und die Förderung der Dftjuden in Preußen das höchſteigne Werk des 
preußifchen Innenminifteriums ift. Es läßt fich nicht mehr leugnen und bejchönigen, daß 
maßgebliche Stellen dieſes Miniſteriums über die Oftjuden, Die in Deutjchland eingezogen 
find, ihre ſchützende Hand gehalten haben. Ic) bitte, das Schreiben des Herrn Abegg vom 
24. November 1920 vexlefen zu dürfen, in dem es heißt: 

‚Die Familie des Der holländiſchen Gefandtichaft angehörigen Herrn Barmat, be» 
ftehend aus vier Erwachſenen und drei Kindern, reift von Rußland über deutſches 
Gebiet nach Holland. In der Vorauzjegung, daß die betreffenden Perſonen ſich im 
Beſitz ordnungsmäßiger Ausweispapiere befinden, ftehen ihrer Durchreife Ducch Preußen 
feine Bedenken entgegen. Ich erfuche ergebenft die Grenzübergangßitellen fofort ent- 
iprechend zu verftändigen und dafür zu jorgen, daß den Familien unter den bezeichneten 
Borausfegungen beim Grenzübertritt Feine Schwierigfeiten bereitet werben.‘ 


1) Br. Landtag am 21. Januar 1925. 
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Es liegt noch ein anderes Schreiben vor, vom 9. Oktober 1919 datiert, vom deutfchen 
Generalfonful in Holland. Über ein Jahr vorher wird diefer Lump, diefer Schieber Barmat 
bereits vor der ganzen Welt als dag enthüllt, was er ift, al3 ein Ausbeuter und Blutfauger. 
In dem lehtgenannten Schreiben unterzeichnet ‚non Humboldt‘ fteht, er wäre ein ‚Betrüger 
eriter Klafje‘. Dieſem Betrliger erſter Klaſſe gibt der Herr Minifter des Innern refpeftive 
feine rechte Hand die Vollmacht, nad) Berlin durch Deutſchland zu: reifen, und diejer 
Betrüger erjter Kaffe, wie ihn der deutſche Generalfonful nennt, ift der intime Freund 
bon führenden Männern der Sozialdemokratie.” 


Barmat: „ein Betrüger erfter Kaffe und der intime Freund von 
führenden Männern der Sozialdemokratie !” 

Weder Braun noch Severing haben e3 gewagt, die Richtigkeit der 
einen oder der anderen Bewertung Barmats zu beftreiten. 

Der Minifterpräfivent Braun bezeichnete in feiner Erwiderung Iwan 
Kutisker al einen „notorifchen Schtwindler, von dem e3 bewieſen jei, 
ohne daß ein Urteil vorliege“, aber über Barmat, deſſen Verbrechen gegen 
die Allgemeinheit viel größer und offenfichtlicher waren, ging er ftill- 
ſchweigend hinweg. Er, wie nad) ihm auch Severing. 

Sch rufe die beiten Kenner der ftaats- und verwaltungspolitiſchen 
Vergangenheit Preußens zur Prüfung auf, um nachzuweiſen, ob je 
ähnliche Reden von preußijchen Miniftern vor dem Volf gehalten worden 
find, mie Braun und Severing fie gehalten haben: 


Braun, Minifterpräfident?): 

„Meine Damen und Herren, es unterliegt keinem Zweifel, daß die Finanzſkandale der 
legten Beit ein trauriged Zeichen fir die Ungefundheit unferer ganzen wirtichaftlichen 
Verhältniſſe find. Sie find dasſelbe, was feinerzeit die Gründerftandale in den 70er Jahren 
waren, bie furchtbares Unheil über viele wirtſchaftliche Exiſtenzen brachten. Sie find 
dasſelbe wie der Spielhagen-Krach, mo e3 ſich um Leute handelte, die kurze Zeit mit 
dem Kommerzientatätitel außgeftattet und mit Orden gejpiet waren, und die das Ber» 
trauen bieler harmlofer Leute Dadurch erworben Hatten, und durch die Taujende von Men» 
hen um ihre Erfparnifje gebracht wurden. Sie find dasſelbe wie der Pommernbank⸗ 
Prozeß, durch den auch die Vernichtung zahlreicher kleiner Exiſtenzen herbeigeführt wurde, 
— Erſcheinungen, wie fie in ſchlimmſter Weiſe durch den völkiſchen Bankier Bruß zutage 
getreten find, ber mit treudeutihem Gruß viele Menjchen um ihre Erſparniſſe gebracht hat. 
Sie jehen daraus: das find Erſcheinungen, die ſich in einer wirtfchaftlich ungefunden Beit 
zeigen, und die Inflationszeit der legten Jahre mit ihrer Kreditnot hat in der Tat hier 
zweifellos Erjcheinungen gegeitigt, die mit allem Nachdrud im Intereſſe der wirtihaftlichen 
Gefundung unſeres Landes befämpft werden müſſen. Es wird Aufgabe der Gerichte fein, 
zu Hären, wo Unzuläffiges, wo Strafbares gefchehen ift, und dort ohne Rückſicht auf die 
Parteizugehörigkeit, ohne Aüdficht auf die wiriſchaftliche Stellung der einzelnen einzu- 
greifen. Aber die Art, wie eine gewiſſe Preffe dieſe Dinge behandelt, jeden Tag mit 
Senſationsnachrichten die Offentlichfeit beunruhigt, die zum Zeil den Stempel der Er- 
findung an der Stirn tragen, wie geftern die deutfchnationale „Börfenzeitung” mit der 
Behauptung, daß der ftantliche Prejfedienft von Barmat Geld befommen habe, — durch 
ſolche öffentliche Irreführung wird nicht der Wahrheit und Klarheit gedient, fondern es 
wird eine ſyſtematiſche Berunglimpfung und Verwirrung in das Volk getragen.“ 


I) Pr. Landtag am 21. Januar 1925, 
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Severing, Minifter des Innern): 

„. . .. Wenn Sie mich zwingen, zum Kapitel Barmat zu reden... ........ 
der Wahlkreis Herford-Halle war in den neunziger 
Sahren einmal vom Freiherr von Hammerftein vertreten. — — Barmat ſitzt zunächſt 
in Unterſuchungshaft, und ſoweit ich iiber den Stand der Unterſuchung unterrichtet bin, 
Hat die Unterfuchung noch fein Material zur Anklage ergeben. Uber Hammerftein ift wegen 
Wechſelfälſchung und anderer Delikte verurteilt worden. Und, meine Herren, warum 
id) Sie daran erinnere, — — 

(Abgeordneter Kaufhold: Hammerjtein hat doch feine Stantägelder gehabt!) 
— Herr Kollege Kaufhold, das ift Friminell dasſelbe, ob man Private oder den Gtaat 
beträgt. Was ich Ihnen fagen wollte, war folgendes. Hammerſtein mar Fein guter Volks⸗ 
verſammlungsredner. Das Reden beſorgte für ihn Hofprediger Stöcker. Ich entſinne mich 
genau, daß Stöcker in Herford, in Bünde und überhaupt in allen Verſammlungen in dieſem 
Wahlkreis den Baron von Hammerſtein als den lauterſten Mann vorſtellte, den die Ton- 
fervative Partei aufzuweiſen hätte. 

(Heiterkeit) 
So kann man fich irren, und e3 können fich auch einmal Sozialdemokraten mitihren Freunden 
irren. Jch bin der feften Überzeugung, daß fich die Freundichaft des Baron von Hammerftein 
nicht auf den Hofprediger Stöder beſchränkt Hat, ſondern daß er in der damaligen konſer⸗ 
vativen Partei zahlreiche Freunde gehabt hat.“ 

Findet der Leſer ein Wort der moraliſchen Verurteilung Barmats 
oder gar den Verſuch, ihn als Parteigenoſſen abzuſchütteln? Nichts davon, 
wohl aber verſuchten beide Staatsmänner den Kern des Skandals zu 
verfchleiern dadurch, daß fie Finanz⸗Skandale früherer Jahre zum Ver— 
gleich, zur Entlaftung aufmärmten, zweifellos wiſſend, daß Damals nicht 
der Staat und diefer auch nicht durch feine Beamten und mit Hilfe 
von Parlamentariern betrogen worden ift. Was aber pofitifch entſcheidendiſt: 
Keine Bartei hat ſich damals zwiſchen Staatsanwalt und Verbrecher geſtellt. 

Welche Gemeinheiten hatte der große Parteigenoſſe Barmat gegen- 
über dem von feinen Parteifreunden regierten Staat nicht begangen? 
Welche Hätte er noch tun müffen, um bon der Staatsregierung getadelt 
und von der Partei abgefchlittelt zu werden? 

Um die vebeflifch gewordenen ſozialdemokratiſchen Funktionäre bon 
Groß-Berlin zu beruhigen, murde ihnen der Reichstagsabgeordnete Breit- 
ſcheid entgegengeftelft, der fich bemühte, den Barmat-Skandal als eine 
künſtlich aufgebaufchte Wahlmache der Republiffeinde erfcheinen zu laſſen. 

Im Reichstag?) hatte die Sozialdemokratie ſogar den Parteivorſitzenden 
Hermann Müller mit falſchen Informationen vorgeſchickt, um eine Rede 
für Barmat, für deſſen politiiche Freunde in der Sozialdemokratie und 
für die Republik fchlechthin zu halten. Auch Müller märmte wie Braun 
und Severing es tags zuvor im Landtag getan Hatten, alle Finanzſkandale 
feit 1873 auf, in denen niemals, wie im Barmat-Standal, ein ftaatliches 
Geldinftitut dur) die Aufammenarbeit eines Betrügers mit entſcheidend 


1) Br. Landtag om 21. Januar 1925. 
2) Keichätag, 11. Sitzung am 22. Januar 1925 Sp. 175. 
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einflußreichen Staatsmännern und Parlamentariern um viele 
Millionen Goldmarf betrogen worden mar. 

Um die Öffentlichkeit iiber diefen Kern des. Skandal? zu täufchen, hat 
der Barteiführer Müller eine Darftellung gegeben, deren Unrichtig- 
feit im Kapitel Heilmann nachgewiefen wird. 

Der nad) Barmat benannte Unterfuchungs-Ausjchuß hatte bereits vier 
Wochen gearbeitet, die moralifch-politijche Didfelligkeit der ſchwer kom— 
promittierten Mitglieder der ſozialiſtiſchen Partei-Ariftofratie wurde durch 
den Sturz des Reichskanzlers a. D. Bauer, des Berliner Bolizeipräfidenten 
Richter uſw. entlarvt. Troßdem wagte e3 der frühere Landtagspräfident, 
der fozialdemokratifche Abgeordnete Zeinert, am 19. Februar 1925 von 
der Tribüne des Landtages zu jpotten: 

„Ich veritehe eigentlich nicht, daß man diefe Heke mit einer derartigen Sntenfität 
betreibt. Es twäre doch einmal notwendig, daß nun endlich von Ihnen, die Sie ja das ganze 
Material haben, mitgeteilt würde, was Barmat denn eigentlich getan hat, weshalb er 
eigentlich eingejperrt worden iſt.“ \ 


(Sehr gut! bei der Soz.⸗Dem. P.) 


In dem fozialiftiich regierten Preußen fchien bereits im 7. Jahre 
der Herrschaft diefer Partei alle Scham längft entſchwunden zu fein, denn 
da3 Ausland mußte bereits, daß Barmat mit den Geldern der Preu- 
Bilchen Staatsbank die Wahlen der Sozialdemokratie (Dezember 1924) 
und ihre Zeitungen finanziert hatte. Diefe Partei aber zeigte fich derart 
verftodt und abgebrüht, daß ihr die Vergewaltigung der Juſtiz nur 
noch als ein Spiel für Kinder erfcheinen mußte. 

Es wird fich nicht leugnen lafjen, daß die Vernebelung des der Sozial- 
demofratie höchit unangenehmen Barmat-Sfandal3 al3 ein Aft der — 
Staatsraiſon angejehen worden ift. Unter Berufung auf das „Geſetz zum 
Schuße der Republif” war eine vegierungsfeindliche Zeitung vom Ober- 
präjidenten Siehr (Dftpreußen) für 14 Tage verboten worden, mweil jie 
eine Karikatur gegen Barmat veröffentlicht Hatte. 

Der Berliner Bolizeipräfident Richter hatte gleich nach Barmats Ver- 
haftung, zweifellos nicht zur Benachteiligung feines Freundes und Geld- 
geber3, angeordnet: „Jede Maßnahme gegen die Barmats ift mir 
erft vorzulegen.” 


Am 29. März 1925 erbat ein Gefangener vom YJuftizminifter die Er- 
laubnis, einen in jenem Beſitz befindlichen Briefwechſel veröffentlichen 
zu dürfen, durch den führende, in den Barmat-Skandal verwidelte Po— 
Hitifer auf das Schmerfte belajtet würden. Der Juftizminifter gab den 
Antrag an den Präfidenten des Gtrafvollzuggamt3 weiter, der diejen 
Beſcheid erteilte: 
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Berlin W., den 9. Mai 1925. 

m +» Die Genehmigung, Briefe in der Sache Barmat in der „Deutfchen Allge- 
meinen Zeitung” veröffentlichen zu dürfen, kann ic) Ihnen nicht erteilen. Es muß 
Ihnen anheimgeftellt werden, das angeblich in Ihrem Beſiztz befindliche Material an 
die mit der Unterfuchung beauftragte Behörde einzureichen.” ... 
gez. Finkelnburg. 

Der deutfchnationale Abgeordnete Kenfel, der dieſen Fall zur Sprache 
brachte, fügte die aufichlußreiche Mitteilung an: „Der Strafgefangene ift 
1926 begnadigt worden. Bei Aushändigung feiner Papiere ijt ihm ein 
Auslandspaß auögeftellt worden, den er, wie er behauptet, nicht verlangt 
bat .... Ich wundere mich, Herr Minifter, daß die Behörden dieſes 
nach meiner Anficht für den Barmat- Prozeß jehr ſchwerwiegende 
Material unbenugt gelafjfen haben.” 


Das mwohltätige „Gejeß zum Schube der Republik“ verbietet auch nur 
anzudeuten, was in jenen Monaten de3 Kampfes für Barmat die kommu— 
niſtiſche, alſo die politijch brüderliche Preſſe, dem „Vorwärts“, der joziali- 
ftiichen Parteiariftofratie und auch der Staatsregierung an Beſchuldi— 
gungen unverblümt und unbeanftandet vorgeworfen hat. 

Es ift alle totgefchwiegen worden, in der Hoffnung, da3 Gemiljen des 
Volles bliebe jchlafen. 

Wie hoch ijt der endgültige Schaden der Staatsbank aus dieſer Ver— 
bindung zwiſchen Politik und Gefchäft und 

was ift aus der Barmat-Sonfursmafje an den Staat — — zurlid- 
gefallen? 


Es gibt mehr Dinge zwifchen Barmat und der einft im Reich und 
immer noch in Preußen mächtigften Regieringspartei, al3 die Wähler 
jich träumen lajjen. 


8. 


Barmat — Heilmann. 
Bolfstribun Heilmann. 


Barmat und Heilmann! Auf Gedeih und Verderb einander verfettet! 

Wie für Ferdinand Laffalle, den er zu fopieren verjucht, ijt für Heil- 
mann die Politik feine Wiſſenſchaft, jondern „aktuelle momentane Wirk— 
ſamkeit“. Laffalle hat diefen Gedanken jo umjchrieben: Politif heiße, 
die Ereigniſſe benußen, einen Drud auf fie ausüben, um fie fchneller 
vorwärts zu drängen. Er ſah in der Politik alſo ein Kunſthandwerk, das 
mit Weltanſchauung unmittelbar nichts zu tun het. Aber während Lafjalle 
für feine politiſche Tätigfeit die geräuſchvolle Offentlichfeit begehrte, be- 
gehren durfte, wirft Heilmann in der Stille. 

Unter den genau 100 Zeugen, die der Barmat-Unterfuchungs-Ausichuß 
in 52 Sitzungen, einige mehrmals, gehört hat, ift mährend der zeugen- 
eidlichen Ausfage nur einem Zeugen dad Wort: Lüge! entgegen- 
gejchleudert worden — Heilmann. 

Kein Zeuge ift jo oft und eindringlich auf die Heiligfeit des Eides hin— 
gewieſen morben, wie Heilmann. 

Die Ausfagen feines Zeugen find fo bis zur Unfenntlichfeit zerpflüdt 
worden, wie die Heilmanns. 

Wiſſen ift Macht. Das Wiſſen um die Schwächen der Großen in der 
PBartei-Ariftokratie. Die gleiche Grundlage feiner Macht im Staate hat 
fi) der Staatzjefretär Dr. Weismann gejchaffen. 

Käme ein Staatsanwalt und würde ihm den politifchen Lebensfaden 
abjchneiden, wie Delila durch Abjchneiden jeiner Haare Simſon Die 
Körperkräfte raubte, Heilmann könnte auch dann noch die Säulen bes 
heutigen Preußens umftoßen. 

Heilmann, als Beuge vor dem Unterſuchungs-Ausſchuß! Entweder er- 
glühte eine ungemein lebhafte Bhantajie, wenn er feinen Freund Barmat 
Yobte oder er freute Schmuß über den politifchen Gegner, über die Feinde 
Barmat3 jo wahl- und hemmungslos aus, daß der Eindrud entjtand: 

Was Heilmann als Verteidiger Barmats vor dem gejanıten preußijchen 
Volk, nämlich im Landtag, fich herausgenommen hat, das dürfte fich noch 
kaum ein Parlament der Welt Haben bieten laffen. Über Heilmannz 
Lippen ift feine Silbe gekommen, die an Barmat Kritik geübt hätte, 
gegen den dann mehrere Staatsanwälte in 2 Jahren die größte Ankiage- 
Schrift zufammengeftellt haben, die die Kriminalgeſchichte der Welt Fennt. 
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Kein Barlament der Welt dürfte unter feinen Mitgliedern einen in 
der breiten Öffentlichkeit ſo ſchwer bejchuldigten Abgeordneten haben, 
wie der Preußifche Landtag in Heilmann, dem Führer der Sozialdemo- 
fratifchen Sraftion, der in ihr und dadurch in Preußen unbefchränft 
herrſcht, folange die Sozialdemokratie die ſtärkſte und damit die einfluß— 
reichſte Partei ift. 

Sein früherer Barteigenoffe Emil Unger fchrieb zu Beginn des Bar- 
mat-Sfandals über ihn („Deutfcher Vorwärts“ am 5. März 1925): 

„Nicht, daß ex einer von denen wäre, die jederzeit in der breiten Offent⸗ 
lichkeit über jeden Quark ſchwatzen und dadurch leicht zu dem billigen 
Ruf eines „Führers“ tommen, o nein, er hält fich Zug, wie er ift, zurüd 
und ift dennoch oder gerade darum weit gefährlicher, als die jeichten 
Maffenredner des biederen Durchſchnitts. Gewiß, auf Bezirks- und Landes- 
tagungen, auf Kongrefjen und PBarteitagen greift er ein, und in Wahl- 
fämpfen tritt er heraus und redet mit einer phänomenalen Rabuliftif, 
wie fie nur wenigen geläufig ift, fonft aber wirkt er hinter den Kulifjen 
und durch die Feder. 

Seit Jahren fibt er num als unumftrittener Führer der Sozis im Preu- 
gischen Abgeordnetenhaus — unter Zwergen ein Rieſe. Ein mit allen 
Hunden gehetzter, in allen Wafjern gewaſchener Politiker — aber in feiner 
Art ein Kerl, an den die Braun und Severing bei weiten nicht heran- 
reichen. Er lenkt und leitet die ſubalternen Yunktionärgeftalten, die in 
feiner Fraktion fo reichlich vorhanden find, und Hat es nicht einmal nötig, 
ihnen feinen Willen aufzuzmwingen, da er fie, vermöge feiner intellektuellen 
Überlegenheit und verblüffenden Dialektik, ja ohnehin wie weiches Wachs 
neten kann. Den rotborftigen Kopf leicht zur Seite geneigt, den Rüden 
. gekrümmt, fo fieht man ihn gemächlich durch die Gänge fchleichen, immer 
bereit, einzugreifen und mit ſophiſtiſch gejpigten Argumenten dem Gegner 
auf den Leib zu rüden. Wenn feine Fraktion von rechts oder Durch Die 
Kommuniften in eine jengrige Situation getrieben wird, wenn e3 Hieb 
auf Stich geht, dann befteigt, gelafjen lächelnd, „ARuberrimus Die Rebner- 
teibime. Sofort fommt auch Leben in die Bude. Was bedeutet ihm gegen- 
über das hyſteriſche Gekreiſche der Rofi Wolffitein und die polternden 
Grobheiten eines Katz. Mit einer beigend-arkaftiichen Bemerkung, unter- 
ftüßt durch eine läffige Handbewegung, erledigt er die Moskauer Stipen- 
diaten und wendet fich der Rechten zu. Mit unfchuldigem Augenauffchlag, 
der den wahren Ausdrud des Geſichts verbeden oder mildern foll, ruft 
er in den Saal: „Mein Barteifreund Hoffmann-Kaiferslautern ein Landes⸗ 
verräter? Nicht doch, meine Herren! Was Hoffmann getan hat, ift eine 
tapprige Dummheit, darüber zu ftreiten wäre Zeitverſchwendung, aber 
ein Hochverräter, ein Lump, nein, meine Herren, jeien Ste überzeugt, 
daß Hoffmann fo gut deutfch fühlt, wie wir alle. Überhaupt laſſen wir 
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Spzialdemofraten und an vaterländiſchem Empfinden von niemanden 
übertreffen.” 

Sagt Heilmann, der rote, und über fein Geficht breitet fich ein Hauch 
von Kindliher Unschuld und Harmlofigfeit. Bon rechts fommen Rufe: 
„Srispien! Crispien!“ Heilmann ſchnellt auf: „Meine Herren, der Aus- 
ipruch: Ich kenne Fein deutſches Vaterland! ift zweifellos Die ungeſchickteſte 
Formulierung einer Anſicht, wie ſie Crispien vorgeſchwebt hat, und könnte 
mir nicht paſſieren. Aber ſo war ſie auch nicht gemeint und Crispien hat 
hinterher erklärt, daß er nur das kapitaliſtiſche Deutſchland ge— 
meint habe.“ 

Sein Freund Kuttner wirft umgekehrt: laut, aufdringlich, ohne Witz 
und Geift. 


Heilmann als Zeuge. 


Die politiiche age, in die Barmat die Sozialdemokratie gebracht hatte, 
mar jo furchtbar, daß ein Richter im Barmat⸗Prozeß fagte: Hier wird 
jeder Meineid geleiitet. 

Die deutſche diplomatifche Vertretung in Holland hatte ſ. Zt. über 
Barmat gefchtieben, daß er „in rüdjichtslofefter Weife jede ungünftige 
Außerung über die Art feines Erwerbes unterdrüde.” Als Barmat in 
Unterfuchungshaft faß, warnte er die Partei, der er jo viele Wohltaten 
erwiefen hatte vor der Abficht, ihn fallen zu laſſen. 

Die Frage hat nicht mehr zu lauten: welche Auffafjung hat Heilmann 
vom Eid, fondern: ift fein Wille erfennbar, unter Mißbrauch feiner geiltigen 
Überlegenheit den Unterfuchungs-Ausichuß gründlich hinter das Licht zu 
führen? 

Abgeordneter Dr. Deerberg: „Wir werben aud) bei Herrn Heil- 
mann die $orderung erheben müfjen, daß er hier al3 Beuge vernommen 
wird, um unter der ganzen Wucht der Verantwortung vor dem Ausſchuß 
und ſeinem Gewiſſen bezüglich deſſen zu ſtehen, was er hier ausſagt.“ 

Heilmann, unterſtützt von ſeinem Mitarbeiter Kuttner, hat ſeine zeugen⸗ 
eidliche Vernehmung ausdrücklich verlangt. 

Vorfitzender: „Ich muß Sie übrigens nochmals darauf aufmerkſam 
machen, daß natürlich der Ausſchuß beſchließen kann, daß das alles be⸗ 
eidigt wird.“ 

Zeuge Heilmann: „Herr Vorſitzender, ich wollte am Schluß meiner 
Vernehmung ſowieſo den Wunſch äußern, auf dieſe Ausſage vereidigt zu 
werden.“ 

Abgeordneter Kuttner: „Wir könnten dieſen Streit erheblich ab⸗ 
kürzen. Wir als die Partei, der Herr Heilmann angehört, ſind ſelbſtver⸗ 
ſtändlich damit einverſtanden, damit auch nicht der Schein erweckt wird, 
daß wir irgend etwas zu verheimlichen hätten, daß Herr Heilmann als 
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Zeuge mit der vollen Konfequenz der Zeugenausfage gehört wird. Ich 
darf bemerken, daß ich, indem ich Ihnen diefen unjeren Standpunft dar⸗ 
lege, gleichzeitig einen perfünlichen Wunfch meines Freundes Heilmann 
erfülle, der Wert darauf legt, in diefer Form gehört zu werden.“ 

Und als Heilmann jelbit, von feinem Genofjen Kutiner unterſtützt, 
feine Wahrheitäliebe beteuerte, hatte er bereit3 verjchwiegen, was den 
Unterſuchungs⸗Ausſchuß gerade interejfierte, nämlich, daß er am Tage 
nach der fiegreichen Wahl der Sozialdemokratie, im Dezember 1924, den 
Finanzminifter Dr. v. Richter, deſſen Partei (Volkspartei) unterlegen war, 
bejucht hatte, um mit ihm den Wahlausgang, vielleiht aud 
die Fragen der fommenden Kegierungsumbildung und 
dann den notwendigen Kredit in Höhe von 5 Millionen 
Mark an Barmat zu beſprechen. — — 

Heilmann ift am 3. Februar 1925, mithin wenige Wochen nach der 
Berhaftung feines Freundes Barmat, als Zeuge gehört worden, feine 
Erinnerung, unterftüßt durch dazmwifchenliegende Bejprechungen mit Bar- 
mat und deſſen nicht verhafteten Angeftellten, war ſomit noch tau-frifch. 

Und das ift nun alles, was er feinen parlamentariichen Richtern über 
die eigene Tätigkeit zugunften Barmats erzählt?): 

„Meine ganze Beteiligung an den Krediten des Herin Barmat bei der Staatsbank 
bejchränkt ji) darauf, daß ich Herrn Finanzminiſter Dr. von Richter gebeten habe, daß 
Herr Schroeder Herrn Julius Barmat möglichit bald nach feinem Amtsantritt empfange. 
Wie mir Herr Barmat alsbald berichtet Hatte, habe er bei dieſem Anlaß mit Heren Präfi- 
denten Schroeder über Die Höhe ſeinerKredite und über Die Dedung eingehend geſprochen. Ob 
das der Fall geweſen ift, weiß ich nicht. Daß diefer Empfang bei dem Präfidenten Schroeder 
irgendein öffentliches Intereſſe geſchädigt habe, muß ich mit aller Beftimmtheit verneinen.“ 

Das ift, wie nachzumeifen fein wird, eine nicht zu überbietende Meifter- 
leiftung in der Kunst, fich nicht feftzulegen, vielmehr alle Türen offen 
zu laſſen. Der Unterſuchungs⸗Ausſchuß aber war eingejeßt worden, das 
zu ermitteln, was Heilmann zu verjchweigen ſich bemüht hatte. (Und da- 
bei ift jchon rein äußerlich fennzeichnend, daß die hier im Wortlaut wieder- 
gegebene Ausſage über jeine Rolle als Kreditvermittler für Barmat 
im amtlichen Protofoll genau 11 Drudzeilen umfaßt in einer Rede zu 
Ehren Barmat3 und zur Vernichtung feiner Gegner, die genau 23 Drud- 
jpalten mit je 69 Drudzeilen de3 Protokoll bededt. 

Am Schluß dieſer Verteidigungsrede für Barmat und jic) ift er auf 
feine Kenntnis (oben fagte er: Beteiligung!) von den Barmat-Strediten 
eingegangen: 

„Ich habe von den Barmat-Krediten, von ihrer Höhe, von ihrer Dedung, von ihrer 
Hergabe, von ihrer Verlängerung oder Kündigung nicht das Geringite gewußt big zum 
Dezember 1924. (Zuruf) — In den Auffichtsräten ift meines Wiſſens niemals von den 
‚Krediten die Rede geweſen mit Ausnahme eines einzigen Falles. Es war einmal eine Sigung 
der Merkur-Banf, in det Barmat mitteilte, Die Staatsbank wünfche, daß der Kredit, den 

2) Parl. Unterſ.Ausſchuß am 3. Februar 1925 (6. Sitzung, Spalte 256); 
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er bei ihr habe, auf die einzelnen Geſellſchaften umgelegt werde, und dabei fam für bie 
Merkurbant ein Kredit von 1,3 Millionen in Frage. Ich habe dann an die Direktoren der 
Merkur-Bank die Frage gerichtet, ob der Kredit ordentlich gedeckt und in Ordnung ſei, und 
damit war dieſe Angelegenheit erledigt, das einzige, was ich bon diejen Krediten gehört habe." 
Sch mache auf die eingeſchaltete Einjchränfung aufmerkſam: „bis De- 
zember 1924“, denn das war ſeine politiſch⸗perſönliche — Achillesferſe. 
Die geiſtige Leiſtung Heilmanns als Zeuge vor dem Unterſuchungs⸗ 
Ausſchuß war ſo ſtark, daß ſein Spiel mit der Wahrheit und mit ſeinen 
parlamentariſchen „Richtern“ gar nicht mal unangenehm twirfte. Die 
Kommuniten erſtickten ſpäter jedesmal faſt nor Wut, wenn Heilmann anden 
Zeugentiſch trat, aber fie wagten Doch feinen Redner⸗Zweikampf mit ihm. 
Seine Ausſage⸗Taktik ſtützte ſich auf die Teilung der deut chen Geſchäfte 
Barmats in folgende 3 Abjchnitte: 
Reichslieferungen von 1919 bis 1920, 
Beteiligung an der reichgeigenen „Dema't) (1922) und, nach) deren 
Ausplinderung, 
Brandfchagung von % Dutzend ftaatlicher Geldinftitute um. rund 
39 Millionen Mark im Jahre 1924. 


Das ift num das geiftige und moraliihe Phänomen Heilmann: 
von den Gejchäften, die, außerordentlich ompliziert, im Jahre 1919 
abgewickelt worden waren, wußte er am Tage ſeiner Ausſage, am 
3. Februar 1925, alſo nach faſt 6 Jahren, alle noch fo entlegenften 
Einzelheiten, 
dagegen hatte er nad) 6 Wochen fchon die peinlichen Beichlüffe der Auf- 
ſichtsratsſitzung vom 23. Dezember 1924 vergefjen. 


Die Erklärung ift auch Hier einfach: die Gejchäfte Barmats bis 1923 
wurden nicht unterfucht, auch. dom Staatsanwalt nicht verfolgt, deshalb 
konnte Heilmann feine große Rednergabe nochmals in den Dienft Barmats 
ftellen, ihn wegen feiner — für das Reid) außerordentlich verluftreichen — — 
Reichslieferungen“ zur Höhe eines deutſchen Wohltäterd emporloben, 
beſſen Intereſſen zu vertreten die Sozialdemokratie ſich immer noch zur 
Ehre anrechnet. 

Sein Gedächtnis wandelte fich jedoch fofort, ald der Zeuge Heilmann 
über die Plünderungen ber öffentlichen Kafjen, Die nur wenige Monate zu⸗ 
rücklagen, ausſagen follte. Zür fie, ihre Urheber und Mitwiſſer, intereffierte 
fich der Staatsanwalt in Frimineller und der Unterſuchungs⸗Ausſchuß in 
politifcher Beziehung. Bon diefen Gefchäften Barmats mußte Heil- 
mann unter feinem Eide — nichts. 

Diefe Taktik war gewagt und gefährlich, denn Heilmann hätte damit 
rechnen müſſen, daß früher oder jpäter ihn belaftende Urkunden Doch 


1) „Deutſche Margarinewerte A.⸗G.“ 
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befannt werden könnten. Zweifellos hat er mit einer ſolchen Möglichkeit 
nicht gerechnet, oder er febte alle Karten auf feinen parlamentarijchen 
Einfluß in Preußen und im Juſtizminiſterium, Durch den er fich jeden 
Staatsanwalt hoffte vom Halje Halten zu können. 

Im Berlauf des Barmat-PBrozefjes find aber Briefe Barmats tiber 
Kreditbeichaffungen mit der Beitellung Heilmanns als Berater und Pro- 
tofolle über Auffichtsratsjigungen, in denen über Kredite verhandelt mor- 
den ift, befannt geworden, die die folgende eibliche Ausſage Heilmanns 
vor dem Unterſuchungs-Ausſchuß als unzutreffend erſcheinen laffen: 


„In den Auffihtsräten iſt m. W. von den Krediten Barmat3 
niedie Redegemwejen....Shhabenonihrer Höhe, Deckung, 
Hergabe, Verlängerung und Kündigung nicht das Geringite 
gewußt, bis zum Dezember 1924.” 


Es ift unmöglich gewejen, die Gründe zu ermitteln, die den Unter- 
ſuchungs⸗Ausſchuß veranlaßt haben, die Auffichtsrat3-Protofolle nicht ein- 
zujehen, um fofort die Zuverläffigfeit der Ausſage Heilmanns nachzuprüfen. 

Heilmann hat jedenfall — und das gilt e3 feitzuftellen — feine Teilnahme 
an Auffichtsratzfigungen nur allgemein zugegeben. Was hier befprochen 
und befchloffen worden ift und Heilmann befannt werden mußte, darauf 
wird an anderer Stelle eingegangen merden. 

Der Eid Heilmannz vor dem Unterſuchungs-Ausſchuß bleibt ſchon in 
- den Widerſprüchen der beiden Ausſagen angreifbar, die er kurz hinter- 
einander machte. Die erſte unvorjichtige, vom 29. Januar, taujchte er 
ſechs Tage jpäter, am 4. Februar, mit der bejjer itberlegten und taktiſch 
klügeren aus. Sie ſtehen hier beide nacheinander: 


29. Januar 1925: „Barmat ſprach eines Tages mit mir darüber, dag ein Wechſel 
in ber Generaldireftion der Staatzbanf ftattfinden würde... Er habe gerade jeht mit 
der Staatsbank größere Verträge in Verhandlung und möchte fich, ſobald wie möglich, 
dem: neuen Präjidenten vorſtellen. 

Ich ſprach in der Sitzung des Hauptausfchuffes am 31. März 1924, während der Mittagg- 
paufe, den Finanzminifter Richter daraufhin an und fagte ihm, ich hätte einen Freund 
Julius Barmat, der bei der Staat3banf größere Kredite Hätte und mir den 
Wunſch fibermittelt hätte, fich dem neuen Präfidenten Schroeder vorzuftellen. Ob Herr v. 
Richter fo gut fein wolle, gelegentlich bei der Einführung des neuen Präfidenten oder 
fpäter zu jagen, daß er Barmat empfangen möchte. Herr v. Richter fagte dies zu.” 

4. Februar 1925: „Sch wußte jeit dem Jahre 1923, daß Barmat in irgendwelchen 
Beziehungen zur Staatsbank ftand, wobei ic) nicht wußte, ob er Kreditnehmer 
oder Kreditgeber war. Einzelheiten über diefe Dinge habe ich nie mit ihm befprocdhen, 
bi3 zum 8. Dezember 1924. Es waren damals im Wahlfampf allerlei Enthällungen in 
der ‚Roten Fahne‘ erfchienen Über Barmat-Kredite, und ich habe Anlaß genommen, 
Herrn Barmat zu bitten, mir einmal Aufſchluß über Die Dinge zu geben. Er hat mir am 
8. Dezember eingehend dargeftellt, wie er die Dinge ſah. 

Es war im legten Jahre nahezu unmöglich, wenn man nicht einen ſehr ftarfen Drud 
anmwenbete, Barmat allein zu fprechen. ‚Sein Zimmer war immer überfüllt mit Kon- 
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ferenzen, mit Empfängen von irgendwelchen Konzernfirmen, jo daß e3 kaum noch möglich 
geweſen ift, mit ihm ein ruhiges und vertrautes Wort zu fprechen. Es hat deshalb eines 
gewilfen Drudes bedurft, ald ich am 7. Dezember aus dem Wahlkampf zurückkam, daß ich 
am 8. Dezember ihn überhaupt zu fprechen befam und er mir dann über die Beziehungen 
der Staat3banf!) die erfte eingehende Auskunft gab." 

Zu der Erweiterung feiner Ausſage bequemte fich Heilmann bei diejer 
Gelegenheit auch erft auf eindringliches Befragen durch den. Vorſitzenden 
des Unterfuchungs-Ausjchuffes. Und abermals verſchwieg er den kritiſchen 
Punkt in jenem politiſch parlamentarijchen Zeben, nämlich das zu er- 
wähnen, welches Intereſſe er an Barmats gutem oder fchlechtem Ruf Haben 
mußte, weshalb er fich unterrichten ließ und was er daraufhingetanhat. 

Er gab diefes fein Geheimnis auf Feine Trage feiner „Richter” preis 
und er ift doch von ihnen und von allen Seiten (mit Ausnahme der Mit- 
glieder der Sozialdemokraten und bes Zentrums) durch mehrere Stunden 
beitagt und beflopft worden. 

Ein Beifpiel: 

Abgeordneter Stolt: „Ih möchte von dem Heugen darüber Auskunft Haben, 
aus welchen Motiven heraus er feinerzeit an Den preußifchen Herrn Finanzminifter das 
Schreiben gerichtet hat, Barmat bei dem Herrn Staatsbankpräſidenten Schroeder zu 
empfehlen, — aljo die Motive dieſer Handlung.“ 

Beuge Heilmann: „Ich habe, glaube ich, alles, was ic) darüber jagen fonnte, ſchon 
gejagt. Barmat fagte mir eine? Tages, er habe umfangreiche Gejchäftsverbindungen mit 
der Staatsbank; zur Staatsbank käme ein neuer Präfident, Staatsſekretär Schroeber, 
er möchte fich diefem neuen Präfidenter porftellen. Rückſchauend Tann ich wohl fagen, 
daß das eigentlich ſehr angenehm ift; denn mir fcheint daraus ein gewiſſer Wunſch des 
Herrn Barmat heroorzugehen, über die Referenten hinweg mit dem Präjidenten Der 
Staatsbank ſelbſi zu fprechen und den Präſidenten ſelbſt über die Geſchäfte ins BD zu 
fegen, die ex mit der Staatsbank geführt habe." 


Bis zur 19. Sigung hat Heilmann „Dicht gehalten und niemand hätte 
feine, befonders von dem getreuen Gehilfen Kuttner unterftrichene, 
Lauterkeit und Wahrheitsliebe bezweifeln Dürfen, wenn nicht Der ge- 
weſene Sinanzminifter Erzellenz Dr. bon Richter über feine verfrau- 
liche Unterhaltung mit Heilmann vom 8. Dezember ausgejagt hätte. 

Bon diefer Unterhaltung mußten nur die Abgeorbneten KRuttner, Dr. 
Waentig und der politifch ehrgeizige Zentrumsmann Dr. Schwering- 
Köln; diefe Hatte Heilmann gebeten, ihn nicht danach zu fragen?): 

Abg. Deerberg (Dn.): „Herr Heilmann, welches Motiv hatten ie, nur einzelnen 
Herren des Ausſchuſſes Mitteilung zu machen bon diefem Geſpräch am 8. Dezember?” 

BeugeHeilmann: „Das Motiv liegt jo ſehr auf der Hand, daß ich Die Frage beinahe 
nicht beantworten möchte. Ich wollte im Ausſchuß öffentlich nicht darüber fprechen, weil 


1) Heilmann formulierte nicht: Barmat gab mir Auskunft über feine Beziehungen 
zur Staatsbank, jondern umgekehrt: „Über die Beziehungen der Staatsban d.h. zu 
Barmat als — Kreditgeber. Das ſprach er nicht aus, um nicht feftgelegt zu werden, 
er deutete es nur an. 

2) Parl. Unterſ.⸗Ausſchuß am 9. März 1925 (19. Sitzung, Sp. 1101). 
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das Geſpräch zwiſchen ung zunächſt für vertraulich erklärt war, und weil ich es Lieber fah, daß 
Herr von Richter ſeinerſeits über Dies Geſpräch berichtete, jtatt daß ich darüber berichtete. 
Auf der andern Seite wollte ich mich gegen den Vorwurf ſchützen, du haft da irgendein 
Pudendumt), über dag du mit einer gejchieten Wendung in der Ausfage hinweg geglitten 
bift, um die Öffentlichkeit darüber hinweg zu täujchen. Ich habe auch noch in einem andern 
Gremium von diefer Unterredung Mitteilung gemacht, dem Prüfungsausſchuß der Sozial- 
demofratifchen Bartei. Auch dort konnte ic) mich nicht dem Vorwurf ausjegen, daß ich 
Parteigenoſſen gegenüber etwas verſchwiegen habe. Infolgedeſſen habe ich dort ganz richtig 
gejagt, ich habe zweimal mit dem Finanzminifter gejprochen, einmal am 31. März im 
Hauptausſchuß, und einmal bin ich am 8. Dezember perjönlich in feinem Dienſtzimmer 
geweſen, und daran hat fich ein Telephongeipräc am 13. Dezember genüpft." 

Dr. Deerberg (Dn.): „Dem Vorfigenden haben Sie feine Mitteilung gemacht?" 

Beuge Heilmann: ‚Nein, die Gründe jcheinen mir naheliegend. Wenn ich dem 
Vorſitzenden Mitteilung gemacht hätte, wäre e3 feine Pflicht als Vorfigender geweſen, 
das jofort dem Ausſchuß zu übermitteln.” 

Borjigender: „Nachdem der Ausſchuß — gegen meinen Willen — beſchloſſen hatte, 
Sie als Zeugen zu vernehmen, habe ich Sie gleich darauf aufmerffam gemacht, daß Sie 
die Beugenausfage eventuell zu beeidigen haben werden, und es ftand mın Ihre ganze 
Ausfage unter der Eidesformel, nicht? zu verſchweigen und nicht3 hinzuzufegen. Wir haben 
e3 leider vielfach, gehabt, daß Zeugen Dinge haben ausfagen müſſen, die ihnen wenig er- 
freulich waren, oder die an ſich die Vertraulichkeit erforderten, und wo die Zeugen doch 
haben ausſagen müſſen. Ich hätte es Doch wohl richtig gefunden, wenn Sie das damals 
gejagt hätten." 

Beuge Heilmann: „Ich möchte dazu nur bemerken, daß e3 für mich feine Schwierig. 
feiten gehabt hätte, an irgendein Mitglied des Ausichuffes die Bitte zu richten, mich zu 
fragen: „Du haft gejagt, bis Dezember mar da3 das einzige Geſpräch; Hatteft Du im 
Dezember noch Gefpräche?" dann märe ich felbftverftändlich fofort geziwungen geweſen, 
über diefe3 Gefpräch zu berichten. Aber ich habe Die Herren, denen ich Mitteilung gemacht 
habe, allerdings gebeten, mich nicht zu fragen und mich nicht in diefe Lage zu verjegen. 
Ich hätte es ja jehr einfach gehabt und mir die Frage gemiljermaßen bejtellen können. 

(Buruf aus dem Ausfhup: Wie üblich! — Unruhe und Heiterkeit. — Vor— 
ſitzender: Aber Herr Abgeordneter, ich möchte doch dringend bitten!) 
Ich hätte ja bitten können, mich zu fragen, ob ich nicht nochmal3 im Dezember beim Herrn 
Finanzminiſter war. Ich wollte die Vertraulichkeit wahren, aber ich wollte auf der andern 
Seite durchaus den Anschein vermeiden, als ob ich Grund hätte, die Sache zu verſchweigen.“ 


Der Lefer muß ich leider felbft ein Urteil über die Gejinnung eines 
Mannes bilden, der jeit bald 10 Jahren gemeinsam mit dem Gtant3- 
jefretär Dr. Weismann die Gefchichte Preußens beeinflußt, man jagt 
fogar: beherrfcht, denn jede zutreffende Kritif an Heilmann Tann nad) 
der Notverordnung vom 8. Dezember 1931 beitraft werden. Was Tann 
Heilmann, der bei zeugeneidlichen Ausfagen, „geſchickte Wendungen, um 
die Öffentlichkeit zu täufchen” als möglich, anjcheinend als zuläffig anjieht, 
was mag Heilmann, aus nur ihm befannten Gründen und Hemmungen 
nicht gejagt haben, wofür die Öffentlichkeit ſich aber intereffierte? 

Es gibt übrigens noch eine anderslautende Erklärung Heilmanns über 
feine Beziehungen zu Barmat — die vierte. Sie ijt am 2. Dezember 
1924 im „Vorwärts“ von Heilmann veröffentlicht worden und lautete: 

1) Bloße. 
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„Bon einer Wahlreife zurückgekehrt, finde ich Die blöbfinnigen Angriffe der ‚Roten Fahne, 
auf den Barmat-Konzern und meine Beziehungen zu ihm. Ob und wo der jogenannte 
Barmat-Konzern oder irgendwelche Barmat-Unternehmungen Kredit haben, weiß ich nicht. 
Sch habe mich jedenfall? um Kredite nie gefümmert und habe niemals über Kredite 
für Barmat mit irgend jemand verhandelt, am wenigſten mit der Preußi- 
fhen Staatsbank, deren ſämtliche Präfidenten und Direftoren mir unbefannt find 
und von denen ic) mir lediglich habe erzählen laſſen, daß fie deutſchnationale Beamte des 
alten Regimes ſeien.“ 

Dann fuhr Heilmann fort: „Übrigens gedenke ich meine Tätigkeit als 
Aufſichtsrat im Barmat⸗Konzern noch recht lange auszuüben.” 

Die politifche und kriminelle Bedeutung, die der kritiſche Monat Dezember 
1924 für die Beurteilung Heilmanns hat, wird beſonders unterjucht werben. 

Heilmann hat fie) als Zeuge feine Geheimnifje Schritt für Schritt 
abtingen laffen und es wird nachzuweiſen fein, daß der Gedanke des 
Abgeordneten Dr. Deerberg doch auf unfruchtbaren Boden gefallen 
ift: „unter der ganzen Wucht der Verantwortung vor dem Ausſchuß und 
feinem Gewiſſen bezüglich defjen zu ftehen, was er hier unter jeinem 
Eid ausgefagt hat.“ 

Heilmann hatte am 2. Dezember 1924 bei der Veröffentlichung feiner 
wahrheitswidrigen Erklärung im „Vorwärts“ nicht damit gerechnet, daß 
feine Mitteilung an die Arbeiter jo — kurze Beine Haben würde. Er 
hatte doch folgenden Brief an den Finanzminifter von Richter gefchrieben 
und davon bei feiner erften zeugeneidlichen Ausfage am 28. Janıar 
auch noch nicht3 gejagt (f. oben): 


Mitglied des 
Preußiichen Landtags Berlin, den 31. März 1924. 
Sehr verehrter Herr Minifter! 

ch wäre Ihnen dankbar, wenn Sie meinen Freund Julius Bar- 
mat, einen Großkaufmann, der bisher mit der Preußifchen Staats— 
bank in engen und umfangreichen Beziehungen geftanden hat, auch 
dem neuen Präfidenten der Staatsbanf zu mohlmollender Berüd- 
ſichtigung empfehlen mwollten. 


. Sn vorzüglicher Hochachtung 
Ihr ganz ergebener 
gez. Heilmann 


Der Mann, den Heilmann hier als feinen „Freund und Großkaufmann“ 
an die von ihm politifch mitbeherrfehte Staatsbanf heranbrachte, betrieb 
mit den bis dahin ſchon erhaltenen 6,9 Millionen Goldmark fErupellofe 
Geldgeſchäfte und brutalften Zinswucher an alteingefefjenen deutſchen 
Firmen, nämlic) das, was in der Zunft „Krawatten machen” heißt. 
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Was darf ein ſozialdemokratiſcher Parteiführer fich leiften, 
bis er für die Allgemeinheit unerträglich wird? 


| Heilmann — Kuttner — Schiff. 


Szene aus dem Unterſuchungs-Ausſchuß. 

Zeuge Heilmann: Entjinnft du dich, daß ich im Dezember 1924 überhaupt nicht 
in Berlin war? 

Zeuge Barmat: „Sch habe foeben gefagt, daß ich Herrn Heilmann in ber lebten 
Beit viel weniger gejehen habe.“ 

Das ging alfo jelbft einem Barmat über die Hutſchnur; er wich der 
bemußten Lüge aus. 

Diefe Komödie fpielte Heilmann in der Privatwohnung Barmats, 
denn der Unterſuchungs⸗Ausſchuß hatte den großen Abenteurer nicht vor 
fich in das Parlamentsgebäude geladen, jondern einige Mitglieder abge- 
ordnet, die Barmat in der Kurfürftendamm-Wohnung auffuchen mußten! 

Die Sozialdemokratie hat diefe Vernehmung Barmats als bejonbers 
bedeutungsvoll angejehen, denn während die ſonſtige Preſſe ausgeſchloſſen 
wurde, durfte der Vertreter des „Vorwärts“ zuhören und zwar auf 
Anordnung Herſchel Barmatz, gegen den Einſpruch des Vorjigenden ber 
parlamentariſchen Körperſchaft. 

Vielleicht hatte Barmat das zur Bedingung gemacht und damit das 
Zentralorgan der deutſchen Sozialdemokratie als — Barmat⸗Organ vor 
der Offentlichkeit noch mehr kompromittieren wollen. 

Heilmann, um auf ihn wieder zurückzukommen, wußte ſelbſtverſtändlich, 
daß ſeine Frage an ſeinen Duzfreund Barmat die Wahrheit entſtellte; 
denn ſeine Anweſenheit in Berlin und intenſivſte Tätigkeit für Barmat 
gerade im Dezember konnte doch wirklich nicht mehr aus der Welt geredet 
werden. Die Frage an Barmat kann alſo nur als Ausbruch des Spottes 
und des Hohnes über die — Geiſtigkeit ſeiner „Richter“ geweſen ſein. 

In dieſem Zuſammenhang ſoll noch ein Blick in Heilmanns Pſyche als 
Zeuge zugunſten Barmats geworfen werden?): 

Dr. Kaufhold (Dn.): Ih glaube, mich ziemlich poſitiv zu erinnern, daß Sie 
damals gejagt haben, diefer Brief vom 31. März fei das einzige, was ©ie in der Sache 
Barmat beim Finanzminifter getan haben. 

Zeuge Heilmann: Herr Kollege, da täuſcht Sie Ihre Erinnerung. Ich habe jehr 
forgfältig formuliert — mir mar dieſes Geſpräch vom Dezember vollfommen 
in Erinnerung —, forgfältig formuliert gejagt: Es mar bis Dezember 1924 das einzige, 
1008 ich in der Sache der Barmatktedite mit dem Herrn Finanzminifter von Richter 
gefprochen habe. Ich glaube, es muß im Stenogramm richtig fo ftehen. Sc habe e3 nicht 
por mir, aber es muß richtig dort ftehen. 

Abg. Dr. Kaufhold (Dr): Soviel ich mic, erinnere, Haben Gie von dieſem Geſpräch 
auch in der Preſſe ſchon früher Mitteilung gemacht. 

Zeuge Heilmann: Herr Kollege, wenn ich darauf antworten darf: es hat ſich der 


1) Parl. Unterſ.⸗Ausſchuß am 9. März 1925 (19. Sitzung, Sp. 1101/1102). 
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Hergang folgendermaßen abgefpielt. Ich habe bereits gejagt: ich habe am 13. Dezember 
bon diefem Geſpräch Mitteilung gemacht dem beteiligten Minifterialdireftor Kautz und 
Herrn Barmat. Am 31. Dezember, am Tage der Verhaftung der Gebrüder Barmat, 
war Herr Kollege Schiff und Herr Kollege Kuttner bei mir, um mit mir über die Sade 
au jprechen: was liegt denn vor? Weißt Du nichts darüber? Ich habe gejagt: Ich bin wie 
dor den Kopf gefchlagen. Am 13. Dezember hat mir der Herr Finanzminiſter noch das 
und das geſagt uſw. Davon hat dann wohl der Kollege Schiff eine Andeutung in den 
„Vorwärts“ gebracht. Die Staatsbank hat das dann dementiert, und ich habe ihn dann 
gebeten, nicht weiter darauf einzugehen. Ich möchte ni cht, daß von mir aus der 
Inhalt eines vertraulichen Geſprächs in die Offentlichkeit käme. Ich 
habe dann auch von dem Inhalt dieſes Geſprächs mit dem Herrn Finanzminiſter von 
Richter, wie ich vorher in meiner Ausſage bemerkt habe, dem Herrn Abg. Kuttner, 
dem Herrn Abg. Waentig und dem Herrn Abg. Schwering privatim Mitteilung 
gemacht, alle drei Herren aber gebeten, keine Fragen zu ſtellen, die mich zwingen 
würden, auf dieſes Geſpräch einzugehen.“ 

Welche Satire auf das parlamentariſche „Gericht“: Richter und Zeuge 
ſtecken unter einer Decke; dieſer beſtellt ſich Fragen und beſiellt Fragen ab. 
Und wer will den Zynismus Heilmanns ermeſſen, mit dem er eine ihm allein 
peinliche Epiſode nicht erwähnt haben will aus Rückſicht ausgerechnet auf den 
Finanzminiſter Exzellenz v. Richter, als ſei der auch in Händen Barmats? 

Welche Aufmerkſamkeit gegenüber Barmat, kaum iſt er hinter Schloß 
und Riegel, und ſchon ſitzen ſeine Parteigenoſſen Heilmann, Kuttner 
und Schiff beiſammen und aus dieſer Beſprechung entſteht ein Neujahrs⸗ 
„Vorwärts“-Artikel zugunſten Barmats. 

Heilmanns Verſuche, mit Barmat auch ſich und ſeine Partei aus der 
Schlinge zu ziehen, ſind damals in der bürgerlichen und namentlich kom⸗ 
muniſtiſchen Preſſe mit den ſchimpflichſten Worten belegt worden. Der 
von der Preſſe immer wieder der Lüge und des Meineids bezichtigte 
führende Parlamentarier Preußens hat ſich alles gefallen laſſen und 
nur einmal hochmütig⸗ſelbſtbewußt erklärt: „Die Korruption wird im 
fommenden Wahlfampf feine Rolle mehr fpielen.” 

Heilmann hatte am 29. Januar 1925 einen Teil der Wahrheit preisge- 
geben, ihn in feinen jpäteren Ausſagen aber wieder verjchleiert. Dafür, 
daß Barmat ihn aber doch unterrichtet und verantwortlich gemacht hat, 
jpricht, Daß Heilmann ihn wegen der eigenen und der Ungelegenheiten, indie 
die ſtärkſte Regierungspartei geraten mar, nicht nur nicht zürnte, fondern 
Daß er noch dankbar für Barmats Zuneigungausdem Gefängnisherausblieb. 

Zuſammenfaſſend und zur Abrundung des Bildes ift zu jagen: 

Heilmann richtete feine Ausjage al® Zeuge vor dem Unterfuchungs- 
Ausſchuß nach diefen Geſichtspunkten ein: 

wie kann ich Barmat helfen, 
wie kann ich die Partei deden, 
mie läßt fich Darliber hinaus noch der Spieß umdrehen? 
War die politifche Rettung der Partei, die nur Heilmann fertigbringen 
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fonnte, wert, daß er fich durch feine Zeugenausjage der Gefahr einer 
firafrechtlichen Verfolgung ausjegte, d. h., Daß er in den Verdacht geriet, 
meineidig zu fein? 

Im Barmat⸗Prozeß, in deſſen Verhandlung ein Richter, wie ſchon 
oben zitiert, fich zu der Bemerkung Hinreißen ließ: „hier wird jeder Meineid 
geleijtet“, ift auch Heilmann als Zeuge gehört worden. 

Was mag hinter den Kuliſſen vor fich gegangen fein, wenn im Gegen- 
faß zu den perjönlich und amtlich hochſtehenden Belaſtungszeugen (Dr. 
Zuther, Staatsſekretär Dr. Sautter, Staatsbankpräfident Dr. Schrö- 
der und zahlteichen ähnlichen Perjönlichkeiten) nur einem einzigen Zeugen 
eine befondere gerichtliche Beurteilung in das gedrudte Urteil ge- 
fchrieben wurde — Heilmann? 

Bon ihm allein heißt e8: „der perfönlich nichtinterejfierte Zeuge 
Heilmann!" 

Vielleicht follte das eine minifteriell, zumindeft gerichtlich geplante Ber- 
ficherung Heilmanns gegenüber jpäteren Angriffen fein. 

Der frühere Minifterpräfident Baul Hirfc hat durchzufegen 
ſich bemüht, daß fein Name nicht im Sklarek-Prozeß genannt mird: 
politisch inftruierte Juſtiz! 


Heilmann alE „Todesengel’ Barmats und 
Konzerngründer?). 


Heilmann hat ſich bemüht, bei feinen „Richtern" den Eindrud des nur 
gelegentlichen Bufammentreffens mit Barmat im Fritifchen Sahre 1924 
zu erwecken. 

„.... Im Laufe der Beit hatte Barmat hier ein großes Büro aufgemacht, in dem 
eine größere Anzahl Syndici und juriftifch gebildete Angeftellte tätig waren, und die kannten 
naturlich all die Dinge ſehr viel genauer, als ich fie von einem freundfchaftlichen Verkehr 
mal Abends kennen konnte. Infolgedefjen ſchied dieſe Tätigkeit in den ſpäteren Jahren 
vollſtändig aus." 

Das ſagte ſich nämlich auch Heilmann: wenn der äußere Lauf der 
Beziehungen nachweisbar wird, dann müſſen ſich die Schlüſſe auf den 
Inhalt der Beziehungen bei der vieljährigen gegenſeitigen Buneigung 
zwangsläufig von ſelbſt ergeben. In der nachfolgend miedergegebenen 
Beugenvernehmung wurde dem anmejenden Heilmanr: fogar ins Geſicht ge- 
ſchleudert, was Damals allgemein angenommen wurde :Er ſelbſt ſei der Urhe⸗ 
ber der ungeheuren Betrügereien Barmats an der Allgemeinheit geweſen! 

Es fiel auf, daß weder er, noch ſein Schildhalter Kuttner, die folgende 
Ausſage des vereidigten Zeugen Tannenzapf angezweifelt, beſtritten 
oder gar widerlegt Haben.?) 

1) Die in diefem Abſchnitt wörtlich wiedergegebene Szene ift pol it iſch ebenso aufſchluß⸗ 
reich, wie kriminell beweiskräftig. Deshalb war die wortgetreue Einſchaltung geboten. 

2) Parl. Unterſ.⸗Ausſchuß am 16. Juni 1925 (35. Sitzung, Sp. 2059 ff.). 
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Abg. Kuttner (Sd.): Dann fagten Sie — ic) muß das erwähnen, weil Sie felber 

darauf gekommen find —, Sie jeien fein perjönlicher Feind von Barmat. 
(Zeuge Tannenzapf: Abfolut nicht!) 
Haben Sie feine perfönlichen Differenzen mit ihm gehabt? 

Zeuge Tannenzapf: Niemals! Als ich aus Amfterdam am 15. November zurück⸗ 
gekommen bin — deſſen wird ſich ſogar der Portier erinnern können — habe ich mich 
‚ jeden Morgen und Abend bemüht, an Barmat heranzulommen, habe bis 10, 1,11 Uhr 
in den Büroräumen gefefjen oder vor deſſen Tür gewartet. Es war. aber nicht möglich, 
an ihn heranzukommen, weil entweder Herr Abg. Heilmann oder Herr Bolizeipräfident 
Richter bis jpät in die Nacht hinein bei ihm geſeſſen haben. Der Portier jagte mir am 
Abend immer: kommen Sie morgen — und am Morgen: kommen Sie am Abend. So 
find 6 Wochen bis zum 31. Dezember vergangen, und ich habe jo Herrn Barmat nicht 
einmal wiedergeſehen oder gejprochen. 

Um Herrn Abg. Kuttner noch erfchöpfend zu befriedigen, will ich Hinzufügen, daß 
ſelbſt die Angeftellten wie Herr Burger, die dad Geſchäftsgebaren jahen, das in Amfter- 
dam jebem bor Augen trat, Julius Barmat nur mehr oder weniger Gute3 nadhfagen. 
Aber fonderbarerweife wurde dort oft ein Herr aus dem Landtag genannt, der von den 
Angeftellten immer als „Todesengel Barmat3" bezeichnet wurde. 

Abg. Kuttner (Sd.): Wer ift denn das? 

Zeuge Tannenzapf: Der Herr Abg. Heilmann! Herr Abg. Heilmann iſt von 
fämtlichen Ungeftellten als Todezengel Julius Barmats bezeichnet worden. 

(Heiterfeit.) 
So haben fie ihn alle genannt. 

Abg. Kuttner (Sd.): Was joll das bedeuten? 

Beuge Zannenzapf: Daß der Anftoß zu allen Geſchäften, die bier gemacht worden 
find, nicht von Julius Barmat ausgegangen ift — er hat vielleicht ſelbſt nicht an ſolche 
Konzernbildung gedacht —, fondern der Anftoß zu diefen Geſchäften — ich will da3 bon 
mir aus nicht behaupten — foll angeblich von Herrn Heilmann ausgegangen fein, und 
bei ihm muß ſich Herr Barmat dafür bedanken, daß er 5 Monate brummen mußte. 

Abg. Kuttner (Sd.): Darliber, ob und inwiefern der Anftoß zu diefen Gefchäften, 
Übernahme von Berlin-Burg ufw., bon Herrn Heilmann ausgegangen ift, beantrage 
ih Heren Heilmann zu vernehmen. 

Vorjigender: Herr Heilmann hat das alles ſchon ausgeſagt. 

Ag. Kuttner (Sd.): Vielleicht kann ich Ihnen entgegenhalten, Herr Beuge, daß 
Herr Heilmann unter feinem Eide außgefagt hat, daß er von diefen Sachen, als fie 
entriert wurden, fo gut tie gar nicht? gewußt hat. 

Beuge Tannenzapf: Womit wollen Sie, Herr Abg. Kuttner, e3 denn erklären, 
daß ſich Herr Heilmann buchftäblich vom Mittag bis in die Nacht in der Mercur-Bant 
aufhielt und mit Heren Lange-Hegermann oder Barmats Konferenzen abhielt? 
Ewig war dad Schild draußen: Eintritt verboten wegen Konferenz. Wenn ich zu Herrn 
Barmat herauffommen und ihn fprechen wollte, fagte mir der Portier: nicht zu machen, 
Herr Heilmann ift drin. Herr Heilmann mar ja der Gott, den Fein Menfch in feinen 
Amtshandlungen ftören Durfte. 

Vorſitzender: Wir wifjen ja nicht, was die Herren beiprochen haben; fie Fönnen ja 
aud Zigaretten geraucht haben. 

Zeuge Tannenzapf: Wenn e3 aber Donate lang jeden Nachmittag und Abend 
geſchieht, jo Fällt e3 jehließlich jedem Menfchen auf — wenn entweder Richter oder Heil- 
mann daſitzen. i 
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Abg. Kuttner (Sd.): Das kann ic) Ihnen erflären: ich weiß, daß zwiſchen Herrn 
Heilmann und Herrn Barmat eine enge Freundſchaft beftanden hat. 

Beuge Tannenzapf: Das will ich zugeben. ’ 

Vorfibender: Wenn ich Sie recht verjtanden habe — weil das mit den früheren 
Ausſagen zum Teil nicht übereinjtimmt —: diefe abendlichen Konferenzen find in den 
Räumen der Mereur-Banf gemwejen, nicht im Briftol. 

Zeuge Tannenzapf: Da bin ich niemals geweſen; ſoviel Geld Habe ich nicht, um 
ins Briftol gehen zu können. 

Borfigender: Sie hätten ſich doch trogdem bei Herrn Barmat melden fünnen. 

Beuge Tannenzapf: Habe ich auch getan, aber ohne Ergebnis, 

Abg. Dr. Pinkerneil (DVp.): Dann haben Sie weiter gejagt, daß von Amfterdam 
aus Zelephongefprähe auf Ihrem Zimmer geweſen find. 

Zeuge Tannenzapf: Jawohl, dreimal mit Heren Lange-Hegermann und Henri 
Barmat. 

Abg. Dr. Pinkerneil (DVp.): Darauf will ich kommen. Die Telephongefprädhe mit 
Herrn Lange-Hegermann, die Ihnen Bedenken gegeben haben? 

Zeuge Tannenzapf: Jawohl. Sie waren in fehr ſcharfer Form mit Herrn Lange⸗ 
Hegermann geführt worden. 

Abg. Dr. Pinkerneil (DBp.): Welcher Art find die Verhandlungen gemwejen? 

Beuge Tannenzapf: Ungefähr in dem Sinne, wie der Bericht in der Börfenzeitung 
am 5. over 6. Februar (1925) abgedruckt ift. 

Abg. Dr. Pinkerneil (DBp.): Nehmen Sie an, daß ich ihn nicht gelefen Habe. Welcher 
Art waren die Verhandlungen mit Herrn Lange-Hegermann? 

Zeuge Tannenzapf: Ich möchte zufammenfaffen, was in bem Bericht jtand. Es 
hieß da, daß die einzelnen Banken, aljo die Seehandlung, die Girozentrale uſw. nichts 
mehr mit der Amerima zu tun Haben wollen, fondern lediglich noch mit den Konzern⸗ 
banken; da die Kredite bis zu dieſer kataſtrophalen Zeit im Oftober 1924, aljo einer Zeit, 
wo die Prolongation der Kredite ftattfinden follte, auf den Namen Amexima lauteten, 
die Seehandfung und die Girozentrale mit ihr, Amerima, aber nicht? zu tun haben wollten, 
follte man die einzelnen Banfen belaften: Gelbftverftändlich tragen die Mitglieder des 
Vorstandes gegenüber dem Geſetz und der Behörde die Verantwortung für bie Bank, 
nicht die Auffichtsräte und nicht die Aftienpafetinhaber, fondern nur die Vorftandamit- 
glieder. Da hat Herr Lange-Hegermann ala Aufſichtsratsvorſitzender ber Mereut- 
Bank durch Roftin an Barmat mitteilen laſſen, daß er unmöglich die Direktoren ind 
Gefängnis bringen laffen kann, wenn auf fie ein Drud dahin ausgeübt werden follte, 
daß fie ihre Zuftimmung geben, die Schulden der Amerima auf die Banken abzumälzen. 
Genau fo lautete diefer Bericht, den Herr Kange-Hegermann mit dem fogenannten 
Herrn Roftin führte, und den dann Herr Roftin in meinem Bimmer auf der Schreib- 
maschine einem Fräulein diktiert hat in meiner Anweſenheit; ich habe jpäter diefen Bericht, 
als der ganze Skandal bereit öffentlich mar, in ber „Börfenzeitung“ abdrucken laſſen. 

Abg. Dr. Pinkerneil (DVp.): Wer hat die Telephongeipräche geführt? 

Zeuge Tannenzapf: Julius Barmat mit Herrn Lange-Hegermann. &3 ging 
ſo kraß zu, daß, wenn der Draht nicht dazwiſchen geweſen wäre, ficher alles in Tätlich⸗ 
feiten ausgeartet haben würde. Am 30. oder 31. Dftober 1924 war das." 


Das Schweigen wird laute Anklage! Heilmann und Kutiner haben 
gejchtviegen, jo daß die tägliche Anweſenheit des „Todesengels" Barmats 
in der Zentrale des Frachenden Konzerns während der Zeit des Zu- 
jammenftürzens als erwieſen angejehen werden Tann. 
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Es bleibt nur noch nachzuprüfen, ob Heilmann feinen Eopflos gewor⸗ 
denen Freund zu einer täglich vielftimdigen Plauderei befucht hat, oder 
zu geſchäftlichen Konferenzen über alte Kredite, faule Wechjel und neue 
— Millionenfredite bei öffentlichen Kajfen. 

Unbegreiflich ift — und man möchte an die Krähe, die der anderen 
die Augen nicht aushadt, denfen —, daß der Unterfuchungs-Ausfchuß 
es auch hier unterlaſſen hat, in Heilmanns von vornherein unglaubmwürdige 
Ausjage die entjcheidende Brefche zu fchlagen zur Beantwortung der Frage: 
Mußte er wiſſen, daß die 5 Millionen Mark ſchon bei der Hergabe 
verloren waren? 

Dieje tage hätte nach der Vernehmung des Zeugen Tannenzapf 
geftellt und beantwortet werden müffen. 


Heilmann und der Staat3anwalt. 
Szene im Parlamentarifchen Unterſuchungs-Ausſchuß!): 


„Abg. Dr. Kaufhold (Dn.): Ich möchte zu einer andern Sache fommen. Herr Dr. 
Kußmann hat, ehe die Vernehmung des Herrn Dr. Wet begann, erklärt, daß die big- 
herigen Verhandlungen des Unterfuchungs-Ausichuffes die ganzen Beziehungen Des 
Herrn Heilmann zu Barmat nod nicht aufgededt hätten, und daß er in der Lage 
wäre, eine ganze Menge weiterer Beziehungen, die una bisher noch nicht bekannt find, 
mitzuteilen. Ich möchte ihn nun bitten, ohne daß er felbftverftändlich auf den materiellen 
Inhalt Des Strafverfahrens eingeht, ung einige diefer Beziehungen bier zu nennen. 

Zeuge Dr. Kußmann: Wie foll ich das wohl machen? — Selbſt wenn ich eine An- 
deutung machen wollte — ich mar eben dabei, die Kategorie der Beziehungen zu formu- 
tieren, in die man fo etwas Hineinbringen kann, freundfchaftlich oder wirtſchaftlich, — 
aber jelbft wenn ich nur inſoweit eine beftimmte Ausfage machen würde, würde fofort 
ganz klar fein, was ich meine, und ich müßte dann unmittelbar materielle Auskunft aus 
dem Strafverfahren geben. 

Abg. Dr. Kaufhold (Di): Meines Wiſſens ift doc, gegen Herrn Abg. Heilmann nod) 
feine Vorunterſuchung oder fein Strafverfahren eingeleitet. 

geuge Dr. Kußmann: Bis jest nicht. 

(Heiterfeit.)" 


Der rechtzeitig abgehalfterte Staatsanwalt kannte die Akten und aus 
ihnen die Rolle, die Heilmann im Jahre 1924 al Freund und Berater, 
als Mitwiſſer und Mitſchuldiger Barmats bis zu deffen Verhaftung am 
31. Dezember 1924 gefpielt hat; er kannte die Kaſſenbücher, in die Barmat 
alle „Wohltaten” Hineingefchrieben hatte. 

Die Staatsanwälte hätten die Anklage auch gegen Heilmann zuftande 
gebracht und diefe Abjicht hat ihnen den Zorn der „parlamentarifchen 
Kanaille“ und den dienftlichen Genickbruch eingetragen. 


Dr. Kußmann: „Wenn hier etwa davon ausgegangen werben follte, als wenn durch 
die bisherigen Ausfhußverhandlungen die Beziehungen zwiſchen Herten Heilmann und 


*) Parl. Unterſ.Ausſchuß am 21. September 1925 (45. Sitzung Sp. 2682). 
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Barmat geklärt feien, jo kann id) aus meiner Kenntnis der Akten, ohne in das Materiefle 
einzubringen, fagen: da3 ift nicht der Fall.“ 

Diefe Behauptung machte der beite Sachkenner der Alten in Gegenwart 
de3 Abgeordneten Heilmann in der 45. Sitzung des Unterfuchungs-Aus- 
ichuffes, alfo kurz vor deffen Ende. Heilmann hat gegen die Behauptung, 
daß er unter feinem Eid wichtige, vielleicht die wichtigiten Dinge 
verſchwiegen hat, weder fofort noch jpäter Einfpruch erhoben. 

Die Eidesformel fieht vor: „Nichts hinzu jegen und nichts verfchweigen.” 


War Heilmann Einfluß in Preußen jo groß, daß er dem Staatsanwalt 
das Strafgeſetzbuch aus der Hand fchlagen Tonnte? 

Dieje Frage ift ebenfo intereffant, wie die Antwort ſtaatspolitiſch auf- 
ſchlußreich ift: 

Es ift vom Juſtizminiſterium zugegeben worden und font urkundlich 
feftgeftellt, daß die vom „Vorwärts“ und feinen geiftigen Vertretern im 
Parlament verfolgten Staatsanwälte gegen den ausdrüdlichen Wil- 
len aller ihrer Vorgeſetzten aus der Unterſuchung gegen Barmat 
entfernt worden find, ohne daß das beitimmende Juftizminifterium die 
Akten geprüft hatte. Das höchſte preußifche Difziplinargericht, der Große 
Diizipfinarfenat de Kammergerichts, hat in feinem rechtskräftig gemor- 
denen Urteil dahin erkannt, daß die Staatsanwälte fchlechthin „ohne jede 
Begründung” aus der Unterfuchung entfernt worden jeien. Das Organ 
der Staatsregierung hatte das Verdienſt, fie geftürzt zu haben, für fich 
beanfprucht. („Vorwärts“ am 21. Juli 1925.) 

Heilmann hat als Zeuge mit feinem Eid bekräftigt, daß die Cozial- 
demokratiſche Partei ein politifches Intereſſe an der Entfernung der 
Barmat-Staat3anmwälte hatte. 

Sein parlamentariicher Mitarbeiter Kuttner hat ferner genau ſechs 
Sabre nach der Entfernung der „Barmat-Staatsanwälte" aus der Ver- 
folgung de3 internationalen Abenteurers, Gaſtes und Gaftgeber3 promi- 
nenter Genoffen, öffentlich eingeftanden, wie er mit dem damaligen 
Minifterialrat Dr. Kuhnt (Auftizminifterium) zufammengearbeitet hat, 
um nachträglich gegen die geftürzten Staatsanwälte Material zu jammeln. 
Das gefammelte „Material” war eine im Büro Dr. Werthauers 
niedergejchriebene und verfaufte eidezftattliche Erflärung, die, mie im 
Band I (Seite 37/38) nachgewieſen, obendrein gefälſcht war. 

Mit der Ausfchaltung der „Barmat-Staatsanmwälte" Linde uſw. aus 
dem Unterfuchungsverfahten mar Heilmann Triminell fihergeftellt 
worden. 

Heilmann und Barmat wußten, ob die Ausſage des Direktors Mink— 
Hamburg als Zeuge por dem Reichstags-⸗Unterſuchungs-Ausſchuß richtig, 
und wie fie zu beweiſen war: 


112 8. Barmat — Heilmann. 


5% der Geminne Barmats aus den Reichsgeſchäften find 
in die Kaſſen der ſozialdemokratiſchen Partei geflofien. 


Solche und ähnliche Ausfagen veranlaßten die Preſſe zu den Behaup- 
tungen, daß Barmat die Barteileitung forrumpiert und fich verpflichtet habe. 
Am 28. Dezember 1927, fait ein Jahr nach Beginn des (erft Ende 
März 1928 beendeten) Barmat-Prozeſſes wurde folgende Anfrage im 
Landtag eingebracht: 


Wulle und Danide(Deutfchoölfifche Freiheit3partei): 


Der „Fridericus“ Hat in feiner 2. Dezember-Ausgabe 1926 gefragt, ob der preußifche' 
Zandtagsabgeordnete Ernft Heilmann jich denn gar nicht mehr erinnere, daß er 
im Herbft 1919 von Barmat 5000 Mark und im folgenden Jahre 50000 Mark erhalten 
babe. Herr Heilmann hat vor dem parlamentarifchen Unterfuchungs-Ausfchuß geſchworen, 
er habe feine finanziellen Zuwendungen von Barmat erhalten. Der „Fridericug” Nr. 52 
Jahrgang 1927 fchreibt wörtlich: 

„And jo fei dem ſozialdemokratiſchen Landtagsabgeordneten Ernſt Heilmann heute 
ausdrücklich beſcheinigt, daß er in dem dringendſten Verdachte ſteht, ebenſo wie 
ſein Genoſſe Bauer einen Meineid geſchworen zu haben.“ u 

Wir fragen daher: 

Sind dem Staatsminiſterium diefe Artikel des „Sridericus" befannt? 

Sind die darin enthaltenen Behauptungen nachgeprüft worden? 

Wenn ja, welches Ergebni3 hat die Unterfuchung gezeitigt? 

Was gedenkt das Staat3minifterium, fall die aufgeftellten Behauptungen richtig find, 
gegen die betreffenden Perſonen zu tun? 

Was gedenft dad Staat3minifterium, falls die Behauptungen unrichtig find, gegen 
den „Friderieus“ zu tun? 


Der Juſtizminiſter Dr. Schmidt antwortete noch vor Abſchluß Des 
Barmat-Prozefjes, ohne nähere Begründung, ſchroff ablehnend: 


„Der Breußifche a 
IVelB4 Berlin, den 30. Januar 1928, 
* den Herrn Präſidenten des Landtags. 
Betrifft Angriffe der Wochenſchrift „Sridericug": 

Die Ausführungen der Heinen Anfrage geben weder zu einem ftrafrechtlichen Einfchreiten 
gegen ben Reichöfanzler und Reichsſchatzminiſter a. D. Bauer oder den Landtags- 
abgeordneten Heilmann, noch zu Maßnahmen gegen den Fridericuß Veranlaffung. 

Dr. Schmidt.” 


Um 29. September 1926, in dem gegen ihn jelbft durchgeführten Pro— 
zeß, hat der frühere „Barmat-Staatsanwalt” Dr. Kußmann ausgerufen: 
„Nach 14tägiger Unterfuchung in der Preußischen Staatsbank hatteich feftge- 
jtellt, daß Dutzende Millionen Staatögelder an Schieber gegeben worden 
find, von denen Leute wie Dr. Höfle, Heilmann, Bauer und mehr 
abhängig waren. Meine Herren, daß ich Verbrecher in den Minifter- 
fejfeln fuchen mußte, ift doch nicht meine Schuld.” 
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Heilmann als Aufſichtsrat und Finanzberater. 


Es ſoll nicht nachgeprüft werden, wieviel Tantiemen (Geminnanteile) 
Heilmann al3 Auffichtsrat von Barmat bezogen hat, fondern ob er in 
feiner gefchäftlichen Doppelftellung die finanzielle Lage des Barmat- 
Konzerns im Jahre 1924 gekannt hat und hat kennen müffen. Heilmann 
leijtete Barmat bejondere Dienfte dadurch, daß er feit März 1919 der 
intimfte, ja einzige Freund des großen Abenteurer3 gemwejen ijt, ohne den 
diejer feine Entſchlüſſe faßte und feine Pläne durchführte. 

Heilmann hat mit feinem Eid befräftigt, daß er bis zum 8. Dezember 
1924 die finanziellen Berhältniffe feines Freundes nicht gefannt hat: „daß 
irgendwelche innere Schwäche des Konzerns vorhanden war, habe ich nie 
angenommen."}). 

Das Gegenteil iſt nachweisbar. 


Der Auffihtsrat Heilmann. 


Den unmittelbarften und daher friicheften Eindrud von dem, was Heil- 
mann in jeinem Intereſſe und in dem der Partei im Laufe der Unter- 
ſuchung aus der Welt zu jchaffen hatte, gewährt die damalige Preſſe. 
Da die Sozialdemokratie die Snterejjen der Enterbten und Bedrüdten 
zu vertreten behauptet, wurde fie von der „Roten Fahne“ als Arbeiter- 
Beitung beſonders ſcharf angegriffen. Sie fchrieb am 6. Januar 1925: 


„Heilmanns Auffichtzratspoften bei Barmat, 

Ernſt Heilmann ift der Vorſitzende der ſozialdemokratiſchen Landtagsfraktion in 
Preußen, iſt Auffichtsrat in folgenden Barmat-Gefellfchaften: Eiſen-Matthes A.G.; 
Chromo-A.G.; Preußifhe Hypotheken-Aktienbank; Allgemeine Handels» 
banf-Wltenburg; Deutfche Merkur-Bank; Bremer Kredit-Bank. Er fiht neben 
Julius Barmat und den anderen mit diefem verhafteten Leitern des Barmat⸗Konzerns 
in den hauptfächlichiten Gejellihaften der von Barmat Eontrollierten Unternehmungen. 
Während der Zentrums-Abgeordnete Lange-Hegermann noch am Gilveftertage feine 
ſämtlichen Aufficht3ratspoften bei Barmat niedergelegt hat, hat Heilmann das biöher 
nicht für nötig gehalten. Auch die Sozialdemofratifche Partei hat es bisher nicht für nötig 
gefunden, Heilmann, der als eines der hauptſächlichſten Aufjichtsratsmitglieder bei Barmat 
für deſſen Schiebungen voll verantwortlich ijt, von feinen politifchen Umtern in der Partei 
zu juspendieren. Die Sozialdemofratie ift eben fo tiefin die Korrup— 
tionsffandale verftridt, daß fie gar nicht mehr die Möglichkeit hat, 
ausihnen heraus zu kommen.“ 


Heilmann hat als Barmat-Aufſichtsrat u. a. auch noch im Kellner—⸗ 
Konzern gewirkt, Wie er feine Tätigkeit als Aufſichtsrat ausgeübt hat, 
ift auf Geite 99/100 wiedergegeben. 

Die dort abgedrudte Ausſage Heilmann ift zugleich ein Beifpiel für 
feine talmudifche Begabung; jeder unbefangene Leſer jagt ſich nämlich: 
das iſt mal ein vorbildlicher Auffichtsrat, der fo für die Intereſſen 

4) Parl. Unterj.-Ausfhuß am 1. Zuli 1925 Sp. 2228 (37. Sitzung). 
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der Staatsbank beforgt ift, indem er die Barmat-Bankdirektoren 
darauf aufmerkſam macht, „daß der Kredit ordentlich gebedt und auch 
fonft in Ordnung ſei.“ 

Daß Heilmann nicht den Tag und den Namen der Gefellfchaft nannte, 
deren Auffichisrat am 23. Dezember 1924 getagt hatte, da3 war schon 
eine wohlbedachte Vorſicht; es ift aber niemand aufgefallen, daß 
er die Antwort der Bank-Direktoren auf feine Frage unterdrüdt hat. 
Heilmanns Stage war gleichgültig, fie hat er dem Unterfuchungs- Ausſchuß 
mitgeteilt, aber die ihn und Barmat kompromittierende, ja kriminell 
faßbar machende Antwort der Direktoren behielt er für ſich Und Heilmanns 
parlamentariſche Richter waren nicht begierig, der Sache auf den 
Grund zu gehen. 

Folgendes hatte Heilmann ſagen können, ohne die Wahrheit zu ver— 
letzen: 

Vor 6 Wochen, am 23. Dezember 1924, hat der Aufſichtsrat der 
Eiſenmatthes A.G.⸗Magdeburg in der Merkur-Bank getagt. Er iſt zu- 
jammenberufen worden, um die J. Roth-Obligationsanleihe, die, frimi- 
nell betrachtet, ein Rieſenſchwindel war, bei Dummen, die nicht alle 
werden, zu Geld zu machen, weil der Barmat-Konzern jeit Mai 1924 
rettungslos verloren war. Auf meine Frage, ob der Staatsbankkredit 
ordentlich gedecdt fei, nannten mir die Direktoren zwei Zahlen, die 
mich überzeugten, daß die Gelder der Staatsbank, die dem Gteuer- 
zahler gehören, bereits verwirtichaftet waren. Dieſe Zahlen find: 


Staatsbankkredit: 9,5 Millionen Mark, Dekung: 184189 Mark. 


In diefen zwei Zahlen ift enthalten, wofür.die Anflagefchrift die immer 
wiederkehrende Anjchuldigung hatte: fortgeſetzter Betrug! 

So hätte Heilmann als Barlamentarier im Intereſſe der Allgemeinheit 
ausjagen müfjen. Als der Führer der ſtärkſten und anti-fapitaliftifch ein- 
geftellten Negierungspartei mußte er nicht nur fofort die Aufjichtsrat3- 
ftelle niederlegen, jondern auc, Anzeige beim Staatsanwalt erſtatten. 

Weder dieſes noch jenes hat Heilmann getan, jondern umgekehrt: ex 
bat feinen ganzen politifchen Einfluß für Barmat und gegen den Staats- 
anwalt eingejebt. 

Welche Gründe Hatten Heilmann veranlagt, fich nur diefer Sitzung 
zu erinnern und weshalb nicht auch früherer Auffichtsratsfigungen? 

Auch diefe Frage ift leicht beantwortet: Das Schredgefpenft, das Heil- 
mann fürchtete, war der 8. Dezember und alles was im Barmat-Ronzern 
vorher geſchehen war. Hätte der Unterſuchungs-Ausſchuß den Tag der 
angebeuteten Auffichtratsfigung erfragt, was aber nicht geſchah, dann 
hätte Heilmann freundlich den 23. Dezember genannt und ſich in Über- 
einftimmung mit jeiner grundfäglichen Ausfage gefunden: bi3 8. Dezember 
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habe ich nicht3 über die Barmat-Kredite gewußt. Vor dem 8. Dezember 
aber lagen die Auffichtsratsfigungen, an die Heilmann ſich nicht erinnerte. 

Deren Nachweis hätte feinen politifch-parlamentarifchen Sturz bedeutet 
und die Beraubung der Partei um ihren Hügften Kopf. 

Daß Heilmann die Bedeutung des 8. Dezember für ſich und feine 
Partei ganz richtig eingefchäßt hat, geht aus dem Austaufch feiner Aus- 
fage vom 29. Januar: „Ich fagte dem Finanzminifter, ich hätte einen 
Freund Julius Barmat, der bei der Staatsbank größere Kredite hätte, 
mit der am 3. Februar hervor: „Ich mußte nicht, ob er Kreditnehmer 
oder Kreditgeber war — bis zum 8. Dezember 1924." 

Hat Heilmann die finanzielle Lage des Konzerns gekannt, dann hat 
er am 8. Dezember den Finanzminfter zum Nachteil des Staates 
und zugunften Barmat3 unterrichtet. 

In der zweiten Januar-Woche (1928) wurden im Barmat-Prozeß Ur⸗ 
funden verlefen, die über die Tätigkeit des Aufſichtsrats Heilmann fol- 
gendes Bild geben: 

Am 23. Mai 1924 jchrieb die Staatsbank in einer Dem Gericht bis⸗ 
her unbekannt gebliebenen Auskunft über Barmat: „es follen in der 
demnächftigen Generalverfammlung einige Vertreter der Amerima 
in den Aufſichtsrat der Eifenmatthes-A.-©. hinzugewählt werden“; 

am 17. Zuli 1924 wurden folgende Vertreter ver Amerima in 
den gen. Aufficht3rat neu gewählt: General-Direftor Julius Barmat, 

Zange-Hegermann, M. d. R., Henri Barmat, Ernſt Heilmann und 

Dr. Bernitein; 

am 18. Oft. 1924 beteiligten fich u. a. die Gebrüder Barmat und 
Heilmann an der Auffichtsratzfigung. Gegenftand der Beratung und 
Beichlußfaffung war die Beſchaffung von Betriebsmitteln, Überwindung 
der Schwierigfeiten bei der Unterbringung der (berüchtigt gewordenen 
Obligationsanleihe ufm. 
Am 4. Dez. 1924 fchreibt Heilmann an Barmat: „Mit größter Ber 

friedigung habe ic) davon Kenntnis genommen, daß die Beleihung der 
Obligationen gelungen ift und ich erkläre mich wiederholt mit dieſer 
Maßnahme einverftanden, was übrigens bereits in der Aufficht3ratsfigung 
am 18. Dftober gefchah.“ 

Zu der Auffichtsratzfigung dom 18. Oftober erflärte der Oberftants- 
anmwalt Dr. Sturm in feiner Anflagerede am 25. Februar 1928: 

„Die Erklärungen zur Verpfändung der Obligationen find von 
den Mitgliedern des Aufjichtsrats abgegeben worden, die von der Ame- 
xima in den Aufſichtsrat der Eifenmatthes A.-©. delegiert worden waren." 
Dazu gehörte aud) Heilmann, der jeine Zuftimmung zur Verpfändung 

der Obligationen beftimmt nicht abgegeben hat, ohne Deren Charafter 
zu fernen. 
gr 
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Das ift am 18. Dftober geweſen. 

Hier muß die „Balaftrevolution” vom 31. DE. 1924 eingefchaltet werden, 
ein Fritifcher Tag erfter Ordnung für den Barmat-Sonzern und — gegen 
Heilmann Eid, Die der Kaufmann Tannenzapf als Zeuge, von Amifter- 
dam aus gejehen, gejchildert Hat (Seite 109). 

Am 30. Dftober erfuhr Barmat in Amfterdam, daß der Vorftand der 
Merkur-Bank eine von ihm angeordnete Finanz-Transaition nicht durd)- 
führen wollte; wäre fie unterblieben, dann hätte dag den Zuſammenbruch 
des Konzerns fchon damals bedeutet. Barmat telefonierte aus Amfterdam 
und drohte: „Der ganze Vorſtand wird hinausgeſchmiſſen“, eilte zur Bahn, 
traf am 31. Oftober zur „berühmten Auffichtsratsjikung in der Merkur- 
Bank“ in Berlin ein und zwang Vorſtand und Auffichtörat feinen 
Willen auf. 

Der um fein Gewiſſen und um feinen Ruf bejforgte Syndifus Dr. Rathe 
gab jeine Stellung auf. 

Dem Aufjichtsrat, dem hier am 31. Oftober die Fataftrophale Finanzlage 
de3 Barmat⸗-Konzerns bekannt wurde, gehörte auch — Heilmann an. 

Das gerichtliche Urteil erfennt an, daß der Barmat-Konzern jeit Dftober 
nur durch Verfchleierung und Betrug gehalten worden fei. . 

Zu dem Brief vom 4. Dezember ift noch zu bemerken, daß er mitten 
im Wahlkampf, 2 Tage nach der wahrheitswidrigen Erklärung Heilmanns 
im „Vorwärts“, in der er alles geleugnet hatte, gefchrieben worden iſt 
und 4 Tage, bebor er zum Finanzminifter v. Richter eilte, um neue 5 Mil- 
tionen Mark für Barmat zu erlangen. 

Iſt nach diefen Dokumenten noch glaubhaft, daß Heilmann einen hieb- 
und ftihfejten Eid geleiftet hat? 

Us Heilmann am 2. Dezember feine Erflärung im „Vorwärts“ veröffent- 
lichte, hatte er vergefjen, daß er eine Einladung zu einer Auffichtsrat3- 
fißung in der Taſche trug und daß er por 4 und 6 Wochen, am 18. Dftober 
und am 31. Dftober, an ſolchen teilgenommen hatte. 

In diefem Zufammenhang und abfchließend zugleich noch ein Einblid 
in da3 „Kramwattenmacher"-Milieu um Barmat: 

Die Eifenmatthes A.-©., in deren Aufjichtsrat die erwähnten, ſpäteren 
Finanzierungs- und Kreditfragen erörtert worden find, ließ ſich im Früh— 
fommer 1924 durch Barmat (aus Mitteln der Staat3banf) einen Kredit 
aufdrängen; fie gab ihm erſtklaſſige Effekten über 1 Million Mark und 
befam dafür 240000 Mark zu 66°%/, Jahreszins. Barmat gab die 
fremden Effekten geſetzwidrig in die Staatsbanf und erhielt darauf ſofort 
1Million Mark geliehen, für die er feine Zinſen bezahlte. 

Durch ein ähnliches Gefchäft verfiel ihm die damals hochangejehene 
Firma, er fnüpfte am 17. Juli die „Krawatte“ d.h. in einer außerordent- 
lien Generalverfammlung fprengte er den alten Aufſichtsrat und ſetzte 


Heilmann als Aufſichtsrat und Finanzberater. 117 


an deffen Stelle fich und feine Freunde, darunter den Genofjen Ernft 
Heilmann. 
Eine Szene aus dem Barmat- Prozeß: 

„Borfigender: Herr Heilmanı, Sie find als Zeuge geladen; Sie müſſen vor 
Shrer Ausſage vereidigt werden. Wollen Sie den Eid in religiöfer ... 

Heilmann (unterbredjend, kalt, fein ſtändiges Lächeln verſchwindet): „Rein!“ 

Borfihender: Kannten Sie das Chromogejchäft? 

Heilmann (lähelnd, rot und rofig): Ja, dem Namen nach, ſonſt feine Borftellung. 
Ich fol mal im Auffichtsrat gefeifen Haben; aber ic) weiß nicht, wann und ob es 
wahr ift. 

I Herr Zeuge Linke, kennen Sie Herrn Heilmann? 

Zeuge Linke jun.: Jawohl, aus Aufſichtsratsſitzungen der Chromo 
in Altenburg. 

Heilmann hört das, lächelt, roſig und rot. Er ift an ganz andere Streihe gewöhnt, 

Nach der Zwiſchenpauſe verabſchiedete fich der „größte" Parlamentarier Preußens 
vom größten Schieber Deutſchlands: „Auf Wiederjehen, mein Julius!“ 

Zwei Männer fchauten ſich zärtlich Tächelnd in die Augen — unergründlich.“ 

(Schlefifche Zeitung.) 

Hierzu paßt der im Prozek verlefene Brief Barmat3 vom 2. Januar 

1924, deſſen Ziffer 4 lautet: 
„Chromo⸗Generalverſammlung-Verſchiebung. Einvernehmen Dr. 
B. (Bernftein), Heilmann, Gläſer.“ 

Heilmann hat gewußt, daß ſein Freund Barmat nicht nur mit der 
Staatsbank, ſondern auch mit dem Reichspoſtminiſterium in gejchäft- 
lichen Verbindungen ſtand. Er ſagte: „Herr Barmat ſtand damals in einem 
häufigen perſönlichen Verkehr mit dem Reichspoſtminiſter. Ich habe in 
jener Zeit ſo häufig gehört, daß Herr Barmat zu Dr. Hoefle gefahren 
ſei oder Dr. Hoefle bei ihm oder mit ihm ſich getroffen hätte. In dieſem Zu- 
ſammenhang füge ich Hinzu: Barmat hat in England auch über Kredit— 
aufnahme verhandeln laſſen. Sein Verhandlungspartner war Dabei ein 
Oberſt Kerr. Er ift einer der großen Makler an der Londoner Börſe. 
Diefer Oberft Kerr it Anfang Dezember 1924 in Berlin gemwejen 
und ich habe ihn ganz zufällig einmal in der Merkur-Bank getroffen... 
ch fragte ihn, was er hier tue. Er jagte mir, er Habe die Barmatwerfe 
befichtigt amd einen jehr günjtigen Eindrud davon gehabt; er wolle im 
Laufe der nächften Monate an der Londoner Börje 20 Millionen Mark 
Obligationen diefer Werke unterbringen und glaube ficher, daß das Ge— 
ſchäft perfekt werdet)” 

Diefe eigene Ausſage Heilmann beftätigt auch, daß er über Die ver— 
zmweifelte Kreditfuche Barmats unterrichtet geweſen ift, al er am 8. De- 
zember feinen politijchen Einfluß für die Gewährung von 5 Millionen Marf 
an Barmat einfebte. 

Iſt ihm das nachgemwiefen, dann hat er aus der Politik ein Gejchäft 


3) Parl. Unterj.-Ausfhu am 4. Februar 1925 Sp. 749 (7. Sitzung). 
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gemacht, dann hat er feine Pflichten als Parlamentarier und als Zeuge 
verlegt. 

Diefe eigene Ausſage Heilmanns beftätigt ferner, daß er über die ver- 
zweifelte Kreditjuche Barmats, jelbft im Auslande, unterrichtet geweſen 
ift, al er am 8. Dezember feinen politifchen Einfluß für die Gewährung 
von 5 Millionen Mark an Barmat einjekte. 

Über den „Barmat-Konzern”, für den nach Heilmann Darftellung der 
Engländer 20 Millionen Marf Kredit bejchaffen wollte, äußerte fich deſſen 
beſter Kenner, der KommerzienratManafjet), der vom Reich und Breußen 
eingejeßte Treuhänder: „Es war ein ganzes Dredzeug bon Unter- 
nehmungen; am Tage der Übernahme der Unternehmungen hat fein 
Schornftein in diefem Konzern geraucht und Geld eingebracht.” 

Heilmann foll, bevor er am 8. Dezember feinen für die Allgmeindeit 
verhängnispollen Gang zum Finanzminifter vd. Richter machte, nicht ge- 
wußt haben, was die Treuhandgefellichaft nach wenigen Wochen feititellen 
mußte? 

Selbſt wenn wir hier Nachficht üben, dann bleiben doch Warnungen in 
der Prefje übrig, von denen ich die Zeitung nenne, auf deren Kenntnis 
ſich Heilmann auch dem Finanzminifter gegenüber berufen hat — die 
„Rote Fahne”. 

Sie jchrieb am 6. Dezember (Nr. 175) aljo 2 Tage vor dem 8. Dezember 
das, was damals öffentliches Geheimnis geweſen ift: 


„Wirtſchaft. 
Die Barmat-Pleite, 

Barmat läßt durch die Preſſe mitteilen, daß er mit einer englifchen Gruppe über 
eine Anleihe verhandele, und daß die Ausfichten, daß er eine größere Anleihe erhalte, 
günftig feien. Das B.T. bemerkt dazu, es fei bisher nicht üblich geweſen, daß Firmen 
über ſolche Transaktionen in der Offentlichleit Mitteilungen machten, bevor das Gejchäft 
abgeſchloſſen fei. 

Es bleibt aber nur die Vermutung übrig, daß Barmat die Nachricht in die Preſſe lan— 
ciert hat, um feine Gläubiger zu beruhigen. Die Gerüchte von der Barmat- Pleite, 
die in Verbindung mit feinen Zwangsverkäufen an der Börfe auftaudhten, 
ſcheinen ſich zu beftätigen. 

Die Preußiſche Staatsbank hat vor einigen Tagen mitgeteilt, bob | fie ihren beiden 
größten Kreditnehmern, d. h. Barmat und Michael die Kredite zum 1. Januar gekündigt 
hat. Die Barmatſchen Pumpperſuche in England und feine Aktienverkäufe in Berlin zeigen, 
daß Barmat in der Tinte fist, jobald ihm die Kredite der Staatsbank fehlen. 

Es jteht alſo feit: 

1. Die Preußifche Staatsbanf hat einem offenfundigen Schwindler Stredite 
gegeben. Denn fie wagt e8 noch Heute nicht, Die Summen der Kredite zu nennen, und 
verſchanzt jich, vom ‚Vorwärts‘ darin unterftügt, hinter dag ‚Banfgeheimnis‘. Das ganze 
Geheimnis ift, daß das Finanzinftitut des preußifchen Staates einem Schieber Mil- 
lionen gegen Luftwechſel gegeben hat, während z. B. der preußifche Staat angeblich 
fein Geld für Wohnungsbau und andere gemeinnügige Aufgaben bat. 


1) Parl. Unterſ.⸗Ausſchuß am i. Juli 1925 Sp. 7199 (36. Sigung). 
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2. Es ift Barmat nur mit Hilfe der Kredite der Staatsbank möglich geweſen, feinen 
Konzern auszubauen und in der Zeit des ſchwerſten Maſſenelends Millionen zu ber- 
dienen. Man hat den Barmat-Futisfer-Skandal mit dem Panama in Frankreich und 
dem Ölffandal in Amerika verglichen. Er jteht noch eine Stufe tiefer.” 

Die Begegnung Heilmanns mit dem großen engliichen Makler hat 
danach auf der Höhe des Wahlfampfes und por dem 8. Dezember ftatt- 
gefunden. Dazu in der Merkur-Bank, von der au Barmat bis bahin 
alle Welt betrogen hatte. 

Die „Note Fahne” hatte am 4. Dezember 1924 noch weit darüber hinaus 
behaupiet, daß Heilmann fogar die Konzern-Werfe bereift und „Eon- 
trolliert" habe. Dieſe Behauptung über feine Reifetätigfeit, die ihn in 
alle Verhältniffe, alfo auch in die Kreditverhältniffe des EN ein⸗ 
blicken ließ, hat Heilmann nicht dementiert. 


Der Finanzberater Heilmann. 


So beurteilte Heilmanns Parteigenoſſe Aufhäuſer, Mitglied des 
Reichstages und des Landtages, das Verhältnis zwiſchen Parlamentarier 
und Gefchäftemacdher („Leipziger Volkszeitung” am 23. Februar 1925): 

„Diefe Belaftungen Heilmanns find um jo ſchwerer, al3 immer Parteigenoſſen 
in hohen Staatsämtern der Gefahr ausgefegt wurden, Herrn Barmat, ben fie perfönlich 
nicht fo genau kennen Fonnten, zu helfen und fo ihre amtliche Unterſtützung 

einem wenig einwandfreien Kaufmann 
zu leihen. Heilmann aber dürfte als Freund und Berater über die Transaktionen Barmats 
beſſer unterrichtet gewefen fein. Bei ihm kann völlige Unkenntnis der Barmatifchen 
Berhältniffe kaum angenommen merben. 

Diefe Freundichaft mit Barmat war doch auch nicht nur geſellſchaftlicher Art, ſondern 

eine Liaiſon, wie ſie etwa zwiſchen einem Syndikus und einem Unternehmen beiteht. 
Konnte man überhaupt als GSozialdemofrat fünf Jahre lang ben 
Kampf gegen das Kriegs- und Inflationsſchiebertum führen und 
gleichzeitig zeitweije täglich mit einem Prominenten dieſer zweifel- 
haften Gefhäftemader intimfte Freundſchaft pflegen? 

Solange dieſes Material nicht reſtlos widerlegt ift, hat Heilmann die Aufgabe, alles 
zu tun, ſich perjönlich zu entlajten. Es geht nicht an, in diefer Zeit der weiteren Unter 
fuchung, durch eine führende Tätigfeit im preußiichen Sandtag, die Sozialdemokratiſche 
Partei mit der auf einem einzelnen Genoffen — wer e3 auch immer fei — liegenden 
Belaftung zu bejchweren. Die Partei kann deshalb erwarten, daß Genofje Heilmann 
bi3 zum Abflug der Unterfuhung auf die Ausübung feines Landtags- 
nandats verzichtet." 


Die Partei hatte alles, Die Varteileitung jedoch gar Fein Intereſſe daran, 
dag Heilmann fein Mandat ruhen ließ. 

Auch wenn Heilmann al Auffichtsrat die Finanz- und Kreditverhältniſſe 
im Barmat-Ronzern nicht kennen gelernt hätte, er wäre jelbjt als intimfter 
Freund und täglicher Gaft Barmats in den Monaten der Kreditfuche 
diefem Yäftig geworden ohne Hingebende Teilnahme an der Beratung in 
den Geſchäften, die jeit Monaten fichtbar zum Konfur3 und Skandal 
führten. 
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Man muß fich immer die Lage Barmats vor Augen halten, in die ihn 
jein Gründungsfieber (oder Heilmann) geftürzt hatte: Geld, viel Geld, 
öffentliches Geld! das allein Freifte in feinem Spefulantengehirn. 

Und daneben jahen beide das Ende — den Abgrund, der beide ver- 
Ihlingen mußte: Konkurs, Skandal und Sturz! 

Heilmann hat deshalb, um läftige Kombinationen zu unterdrüden, 
immer wieder nachdrüdlich erklärt, daß er feine Beratertätigkeit im Jahre 
1924 eingeftellt Habe und nur noch felten bis zu Barmat habe vordringen 
fönnen. 

Was von folder Verjchleierung feiner Spuren zu halten ift, geht aus 
folgender Frage und Antwort hervort): 

Ag. Koennede (Dn.): „Sch will auch noch an Herrn Tannenzapf eine Frage 
ftellen. Sie gaben ar, daß Gie fo ſchwer an Herrn Barmat heranfamen, weil das be- 
fannte Schild „Konferenz” an der Tür hing, und weil abwechfelnd die Herren Richter, 
Heilmann, 

(Zeuge Tannenzapf: Lange-Hegermann oder alle zufammen!) 
bei Herrn Barmat geweſen find. Nun glaube ich mich richtig zu entfinnen — es tut mir 
leid, daß Herr Heilmann nicht mehr hier ift —, daß Herr Heilmann und gejagt hat, 
infolge eines familiären Streitfalles, den er aus der Welt fchaffen wollte, hätten feine 
Beziehungen zum Haufe Barmat im Jahre 1924 etwas gelitten, und er wäre in diefer 
eit feltener bei ven Barmat3 geweſen. ch würde Wert darauf legen, zu hören, ob 
Sie Herrn Heilmann auch 1924 nod) oft dort gefehen haben? 

Beuge Tannenzapf: 50mal oder noch häufiger! Ich müßte nicht einmal jene 
Hohe Zahl zu nennen. Der PBortier, ein gewiffer Monze, und Herr Weil können be- 
ftätigen, daß ein außerordentlich reger Verkehr zwiſchen Barmat, Heilmann und 
Richter jtatigefunden hat: täglich: vormittags, nachmittags, abends. Wir, ich und Weil, 
faßen bis 4,10 Uhr, fogar manchmal bis in die Nacht auf der Lauer und wollten endlich 
an Herrn Barmat heranfommen, um ihm wenigſtens anſtandshalber nad; der Rückkeht 
„guten Tag” zu jagen, fo wie ſich da3 Angeftellten geziemt; e8 mar aber unmöglich; 
e3 war nicht3 zu machen, — immer Richter — Heilmann! Co gings bis zum 
31. Dezember 1924." 

Tannenzapf und Weil, von Barmat nach Amfterdam geſchickt, um 
feine Schwindelgründung „Allgemeine Handelsbank“ zu organifieren, waren 
am 15. November 1924 mit der Hiobsbotſchaft zurüdgefehrt: in Holland 
bat man von Barmat die Nafe vol! 

Diefe Ausſage des Zeugen Tannenzapf ift nicht angefochten worden, 
aus ihr geht hervor, daß Heilmann gerade in den kritifchen Tagen, als der 
Konzern-Zufammenbruch ſich mit dem Kalender ausrechnen lieh, täglich 
mit Barmat Fonferiert hat. 

63 liegen aber noch andere Beweiſe für die Behauptung vor, daß 
Heilmann die finanzielle Blutzirfulation des Barmat-Konzerns gekannt 
hat, lange bevor er am 8. Dezember 1924 zum Finangminifter eilte, um 
die Transfuſion von 5 Millionen Mark von der Staat3bank in die Merkur- 
Bank Barmat3 zu betreiben. 


1) Barl. Unterſ.-Ausſchuß am 24. Juni 1925 Sp. 2207 (36. Sitzung). 
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Im Sommer 1924 ftand Barmat auf der Höhe der — ftaatlich gewährten 
Kredite. Seit Dezember 1923 bis Auguſt 1924 hatte er etwa 
30 Millionen Mark öffentlide Gelder durch feine Finger 
gejagt, wie geliehen, jo in alle Winde gejtreut, Staats— 
männer und führende Parlamentarier waren ihm zu Dienjten: 
im Juli 1924 jchiete er den Zrhen. von Neibnigt) nad) London, 
der jich erboten Hatte „auf Grund feiner Beziehungen zur Diplomatie 
und Wirtfchaftswelt in Paris und London für den Barmat-Ktonzern Kredite 
zu beſchaffen“. Da er nicht genügend arbeitete und „Verichte jchrieb, die 
aller Beichreibung ſpotteten“, wurde er abberufen. Er rechtfertigte feinen 
Mißerfolg por dem Unterfuhungsausichuß ?): „Barmat ließ fich nicht davon 
abbringen, daß die Empfehlungsbriefe, Die die ſozialdemokratiſchen Partei- 
führer Troelftra und Wels an Macdonald gejchrieben hätten, für ihn 
fo wertvoll feien, daß nochmals jemand nad, London fahren mußte und 
zwar Herr Roftin.” 

Anfang Auguft ſchickte Barmat den damaligen Attahe Roftin 
(jpäter ext aus dem Auswärtigen Amt ausgefchieden) mit einem Hand- 
ichteiben Dr. Hoefles an deſſen engliſchen Poftminifter-Rollegen, um die 
Merkur-Banf Barmats als privilegierte Voftabrechnungzftelle zwiſchen 
Deutfchland und England ein- und die Reichsbank als ſolche auszujchalten. 

War Heilmann denn überhaupt über diefe dem beftochenen Reichspoſt⸗ 
minifter Dr. Hoefle abgepreßte Zuftimmung zu der Transaftion unterrichtet? 

Wegen der grundfäglichen Bedeutung diefer Trage joll eine doppelte 
Antwort gegeben werden: 

Bu der nachftehenden Bekundung ſchicke ich voraus, daß der Sachwalter 
Heilmanns im Unterfuhungsausihuß, Kuttner, ausdrüdlich erklärt hat, 
daß er feine Veranlaſſung habe, die Glaubwürdigkeit des Zeugen Tannen- 
zapf anzuzmweifeln. 

Diefer Zeuge erklärte: 

„Der eine Brief war von Roftin aus London an Henry Barmat nad Berlin 
adreffiert, deſſen Durchſchlagkopie nach Amſterdam Fam. Der Brief beginnt ungefähr 
mit folgenden Worten: 

‚Wir find nahe daran, bei Gott und Menjchen in den ſchlimmſten Ruf zu fommen’. 
Um das weitere verjtändfich zu machen, muß ich vorausſchicken: Die Merkur-Bant follte 
als Verrechnungsſtelle flir den deutich-englifchen Tiberweifungsverfeht ernannt werden; 
der bverftorbene Herr Minifter Dr. Höfle hat feine urjprüngliche Zufage revidiert, und 
mitgeteilt, daß das nicht möglich fei; Herr Roftin, der in London bon diejer urjprüng- 
lichen Zujtimmung des Minijter Dr. Höfle bereit3 Gebrauch gemacht hatte, hat darauf- 
hin weiter folgende3 gefchrieben: 

Es muß unbedingt durch die Herren Heilmann und Wels alles mögliche beim 

Minifter Ho efle unternommen werden, damit der Rüdzug, den Ho efle angetreten 

hat, fofort wieder annulliert wird.““ 


9) Sozialdemokrat, bis Ende 1931 Miniſterpräſident in Mecklenburg⸗Strelitz. 
2) Am 15. Juni 1925, 34. Sitzung Sp. 2077. 
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Diejelbe Sache wurde im Barmat⸗Prozeß, zwei Jahre ſpäter, von der 
Anklage und den Angeklagten jo dargeſtellt: am 3. November 1924 ſchrieb 
Roſtin aus London, die engliichen Herren betrachten jebt die Merfur-Bant 
al3 ein nicht geeignetes Unternehmen für die geplante Verrechnung der 
englijchen Poſtgelder; wörtlich fegte er Hinzu: „Iprechen Sie doch mal mit 
Wels und Heilmann, damit und die fürchterliche Blamage eripart 
bleibt und fie intervenieren”. 

Noftin galt ald der Vertrauensmann und Sünftling der beiden eu en 
Wels und Heilmann. 

Heilmann wird kaum behaupten wollen, daß er jich nicht mit den 
Angelegenheiten des Barmat-Ronzernd beichäftigt hat, die hier nach— 
gewieſen worden find, oder daß er troß dieſer Beichäftigung feine Kenntnis 
bon den Krediten Barmats gehabt hätte. Heilmann hat aber den Begriff 
„Freund Barmats“ befonders eng und beftimmt gefaßt wiſſen mollen, 
was überzeugend bemeift, daß er fich in dem komplizierten Geflige des 
Barmat⸗Konzerns nicht ein Teilurteil geftattet hätte, ohne vorher Einblid 
in alle Verhältniffe zu nehmen. Andererſeits — was fonnte Barmat der 
Rat feines Freundes nußen, der nicht gut unterrichtet mar? 

Der Unterſuchungsausſchuß Hat Heilmann mit der. Ausfage durch— 
ſchlüpfen laſſen, feine fachliche und juriftifche Beratertätigfeit jet i in dem 
Maße eingefchränft worden, als „eine größere Anzahl Syndici und juriftifch 
gebildete Angeftellte eingeftettt und bejchäftigt wurden. 

Barmats einziger Syndifus, ein Berliner Rechtsanwalt, hat feine Tätig- 
feit am 31. Oktober 1924, weil unvereinbar mit feinem Gewiſſen, mit einer 
die Stonzernleitung und den Aufſichtsrat der Merkur-Bank ſehr belaftenden 
„Aktennotiz“ niedergelegt. Seit dem 31. Oftober 1924, als die Lawine 
beſonders fchnell ſchon vollte, ift Barmat ohne Syndikus geweſen umd 
daraus erklärt fic Heilmann tägliche Anweſenheit in der Konzernzentrale 
und jeine Kenntnis, daß der Konzern unaufhaltfam rettungslos zufammen- 
brechen müſſe, auch nach oder troß der Gewährung von 5 Millionen Mark 
neuer Staatskredite. 

Daß Heilmann aber bis in das Jahr 1924 hinein der eigentliche Syndifus 
und Berater Barmats in allen Angelegenheiten der „Dynaftie” gemefen iſt, 
bemeift ein Briefwechſel zwifchen Julius und Herjchel Barmat, ven beiden 
Häuptern der „Dynaſtie“. Leider ift der ganze Briefwechſel nicht mehr für 
die Gejchichte gerettet worden, aber was erhalten blieb, zeigt und doch Heil- 
mann im Mittelpunkt aller Entjchliegungen der beiden Barmat-Söhne. 

Diejer Briefmechjel hat nur Bedeutung für die Antwort auf die Frage: 
bat Heilmann Einblick in die inneren Verhältniffe des Barmat-Konzerns 
gehabt, jo daß er bewußt zum Nachteil des Staates handelte, als er feinen 
Einfluß für die Gewährung eines weiteren 5 Millionen- aredites an den 
zuſammenbrechenden Konzern einſetzte? 
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Das ift der Briefmechfel. Er enthüllt nur 14 Tage der Zuſ ammenarbeit 

und — alles dreht fich um Heilmann: 
Sulius Barmat-Amfterdam am 29. Januar 1924 
an Herſchel Barmat. 

— — ein Schreiben von Herrn Geh. Juſtizrat Dr. Meyer in Saden Ojuks. I 
hierüber mit Herrn Heilmann ausführlich geiprochen worden? Wir ſollten unſererſeits 
doch eigentlich keine Zahlungen an das Schiedsgericht leiſten.“ 

Herſchel Barmat-Berlin am 31. Januar 1924 
an Julius Barmat. 

„Die erfolgten Zahlungen in Sachen Ojuks ſind nach Rückſprache mit Herrn Heil- 
mann vorgenommen worden. Herr Heilmann war eben der Meinung, daß wir jeden⸗ 
falls ohne Rückſicht darauf, ob die Ojuks gezahlt Hat, den unjererfeit3 an dad Schieds⸗ 
gericht zu zahlenden Betrag zu zahlen hätten.” 

Herſchel Barmat-Berlin am 6. Februar 1924 
an Julius Barmat. 
„Heilmann-Zahlung — Schiedsgericht — Ojuks. 

Erſterer war ſoeben hier und fragte ich ihn, ob es zutrifft, daß er jein Einverſtändnis 
gab zur Leiftung obenerwähnter Zahlung, da befanntlich verabredet war, feinerlei Zah⸗ 
Yung zu machen, folange auch Ojuks jeinerjeit3 diefelben nicht geleiftet hat. 

Darauf bemerkte Heilmann, es ſei hier nichts Schredliches gejchehen, und daß wir 
fogar duch die erfolgte Zahlung beim. Schiedsgericht moraliſch ftärfer feien und, falls 
die Ojuks bis zum 9. März ihrerjeit3 den Betrag nicht zahlen wird, es ſogar möglich ift, 
daß dasſelbe die ganze Sache abweiſen wird und iſt ſomit die Ojuks auch für die ganzen 
Schiedsgerichtsunkoſten verurteilt. 

Ich bat Herrn Heilmann, Dir direkt hierüber ein paar Zeilen zu ſchreiben; ich glaube 
jedoch nicht, daß er das tum wird, da er bie ganze Sache für allzu harmlos Hält." 

Herfhel Barmat am 9. Februar 1924 
an Julius Barmat-Amfterdam. 


pp. 
„Ernit Heilmann. 
Morgen fomme ich mit Ernſt zufammen, um Verſchiedenes zu befprechen und werde 
Dir alles berichten.” 
Herſchel Barmat am 11. Februar 1924 
. an Julius Barmat. 
„Ich war bei Dr. Ichenhäuſer, der mir verfprach, alles in der Börfen- und Devijen- 
Bulaffung der Altenburger Sparbank zu tun. j 
Abends waren wir noch zu Beſuch bei Ernft und habe ic) ihm die ihn intereffierenden 
Sachen mitgeteilt; er felbft hatte nicht viel Neues; nur glaubte er, Daß Du in der Ange- 
legenheit der Devifenzulaffung der Sparbant felbft mehr ausrichten fannit, als 
irgend ein anderer und bie baher bis zu Deiner Rüdtehr ruhen zu laſſen.“ 
Julius Barmat-Amſterdam am 15. Februar 192: 
pp. j ; an Herſchel Barmat-Berlin. 
„Zulaſſung Altenburger Sparbank als Devifenbanf. j 
Ich hoffe, daß in diefer Angelegenheit das Nötige unternommen wird, ohne auf mich 
zu Marten, wie Herr Heilmann meint." 


In diefen Tagen beichäftigte ſich Barmat auch mit der Beglüdung 
Frankreichs als Wirtſchaftspionier, und zwar auf Koften der — Preußiichen 
Staatsbank. Am 8. Februar ſchrieb er an Herfchel: 
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„Meine Bläne in Bari find folgende: Ich habe Zuderfabrifen, Margarinefabriken 
im Auge, für unfere Zwecke werben ca. 15 bis 16 Millionen Franc in Frage fommen, 
die ich dann auf der Baſis eines neuen Kredite oder einer Krediterhöhung bei Der 
Staatsbank zu beſchaffen gedenke. Hierüber Tann ich erft mit der Siaatsbank nad 
meiner Rüdfehr verhandeln und wenn ic} genau weiß, was und wieviel man nötig hat, 
um die Pläne durchzufegen. Für einen richtigen Fachmann halte ich Herrn Lewy bon 
der ‚Dema‘, denn der ift al tüchtiger Fachmann befannt.” 

Da3 war die Zeit als die Reichsbank der deutſchen Wirtfchaft gegenüber 
mit Kreditreftriftionen und Kreditbrofjelungen vorging und aus Mangel 
an Krediten zahllofe deutiche Firmen zujammenbrechen mußten. Die 
Staatsbank gab diefe Millionen an Barmat in einer Zeit hin, für die der 
Finanzminiſter im Landtag erflärt hatte, daß dem Staat die Barmittel 
zur Beftreitung der Gehälter und Löhne fehlten. Was hier nachgemwiefen 
worden ift, iſt das Gegenteil deſſen, was Heilmann zugegeben hat und 
dedt ſich mit der Darftellung, die der Parteigenofje Heilmanns, der 
Abgeordnete Aufhäufer, in der „Leipziger Volkszeitung“ gegeben Hatte. 


Bon der Krifis zur Kataftrophe. 

Der Barmat-Konzern, „ein ganzes Dredzeug von Unternehmungen“, 
krachte jchon bei dem Entftehen in feinen Fugen und er war am 19.Mai 1924 
verloren, al3 die Staatsbank beſchloß: „Die drei großen Kreditnehmer 
Barmat, Kutisfer und Michael ſchulden der Staatsbank z. Zt. fiber 
35 Millionen Marl). Diefe Beanfpruchung durch drei Kunden, von denen 
die beiden erſten Ausländer und die beiden leteren das Geld im weſent— 
lichen nicht für eigene Betriebe gebrauchen, fondern mit hohem Gewinn 
mweiterberleihen (Barmat hat, wie ſpäter nachgemiefen, viel mehr gewuchert; 
d. Verf.), erjcheint insbeſonders wegen der Liquidität der Staatsbanf 
bedenklich. Die Kredite jollen langfam verringert, auf feinen 
Fall erhöht werden.” 

Bon diefem Tage begann Barmat mit feinen Helfern die Jagd nach 
neuen Kreditquellen, fie verjiegten nach und nach und im gleichen Zeitmaß 
näherte jich der Zuſammenbruch. 

Gute Freunde bei der Staatsbank ſchanzten Barmat an diefem 19. Mai 
1924. noch 1477700 Mark zu; Gejamtihuld: 9,5 Millionen Mark. 

Binfen, verauslagte Wechjelftempelfoften und Speſen hat Barmat 
grundſätzlich nicht bezahlt; diefes Konto Hletterte für fich auf 1721824 Mark. 

Ein Dokument ungezügelter Frechheit it fein Schreiben an dasFinanzamt, 
in dem er die „FZumutung“, Steuern zu zahlen, mit Entrüftung zurückweiſt. 

Im Juli 1924 ſchickte er, vom Genofjen Wels an Macdonald empfohlen, 
jeine Vertreter nad) London, um Geld Herbeizufchaffen. Vorher hatte 
ihm der Bentrumdabgeordnete Lange-Hegermann, Freund und 


*) Das ift mehr als das dreifache Eigenkapital der Staatsbank geweſen; diefe hatte 
alſo ſchon fremde Gelder verliehen. 
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jErupellojer Gejchäftsfreund Heilmann, den Reichspoſtminiſter Dr. 
Hoefle als Ausbeutungsobjeft zugeführt. 

Sm Auguft 1924 ſetzten die Prefjeangriffe gegen den Barmat-Konzern 
ein: Barmat verfuihte durch einen gut durchdachten Riejen-Obligationg- 
ſchwindel Sparfafjen und die Träger der Sozialverficherung mit 13 Mil- 
lionen Mark hineinzulegen. Weil diefer Verſuch mißglüdte, bezahlte Barmat 
mit der Obligationg- Mafulatur” 2,8 Millionen Mark Schulden bei der 
Staatsbanf ujw. ab und gab den Reſt „Mafulatur" als Bankficherheit 
für 6,8 Millionen Mark neue Kredite. 

Sm September zwang Barmat dem Neichöpoftminifter Dr. Hoefle 
die Zuftimmung zu einer Tranzaftion mit der Darmitädter- und National- 
banf ab: die Reichspoſt follte diefer 20 Millionen Mark unter der Be- 
dingung leihen, daß die Banf 10 Millionen Mark an Barmat weiter- 
gebe. Dr. Hoefle bot das „Geſchäft“ an, Jakob Goldſchmidt dankte. (Die 
Reichspoſt durfte ihr Geld nur unter Garantie einer Großbanf, der Reichd- 
oder Staatsbank, d. h. durch deren Vermittlung verleihen.) 

Am 1. Oktober ftellte Barmat den Staatsfinanzrat Dr. Hellwig bei 
ſich ein; der follte durch feine perjönlichen Beziehungen zu den öffentlichen 
Geldinftituten neue Millionen-Zufuhren vermitteln. 

Im Dftober waren bereits „Reitwechjel” in Höhe von 10 Millionen 
Mark in den Depot3 der geldgebenden Gtaatsinftitute, Die Wechjelverbind- 
lichkeiten waren auf 24 Millionen Mark geftiegen, daraus folgte, daß der 
ganze Konzern feit dem Sommer nurfauf Verſchleierung, Täuſchung und 
Betrug aufgebaut werden mußte. 

Am 17, Oktober drang Herſchel Barmat ohne Anmeldung in dad Zimmer 
des Reich&poftminifters Dr. Hoefle und verlangte, mit der Uhr in der Hand, 
% Million Mark, fonft — — öffentlicher Skandal! (Dr. Hoefle erhielt 
in der Beit 4. bis 24. Oftober 15002 Marf.) Am 24. und 27. Dftober 
zwang Barmat den Reichöpoftminifter zu einem neuen Kredit: zu den 
bisherigen 10 noch 2,5 Millionen Marf. 

Ende Dftober murde Iwan Kutisker von der Staatsanwaltſchaft be- 
gehrt, Barmat z0g fich vorübergehend nach Amſterdam zurüd. Bon dort 
ſchrieb er an feinen Bruder Herfchel in Berlin am 27. Dftober: 

a... bin fehr aufgeregt; über die heutigen Vorfälle in Berlin noch nicht? zu hören; 
hier feine Kreditmöglichfeit; Leo (Schwager de Winter) wird mit Material nach New⸗ 
Hort fahren müffen, weil nur London und New-Hork für uns eine Rolle fpielen .... 
Sch bitte Dich und alle, mir täglich ausführlich zu drahten und zu ſchreiben.“ 

Bur felben Zeit befürmworteten die ſozialdemokratiſchen Stadtveroröneten 
Heitmann und Rechtsanwalt Dr. Loewy die Herausgabe eines Barmat- 
Kredites, gegen Hingabe von Konzern-Wechjeln, bei den Stadtfajjen von 
Berlin und Neukölln. 

Anfang November ftellte Barmat den Minijterial-Direltor a. D. Emil 
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Kautz Mitarbeiter des Genoffen Bauer im Reichsſchatzminiſterium) als 
„Finanzdiktator“ mit 5000 Mark Monatsgehalt und Gemwinnanteilein. Kautz 
verhandelte am 5. November mit der Staatsbank auf diefer Grundlage: 
Berlängerung de3 laufenden 9,5 Millionen Marf- 
Sredites, feine Binfenzahlung, 5 Millionen Mark neuen 
Kredit! 

Als Sicherheit bot er ein Paket „Makulatur“Aktien an. 

„Ein Bemeis, wie geld- und wertleer der Barmat-Ronzern gemefen ift.“ 
(Anklageſchrift.) 

Kautz drohte: falls Ablehnung — Zuſammenbruch! 

Die Staatsbank mußte ablehnen, weil ſie ſelbſt keine verfügbaren Gelder 
mehr hatte. 

Darauf wandte Barmat ſich an die „Reichsverſicherungsanſtalt für Ange— 
geſtellte“, um gegen bare 3 Millionen die 13 Millionen Obligationsanleihe 
zu verpfänden. Am 14. November ließ er an dieſe Reichsanſtalt ſchreiben: 

„Ich habe es bisher ſoweit wie möglich vermieden, Kredite in Anſpruch zu nehmen, 
ſondern faſt durchweg mit eigenem Kapital gearbeitet. Die wenigen Kredite, die ich von 
anderer Seite her (ich beiverte fie mit 15% des eigenen Kapitals) in Anspruch genommen 
habe, find Iangfriftiger Natur und zu den billigften Sägen hereingenommen.* 

In Wirklichkeit hatte Barmat fein eigenes Kapital. aus Amsterdam 
mitgebracht und in feinen Konzern geftedt. 

Nach der Sperrung de3 Staatsbank-Kredites am 19. Mai 1924 hat 
Barmat e3 verftanden, bis Mitte Dezember, noch 24,8 Millionen Mark 
öffentliche, alſo Steuergelder zu „leihen“. 

Der Staatsanwalt hat für dieſe Zeit nachgemiefen: 

24 erjolgloje Kreditgeſuche bei faft allen Länderbanken Deutjchlands, 
9 erfolgreiche Kreditgefuche, Die ihm die 24,8 Millionen Mark ein- 
brachten. 

Es dürfte fich für den Staatsanwalt empfehlen, bei den befannten öffent- 
lichen Geldinftituten feftzuftelfen, welche Parlamentarier Empfehlungs- 
ſchreiben für die Kreditgefuche Barmats auzgeftellt haben und was Heilmann 
bei jeinen häufigen Befuchen beidem kopflos gewordenen Freund erfahren 
haben muß. 

Die andere Seite. 


‚Heilmann, Vertrauter de3 Haufe Barmat, ſowohl in geichäftlichen 
wie in Yamilten-Angelegenheiten, der auch die Entwicklung des Barmat- 
Vermögens gekannt hat, dem foll, was folgt, entgangen fein? 

Barmat hai nad) der Berechnung des Staatsanwalts im Jahre 1924 
zumindeft 1,4 Millionen Mark für feinen Privatgebrauch abgehoben. 
„Bei den fingierten Stonten und dem vielfachen Verjchieben bon Beträgen 
it es möglich, daß Barmat viel mehr, als nachweisbar, verbraucht hat.” 
(Anklageſchrift.) 
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Beuge Heilmann: „Barmat felbft ijt ein Mann, er ißt jeden Tag 
dazjelbe, zu Mittag ein Stüd Hering und Rindfleifch, und dann ift Schluß, 
und am Abend irgendeine Kleinigkeit. Rein menſchlich wird 
Ihnen das gewiß fehr ſympathiſch fein. Sch gönne ed 
jedem andern Menjhen nicht. Ich fage alfo, Barmat hat über- 
mäßige Ausgaben in feiner Weiſe gemacht, weder hat erirgendeine Xeiden- 
Schaft, Sport, Kunst, Theater, noch andere Leidenschaften großen Stils.“ 
(Barl. Unterj.-Ausihuß 3. Februar 1925 Sp. 260.) 


2571249 Marffind in das Ausland abgeflofjen, „ſie ſtammen zweifellosaus 
öffentlichen Krediten und gelten al3 endgültig verloren”. (Anklagefchrift.) 

„In dem Vertrage, der mir jedenfall3 mal befannt geworden ift, iſt 
gejagt, daß eine Million Mark oder Gulden — das will ich Dahingejtellt 
fein laffen, fich die Familie (nach der Verhaftung Barmats und nad feiner 
Beratung mit Heilmann) vorbehalten hat." (Profeffor Dr. Leidig, Vor- 
figender de Barl. Unter.-Ausfchuffes am 24. Juni 1925 Spalte 2164.) 

Vorſitzender: „Weiter liegt eine Mitteilung des Preußischen Yuftiz- 
minifteriums vor, die fich auf die Überweifung von 3 Millionen Gulden 
nad) Holland bezieht: Es find im Jahre 1924 nicht 3 Millionen über- 
wieſen morden, jondern 1384297 Gulden.” 

Es ift nämlich nie nachgemwiefen, nicht mal behauptet worden, daß 
Barmat außer 8000 Dollar (33600 Mark) je Geld nach Deutfchland ge- 
bracht hat. Die vom Yuftizminifterium angegebenen 1384297 Gulden find 
im Laufe de3 ganzen Jahres 1924 in Monatsbeträgen zmilchen 26000 
und 112000 Gulden nach Holland übermwiejen worden. 

AS nah Barmats Berhaftung die Staatsbanf durch den Gericht- 
vollzieher einen Wechfel über 9,5 Millionen Mark (Kredit- d.h. Schuld- 
ſumme Barmat3) in deſſen Amfterdamer „Weltfirma“ (mie Reichskanzler 
a.D. Bauer ſich ausdrüdte) präfentieren ließ, da legte man ihm in einer 
„Schreibfederſchachtel 23 Gulden und einige Cents” vor. 

Außerdem follen im Sommer 1924 nad) der übereinftimmenden Aus— 
fage von zwei Zeugen im Unterſuchungsausſchuß „noch 2 oder 2,5 Mil- 
lionen Mark in einer Summe auf das Bankhaus Mendelsjohn-Amjterdam 
überwiefen worden fein.” 

685938,20 Mark hat, mit feiner Buftimmung, der Hausfreund Bar- 
mats, der Ruſſe Suchoſtawski, von der Merkur-Bank abgehoben — 
in wenigen Monaten. Die Merkur-Bank wurde ausſchließlich von der 
Staatsbank finanziert, ſo daß man durchaus ſagen kann: das oſtjüdiſche 
„dreieckige Verhältnis” iſt vom Steuerzahler finanziert worden. 

Barmat beichäftigte feinerjeit3 den Vertrauensmann des Polizei- 
präfidenten Richter, „deſſen Aufgabe darin beitand, die Tanzlofale und 
Kabaretts abzugrajen und da das nötige Damenperfonal für beide (Bar- 
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mat und Richter) aufzugabeln; ich mußte felbft mal eine Wohnung im 
Tiergartenviertel ausfindig machen, die ſpäter, als ich in Amfterdam mar, 
für den Betrag von 100000 Mark erworben wurde, und zwar für eine 
holde Weiblichkeit, die jegt nach Paris verſchwunden ift. Ich hatte den 
Auftrag, bis zu 200000 Mark zu zahlen. Es paßte aber alles nicht. Bold 
hat die Straße nicht gepaßt und bald jenes nicht. Und al ich aus Amiter- 
dam zurüd fam, hörte ich, daß die Wohnung von der Frau ©. bereits 
bezogen worden jei”. (Zeuge Tannenzapf im Barl. Unterj.-Ausfhuß am 
8. Yuli 1925 Spalte 2410/11.) 

Aber die Staatsbanf Hat feinen Pfennig Zinfen befommen, 
gejchweige denn ihr Kapital. 

Und während hier zügello8 auf Koften der Steuerzahler geflindigt 
wurde, tobte auf der anderen Seite die Jagd Barmats nach neuen Mil- 
lionen-Srediten aus Staatskaſſen. 

Und mährend das Geſindel für Lurus-Maitreffen Unfummen ver- 
geudete, fonnten die Arbeiter des zufammenbrechenden Konzerns nicht 
einmal ihren regelmäßigen Lohn befommen. 

Diefer Ouerjchnitt durch den Barmat-Konzern, durch fein Betrliger- 
und Schieber-Mitieu, iſt keineswegs erjchöpfend, es läßt fich ſelbſt auch 
in einem dicken Buch ſchwerlich erfchöpfen. Ich will aber noch eine Trang- 
aktion erwähnen, die öffentliches Ärgernis war, die ſelbſtverſtändlich alle 
Perſonen um Barmat fannten. Und nur Heilmann nicht? 

Barmat brachte im Spätfommer 1924 die „Allgemeine Garantiebanf“ 
in jeinen Beſitz, um die von ihm aufgenommenen Kredite bei fich felbft 
— rückzuverſichern. Wie feine „Obligationsanleihe” ein international ge- 
hanbeltes Wertpapier werden follte, jo verfuchte er den von feiner eigenen, 
oberfaulen Garantiebank ausgeftellten „Sarantiefchein” zu einem hoch⸗ 
bewerteten mündeljiheren Goldpapier zu erheben. Die „Oldenburgiſche 
Staatsbank“ hat, von dem Reichspoſtminiſter Dr. Hoefle gedrängt, der ihr 
als Erſatz Reichspoſt-Kredite in Ausficht ftellte, auf folchen „Garantie- 
ſchein“ al einzige Sicherheit noch am 15. Dezember 1924 2 Mil- 
tionen Mark geliehen. AS fie ihn nad) Barmats Verhaftung präfentierte, 
hatte der Schein nur den Wert des Papiers, auf das er gedruckt war. 

Dieſer „Fiſchzug“ Barmats glüdte in der Zeit zwiſchen dem Bemühen 
Heilmannz (8. Dezember), bei dem Finanzminifter v. Richter 5 preu- 
ßiſche Millionen Mark für Barmat flüffig zu machen, und der Auffichts- 
ratsſitzung (23. Dezember), in der im Beifein des Auffichtsratz Heil- 
mann die Bilanzverjchleierung bejchloffen wurde. 


Die dritte Geite. 


Die Enthüllungen gegen den Konzern und feinen Gründer begannen, 
wie jchon erwähnt, im Auguft, Die Öffentlichkeit merkte aber erſt im Of 
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tober auf, al3 die beiden oftjüdifchen Schieber Jwan Kutisker und 
Michael Holzmann, jeder ein betrogener Betrüger, fich wegen Pro- 
vifionen zanften. 

Mit Iwan Kutisfer brach der Staatsanwalt den Editein aus dem 
Schtwindelgebäude, in dem fich bis dahin einige Größen der Sozialdemo— 
fratie und des Zentrums mit den internationalen Schiebern tummelten, 
die fich felbft gefund und die öffentliche Moral Fran? machten. 

Um 6. Oktober 1924 warnte der M.M. („Montag-Morgen“) vor der 
ftaatlihen SKreditpolitif gegenüber Ausländern. 

Man würde Heilmann als Publiziften, Parlamentarier und gejchäfts- 
tüchtigen Auffichtsrat unverdient Unrecht tun, wenn man von ihm glauben 
wollte, daß er die aus allen Kanälen gegen feinen Freund Barmat flie- 
gende Gerüchte nicht gekannt hätte. 

Aber ‚zugegeben, daß er außerhalb feines parlamentarifchen Berufs 
nichts gehört, nichts gelejen und in den vielen Konferenzen bei Barmat 
„nur Zigaretten geraucht” Hat, dann Hätte den Parlamentarier aber die 
folgende Anfrage im Landtag vom 4. November 1924 ftußig und hellhörig 
machen müfjen: 

Ebersbach, Weisfermel und Dr. von Kries (Potsdam) (Deutjch- 
nationale Volkspartei): 

„Angeficht3 der ungeheuren Erregung, die fich der gejamten Wirtfchaft über die un« 
verantwortlihen Kreditgemährungen der Preußifhen Staatsbanf an aus— 
ländiſche Konzerne bemächtigt hat, fragen wir: 

1. ft das Staat3minifterium bereit, Auskunft zu geben, welche tatfächlichen Vorgänge 
den fogenannten Fällen Rutisfer, Holzmann und Barmat zugrunde liegen und 
wieweit die Leitung der Staatsbank oder einzelne Beamte der Staatsbank hierbei 
ftrafrechtliche3 oder diſziplinariſches Verfchulden trifft; 

2. wa3 hat die Staatsbank getan, um ähnlichen Vorgängen in Zulunft vorzubeugen? 

Berlin, den 4. November 1924.“ 

Dieſe Anfrage iſt nie beantwortet worden. 

Seit Anfang November beſchäftigte ſich die geſamte Preſſe mit Dem 
Barmat⸗Kutisker⸗Skandal und wer aus deſſen Nähe flüchten konnte, 
flüchtete. 

Als zunächſt nur die beiden oſtjüdiſchen Schieber Iwan Kutisfer und 
Michael Holzmann den Staatsanwalt befchäftigten, empörte ſich der „Vor- 
wärts“ am 21. November über „vie Schiebertransaftionen der Holz- 
männer, die in einem Rechtsſtaat überhaupt nicht möglich fein jollten. 
Wir als Sozialdemokraten werden darauf dringen, daß Licht in dieſe 
dunklen Affären gebracht wird und die Schuldigen ihre gerechte Strafe 
finden.” 

Am 2. Dezember — die Prefje hatte ihre Angriffe.gegen die Sozial- 
Demokratie und Barmat ſchon aufgenommen, — verdunfelte der „Bor- 
wärt3" als einzige deutfche Zeitung die wahre Lage im Barmat⸗Konzern, die 

Rechtspflege. 9 
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Kreditverhältniffe zur Staatsbank und zur Reichspoſt und behauptete, in 
der Erwartung, daß die Wahrheit nicht Herausfommen werde: „Niemals 
haben fich irgendwelche führende Genoſſen für Kredite oder 
andere Gejhäfte des Barmat-Konzerns eingeſetzt.“ 

Um gleihen Tage veröffentlichte Heilmann feine Herausfordernde Er- 
Härung gegen die Note Fahre im „Vorwärts“ (ſ. ©. 104). 

Heilmann hatte alfo Zeitungen gelefen, er mußte al3 führender Par— 
Iamentarier zumindeft in feinem weiteren Verhalten gegenüber Barmat 
borfichtig fein und auf jeden Fall den Schein der mechjelfeitigen Be— 
ziehungen und Verpflichtungen zu vermeiden fuchen. Der ihm gleich- 
gefinnte Abgeordnete Zange-Hegermann hatte jedenfalls ſchon Ende Ok— 
tober 1924, bevor Barmat die Öffentlichkeit zu bejchäftigen begann, be- 
fchloffen, von feinem Geldgeber abzurüden. 

Ganz anders verhielt ſich Heilmann, der kühn behauptete: „ich habe 
niemal3 über Kredite für Barmat mit jemand verhandelt!” 

Am 7. Dezember waren die Wahlen zum Reichstag und zum Landtag. 
Die gegnerische Prefje, infonders die „Note Fahne”, feste bis dahin ihre 
Enthüllungen über Barmat-Heilmann fort; die bürgerliche Prejje be- 
gleitete Heilmanns öffentliche Erflärung mit ſchärfſter Kritik. 

Die öffentlichen Angriffe auf Barmat, auf feinen Konzern, auf die 
Staat3banf, auf Heilmann, auf die Sozialdemokratie ftellten Führer 
und Partei vor die Entjcheidung: 

entweder laſſen wir Barmat fallen oder 
wir belaften die Regierungspartei mit dem größten Skandal, den 
je eine politiiche Partei auf fich hat laden müfjen. 

Barmat fallen lafjen, wäre der noch größere Skandal, wahrfcheinfich 
die Zertrümmerung der Sozialdemokratie geworden. Das Zentrum durfte 
und hat den Reichapoftminifter Dr. Hoefle und den Abgeordneten Lange- 
Hegermann brüsf abgejchüttelt, dagegen die „antikapitaliftiiche” Arbeiter- 
partei durfte den typiſchen Vertreter des entartetiten Kapitalismus — 

ihren Geldgeber, nicht fallen lafjen. 


Der 8. Dezember 1924. 


„Barmat hat mir am 8. Dezember 1924 mitgeteilt, wie er die Dinge 
ſah“, erklärte Heilmann unter jeinem Eid. 

Die Unterhaltung am 8. Dezember, wenn fie jo, wie Heilmann fie 
daritellt, ftattgefunden hat, wird jehr dramatifch geweſen fein: beide 
hielten einander in der Hand, jeder fonnte den anderen „hochgehen 
laſſen; den Nußen freilich, den würde allein der politifche Gegner haben, 
denn die Sozialdemofratie müßte auf der Strede bleiben. 

Ein Irrſinn, zu glauben, daß Barmat feinen Freund je belogen hat, 
denn jede Lüge hätte fich jofort als gröblichite Täufchung herausſtellen 
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müffen Eine Rüdipradhe mit dem „Finanzdiktator” Kaub, den Heilmann 
kannte oder eine telefonifche Anfrage bei der Staatsbank hätte ihn fofort 
unterrichtet, denn Raus hatte ſchon am 5. November, 4 Wochen vorher, 
der Staatsbank die rettungslofe Lage des Konzerns mitgeteilt. 

Heilmann bat fi, bevor er zum Finanzminifter v. Richter eilte, mit 
dem „Finanzdiktator” Barmats, Kaus, unterhalten, denn er brachte bei 
dem Minifter das Gefpräc auf diefen mutmaßlichen alten Bekannten 
v. Richters — ein befannter Trid, um eine Bracke zu geſchäftlichen Ver—⸗ 
handlungen zu bauen. 

Sind die Schlüſſe berechtigt, daß Heilmanns vorhergehende Unterhal⸗ 
tung mit Kautz nur den Sinn haben konnte, ſich jene Klarheit über eine 
Sache zu verſchaffen, die man haben muß, wenn man in Geldſachen zum 
Finanzminiſter geht? Iſt zu glauben, daß vielleicht Kautz Heilmann 
hinters Licht geführt hat? Sicher nicht, denn ein Mann wie Heilmann 
läßt ſich nicht hinters Licht führen. Es bleibt nur der Schluß, daß 
Heilmann dem Miniſter nicht klaren Wein hat einſchenken wollen. 

Bei der Gegenüberſtellung Heilmanns und v. Richters als Zeugen vor 
dem Unterſuchungs-Ausſchuß platzte die „kapitalfeindliche“ Einſtellung des 
führenden preußiſchen Politikers wie eine Seifenblaſe. Man hatte die 
Überzeugung, daß Heilmann in vollſter Kenntnis der rettungslos ver- 
fahrenen Lage des Barmat-Konzerns zu dem politifch „mwadelnden” Finanz⸗ 
minifter gefommen fei, um gegen Anweifung von 5 Millionen Mark die 
Stabilifierung des Miniſterſeſſels — durchbliden zu lafjen. 

Heilmann hat dann nach der erjten Unterhaltung mit dem Finanzminifter 
fofort mit Barmat und defjen „Finanzdiktator“ Eonferiert und am 13. De- 
zember nochmals bei dem Finanzminifter angerufen, um zu erfahren, ob er 
feine ablehnende Haltung gegenüber Barmat noch nicht aufgegeben habe. 

Das erſte, was der Minifterdem ParlamentarierHeilmann antwortete, mar 
dem Sinne nad): Sie Haben mir neulich die Unwahrheit gejagt! 

Der Finarzminifter v. Richter Hatte den gewandten Vertreter Bar- 
mat3 richtig durchſchaut und eingeſchätzt. Trogdem fand Heilmann bei 
feinen fpäteren parlamentarifchen „Richtern“ Nachjicht, denn fie tadelten 
in ihrem Urteilsfpruch nur fein „unvorſichtiges Verhalten” als Parlamen- 
tarier in diefer Sache. 

Was kann bejjer als dieſes patlamentariſche „Urteil” die Unterfuchungs- 
Ausſchüſſe zu koſtſpieligen Komödien ftempeln? 


Um 11. Februar 1925 hatte Heilmann feinen „Richtern” verjichert: | 


„Wenn Barmat damals mit Fälſchungen gearbeitet hätte — ich Habe in meiner früheren 
Ausſage erklärt, e3 jeien faft ſämtliche Papiere im Original in meiner Hand gemeien —, 
dann hätte ich felbftverftändlich an demſelben Tage den Verkehr mit einem ſolchen Manne 
abgebrochen.” (10. Situng Sp. 508.) 

9% 
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Barmat ift fich gleich geblieben und daß Heilmann, nach feinem Gelbft- 
zeugnis Barmats Berater in jenen „Gejchäften", ſich auch gleich geblieben 
it, beweift, daß er fich von feinem Freunde auch) in dem Augenblick nicht 
trennte, als der Staatsanwalt diefen hinter Schloß und Riegel geſetzt hatte 
und e3 befannt geworden war, daß jede für den Barmat-Stonzern bejtimmte 
Reichsmark feit dem Sommer 1924 ſchon dor deren Hingabe auf Nimmer- 
wiederjehen verloren mar. 


Barmat war in einer Rage, aus der heraus er den „ungefrönten König 
von Preußen” zu einem noch größeren Dienjt zwingen, zu einer in der 
Parlamentsgeſchichte der Welt gewiß beifpiellofen Brüsfierung der ge- 
famten Offentlichkeit verpflichten konnte. Heilmann zeugte vielleicht des⸗ 
halb in einer zweiftündigen meifterhaften Rede vor dem Unterfuchungs- 
Ausſchuß für feinen Freund und beendete fie mit diefem Befenntnis 
zu Barmat: 


„3% Hatte wiederholte Unterredungen mit Barmat im Unterfuchungsgefängnid. Es 
ift mir gelungen, die Zuftimmung zu dieſem, inzroifchen von Barmat abgejchloffenen Treu- 
händervertrag zu erreichen, ducch den er fein gejamtes in- und ausländiſches Vermögen 
den Treuhändern übereignet, fein Vermögen und das der Frauen, durch den auch alles 
Privateigentum, das außerhalb der Gefchäfte ift, ven Gläubigern itbereignet wird, gleich- 
viel, wieviel es num wert ift, ob viel oder wenig, und ihm nur vorbehalten wirb eine be 
ſcheidene Rente zum Leben und zur Führung feiner Verteidigung.” 

Barmat teilte zunächft vor feiner Unterfchrift einige Bedingungen: 

„So ift die Verhandlung im einzelnen gegangen, und fie war ſchwierig. Ich habe 
ſchließlich den Knoten durchgehauen, indem ich gejagt habe: Julius, e3 ift ganz gleich, 
was Dein noch freie3 Vermögen wert ift, ob 20 Millionen oder 20 Pfg., e3 ift auch ganz 
gleich, wie die einzelnen Beſtimmungen des Vertrages lauten, Das einzige, worauf es 
antommt, ift, daß du auch im Gefängnis did als Gentleman zeigit, als 
den ich di Fennen gelernt habe. Auf diefe Aufforderung Hin hat Julius 
Barmat den Treuhändervertrag unterfchrieben, und ich glaube, infofern wenigſtens ich 
bisher die Tatfachen kenne, jagen zu können, daß mir der Beweis, daß der Mann ein 
Zump und Blutfauger ift, bisher noch nicht geführt worden ift. Die Sreundfchaft, 
die ung beide verbindet, hater jedenfall3 auch im Gefängnis treu 
gehalten. Die erſte Handlung, die er vorgenommen hat, al3 die Anwälte zu ihm 
gelaffen wurden, war, daß er mir eine Generafoolfmacht ausgeſtellt Hat, in Der er 
mich bevollmächtigt, in allen feinen Angelegenheiten ihn zu vertreten, ‚jedes Nechtö- 
geſchäft und jede fonftige Rechtshandlung, welche ich ſelbſt vornehmen könnte und bei 
welcher eine Stellvertretung überhaupt geſetzlich zuläffig ift, mit derjelben Wirkung 
vorzunehmen, al3 ob ich die Handlung ſelbſt vorgenommen Hätte: ‚Er foll berechtigt fein, 
Zeiftungen jeder Art für mic) zu empfangen und zu gewähren, er hat aud) das Recht 
mich in allen Banfangelegenheiten zu vertreten, insbefondere Sched3 und Anweiſungen 
auszuftellen, Abhebungen zu machen und überhaupt jegliche Art des regulären Banf- 
verfehrs zu tätigen. Mein Bevollmächtigter ſoll aud) ermächtigt fein, mit fich felbit Rechts- 
geſchäfte vorzunehmen, und zwar gleichviel, ob er dabei im eigenen Namen oder als 
Bertreter eines Dritten handelt‘. 

Ich habe ſelbſtverſtändlich von diefer Vollmacht ebenfowenig jemals Gebrauch) gemacht 
wie bon einer gleichen Vollmacht (1), Die mir Barmat über fein Vermögen im Jahre 1920 
bereit3 ausſtellen wollte. Ich darf fagen, Daß ein ſolches Vertrauen bei feinem Menjchen 
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jemand genießt, der nicht in vollſtem Maße uneigennügig und rein freundſchaftlich gehan— 
delt hat. Sch darf dag über meinen Verkehr mit Julius Barmat von mir fagen, und ic) 
glaube, meine Herren, e3 hat jemand nicht leicht, der Öffentlichkeit zu bemeifen, daf er 
ein anftändiger Menfch ift; man muß fich helfen mit dem Saß: quivis praesumitur bonus, 
donec probetur contrarius; jedermann gilt folange als anftändig, bis ihm das Gegen. 
teil nachgetviefen ift. So menschlich tragiſch diefer ganze Fall Barmat mir erfcheint, weil 
e3 ſich um einen Freund handelt, mir ift der Fall nicht unwillkommen, weil er mir 
Gelegenheit gibt, vor der Öffentlichkeit pofitio zu beweifen, daß ich als anſtändiger 
Menich gehandelt Habe.” 

Eine glänzende vednerifche Leiftung und — eine Leimrute, elegant 
gelegt. 

Nicht ein Mitglied des Unterfuchungs-Ausfchuffes ift wieder bon dieſer 
Leimrute Heruntergefommen, niemand hat nad) dem Inhalt des Treu- 
Händer-Vertrages gefragt, durch den Barmat fih 1 Million Mark 
(oder Gulden! f. Seite 127) gefichert Hatte, niemand hat aufgeflärt, wes— 
halb Barmat vor und nach dem Jahre 1924 feinen Entſchluß ohne Heil- 
mann gefaßt und durchgeführt Hat und ihn gerade in dem Krifenjahr 
1924, während der Verfchleuderung und Auslandsverſchiebung von 39 Mil- 
lionen Marf Steuergelder, von ſich ferngehalten haben fol. 

Sm Bewußtfein feiner geiftigen Überlegenheit, trogend mit feiner po- 
litiſchen Macht, konnte er feinen nicht talentierten Gegnern und der 
gejamten Öffentlichkeit die zwei Säße ind Geficht ſchleudern: 

„Die Freundichaft, die uns beide verbindet, hat er jedenfall auch 
im Gefängnis treu gehalten. ... Mir ift der Fall (Barmat) nicht 
unwillkommen, weil er mir Gelegenheit gibt, vor der Öffentlichkeit 
poſitiv zu beweifen, daß ich als anftändiger Mann gehandelt habe.“ 

AL Jude gegenüber dem Juden — zweifellos. 

Und die Staatöregierung hat bisher nicht befannt gegeben, 
wieviel die Reich3- und Gtaatsinftitute auf Grund des Treu- 
Händer-Vertrages, bei deſſen Durhführung Barmat von Heil- 
mann vertreten wurde, aus der Konkursmaſſe Barmats zurüd- 
befommen haben. 

Geld ſtinkt nicht.” 


Was Heilmann für Barmat getan hat, iſt überzeugend nachgewieſen 
worden. 

Was hat nun Barmat für Heilmann getan? 

Heilmann hat von dem übel berüchtigten Groß-Schieber Dr. Parvus— 
Helphand 20000 Mark bekommen; er ift Barmats intimfter und immer 
dienftbereiter Freund geweſen, er war Nutznießer der fürchterlichen Grund- 
ſtücksmißwirtſchaft der Stadt Berlin mit einem Shlichter-Honorar bon 
60000 Mark und er hatfür3 Theater-Schiedsgerichtsfigungen 10965 Mark 
Honorar bezogen uſw. 
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Die „Rote Fahne” !) ſchrieb dem Fapitaliftifch eingeftellten, aber großen 
Sozialdemokraten noch in legter Zeit grob und deutlich ing Gewiſſen: 


„Wir glauben, daß in Somjetdeutichland für Leute, denen die Arbeiterbewegung eine 
mildhende Kuh und Gelegenheit für ſchmutzige gewiſſenloſe Gefchäfte ift, fich ein Galgen 
finden wird. Und das wird — mit proletarifcher Offenheit gefprochen — der Platz fein, 
an dem Herrn Heilmanns ‚Fähigkeiten‘ weithin fichtbar werden. 


Die von Heilmann beſchworene Ausſage über Barmats Zumendungen 
an ihn bemegte fich an diejer von ihm felbft gezogenen Grenze?): 

„Was ſonſt meine finanziellen Beziehungen zu Barmat betrifft, fo habe ich von Zeitzu Beit 
von ihm Geld befommen, niemals mehr, vielfach aber weniger, al3ih an Barem 
ausgelegt hatte. Ich muß zur Erläuterung fagen, daß jedes zweite oder dritte Mal, wo 
ih mit Julius Barmat zufammen mar, er mir gefagt hat: „Du brauchſt doc gewiß 
Geld, ich bin dir Geld ſchuldig, du Haft für mich ausgelegt, nimm doch welches”, und da 
ich jedesmal darauf erwidert habe: Nein, ich nehme nicht einen Pfennig mehr, als ich 
bar ausgelegt habe. Barmat hat mir ſehr oft angeboten, mir die3 und das zu geben, mir 
ein Konto zur Verfügung zu ftellen, mir fonft irgend etwas zu fehenfen; ich habe dag 
regelmäßig abgelehnt. Ich kann heute vor dem Ausſchuß als Zeuge unter meinem Eid 
mit vollkommen ruhigem Gewiſſen befunden, daß ich mir von Barmat nicht mehr habe 
geben laſſen, als ich wirklich an Aufwendungen für ihn gemacht Habe, daß ich dagegen 
meine ganze, teilweife jehr umfangreiche Arbeit, die ich freiwillig für ihn gefeiftet habe, 
Durchſicht von Verträgen, Erledigung von Familienangelegenheiten, für ihn ohne jedes 
Entgelt gefeiftet Habe. In diefem Zufammenhang darf ich erwähnen, daß die Erledigung 
einer diefer Familienangelegenheiten, die mich 1923 viermal nach Amfterdam geführt 
hat, zu einer gewiſſen Entfremdung geführt hat, nicht zwischen Julius Barmat und mir, 
aber zwiſchen mir und feiner Yamilie, und daß jeitdem mein Verkehr in feinem Haufe 
fehr eingeschränkt gemwefen ift. Sch bin 1924 im ganzen nur dreimal in feiner Wohnung 
geweſen, nicht, weil ich ein Mißtrauen gegen ihn Hatte, und weil mir perjönlich ung ſchlecht 
geitanden hätten, fondern wegen der Familienangelegendheiten, bei der e8 mir zwar 
gelungen tar, die ftreitigen Parteien zu verſöhnen, bei der aber die beiden Verföhnten 
nachher ein Reſſentiment gegen den Vermittler übrig hatten, wie e8 bei Vermittlungen 
in Familienftreitigfeiten öfters gefchehen foll. Der Verkehr ift dann fehr eingefchränft 
worden.“ : 

Bon diejer grundjäglichen Erklärung ift Heilmann nie abgemwichen, im 
Gegenteil, er hat jie eher beftätigt: „Sch habe jehr gewiſſenhaft darauf 
gehalten, nicht mehr zu nehmen, als ich tatfächlich ausgelegt hatte.” 

Es Hat fich aber im Barmat-Progek nicht vermeiden laffen, daß aus 
Kaſſenbüchern Dinge vorgelefen wurden und daß Zeugen über Buchungen 
ausjagten, die den Eid Heilmanns ftarf erfchütterten, ja gefährdeten. Ich 
verweiſe 3. B. auf Seite 60 im Band 1 dieſes Buches: „Alfo Doch Wels, 
Bauer, Heilmann und Richter Barmat-Stipendiaten.” 

Es ift damit vollftändig überflüffig geworden, die außerordentlich ver- 
ſchlungenen Ausſagen Heilmannz über den Charakter der „Barmat- 
Gulden” zu verfolgen, ein Verſuch, der in diefem Rahmen zu weit führen 
würde. Statt deſſen foll eine gerichtliche Urkunde über die Verfilzung von 


2) 28. April 1981 Nr. 98. 
2) Barl. Unterf.-Ausihuß am 3. Februar 1925 (6. Sitzung Sp. 42/43). 
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Politik und Geſchäft veröffentlicht werden, die jo wichtig war, daß fie 
aus den Gericht3aften gegen Barmat — entfernt wurde. 

Sie Heißt das Sfaac-Protofoll und ift am 31. März 198 in der 
Preſſe veröffentlicht morden. Das Protokoll war am 24. März 1925 
in Amfterdam aufgenommen worden und hat folgenden Wortlaut: 


„Berhandelt im Hotel Schiller. 

Es erſchien freiwillig der Kaufmann Lionel Jfaac aus Rotterdam, Aleiidisſtraat 6, 
und erklärt: j 

„Ich bin holländifcher Staatsangehöriger und bereit, Zeugnis abzulegen. Ich bin in 
den Jahren 1918 bis Mitte oder Ende 1921 für Barmat hauptſächlich als Reifender tätig 
gemwejen. ..." . 

„Falſch ſind die amtlichen Erklärungen der Anlage 2, 3 und 4. Sch bin niemal3 im 
Auftrage der deutjchen Reichsregierung oder des deutſchen Reichspräſidenten zwiſchen 
Holland und Deutſchland gereiſt. Ich bin nur für Barmat in Gejchäften gereift. Mit 
ven Rebensmittelgeichäften hatten meine Reifen im allgemeinen nichts zu tun, wenn ich 
auch manchmal einen Auftrag Barmats über folhe Gefchäfte erledigte.” 

Die von JIſaac als faljch erklärten amtlichen Ausweiſe haben folgenden Wortlaut: 


Beglaubigte Abſchrift einer Karte. 


Der Reichspräſident (gedrudt). 


(Mafchinenfchrift) Herr 2. Iſaac reift im Auftrage Der NReihsregierung vom 
6. bis zum 17. Juni nach Weimar. Ihm find die erforderlichen Eiſenbahnfahrkarten 
auszuhändigen. Auch find ihm beim Aufenthalt in Weimar alle möglichen Erleichterungen 
zu gewähren. 
(Stempel) gez. Krüger, 
Reichspräſident) Direktor, 


Beglaubigte Abichrift eines Briefes (Briefbogenkopf gedrudt) 


Büro des Reich3präfidenten Berlin W. 8, den 7. Juni 1919. 
Verwaltungsabteilung. Wilhelmſtraße 74. 
J.Nr. ..... 


Herr L. Iſaac aus Amſterdam reiſt im Auftrage ber Reichsregierung und des 
Herrn Reichspräſidenten zwiſchen Holland und Deutichland. Ich erſuche, ihm ſeitens 
der deutſchen Behörden erforderlichenfalls Unterſtützung ſowie Schutz und Hilfe ange- 
deihen zu laffen, ihm beim Grenzübergang jede mögliche Erleichterung zu gewähren und 
jein Gepäd unrevidiert paffieren zu laffen. - 

Stempel (Der Reihspräfident des gez. Krüger, Direktor. 

Deutfchen Reiches) (Trodenftempel). 


Die obige Exklärung gilt aud) für die von Herrn Iſaac zwiſchen Deutſchland und Deutſch⸗ 
Oſterreich zu unternehmenden Reiſen. 


Stempel: Der Reichspräſident Berlin, 16. Juni 1919. 
(kleiner runder Stempel). gez. Krüger, Direktor. 


Die Beglaubigung iſt handſchriftlich geſchrieben. 


Außerdem hat auch die deutſch⸗öſterreichiſche Geſandtſchaft einen Ausweis gleichen 
Inhaltes außgefertigt. Es Heißt dann im Protokoll weiter: „Krüger Hat gewußt, daß 
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ich feine Aufträge der Reichsregierung und des Neich3präfidenten hatte. Krüger war 
ftändiger Gaft der Barmats im Zentral-Hotel und im Hotel Briftol, d.h. er Fam 
wöchentlich drei- bis viermal. Einzelne Male ift er im Hotel geblieben, weil er zu be- 
trunfen war, um nach Haufe zu gehen; dann ging er gleich vom Hotel in fein Büro. 

Ebenſowenig hatte ich Aufträge von der deutſch-öſterreichiſchen Regierung .. .” 

„Als ich in Wien die Benachrichtigung befam (gemeint ift eine Viſumsverweigerung), 
ging ih zu dem Generalfonful Prinzen Stollberg, um mid) zu beſchweren. Der Prinz 
tief beim Auswärtigen Amt in Berlin an und wurde auf den nächſten Tag verwiefen. 
Ich rief ſofort Barmat in feinem Berliner Hotel an und erzählte ihm, daß man mir das 
Viſum vertveigert habe. Ich hörte, wie Julius Barmat rief: Müller, fomm mal ber, 
was der Iſaac zu erzählen hat‘. Ich erzählte darauf dem damaligen Minijter Hermann 
Müller am Telephon, daß ich feinen Sichtvermerk befommen habe. Müller erklärte, er 
würde fofort dafür forgen.” Sfaac erhielt denn auch am nächſten Tage fchon den 
gewünſchten Ausweis. 

In dem Protokoll wird dann fejtgeftellt, daß der damalige Charlottenburger Polizei- 
präfident Richter ſchon 1919 fat täglich Barmat3 Gaſt im Briftol war. „Er hat dort 
vollftändig auf Barmats Koften gelebt. Barmat bezahlte im Briftol wöchentlich 
30000 bis 50000 Marf für jeine Gäfte.” In einem Falle ging Richter felbft zu dem Paß— 
beamten, um einen Gichtvermerf für ihn zu erwirken. 

Weiter heißt e8: „Der Abgeordnete Heilmann war Barmats befter Freund und 
faft täglich mit ihm zufammen geweſen. Ich glaube mit Sicherheit jagen zu fünnen, 
daß Barmat für Heilmann volljtändig geforgt hat. Ich ſelbſt Habe öfter im Auftrage 
Barmats Geſchenke, Kriftallvafen und anderes für Heilmann gefauft. Ich weiß 
auch, daß die damalige Freundin Heilmanns von Barmat öfter Geſchenke befommen hat. 
Folgender Borfall ift mir noch in Erinnerung. Das erſtemal, als Heilmann Barmat 
nach feinem Umzug vom Gentral-Hotel in das Briftol-Hotel bejuchte, befanden fich beide 
allein im Zimmer. Ich war im Nebenzimmer, die Tür war nicht ganz geſchloſſen. Sch 
hörte, wie Heilmann fagte: ‚Nein, nein, Barmat, das fann ich nicht machen‘, und weitere 
ähnliche Redewendungen gebrauchte. Als Heilmann meggegangen war, fragte ich Barmat, 
was 108 gemefen fei, worauf er erwiderte, er habe Heilmann 5000 Mark in die Tafche 
gejtedt. Heilmann habe anfänglid) die Annahme verweigert, das Geld aber behalten. 
Barmat fragte mid) nod), ob meiner Meinung nach 5000 Marf genug feien. Ich erwiderte, 
da3 wife ich nicht. Diefe Zahlungen gingen ſämtlich auf Unkoſtenkonto.“ 

Herren Iſaac wurde die Erklärung aus Nr. 63 der „Berliner Börjenzeitung” vorge— 
Halten, wonach der Abgeordnete von Barmat niemals Zahlungen erhalten haben folle. 
Er erklärte: „Meine bisherige Darftellung ift in allen Punkten abfolut richtig.” 

„Kuh der Abgeordnete Kuttner fam häufig zu Barmat. Wenn 
Barmatinirgendeiner Zeitung angegrifjenmwurde, dannwurde die 
Sache zwiſchen Barmat, Heilmann und Kuttner befproden und Ruttner 
ſchrieb dann im Vorwärts Gegenartifel.” 


Das Protokoll enthält dann noch Ausſagen über eine Anzahl zweifel- 
hafter Geſchäfte Barmats und trägt die Unterſchriften von Lionel 
Iſaac, Kriminalkommiſſar Ganz und Staatsanwalt Dr. Kußmann. 

In dem erſten Strafprozeß gegen den früheren Staatsanwalt Dr. Kuß— 
mann (April 1926) hatte der Vertreter der öffentlichen Anflage, der 
Oberftantsanwalt Teblaff, erklärt: „Das Iſaac-Protokoll ift für 
den Barmat-Prozeß ausgejhieden worden.” 

So wurde diefem großen politiihen Prozeß der die Staatsraiſon ge- 
fährdende Stachel genommen. 
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Der Direktor Krüger, Barmats Helfershelfer im Büro des Reichs— 
präfidenten, war zeitweife auserjehen, Innenminiſter in Preußen zu 
werden. 

Sm Anſchluß an das Urteil im Barmat-Prozeß, das Heilmann als 
„perfönlich nicht intereffierten” Zeugen bezeichnete und ihm damit die 
Anerkennung gab, die ihm ſelbſt eigene Parteigenoffen verweigert hatten, 
richtete der „Tag“ 7 Anfragen an Heilmann, die auf Grund der befannt 
gewordenen Zuwendungen Barmat3 an Heilmann diejen an jeinen Eid 
erinnerten. 

Heilmann hat geſchwiegen und der Staatsanwalt Hat e3 abgelehnt, 
die gegen Heilmann erftattete Meineidsanzeige zu unterfuchen. 

Aber, wie gejagt, die Zuwendungen Barmats an Heilmann ſcheiden 
bier aus; fie find aufgezeichnet und nachweisbar. 


9%. - 
Der Eid des Reichskanzlers a. D. Bauer. 


Reichſskanzler .D.und Barmat-Bertreter. 


„Anterfchreiben wir.” 
Bauer.) 

Bor dem Barmat-Ausſchuß des Landtages ftand am 7. März 1925 
ein Beamter alter Schule, nahezu 50 Jahre alt. Die Revolution hatte 
ihn überflüffig gemacht. Unter dem Genoffen, Reichswirtfchaftsminifter 
Robert Schmidt, war er nod) in der diefem unterftellten Reichsfettitelle 
befchäftigt und 1920 ganz entlafjen worden. Er ſollte über die betrügerifchen 
Geſchäfte ausfagen, die Barmat gegenüber der Reichzfettitelle durchge— 
führt und welche „Beziehungen“ er dabei ausgenutzt hatte. Die verant- 
wortlichen Direktoren der Reichgeinkaufzftellen Hatten fich gemeigert, an 
Barmat Lieferungsaufträge zu vergeben, teil wegen zu hoher Preis— 
forderungen, teil3 weil er feine Großhandelserlaubnis, teils überhaupt 
fein Lager und auch feine Ausfuhrerlaubnis aus Holland hatte und hier 
außerdem im übeljten Auf al3 „Betrüger erfter Klaſſe“ ftand. Die Ge- 
ſchäftsverbindung mit Barmat war aber vom Minifter gewünfcht worden 
und ein Direktor Pritſchow diktierte der Neichzfettitelle Aufträge 
mit Barmat zu Preifen über der Marktlage. Die Verantwortung wegen 
der entftandenen Millionen-Berlufte ift ſpäter hin- und hergefchoben, aber 
nie geregelt worden. Barmat verdiente Riefenfummen, betrog das Neich 
und blieb ein Ehrenmann in den Augen feiner Parteigenoffen. 

Der ergraute Regierungsrat a. D. gab über feine Ausſage hinaus eine 
Darftellung, wie das rote neue Deutjchland, als Bauer fein „Unter- 
fchreiben wir” gejagt hatte, in den Abgrund taumelte. 


Dr. Weyermann: 

„Meine Herren, ich möchte auch nicht unterlaffen, Ihnen zu berichten, welches Vor— 
fommmi3 mir eigentlic, zuerit die Augen geöffnet hat über diefe Beziehungen des Herrn 
Barmat. Es wurde einer meiner Kollegen ganz im Anfang der Verhandlungen mit 
Barmat eines Tages von Herrn Barmat in freundfchaftlicher Weife eingeladen, des 
Abends mit ihn in feinem Hotel, im Zentral-Hotel, zu jpeifen. Der Herr begab ſich dahin 
in feinem Büroanzug und erzählte mir nachher, er habe eine große Geſellſchaft da vorge— 
funden, die aus den bekannten führenden PBerfönlichkeiten, insbejondere der Sozial- 
demofratifchen Partei, beftand. Er hätte fich geniert in feinem Büroanzug, die anderen 
1) „Als Bauer das entſcheidende Wort ſprach: Unterfchreiben wir! ging es wie ein 
eleftrifches Zuden und Zittern durch die Nationalverfammlung und mir tönt das Wort 
heute noch in den Ohren.” (Wilhelm Blos: „Bon der Monarchie zum Volksſtaat.“) 
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waren im Geſellſchaftsanzug. Sie hätten zufammen gefpeift, e3 wäre Muſik dageweſen, 
und nachher wäre getanzt worden. Die Sache hat mir damals einen ſo beſonders tiefen 
Eindruck gemacht, meine Herren, weil es gerade in der Zeit der allertiefſten 
deutſchen Erniedrigung und Schmach war: es war wenige Tage vor 
der Unterzeichnung des Verſailler Friedens, und ich kann nicht umhin 
— ich möchte das ganz offen ſagen, — daß natürlich eine derartige Tatſache perſönlich 
bei mir die Luſt, mit Herrn Barmat mich weiter in Geſchäfte und ſonſt perſönlich 
einzulaſſen, nicht gerade verſtärkt hat. Denn ich habe das doch von ſeiner Seite als eine 
ziemliche Taktloſigkeit betrachtet, in dieſer Zeit ein derartiges Feſt zu veranftalten.” 1) 


„AUnterſchreiben wir!" Die ſchickſalſchwerſten Worte, die Deutſchlands 
tauſendjährige Geſchichte Fennt. 

„Unterſchreiben wir!“ Deutſchlands Schmach und Schwäche wurzelt 
in dieſen zwei Worten. 

„Unterſchreiben wir!“ Die Flüche Millionen Enterbter wachſen aus 
dieſen zwei Worten. 

„Unterſchreiben wir!“ Dieſe zwei Worte ſetzten Bauer für abſehbare 
Zeit in den Seſſel des deutſchen Reichskanzlers. 

In dieſen Tagen ließ Barmat die führenden Genoſſen mit ihren Frauen 
in einem Berliner Luxushotel ſchwelgen und tanzen, er zeigte ihnen die 
Herrlichkeiten der Welt und ſie — beteten ihn an. 

Der Schatten des Staatskanzlers von Hardenberg aus der Zeit der 
tiefſten Schmach und Erniedrigung Preußens taucht auf. Damals ver⸗ 
handelte der franzöſiſche Intendant Daru mit der Preußiſchen Regierung 
wegen einer Kriegsentfhädigung. Daru weigerte fich beharrlich, eine 
beſtimmte Summe zu nennen, jondern er wollte haben, was zu haben 
mar. Als Frhr. vom Stein aus den Dienften Friedrich Wilhelms II. 
geſchieden war, fragte man bei Napoleon an, ob ihm Hardenberg als 
Nachfolger Steins angenehm fei. Man fragte zurück: wird er zahlen oder 
nicht? Man antwortete: er wird zahlen. Daraufhin ift Hardenberg Staats— 
fanzler Preußens gemorden. 

Als Bauer die beiden Worte: „Unterjchreiben wir!” ſprach, war Barmat 
auch bereits Gaft der führenden Genofjen in Weimar und jchloß teils mit 
Unterjtügung der befreundeten Wels und Heilmann Lieferungsgejchäfte 
mit dem Reich im Werte von 18%, Millionen holländijcher Gulden 
(cund 32,5 Millionen Goldmarf) ab. 

Die folgenden zeugeneidlichen Ausfagen von zwei 1919 und 1920 
tätigen Direktoren der Reichseinkaufsſtellen könnten vervielfacht werden 
und gewähren doch erſt einen nur teilweifen Einblid in das Milieu: 


Zeuge Rommel): „Ich jagte ihm darauf: Hören Sie mal, Herr Barmat, für dieſe 
16 Ungen-Dofen, die nur 14 Unzen Inhalt haben, kriegen Sie nur den niedrigeren Preis. 


1) Parl. Unterſ.Ausſchuß am 9. März 1925 (19. Sitzung, Sp. 1029/30). 
2) Parl. Unterſ.⸗Ausſchuß (Reichstag) am 16. April 1925 (17. Sikung). 
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Er erwiderte: Nein, Herr Rommel, diefe Dofe wiegt 16 Unzen brutto. Darauf ich: Nein, 
Herr Barmat, 16 Unzen Inhalt Haben Sie zu liefern und 14 find nur drin. — Dann hat e3 
einen fürchterlichen Streit gegeben. Wir find ſehr energifch aneinander geraten, und er hat 
von mir nicht den höheren, fondern den niedrigeren Preis befommen. Wutfchnaubend 
erHlärte er, er werbe in Berlin Schritte tun, um der Intrigue gegen ihn in Holland ein Ende 
zu machen und fie auszuräuchern, Er beſchwerte fich, wie mir nachher von den Herren der 
Reichzfettitelle erzählt wurde, beim Neichgernähtrungsminifter iiber die Herren bon ber 
Vettitelle. Zwei der Herren, Scharwenka und noch ein anderer mußten im Reichdernährungs- 
minifterium erfcheinen und mußten fi vor Herrn Barmat rechtfertigen in 
Gegenwart von dem damaligen Reichsfanzler a. D. Bauer, der Barmat 
beiftand. 

Vorſitzender: Wer ſoll von befannten Perſonen des Reichsminiſteriums bei ber 
Rechtfertigung zugegen geweſen fein? 

Zeuge Rommel: Damals war doch Herr Hermes Reichgernährungsminifter. Aber 
Barmat ijt mit der Gefchichte nicht durchgedrungen und hat von mir nur den niedrigeren 
Preis befommen. Es ivar aber ein ganz glatter Betrugsverſuch. Als er dann jchließ- 
lich im Laufe der Verhandlung mit mir gefehen hatte, daß er damit abfolut nicht durchkam, 
fagte er zu mir: Gott, Herr Rommel, was machen Sie mir für Schwierig- 
feiten! Ich fage Ihnen, der Kontrakt ift fo in diefer Fafjung mit mir 
abgeſchloſſen worden, um mir diefe höheren Preife gemiffermaßen zug u«- 
ſchanzen. ch fagte: Herr Barmat, e8 tut mir leid; dann müffen Sie e3 in einer anderen 
Form machen. Ich halte mich an den Buchftaben der Verträge, wie fie mir vorliegen.... 
Das war ein ganz glatter plumper und bewußter Betrugsverfuh von 
feiten Barmats. 

Zeuge Minkth: .... bei der Abnahme von Schmalz, die etwas fpäter Fam, habe 
ich noch zu Barmat gejagt: Herr Barmat, warum befommen Sie immer viel höhere Preife 
als Die anderen? Das iſt Doc) eigentlich komiſch, daß Sie immer 30, 40 oder 50 Gent mehr 
befommen als die anderen! Darauf fagte derſelbe Barmat zu mir: Ja, wiſſen Gie, 
wir müſſen auch 5 Prozent an die Sozialdemofratie abgeben. 


Borfigender: 5 Prozent an die Sozialdemokratie abgegeben? An diefes Geſpräch, 
Herr Zeuge Minf, können Sie fid) ganz beftimmt erinnern? 
Zeuge Mint: „Ganz bejtimmt.” 


In dieſes Milieu bliden, heißt dem Medufenhaupt der Korruption ins 
Geſicht ſchauen, heißt aber auch, jenen Zeitgeift erforfchen, der Deutſch— 
land erniedrigte. 

Es geziemt fich, hier des Herrn Scheidemann zu gedenfen, der noch als 
Minifterpräfident regierte und al3 folcher den geflügelt gewordenen Sat 
geſprochen hat: „Welche Hand müßte nicht verdorren, die fich und uns 
in jolche Feſſeln legt?" Das ſprach für den Volitifer Scheidemann und 
e3 ſpricht noch für ihn, daß er fich feither von der politifehen Bühne fern 
gehalten hat. 

Wenn Barmat zu Mink die Wahrheit gejagt hat, dann find er und 
die Parteikaſſe der S.P.D. auf ihre Koften gefommen: 


3) Barl. Unterf.-Ausfchuß (Neichstag) am 16. Mai 1925 (21. Sitzung). 
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5 Prozent von 32,5 Millionen Mark bedeuten nad) ver Rechnung Barmats 
1,6 Millionen Marl an die Barteifajfe. 
Dafür fonnte die Sozialdemofratie den Kampf mit der Zuftiz für Barmat 
aufnehmen. 


Barmat — Günſtling des Staatsmannes Bauer. 


Wann hat Bauer „Witterung” auf Barmat genommen? Dieje Trage 
ift für die Qualitätsprüfung feines Eides ebenjo wichtig, wie Die andere: 
wa3 hat Bauer für Barmat getan? 

Die dritte Frage: was hat diefer jenem gezahlt? ift in einem bejonderen 
Abſchnitt behandelt. 

Bauer hat ſich bemüht nachzumeijen, daß er für Barmat nicht als Reichs⸗ 
kanzler (Juni 1919 bis März 1920) und auch nicht als ſpäterer Reichsichab- 
minifter (Mat 1921 bi3 November 1922) tätig geweſen fei, jondern in der 
Broifchenzeit und nad) dem Herbft 1922, um zu beweiſen, daß er jeine 
höchiten Staatsämter, fein Kanzler- und fein Minifteramt, nicht zugunften 
eines notorifchen Abenteurers politifch, gefchäftlich und moraliſch miß- 
braucht habe. 

Dieſes Bemühen ift vollftändig mißglüdt, denn Bauer hat fi als 
Reichskanzler ſehr eindringlich für Barmat eingeſetzt und als Reichsſchatz 
minifter hat er für feinen einftigen Geldgeber unter mehr als fadenjcheinigen 
Vorwänden ein Riefengefchäft mit der „Dema” (f. Seite 150) vermittelt. 
Diez zu einer Zeit, als er an Barmat3 Gejchäften bereit3 perjönlich 
interejjiert war. 

Auf einem anderen Gebiet liegt die Tätigkeit Bauers außerhalb jeiner 
Minifterzeit, aber nicht im Dienfte der Allgemeinheit, von der er jährlich 
10920 Mark Penfion und daneben noch etwa 7000 Mark Diäten als 
Reichstagsabgeordneter, zufammen rund 18000 Mark erhielt. Er unter- 
ftüte vielmehr, um feine Einnahmen zu erhöhen, Barmat in deſſen 
Geſchäften auf Koften der Allgemeinheit. 

Diefe unſympathiſche Tätigkeit bietet gerade wegen der einfeitig Fapita- 
liſtiſchen Einftellung des „Arbeiterführers" Bauer ven Schlüjjel zur Be— 
antwortung der Frage: 

wollte der Reichskanzler a. D. Bauer fich feinen perfönlich politifchen 
Einfluß bezahlen lajfen? 

Bauer hat erſtmals am 29. Januar 1925 vor dem Unterfuchungs- 
Ausſchuß als Zeuge ausgefagt, zu einer Zeit, als in dem Barmat-Sumpf 
die giftigften Blaſen noch unter der Oberfläche ſchlummerten. Deshalb 
hat Bauer in dieſer Ausfage über feine erfte Berührung mit Barmat eine 
falfche Angabe machen dürfen, ohne eine fofortige Widerlegung be- 
fürchten zu brauchen. Er fagte: „Ich habe Barmat im Sommer 1920 durch 
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Angehörige meiner Partei fennengelernt.” Das wäre alſo, diefe Vor— 
ftellung ſuchte Bauer zu erweden, jomit nad) feinem Sturz al Kanzler 
im März 1920 gemejen. 

Daß diefe Angabe falſch war, ftellte ich heraus, als in der Preſſe neue 
Enthüllungen erfchienen und auch durch andere Zeugen Licht in das 
‚Bauer-Barmat-Dunfel gebracht wurde. Das mag Bauer als Zeugen ge- 
nötigt haben, bei jeiner zweiten Wernehmung (am 14. März) eine neue 
Ausfage zu machen: 

„Ich möchte feititellen, daß ich Barmat erft fennengelernt habe, als von Reiche- 
ftelien Teine Verträge mehr mit ihm abgefchloffen wurden. Ich bin mit ihm in 
perſönliche Berührung gekommen, als ich ihn einmal als Reichskanzher 
empfangen habe, als in der Volkszeitung“ die — een ihn erſchienen 
waren. Sonſt habe ich feinen Verkehr mit ihm gehabt. 

Wie jehr des früheren Reichskanzlers Ausfage auch jegt noch der Wahr- 
heit nachhinkte, hat der gerade vorübergehend aus der Unterfuchungshaft 
entlajjene Barmat durch die Feitftellung bezeugt, daß er jich Feinesmeg3 
darum beworben habe, von dem damaligen Reichskanzler „empfangen“ 
zu werden. \ 

Barmat iſt wahrheitliebender geweien und weil die erſte Begegnung 
zwilhen Staatsmann und „Großjchieber” von dem damaligen Reich3- 
tanzler Bauer angeregt wurde und in dem Palais ftattfand, in dem 
Bismard den alten Kaifer Wilhelm I. empfangen durfte, ſoll die hiftorifche 
Szene in der Tragödie der deutſchen Moral fo, mie fie in den Parlaments⸗ 
alten‘) aufgezeichnet fteht, wiedergegeben werden: 

vVorſ itzender: „Sie haben ſich dann mit ihm befreundet? 

(Beuge: Jawohl.) 

Herrn Bauer haben Sie damals auch ſchon kennengelernt? 


Zeuge Julius Barmat: Nein, Herr Profeſſor. Mit Herrn Bauer war es — 
maßen: Das war im Jahre 1919 oder 1920 in der bewußten Gefchichte mit der Bochumer 
Handelßlammer, worüber ich Material auch hier habe, 

Worſitzender: Das iſt ja von geringem Belang!) 
mit Schweißfurt und Heinemann mit der Butterangelegenheit. Da find in der „Ber- 
liner Volkszeitung“ und auch in der „Deutfchen geitung“ verichiedene Artifel erfchienen. 

Borfigender: Die famen aber erft fpäter. 


Zeuge Julius Barmat: Erſt in der „Berliner Volkszeitung“. Da bin ich eines 
Tages angerufen worden von einem Herrn — ich glaube dem damaligen Staatsſekretär 
Albert — aus der Reichskanzlei — ich war im „Briftol” —, der Reichskanzler ließe mich 
bitten, ich ſolle hinkommen, — am nächſten Tage um 10 Uhr, "glaube ich. Ich bin dann hin⸗ 
gefommen. Er jagte: „Herr Barmat, ich habe Sie gebeten, herzufommen. Sie wurden 
angegriffen in ber „Berliner Volkszeitung“, Das geht mich nichts an. Aber gleichzeitig 
iſt auch die Regierung angegriffen, und da bin ich verpflichtet, zu Hören, was los ift. Ich 
habe Hexen Bauer dann das Material gezeigt. 


Borfigender: Sie fannten Herrn Bauer vorher nicht? 


2) Barl. Unterſ.-Ausſchuß am 11. Juni 1925 (33. Sitzung, Sp. 1926/27). 
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. Beuge Julius Barmat: Ich glaube, das war das erjtemal, daß ich ihn ſprach. 
Es iſt möglich, daß ich ihn ſchon früher gefehen Habe — beim „Vorwärts“ oder fo etwas, 
Aber das Geſpräch war, glaube ich, das erfte —, ſoweit ich mich erinnern Tann. 

Borfibender: Herr Bauer wußte, duß Sie Sozialdemofrat find, und deshalb ließ 
er Sie bitten? 

Beuge Julius Barmat: Nein. Er hat gejagt, er hat mich deswegen bitten laſſen, 
teil die Regierung auch mit angegriffen wurde, und da wäre er verpflichtet, zu wiſſen, 
was eigentlich 108 iſt. Da habe ich ihm dann das Material gegeben. Ich habe ihm bemiefen, 
daß der Heinemann Provifion haben oder feldft liefern wollte, daß er ſich eine Proviſion 
bedingen mollte, was meiner Anficht nach abgemiejen wurde, und daß die Leute zu gleicher 
Beit die Sachverftändigen der Bochumer Handelskammer find. Auf diefe Weife ift die ganze 
Geſchichte vor fich gegangen. Da Hat er mir gejagt: „Gut, Herr Barmat! Ich werde die 
Sachen unterfuchen. Möchte noch etwas daran fein, dann werden Sie fchon von mir hören, 
Das war ungefähr das Geſpräch.“ 


Diefe Darftellung hat Barmat in der 35b. Sitzung am 23. Juni 1925 
in Gegenwart Bauerd wiederholt, der jie bejtätigte. 

Barmat ift alfo nicht als eine von der Preſſe verfolgte Unschuld zu dem 
Reichskanzler geeilt, fondern diefer hat von fich aus die Fühlhörner nach 
dem Mann ausgeftrect, der in den Kreifen der Bartei-Ariftofratie wegen 
feiner Wohltaten ummorben war, in einem Luzus-Hotel wohnte und hier 
alles jpeifte und tränfte, vom damaligen Reichdaußenminifter Hermann 
Müller bis zum Polizeipräfidenten von Berlin, alle Großmwürdenträger 
der Partei, die mit dem Kapitalismus Frieden und Freundſchaft geſchloſſen 
hatten. 

Die ermunternde Verabichiedung, das Verſprechen Bauer an Barmat: 
„Sie werden ſchon von mir hören“, heißt das nicht, Hoffnung-auf den 
Schuß der Reichsregierung wecken? 

Hat Bauer jein Verſprechen gehalten d. h. die Barmat mißgünftige 
Preife gewarnt? Jawohl! 

Im Herbft 1919 war Barmat, aljo 6 Monate, nachdem er in Deutfchland 
und in der damals allein herrjchenden Negierungspartei feiten Fuß gefaßt 
und ihre Kafjen „geflittert” Hatte, in der demokratiſchen Prejje als „Groß—⸗ 
ſchieber“ bezeichnet worden. Das konnte den Großen der Partei, die den 
Reichskanzler und 4 Reichsminiſter ftellte, nicht gleichgültig fein. Nach der 
Berufung Barmats in das Reichskanzler-Palais ſchritt Bauer gegen die 
unbequeme Preſſe ein. 


Er ſchrieb an die „Berliner Volkszeitung” den folgenden Brief: 


Der Reichskanzler Berlin, den 24. Januar 1920. 
An die Redaktion der „Berliner Volkszeitung” Berlin. 


„Sie fchreiben in Ihrer Abendausgabe vom 21. Januar: „Wenn Herr Krüger meint, 
daß Herr Barmat wie jeder andere Lieferant behandelt worden fei, dann fragen wir, 
ob allen Lieferanten ungezählte Empfehlungzfchreiben einer recht hohen Reichsſtelle ge- 
geben werden, und ob alle dieſe Leute mit Kurierpäffen jedesmal ohne Viſitation Die 
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Grenze paffieren dürfen.” Obwohl nad} diefen Mitteilungen des Direktor? Krüger in der 
Preſſe dieſe Angelegenheit zum Gegenjtand einer Beleidigungsflage gemacht werden joll, 
kann ich mich nicht Damit begnügen, den Ausgang diejes Prozeſſes und feine Ergebniffe 
abzumarten. Als Chef der Regierung muß ih Mitteilungen und Behauptungen nachgehen, 
die wie diejenigen in Ihrem Artikel auf Verfehlungen Hoher Reichsſtellen (mit „recht 
hohen Reichsftellen“ können meines Erachtens nur Mitglieder de3 Kabinett gemeint fein) 
hinweiſen. Ich erfuche Sie daher, mir das Material übermitteln zu wollen, 
das Ihren Behauptungen zugrunde liegt, damit ich fofort die notwendige Unterfuchung 
einleiten kann.“ gez. Bauer. 


Darauf antwortete der demokratiſche Hauptichriftleiter der Zeitung am 
26. Januar 1920: 


Hochgeehrter Herr Reichskanzler! 


„Bon einer Vortragsreiſe aus Marburg zurückkehrend, finde ich foeben Ihr Schreiben 
vom 24. Januar 1920 (RE. 870) vor und beeile mich, Ihnen folgendes zu erwidern: 

Barmat hat ſich in Holland gerühmt, im Beſitze von elf Empfehlungsſchreiben hoher 
Reichsſtellen, darunter mindeſtens drei bis vier des Reichspräſidenten, zu fein. Wir werden 
da3 in dem bon ihm gegen un angeftrengten Prozeſſe zeugeneidlich nachmweifen. Barmat 
hält jich gegenwärtig in Berlin, Hotel Briftol, auf, und e3 dürfte nicht ſchwer fein, ihm feine 
Empfehlungsfchreiben Durch geeignete polizeiliche Maßnahmen abzunehmen. Die Tatjache, 
daß er ſich ihrer in einer peinlich berlihtenden Form gerühmt und damit dem Anfehen der 
Reichsbehörden gefchadet hat, wäre wohl ein ausreichender Grund, fie ihm zu entziehen. 
Über die Verwendung Barmats oder feiner Angeftellten zu Kurierdienften wird der Herr 
Reihaminifter des Außern fowie die Gefandtfhaft im Haag dienftlich Auskunft geben 
können. Der Herr Reichsminifter des Außern war auch wiederholt fein Gaft 
im Hotel Briftol (Zimmer 101).“ 


In ausgezeichneter Hochachtung gez. Otto Nuſchke. 


Der Reichskanzler Berlin, den 31. Januar 1920. 
An die Redaktion der „Berliner Volkszeitung” Berlin. 


Auf Ihren Brief vom 26. d. Mts. erwidere ich Ihnen, daß ich feſtgeſtellt Habe*), daß der 
Holländifche Kaufmann Barmat keinerlei Empfehlungsjchreiben des Herrn Reichspräfidenten 
oder fonftiger Hoher Regierungsſtellen bejitt, und daß er nie, weder vom Auswärtigen Amt 
noch von der Gefandtfchaft im Hang, als Kurier verwendet worden ift. 

Ich muß ausdrüdlich betonen, daß es mich höchlichſt erftaunt hat, mein Erſuchen 
am Material durd) einen Brief beantwortet zu fehen, in dem lediglich) Klatfch aus 
dritter und vierter Hand angeführt wird und Feinerlei Tatjachen, nach, Denen Gie fich berech- 
tigt glauben durften, eine Frage wie die in Ihrer Abendausgabe vom 21. Januar zu ftellen, 
in der es hieß „ob allen Lieferanten ungezählte Empfehlungsfchreiben einer recht hohen 
Neichäitelle gegeben werden, und ob alle dieſe Leute mit Kurierpäffen jedesmal ohne 
Viſitation die Grenze paffieren dürfen.” 

&3 ift tief bedauerlich, daß die Berliner Volkszeitung fich Dazu hergibt, auf Grund eines 
fo bürftigen „Material3” derartig ehrenfränfende Verdächtigungen gegen die Reichs— 
tegierung zu verbreiten. gez. Bauer. 


1) Dieſe Angabe ift ebenjo faljch wie Bauers fpätere als Zeuge vor dem Parl. Unter.- 
Ausſchuß (4. Sigung, Sp. 175): „... die Feititellungen der Reichsbehörden haben nicht 
das Geringfte ergeben.” 
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Vergleicht man den Inhalt der Briefe, jo zeigt ſich das Bemühen der 
Beitung, das „öffentliche Gewiſſen“ zu fein und das de3 Reichskanzlers, 
das Material zu bekommen, das den Wohltäter jo vieler führender Ge- 
nofjen und der Parteikaſſe belaftet. 

Lag Bauer als Reichskanzler wirklich fo viel an dem Material — ein 
kurzes Schreiben an den Staatsanwalt oder an die Kriminalpolizei, und 
in wenigen Stunden würden die begehrten Dofumente in feinen Händen 
gemejen jein. Freilich, der Reichskanzler mußte befürchten, daß zugleich 
der jchon längſt ftrafreife Barmat in den Händen des Staatsanwalts 
geblieben wäre. Das „Duell“ Reichskanzler und Prejfe endete damit, 
daß dieje ihr Material gegen Barmat, und Barmat die abgeleugneten 
„Empfehlungsſchreiben“ behielt. 


Welch eine Tragif der öffentlichen Moral offenbart fich, wenn man den 
Ausgang des Zweikampfes für und gegen Barmat betrachtet: 

Nuke): „Reine Behnuptung, die ich in meiner Zeitung gegen Barmat 
aufgeftellt Habe, ift irgendiwie zurückgenommen worden, und ich habe 
jede Ehrenerflärung für ihn abgelehnt. Die Behauptung, 
daß er ein Großſchieber ift, blieb in der Offentlichkeit be- 
ftehen, fie wurde nicht zurüdgenommen, und Herr Barmat 
bat ſich ausdrüdlich einverjtanden erflärt."2) 

Es gibt feine fachliche und amtliche Begründung für die Einladung des 
„Großſchiebers“ in das Reichskanzler-Palais, denn welcher Reichskanzler 
hat ſich je freiwillig für den Auf eines öffentlich als Betrüger bezeichneten 
Geſchäftsmannes eingefegt? Es bleibt nur der Argwohn übrig, daß Bauer 
mit Barmat in Fühlung kommen wollte, deſſen gejchäftlicher Vertreter 
er nach) wenigen Monaten, nach feinen baldigen und unfreimilligen Aus- 
fcheiden aus der Reichsregierung denn auch wurde. 

Wie ein roter Faden durch ein Gewebe zieht fich durch Bauer zwei— 
malige Ausfage das Beftreben, die wechjelfeitigen Beziehungen zu Barmat 
zu verfchleiern, feine Ausſage hierüber freitillig zu machen, dafür aber 
Barmat zu loben und zu rühmen. 

Hatte der Reichskanzler das Bedürfnis, die von ihm geleitete Reichs— 
tegierung gegenüber Angriffen in der Preſſe zu verteidigen, dann mußte 
er da8 allein verantwortlihe Reichswirtſchaftsminiſterium einfchalten 
oder den Staatsanwalt arbeiten laffen. 

Bauer mußte als einftmaliger Kanzleivorfteher. eines Rechtsanwalts 
wiſſen, wie ſolche Strafverfahren in Gang zu bringen waren. 

Und dennoch zeugt Bauers Verhalten zugunſten Barmat3 von einer 
bejtimmten Klugheit, denn hätte er die unterftellten Minifterien zu einer 

3) Hauptichriftfeiter der „Berliner Volkszeitung“ und Abgeordneter. 

2) Parl. Untecſ.⸗Ausſchuß 4. Situng, Sp. 30. 
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Auskunft über die Prefjenangriffe aufgefordert, dann mußte er mit der 
Vorlage eines Berichtes rechnen, der feine Pläne, zugunften Barmatg, 
durchkreuzen würde. Diefer Bericht an das Auswärtige Amt Yautete: 


Deutſches Generalkonſulat für die Niederlande. 


Amfterdam, den 9. Dftober 1919. 
I. Rt. ©. 264. 


Durchdruck und 4 Anlagen in doppelter Ausfertigung. 


Auf das geneigte Schreiben vom 15. v. M. — A. 2788 — und mit Beziehung auf die 
diesſeitigen Schreiben vom 17. und 24. d. M. — ©. 244 und 248, 

Das Generalfonfulat hat auf Grund der eingezogenen Erkundigungen zuerft unter dem 
28. April 1917 den Reichskommiſſar für Aus- und Einfuhrbewilligung vor Julius (Judko) 
Barmat gewarnt. Anfang 1918 erfundigte fi Dr. J. Gargas im Auftrage der Neben- 
ftelle der Gefandtihaft im Haag nad) ihm. Die damals durch den diezfeitigen Vertrauens- 
mann erneut eingezogene Auskunft lautet in Überfegung folgendermaßen: 

„Alle, die früher mit ihm in Beziehung getreten find, hatten ftet3 weniger angenehme 
Erfahrungen und bezeichnen Barmat als höchſt unreell und unzuverläſſig. Während. 
des Krieges machte er recht große Exportgeſchäfte nach Rußland, Deutfchland und anfäng- 
lich auch nach England; er und feine Gejellfchaft wurden aber im Auguft 1916 auf die eng- 
liſche ſchwarze Liſte geſetzt und tatfächlich gehört Barmat auf alle ſchwarzen Liſten, 
da er ein Betrüger erjter Klafje ift. Seine geſchäftliche Tätigfeit beruht auf jehr 
gefhidtem Schwindel, und er Hat fich denn auch mit Schwindeleien ein ehr nettes 
Kapital erworben. Barmat hat jehr vorzligliche Manieren, als Iſraelit ein jehr gutes Außere 
und ift angenehm im Umgang, jo daß man allgemein geradezu bon ihm eingenommen ift 
und ihm Vertrauen ſchenkt, wovon er auf bie geriffenfte Weije Gebrauch zu machen weiß, 
Er führt ſich troß feines ungünftigen Rufes auf die leichtefte Weife in Handelskreiſen ein, 
und hat e3 fogar fertiggebracht, vor ein paar Jahren als Freimaurer in eine der hiefigen 
Logen aufgenommen zu werden. Man fei und bleibe ftet3 vorſichtig mit ihm. 

Von einer Bankverbindung hören wir, daß er große Gefchäfte macht, in den lebten 
Beiten viel verdient hat und feine finanzielle Lage als ziemlich ſtark betrachtet wird. Bet 
einer eventuellen Gefchäftsverbindung tatet man fehr bündige Abmadhungen.” 

Aus dem BVorftehenden geht ſehr deutlich hervor, daß Barmat, nachdem er einmab 
während de3 Striege3 zu einem großen Vermögen gelangt ift, in rückſichtsloſeſter Weife 
jede ungünftige Yußerung über die Art feines Etwerbes zu unterbrüden fucht und daß, 
Ausfunfteien wie Banken fich vor ihm fürchten. Gegebenenfalls werden fie vermutlich 
alle ihre Ausfagen ableugnen. 

Sein Einfluß in Deutjchland beruht auf feinen Beziehungen zur Gozialdemo- 
kratiſchen Partei. Er Hat diefer (unentgeltlich?) Räume in feinem Gefchäftshaufe zur. 
Verfügung geftellt, in denen ſich das Internationale Sekretariat der Partei befindet. Der: 
vorerwähnte Direktor Hat angegeben, er habe bei Barmat eine Photographie des Herrn. 
Reichspräſidenten Ebert gejehen, auf welcher Die Worte „Meinem Freunde Barmat” ftehen.. 

Ich brauche wohl nicht hervorzuheben, daß die ganze Angelegenheit eine überaus heifle 
ift und nad) jeder Richtung zu den unangenehmften Auseinanderfegungen führen Tann, 
befonder3 wenn ſich etwa erft in Deutichland die Preſſe oder Parlamentarier ihrer be— 
mächtigen follten. gez. vd. Humboldt." 


Diejen amtlichen Bericht Hat der damalige Reichdaugenminifter Her- 
mann Müller feinen Freunden Heilmann und Barmat Ende 1919 zu 
leſen gegeben. 


Der Kapp⸗Putſch — Barmat’3 „Batriotismus“. 147 


Im Dftober 1919 war das fogenannte „Gutachten der Bochumer 
Handelskammer“ durch die gefamte deutſche Preſſe gegangen, dejjen In— 
halt Barmat in den Augen aller anftändigen Kaufleute moralijch vernichtete. 

Am 28. Oktober 1919 mußte fich der damalige Reichswirtſchafts— 
minifter Robert Schmidt vor der Nationalverfammlung (110. Sitzung, 
Spalte 3504) ſehr eingehend mit Barmat bejchäftigen und wegen der 
illegal zuftande gefommenen Millionenverträge zwiſchen der Reichs⸗ 
regierung (Bauer) und Barmat rechtfertigen. 

Der Reihspräfident Ebert hatte Barmat ſchon nach dem zweiten 
Beſuch im Mai 1919 als „aufdringlichen Juden” abgejchüttelt. 

Der Reichswirtſchaftsminiſter Robert Schmidt (Parteigenofje und 
Minifter unter Bauer) lehnte es ab, Barmat zu empfangen, mweil er ſich 
mit feinen hohen „Beziehungen und mit feinen Empfehlungsichreiben 
in der Öffentlichkeit Hollands und Deutſchlands brüftete. 

Ebert und Schmidt haben ſchon im Jahre 1919 den Barmat-Sumpf 
gefannt; aber Bauer als Reichskanzler will nichts Ungünftiges von feinen 
Miniftern, von feinen Freunden Heilmann und Kutiner über Barmatgehött, 
nicht3 in den Zeitungen gelejen haben? 


Der Rapp: Butih — Barmat’s „Batrivtismus“. 


Die Reichsregierung flüchtet unter Führung Bauer am 13. März 1920 
über Dresden nad) Stuttgart. 

Bauer fchleudert am 18. März feinen Bannftrahl gegen Berlin und die 
Kapp-Rebellen: 

„Strengſtes Gericht erwartet alle Reichsverderber (Beifall), die die 
Partei und manchmal nur die Kafte und den Klüngel über 
da3 Baterland geftellt Haben. (Sehr wahr.) Um den feudalen 
Hocverrätern die Freude am Putſch ein für allemal auszutreiben, 
wird die Reichöregierung den gejeglichen Beſtimmungen gemäß das 
Bermögen jener Leute beſchlagnahmen. 

Ich bliebe feinen Augenblid mehr auf dem Bolten, wenn nicht 
mit der größten Strenge des Geſetzes vorgegangen würde. Nach Der 
Tevife diejes gaftlihen Landes: Furchtlos und treu." (Lebhafter, 
fi) wiederholender Beifall.) 

Am 24. März Rückkehr der Reichtregierung nach Berlin. 

Am 25. März befchliegen die Sozialdemokraten, Bauer als Reichskanzler 
durch Hermann Müller zu erfegen. (Bauer mwird auf einige Monate erſt 
Reichsſchatzminiſter und dann Reichsverkehrsminiſter.) 

Barmat liegt auf der Lauer. 

Am gleichen Tage händigte der gewejene Reichskanzler, noch im Sturz, 
feinem fommenden Arbeitgeber Barmat folgendes Schreiben aus, das 
„unter Brüdern” feine Millionen Mark aufmog: 

10* 
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Herrn Zul. Barmat, Berlin, U. d. Linden 44, 

„Ich habe in Stuttgart mit dankbarer Genugtuung von Ihrem Unerbieten Kenntnis 
genommen, der verfaffungsmäßigen deutjchen Regierung in Höhe Ihres Vermögens 
ohne jede Sicherheitsleiſtung Lebensmittel und Kredite zur Verfügung zu fiellen. Daß 
Diez in einem Augenblick gejchehen ift, mo beſonders vom Auslande her der Ernft und die 
Dauer des Militärverbrechens faum überjehen werden fonnte, machte das ſelbſtloſe An— 
gebot doppelt wertvoll. Erfreulicherweife mußten wir von ihm feinen Gebrauch maden. 
Aber e3 war und ein Beweis für das Vertrauen, dad von Ausländern, die Deutfchland 
wirklich kennen, in die Solidität der Republik und der demokratifchen Gefundung unferes 
Volkes gejeßt wird. Ich freue mich, für Ihre freundliche Haltung den Dank der Reichs— 
regierung ausſprechen zu können.“ gez. Bauer. 


Politiſch und ſachlich — ein ftaatzpolitiicher Skandal erften Ranges 
und ohne jedes Beifpiel. 

Ein Narr, der glaubt, Bauer ſei Barmat auf den Leim geftochen. 

Welch „Lönigliher Kaufmann” Hat fich in der Vorkriegszeit rühmen 
fönnen, in feinem Archiv eine auch nur entfernt ähnliche Anerkennung 
für wirkliche Verdienfte um das Vaterland zu befigen, unterfchrieben 
etwa von Bismard, von Caprivi, Hohenlohe oder Bethmann-Hollmeg? 


Ein Tor, der einem Barmat glaubte, daß diefer auch nur einen Gulden 
in einem unficheren Gefchäft anlegen würde, wie ihm das damalige Deutfch- 
land erjcheinen mußte. Aber die Huldigung des Reichskanzlers vor feinem 
„Patriotismus“, die war für Barmat bares Geld. 

Auf alle Fälle bezeugte Bauer3 Schreiben den märchenhaften Aufitieg 
eines rufjiich-polnifchen Juden innerhalb eines Yahres (März 1919 bis 
März 1920) vom Staat3betrüger zum Freund des Staatschefs. 

Barmat bejaß weder in Holland noch in Deutjchland ein Lebensmittel- 
lager, denn er wurde hier wie dort al3 „Betrüger erſter Klaſſe“ boykottiert, 

was er faufte, mußte er durch Agenten unter der Hand kaufen lafjen. 

Als er 1919 mit einem Neichslieferungsvertrag im Umfang von 
50 Waggon holländifcher Butter bevorzugt wurde, mußte ihm das Reich 
die ganze Kaufſumme als Kredit geben. Die zur Abnahme der Butter 
nad Holland gejchidten Beamten der Reichzfettitelle mußten feftitellen, 
daß Barmat weder 1 Faß Butter auf Lager hatte, noch Butter handeln 
und ausführen durfte. 

Am 20. Dezember 1919 erjtattete Die durch Barmat betrogene Reichs⸗ 
fettſtelle eine Strafanzeige gegen ihn; der Leiter dieſer Stelle ſagte aber 
ſpäter als Zeuge vor dem Unterſuchungs-Ausſchuß aus: „— eine Schaden- 
erſatzanklage gegen Barmat? gar nicht denkbar bei feinen Beziehungen.” 

Bom Kanzlerjtuhl zur Agentur Barmats iſt dann nur noch ein Schritt 
geweſen. 


Der Kapp-Putſch — Barmat’3 „Patriotismus“. 149 


Beide fanden ſich in dieſer — Weltanſchauung: 
„Mann mit zugeknöpften Taſchen, 
Dir tut niemand was zulieb. 
Hand wird nur von Hand gewaſchen: 
Wenn Du nehmen miltft, fo gib !" 


Reichsſchatzminiſter, Vizekanzler des Deutjchen Reiches — 
und Gönner Barmats. 

Bauer hatte ſich als Zeuge vor dem Unterſuchungs-Ausſchuß des Land- 
tages bemüht, nachzumeijen, daß er während der Zeit feiner Aufgabe, 
ein deutfcher Staatsmann zu fein, ſich nicht für den übel beleumun— 
deten Barmat eingejegt habe. Auch diefe unter feinem Eid gemachte 
Ausſage wird zu unterjuchen fein. 

Es heißt in ven Parlamentzaften: 

„Am 31. Oktober 1921 erjcheint in Koblenz Herr Matthyſſen von 
der Amſterdamſchen Erport- und Import-Maatſchappij, angeblich 
nad) einer Beiprechung mit dem Minifter Bauer, der ihn hierher 
verwiefen hat und will dort Waren verkaufen bei der Regierung!).” 


Damals ift Bauer Reichsſchatzminiſter gewesen, ihm unter 
ftand die Vermögens-Verwaltung im bejegten Gebiet, die Unterbringung 
der Bejagungstruppen ufm. 

Matthyſſen, Angeftellter bei der „Amezima"? Keineswegs! 

Der war Generalfefretär der holländifchen Sozialdemokratie und der 
holländiſche Barmat-Gewährsmann der „Vormwärts"-NRedaktion. 

Matthyſſen, veifen Empfehlungsichreiben für Barmat auch Herrn 
Bauer al3 Minijter überzeugte. 

Matthyſſen, Verbindungsmann zwifchen Barmat und Heilmann, 
von denen Dr. Kaufhold ſagte?): 

„Bir haben uns tagelang geftritten über die Bapierausfuhr, ob es Barmat im 
Sabre 1919 möglich geweſen wäre, Papier nad) Holland auszuführen. Das wurde be- 
ftritten. Auf Drudjache 33 der Neichstags-Drudfachen finden Sie, daß Barmat Papier 
ausgefiihrt Hat, aber nicht für feinen „Voorwaarts“, fondern für die gegnerijche 
deutfhfeindliche fogialdemoftatifche Zeitung „Het Volk“ und für „Het Dagblad“. 
Es ift amtlich feftgeftellt, Daß Barmat der Inhaber des Rotterdamer „Voorwaarts“ 
war, in dem Herr Heilmann Vertreter war, Daneben noch Papier aus Deutfhland 
nah Holland für das ſozialdemokratiſche deutjchfeindliche Blatt „Het Wolf" und „Het 
Dagblad“ ausgeführt hat. Alles das ift in den Akten vorhanden.” 


Ein „Rattenfünig” dort — 
ein „Rattenkönig“ hier: 


1) Barl. Unterſ.Ausſchuß am 12. Dftober 1925 (52. Sitzung, Sp. 3034). 
2) Parl. Unterj.-Ausihuß am 12. Oktober 1925 (52. Sitzung, Sp. 3032). 
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Zeuge Bauer: „Sch habe nad) meinem Ausfcheiden aus der Regierung Anfang Juli 
1920 duch meinen Parteifreund Wels Herrn Barmat fennengelernt — d. h. ich hatte 
ihn bis dahin einmal gefehen, aber ich hatte mit ihm feinen Verkehr —, und da bin ich mit 
ihm auch in Verkehr getreten.” 

Zeuge Julius Barmat: Daraufhin — fpäter al3 Herr Bauer Reichsſchatzminiſter 
war und die Dema verfucht Hat, Rohſtoffe zu faufen. Sie hatte damals feine Devifen 
und Eonnte auch feine Devifen kriegen — das waren die ſchwierigen Zeiten —; da habe ich 
mic) auch beworben, um bei den Lieferungen in Betracht zu fommen, und Herr Bauer hat 
mich vorgeftellt bei der Regierung: Here Minifterialdireftor Raus, und Herr Minifterial- 
direftor Kautz hat mit mir die Sachen weiter bejprochen, und zwar hat er mich vorgeftellt 
Herrn Geheimrat Reimer, glaube ich, und Herrn Direktor Lewin von der Dema, 
und die haben die Sachen mit mir behandelt und befprochen. Die Dema bezog von ver- 
ſchiedenen deutſchen Firmen Ole und Fettftoffe auf Kredit. Die mußten aber alle in Devifen 
bezahlt werden. Die Deviſen haben wir von Amjterdam vorgefchoffen. Später, als die 
Dema die Rohſtoffe verarbeitet und verfauft hatte, hat fie uns entweder Die Mark zur Ber- 
fügung geftellt oder die Devifen zurüderftattet. 

Borfiender: Gie fagten, Herr Bauer habe Sie mit Herrn Minifterialdireftor 
Kautz zufammengebradht? 

Zeuge Julius Barmat: Jawohl, Herr Profeſſor. 

Vorjitender: Das ift in den Ausfagen vor dem Ausſchuß ein bifchen anders dar- 
gejtellt worden. Da tft gefagt worden (zum Zeugen Bauer), Sie hätten zu Herrn Minifte- 
tialdireftor Kautz gejagt: „Da eziftiert ein reicher Ausländer, der mir befannt ift, und der 
vielleicht helfen wird; fuchen Sie mit dem in Verbindung zu treten!” Darauf Habe Herr 
Kautz fid) mit Herrn Barmat in Verbindung geſetzt. 

Zeuge Bauer: Die Sache hat fich fo abgefpielt, wie ich fagte. Jch Habe Herrn Kaus 
darauf aufmerkſam gemacht. Der berichtete mir, daß die Dema nicht weiter könne, weil fie 
das nötige Betriebskapital nicht Habe und auch einen folchen weitgehenden Kredit nicht 
auftreiben könne, weil e3 fi) eben um fremde Deviſen handelte. Da fagte ich: „Sch Fenne 
einen Ausländer, der meiner Anficht nach kapitalkräftig ift; wollen Gie ſich mit Herrn Bar- 
mat da und da in Verbindung ſetzen und jondieren, ob die Sache mit ihm zu machen iſt?“, 
und meines Wilfens hat Herr Kautz dann angerufen. 

Zeuge Julius Barmat: Soweit ich mich erinnere, bin ich dann ins Minifterium 
gekommen, und ich habe mid, an Herrn Bauer gewandt, und Herr Bauer hat mid) an 
Herrn Minifterialdireftor Kautz vermwiefen, 

(Beuge Bauer: &3 kann auch fo gemefen fein!) 
und ich habe auch mit Herrn Kauß fofort verhandelt. Sch Habe auch Die Abichriften von 
den Vereinbarungen, die mit ihm und Reimer getroffen find. 

So ift die Sache gegangen.” 


AB Zeuge hatte der Reichskanzler a. D. Bauer erflärt: 
„Sejchäftliche Beziehungen habe ich alfo durch Die ‚Dema‘“ mit 
Barmat nicht gehabt.” 
Das bezeugte Bauer am 29. Januar (4. Sibung), am 23. Juni erflärte 
Barmat jedoch nicht nur das Gegenteil, jondern daß Bauer auch Vor— 
teile aus der Kredit-Empfehlung für die „Dema” genoſſen habet): 


1) Barl. Unterſ.Ausſchuß am 23. Juni 1925 (35. Sikung, Sp. 2114). 
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Zeuge Julius Barmat: „Nachdem die Krediterhöhung auf Anſuchen der ‚Dema’ 
bewilligt war, famen Sie zu mir und fagten Hocherfreut: Sie haben eine Erhöhung des 
Kredits durchgeſetzt. Dann wurde als Brovijion oder als allgemeine Entfchädigung für 
Ihre Mühewaltung das geregelt, und da die Mark jeweils heruntergegangen ift, zu einem 
feften ficheren Betrag, der von Monat zu Monat laufen jollte, was aud) aus der Abrechnung 
hervorgeht, von 300 Gulden pro Monat, folange die Brolongierung gelaufen iſt.“ 


Der bei diefer Aussage anweſende Reichskanzler a. D. Bauer hat nicht 
widerſprochen, aber er Hat es als nühlic) empfunden, feine ander3 lautende 
Ausjage am Tage ferner Vereidigung bi3 zur Unfenntlichfeit zu ver— 
ftümmeın. 

Iſt es nur ein Zufall gemwefen, daß im Juli 1923 ein großer Krach 
zwiſchen beiden einjebte? 

Barmat trennte fich von Der „Dema“ mit den Worten: 

„Balls Sie fein Intereſſe mehr an dem Kautz-Reimer-Vertrag haben, löſen 
wir ihn. Sch will gar Feine Schadenvergütung haben, obwohl der Kontrakt noch 
auf längere Zeit mit mir läuft.” 

Bauer trennte ſich von Barmat und e3 begann jener Streit um Dollar 
und Gulden zwiſchen beiden, der uns den Harjten Einblid in die wechjel- 
jeitige finanzielle Verfilzung zwiſchen Staatsmann und Staatsbetrüger 
gewährt. 

So ift, um mit Barmat zu reden, die Sache gegangen: 

Die Reichskredit-A.«G. zahlte an Barmat 2 Millionen Goldmark 
als Abfindung, 
Barmat fpeifte jeinerjeit3 Bauer mit einigen Devijen ab, 

die „Dema” jchloß, ausgepowert, ihre Fabriken, 

der Minifterialrat Dr. Simon Neimer ging zur „Schröder-Bank“ 

in Bremen, die wie Barmat auc an der „Dema” interefjiert war. 

Der Millionen-Bertrag mit Barmat, der mit der Eriftenz der „Dema“ 
bezahlt werden mußte, vielleicht ift auch der, wie alle Barmat-Verträge, 
bon feinem Nechtsberater Heilmann begutachtet geweſen. 

Bauer gehörte dem Auffichtsrat Der „Dema“ als Vertreter des Reiches 
an, als Reichskanzler a. D. vermittelt er für die „Dema” Den Reichs— 
banf-Sredit, 

Barmat legte Diejes Geld nach Bauers Brief vom 27. September 1923 
für ſich wertbeftändig an und zahlte dem Vermittler Bauer dafür eine 
laufende Proviſion in Deviſen. 

Das ift freilich in der Zeit nach Bauers Ausicheiden aus der Reichs— 
regierung gewejen, aber eingeführt Hat er Barmat in die einträglichen 
„Dema"-Gejchäfte, als er Reichsſchatzminiſter war. 

Und das hat Bauer in feiner Ausfage am 14. März 1925 beftritten 
(j. Seite 142). 

Die Tätigkeit des Damals aktiven Minifters Bauer zugunften Barmats 
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erſtreckte ſich auch auf die Durchbrechung der Wohnungsmangel-Geſetze, 
wie dieſe Dofumente!) beweiſen: 


Bauer, Reichsſchatzminiſter, 
Stellvertreter des Reichskanzlers. Berlin, den 26. April 1922. 

Herr J. Barmat, Direktor der N. V. Amſterdamſchen Erport- und Import- 
Maatichappij, Amfterdam, und Gejellichafter der „Orient-Tabaf-Handel3-G.m.b.H." 
forwie der „Amerima-Ein- und Ausfuhr-G.m. b. H.“, beide in Berlin, ift mir feit län- 
gerer Zeit gut befannt. 

Da derfelbe zur Erledigung und Beauffihtigung der laufenden Gefchäfte, die auch 
dem Intereſſe der deutſchen Induſtrie dienen, in Berlin anweſend fein muß und zur 
diefem Zwecke, wie ich höre, auch ein Grundftüd zu kaufen beabfichtigt, befürworte 
ich gern fein Anfuchen, ihm und feiner Familie baldigft die Aufenthaltsbewilligung 
zu erteilen. gez. Bauer, 


Und die Wirkung? ift wie folgt: 

Vorfigender: Unter diefer Ziffer Julius Barmat fteht in dem Bericht in der Anlage: 
„Barmat beantragte am 26. April 1922 für fich, feine Ehefrau und einen Sohn Aufenthalts- 
bewilligung unter Berufung auf die Amfterdamjche Erport- und Impori-Maatſchappij, 
die Amexima Ein- und Ausfuhrgefellfchaft, jowie die Orient-Tabak-Handel3-G.m.5.9. 
und unter Beifügung eines Empfehlungsfchreibens des Reichsſchatzminiſters Bauer, 
in dem das Anſuchen des Barmat befürwortet wird. Polizeiamt Mitte hat darauf am 
27. April 1922 Aufenthaltsbewilligung bis auf weiteres erteilt und mit Rüdficht auf 
die Empfehlung des Neichöfchaminijter3 von der Anhörung des Wohnungsamtes ab- 
gejehen. Am 27. Juni 1923 ift vom Fremdenamt mit Rüdjicht auf die Empfehlung des 
Reichsſchatzminiſters und auf Veranlaffung des BPolizeipräjidenten neue Aufenthalts- 
bewilligung für Barmat und Kind auögefertigt worden.“ 


Die muß der al3 Zeuge gehörte Legationsrat Pannwitz, der in eine 
ſolche Berfippung ſchauen mußte, über moderne Reichsminiſter geurteilt 
haben? 


„Abgeordneter Brunk (Dn.): Sind Ihnen aus den Alten bisher nicht erwähnte Fälle, 
einige Dinge befannt bezliglich de3 Julius Barmat oder feiner Familie betreffs Einreife, 
Durchreife, Baperleichterung? 

Zeuge: Mir ift nur befannt, daß einmal, mas ich ſchon erwähnt habe, Herr Heil- 
mann den Minifter Müller bittet, den Judko Barmat mit Familie Durchreifen zu laffen. 
Um 24. Juli 1919 bittet Herr Heilmann Herrn Minifter Müller, den Herren Salomon 
Barmat, Alpern und Schmidt aus Lodz möchten feine Schwierigkeiten beim Grenzausweis- 
amt Preußifch-Herby gemacht werden. Dann iſt auch einmal Herfa Barmat durchgereift. 
Am 1. Juli 1923 bittet der Volizeipräfident Richter, Salomon, Rofa und Dora Barmat 
einen Durchreifefichtvermerf zu erteilen. Xm November 1920 und im Januar 1922 ver- 
wendet jid) der Reich3tanzler Bauer für die Durchreife von Abram Barmat, ef 
Barmat, Sjeva Barmat geborene Pechowitſch, Joſeph Przybludny und Roſa Przybludny 
geborene Barmat. Am 13. Juli 1922 verwendet fich der Abg. Stüdlen für ein Fräulein 
Barmat. Das find alle Fälle, die ich kenne 2).” 


Solche Auffaffung Hatte der damalige Vizefanzler des deutſchen 
Reiches und Reichsſchatzminiſter Bauer von feiner Stellung und von feinen 


1) Parl. Unterſ.Ausſchuß am 11. Februar 1925 (10. Sitzung, Sp. 587/88). 
2) Barl. Unterſ.Ausſchuß am 12. Februar 1925 (11. Sikung, Sp. 630/31). 
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Pflichten. Im Januar 1922, als er Empfehlungsfchreiben fabrifmäßig 
tieferte, ift Bauer noch Mitglied der Reichsregierung geweſen, und zwar 
Reichsſchatzminiſter. 

So hat der Proletarierführer Bauer als „moderner“ Staatsmann die 
Geſetze reſpektiert und „Tuchfühlung“ mit dem internationalen Abenteurer 
Barmat gehalten. 

Als aktiver Minifter. 


Was er als Reichskanzler a. D. und fpäter als Reichsſchatzminiſter a. D. 
für Barmat getan und gegenüber der Allgemeinheit unterlajjen hat — 
e3 fteht in den Parlamentsakten verzeichnet. Wollte ich es aufjchreiben, 
ein dider Band würde daraus. 

Und trotzdem bleibt immer noch das Wort in Gültigfeit, das Der Damals 
neben feinem Fraftionsfollegen Dr. Deerberg exbittertfte Gegner der 
Barmat-Sippfchaft, der deutfehnationale Abgeordnete Dr. Kaufhold, in 
der legten, der 52. Sitzung des Unterſuchungs-Ausſchuſſes ſagte: 

„Es gibt noch eine Menge Dinge, die im Verhältnis 
zwifhen Barmat und Bauer gefhehen find, von denen 
wir nichts wiffen, und die eines Tages noch an den Tag 
fommen werden." 


„Informationen.“ 

Am Schluß der Beweiserhebung im Unterfuchungs-Ausfchußt) brachten 
die Kommuniften den Antrag ein: 

„Den Reichsminiſter a. D. Bauer darüber eidlich zu vernehmen, 
ob er, wie es in einem Briefe Barmats vom 27. September 1923 
heißt, authentifhe Informationen aus höchſten Kreifen, bie er 
nur in feiner Eigenfchaft als Reichsfanzler erhalten Tonnte, gegen 
Bezahlung an Barmat geliefert hat.“ 

Diefer Antrag wurde abgelehnt. - 

Weshalb hat die bauer-barmatfreundliche Regierungsmehrheit gegen 
diefen Beweisantrag geftimmt, der gerade im Rahmen der Aufgaben und 
der Tätigkeit des Unterſuchungs-Ausſchuſſes lag? 

Hier iſt wieder einer der vielen Punkte, die dieſes parlamentarijche Richter» 
Kollegium in den Auf gebracht haben, „Lediglich ein Vertuſchungs-Aus— 
ſchuß zu fein, über deſſen Verhandlungen und Ergebniſſe die gejamte 
Judenſchaft in helles Gelächter ausbricht."?) 

Der abgelehnte kommuniſtiſche Antrag ſtützt ſich auf den Inhalt des 
Briefes Barmats an Bauer vom 27. September 1923, den der „Berliner 
Lofalanzeiger” als erſten veröffentlicht hatte. 


2) Parl. Unterj.-Ausfhuß am 10. Oktober 1925 (51. Sitzung, Sp. 2976). 
2) Abgeordneter Wie gershaus am 20. Oktober 1925 (Landtagsſitzung, Sp. 6375). 
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Der Brief lautete: 27. 9. 1928, 


Herrn Reichskanzler a. D. G. Bauer, 
Berlin, Kronprinzenufer 3. 


„Ihr an Heren Direltor Barmat gerichtetes Schreiben vom 26. d. M. ift ung zur 
Erledigung übergeben worden. 

Wir fügen anbei einen Auszug Ihrer Rechnung, aus dem Gie zu erjehen belieben, 
daß Sie noch 

1207,66 Dollar 
und 1915700 Mark 
au befommen haben, dagegen haben Sie 910 holl. FI. (gleich 357,35 Dollar zum heutigen 
Kurje von 254,37) zu viel befommen, fo daß Sie im ganzen 
850,31 Dollar 
und 1915700 Mark 
zu befommen haben. 

Die Vermutungen, die Sie in Ihrem Briefe vom 12. 9. ausſprechen, find abſolut 
unbegründet, Ebenſo unzutreffend find die Angaben Ihres heutigen Briefes, wie fie aus 
dem Auszug erfehen können. Die Viertel Prozent Umſatzprovifion ift feit dem 1. April 
durch hfl. 300 — monatlich erſetzt worden, jo daß fie nicht mehr in Betracht kommt. 
Zinſen für die Beſchaffung des 6-Millionen-Kredites Haben Sie nicht zu beanfpruchen, 
da Ihnen dafür etwa 2000 Dollar bezahlt wurden. Natürlich war es unzuläfjig, 
wie Sie ja ſelbſt miffen, für Sie Devifen zu kaufen, nachdem Sie Ihre Devifen im Juni 
haben verkaufen laſſen. 

Wir wollen ganz davon fchweigen, welche koloſſalen Verluſte Sie Herrn Barmat 
duch Ihre authentischen Informationen aus höchſten Kreiſen zugefügt haben. Wir 
. wollen auch unerwähnt laſſen die holl. Gulden 1000, die Sie für Hertn Barmat außer 

der Reihe befommen haben, und die vielen Hunderte Gulden, die Herr Barmat 
Ihnen feinerzeit in Holland ohne jeden Grund gegeben hat; auch die vielen Hundert— 
taufende Mark, die Ihnen Herr Barmat feinerzeit gegeben hat, wo die Mark noch 
ſehr viel wert mar, und die 600 Dema-Aftien, die Ihnen franko überlaffen wurden, 
wollen wir jetzt nicht in Rechnung ſtellen. 

Wir erinnern Sie an all dies nur, damit Sie ſehen, was Sie von Herrn Barmat 
bekommen haben, und was Herr Barmat Ihnen zu verdanken hat.“ 


Dieſen Brief hatte Barmat durch einen jungen Angeſtellten an den 
Reichskanzler a. D. Bauer ſchreiben laſſen, weil er perſoönlich mit dieſem 
nichts mehr zu tun haben wollte. 

Die öffentliche Erregung über den Barmat-Brief war ungeheuer, die 
kommuniſtiſche Preſſe ſtellte Geldnehmer und Geldgeber auf dieſelbe 
moraliſche Stufe. Die liebloſen Schimpfworte, mit denen bisher nur 
Barmat und ſein Kreis belegt worden waren, hagelten noch verſchärft 
auf Bauer — und der ſtellte ſich taub. 


Die „Rote Fahne“ ſchrieb z. B. am 8. Februar 1925: 


. „Bauer muß gezwungenermaßen die in dem Brief gemachten Angaben über feine Bezüge 
vom Barmat-Konzern zugeben. Die Tatſachen find nicht aus der Welt zu Schaffen. Bauer 
ift für feine politiichen Dienfte gegenüber dem Barmat-Konzern regelrecht — und zwar 
nicht ſchlecht — bezahlt worden. Er hat fich mit Haut und Haaren dem Kapital verkauft, 
was ihn nicht Hinderte, in der wülteften Weife gegen die Kommuniſten zu hegen 
und ſich vor der Arbeiterfchaft als „Blaffenfämpfer" aufzufpielen. Er hat fein Eingeſtändnis 


„Suformationen.” 155 


natürlich nicht aus freien Stücken gemacht. Lediglich die Furcht vor dem Zuchthauſe 
hat ihn bewogen, in legter Minute die Wahrheit einzugefjtehen. Vor dem 
parlamentariſchen Unterfuchungsausihuß des preußiſchen Landtags ijt er bei feiner 
Yeßten Bernehmung um den Meineid knapp herumgelommen. Nach der Veröffentlichung 
des Briefes konnte e3 Bauer bei einer neuerlichen Ausjage vor dem Unterſuchungsausſchuß 
jedoch nicht riskieren, die Angaben des Briefes zu leugnen. Das hätte ihm einen Mein- 
eid und damit Zuchthaus gefoftet. Was nützt aber dem „Arbeiterführer" Bauer 
ein Viertelmillionenkonto bei der Merkurbank, mern er als meineidiger Verbrecher im 
Zuchthaus figt? Deshalb Hat er vechtzeitig eingelenkt”. 


St der Brief vom 27. September 1923 echt, dann ijt der 
von Bauer geleijtete Eid angteifbar. 


Hat es für Bauer, der als Staatsmann des Nachrichtenhandels bejchuldigt 
worden war, eine andere Möglichkeit gegeben, ala am 28. September den 
gerade eingetroffenen Brief dem Staatsanwalt zu übergeben? 

Das hat Bauer nicht nur unterlaffen, ex Hat gegen dieje Beſ chuldigungen 
Barmais nicht einmal proteſtiert, auch nicht die Beziehungen zu Barmat 
für alle Zeiten abgebrochen, ſondern er iſt wenige Monate darnach ſogar 
geneigt geweſen, mit ihm nochmals geſchäftlich zuſammenzugehen. 

Welchen Beweis hat Bauer zur Entkräftung der ungeheuerlichen Be— 

ſchuldigung, daß er „authentiſche Informationen aus höchſten Kreiſen“ 
feilgehalten habe, geführt? 

Keinen, denn ſeine Ausſage vor dem Unterſuchungs-Ausſchuß iſt 
tegativt): 

„Diefer Brief ift, wie jeder fieht, eine Gemeinheit von Anfang bis zu Ende. Ich befiße 
den Driginalbrief nicht mehr, weil ich, nachdem im Dezember 1923 durch Ausſprache mit 
dem Bruder Barmats eine Verſtändigung zuſtande gekommen war, den Brief zerriſſen 
habe. In dem veröffentlichten Brief ſind Anderungen gegenüber dem Original erfolgt, 
z. B. der Paſſus, daß ich Barmat Informationen aus höchſten Kreiſen gegeben hätte, 
mar in dem Originalbrief nicht enthalten. Cr muß alſo nachträglich vor der Veröffentlichung 
von demjenigen, der dieſes Manuſkript dem Lokalanzeiger“ zugeſtellt Hat, hineingebracht 
worden fein. Auf dieſen Brief Habe ich überhaupt nicht mehr geantwortet; denn ich mar 
jchließlich gegenüber diefen Behauptungen wehrlos, Zeugen Tonnte ich nicht aufbringen. 
Wenn Barmat fo etwas behauptete, Fam ich in eine furchtbare Situation. Einige Monate 
ſpäter erfchien, ohne daß ich Dazu Veranlaſſung gegeben hätte, der Bruder von Barmat 
und fragte, ob die Sache nicht auszugleichen wäre. Sein Bruder könne nicht verantwortlich 
gemacht werden; den Brief hätte ein Angeftellter oder fein Schwager de Winter in 
Amſterdam gejchrieben, der Die Dinge mißverſtanden habe." 

Der Brief mar zweifellos „eine Gemeinheit von Anfang bi3 zu Ende", 
aber die Richtigkeit der Zahlungen an Bauer Hat Barmat bemeifen und 
jener nicht beftreiten können; Barmat hat auch nie anerkannt, daß in feinen 
Büchern faljche Buchungen geftanden haben könnten und umgefehrt hat 
Bauer in feinen Antwortbriefen die ihm mitgeteilten Zahlen nie be= 
anftandet. 


1) Parl. Unterſ.⸗Ausſchuß am 14. März 1925 (21. Sitzung, Sp. 1261). 
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Bleiben übrig „die authentifchen Informationen aus höchften Kreifen“. 

Iſt „dieſer Paſſus nachträglich Hineingebracht worden” d. h. war gewiß, 
daß der wirkliche Schreiber des Briefes (Klenske) Bauer3 Darftellung 
beſchwören würde, weshalb hat der befchuldigte Staatsmann nicht gegen 
die jchuldige Zeitung geklagt? 
Gegen Bauer fpricht, daß er, troß dieſer unglaublichen Bejchuldigung 
ſtaatswichtige Nachrichten gegen Devijen einzutaufchen, zwei Monate 
jpäter mit Barmat die Möglichkeit des erneuten gejchäftlihen Zufammen- 
gehend beiptochen hat: Dezember 1923 und Januar 1924. 

Erft nachdem der bloßftellende Brief durch die Preffe gegangen war 
(Anfang Februar 1925), verſchaffte Bauer fich von Barmat eine — Ehren- 
erflärung. Barmat ficherte ſich aber Dadurch, daß er eine folche nicht ſelbſt 
abgab, fondern durch feinen Rechtsanwalt Bahn abgeben ließ, um, wie 
immer im Falle der Verantwortung fagen zu können: der Rechtsanwalt 
bat mich mißverftanden! 

Bahn ſchrieb am 18. Februar 1925 im Auftrage Barmat3 an Bauer: 

„Beſtimmt wiſſe er aber und erkläre das hiermit ausdrücklich, daß 
Gie ihm weder al3 Staatsminifter noch als Parteimann Informationen 
erteilt hätten, durch die er gejchäftliche Vorteile haben konnte.“ 

Das ift richtig, denn Barmat hatte Bauer ja felbft die „Eoloffalen Ver- 
luſte durch Ihre authentifchen Informationen” vorgemorfen. 

Mit diefer ‚Beſcheinigung“ ift alfo zu Bauer Gunften gar nichts zu 
bemweijen. Hinzu kommt aber noch, daß auch der weitere Inhalt des Bahn- 
Briefe vom 18. Februar 1925 als eine Kette von Unrichtigfeiten und 
Unficherheiten nachgewieſen worden ift. Sind die in Barmat3 Brief vom 
27. September enthaltenen Summen richtig gewefen, weshalb follte die 
Beichuldigung gegen Bauer faljch gemwejen fein, die Barmat, wie nach— 
gemiejen, niemals feldft zurücdgenommen hat. 

Bauer hat auch, die feinerzeitige Nachricht des „Lofalanzeigers" ohne 
öffentlichen Widerfpruch in die Welt gehen laffen: 


Ein Ermittlungsverfahren gegen Baxer. 

„Wie bie B. S.Korreſpondenz bon gutunterrichteter Geite erfährt, ſchwebt gegen den 
ehemaligen Reichskanzler Bauer bereit3 ein Ermittlungsverfahren auf Grund der 
Anjchuldigungen, daß er in der Zeit ſchwerer wirtichaftlicher Not entgegen den beftehenden 
Vorſchriften Ankäufe von Devifen zu eigenem Vorteil getätigt hat. Es ſoll ferner 
auch die Stage geklärt werden, ob in der Tat Bauer den Gebrüdern Barmat gegen 
Entſchädigung die ihm zugänglichen politifchen und wirtfehaftlihen Informationen aus 
Reichsſtellen zugeleitet hat, auf Grund deren, wie vermutet wird, die Gebrüder 
Barmat Devijenjpefulationen vorgenommen haben, die ber Währung des Reiches abträglich 
geweſen find. In diejem Falle würde eine ftrafbare Verlegung der Schweigepflit 
vorliegen. Weiter foll geprüft werben, ob Bauer durch feine Informationen die Gebrüder 
Barmat zu gewiſſen Devifenfpekulationen veranlaßt hat.” 


Der Ausgang dieſes Ermittelungsverfahrens ift nie befannt geworden. 
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Es würde die Wirkung abſchwächen, wenn folgende Szene im Unter- 
fuchungs-Ausfchuß!) anders als im Urterxt veröffentlicht würde: 


Beuge Tannenzapf: Im Reichstag ift befanntlich feit ungefähr 115 Jahren ein 
Aufwertungsausſchuß tätig. 
Borligender: Er arbeitet jchon eine Reihe von Monaten. 
Beuge Tannenzapf: Ich glaube, Here Profeſſor Schreiber war — ne 
Ausſchuſſes 
(Widerſpruch) 


oder Dr. Fleiſcher, — ich kann mich auf den Namen im Moment nicht e erinnern. Jeden⸗ 
falls hat der Reichſtagsabgeordnete Lange-Hegermann die jeweiligen Mitteilungen 
aus dem Ausſchuß der Mercur-Bank zugeführt, und je nachdem die Stimmung im Aus— 
ſchuß fo oder fo war, murde an der Börfe diefe oder jene Trandaftion vorgenommen. 
Damit nicht die Mercur-Banf oder Amezima an der Börfe in Erſcheinung treten, ift die 
Banktommanditgejellihaft Bennedendorf u. Eo., die bei der Mercur-Banl ein Riefen- 
fonto eingerichtet befam, dafür eingefegt worden. Schlieklich hat diefe Aktion zu einem 
Berluft von 600000 bis 700000 Mark geführt; um diefen Verluſt nicht in der Bilanz 
der Mereur⸗Bank erfichtlich zu machen, ift diefer Verluft der Mercur-Banf auf die Amerima 
übertragen worden. Als damals der große Krach in Kriegsanleihe kam — e3 war 
an jenem Tage, als der Zeppelin über Berlin flog —, da Hat einer in Der Bank gejagt: 
Der Zeppelin geht in die Höhe und die Kriegsanleihe herunter. Damals fiel Die Kriegs- 
anleihe von 800 um 9 Uhr vormittags auf 300 etwa um 12 Uhr. An jenem Tage hat das 
Bankgeſchäft in der Joachimsthaler Strafe einen Millionenverluft in Sriegsanleihe er- 
titten. Der Verlust betraf eigentlich nicht da8 Bankgefchäft, fondern nur die Amerima 
und die andern, denn das Bankgeſchäft war nur der Strohmann flr alle. Einige Tage 
fpäter, vielleicht 10 Tage fpäter, fand in dem Zimmer, in dem ich und Weil fonjt ge- 
ſeſſen haben, eine ungeheuer heftige Auseinanderfegung zwifchen Lange-Hegermann, 
Julius Barmat — 

Vorſitzender: Hier in Berlin? 

Zeuge Tannenzapf: Ja — und dem Beliger jener Bankkommanditgeſellſchaft ſtatt, 
die um 5 oder 6 Uhr nachmittags begonnen hat und erſt gegen 11 Uhr abends zu Ende war. 

Borfigender: Waren Ste zugegen? 

Beuge Tannenzapf: Ja! Herr Julius Barmat hatte damals diefen ungeheuren 
Kampf mitausgefochten. 

Vorſitzender: Sie waren dabei? 

Zeuge Tannenzapf: m Nebenzimmer ſaß ich, getrennt duch eine ganz dünne 
Tür. Das wußte die ganze Mercur-Banf, e8 war ja fein Geheimnis. Nun hat der Be- 
fiter jenes Bankgefchäft3 den übrigen Herren gedroht: Wenn Sie mich nicht in Ruhe 
laffen, werde ich gezroungen fein, die Sadye der Staatsanwaltſchaft zu übergeben und 
fie der ganzen Öffentlichkeit zu unterbreiten, denn ich kann nichts dafür, wenn Sie mich 
zu ſolchen Spekulationen und Berlujten gebracht haben. 

Vorſitzender: Weiter noch etwas? 

Zeuge Tannenzapf: Zu diefem Punkt nichts! 


Non olet. 


Am 28. Dezember 1927 brachte die Deutſchvölkiſche Freiheitspartei 
dieje Heine Anfrage im Landtag ein: 


1) Parl. Unterf.-Ausihug am 6. Juli 1925 (41. Sitzung Sp. 2405/06). 
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„Die in Berlin erfcheinende und im ganzen Reich gelefene Wochenjchrift „Fridericus“ 
het in ihrer 2. Dezember-Audgabe 1926 die durch Dokumente belegte Behauptung 
aufgeftellt, daß der Reichskanzler und Reichsichagminifter a. D. Guſtav Bauer von 
Barmat erhebliche Geldzumendungen befommen hat. Der „Srivericus” verweiſt 
auf einen Brief Bauer an Barmat vom 12. September 1923. Herr Reichskanzler a. D. 
Guſtav Bauer Hat dagegen vor dem parlamentarifchen Unterfuchungs-Auzfchuß geſchworen, 
er habe feinerlei nennenswerte Geldzumendungen von Barmat erhalten. Der „Fridericus“ 
ftellt in jeiner Nummer 52 dieſes Jahres wörtlich folgende Behauptung auf: 

„Herr Reichskanzler und Reihsihagminifter a. D. Guſtav Bauer ſteht alfo in drin— 
gendem Verdacht, einen Meineid geſchworen zu haben.” 
Wir fragen daher: 

Eind dem Staatsminiſterium diefe Artikel des „Fridericus” befannt? 

Sind die darin enthaltenen Behauptungen nachgeprüft worden? 

Wenn ja, welches Ergebnis hat die Unterfuchung gezeitigt? 

Was gedenft dad Staatäminifterium, falls die aufgeftellten Behauptungen richtig find, 
gegen die betreffenden Berfonen zu tun? 

Was gedenkt das Staatsminiſterium, fall die Behauptungen unrichtig find, gegen den 
„Briderieus” zu tun?” 


Der Preußifche Zuftizminifter antwortete: 


Der Preußiſche Juftizminifter: Berlin, den 30. Januar 1928. 
An den Herin PBräfidenten des Landtags. 
Betrifft Angriffe der Wochenschrift „Sridericus”: 
„Die Ausführungen der Heinen Anfrage geben weder zu einem ftrafrechtlichen Ein- 


ſchreiten gegen den Reichskanzler und Reichsſchatzminiſter a. D. Bauer oder den Landtags— 
abgeoroneten Heilmann, noch zu Maßnahmen gegen den „Fridericus“ Veranlaffung.” 


Dr. Schmibt. 


Dieſe Antwort des Yuftizminifter3 Dr. Schmidt mag die Sozialdemo— 
fratie befriedigt haben, die breite Offentlichfeit empfindet dagegen heute 
noch, daß hier eine Lücke in der Rechtspflege Hafft. 

Barmats Aufitieg im Zeichen der Sozialdemokratie — — ein Reichs— 
kanzler a. D. als Weggenofje im Schatten des großen internationalen 
Abenteurer3 und Pate an der Wiege feines Spefulationsgebäudes. 

Barmat hat nur am Staate „verdient“ und der Reichskanzler a. D. 
wurde fein faufmännifcher Berater. 

Snbrünftiger als die Juden das goldene Kalb haben die Führer der 
Proletarierbewegung Barmat umtanzt und ihm ungezählte Millionen 
Staatsgelder gegen geringen Abfall geopfert. 

Der gut demokratifche „Berliner Börjen-Kurier” ſchrieb am 8. Fe— 
britar 1925: 

Bolf von Betrügern. 


„Man jchlage irgendeine ausländifche Zeitung auf, um den Schaden zu erfennen, den 
Sfandaljucht angerichtet Hat. Das deutſche Volk erfcheint dort als ein Volk von Betrligern 
oder doch von betrügerifchen Parteien genasführt, die wieder von ihrer Regierung hinter- 
gangen werden; jedes Reichs- und Landesamt als ein Herd der Korruption..... x 
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Bauer wurde Reichskanzler in einer Zeit, da das deutſche Volk nach 
Helden verlangte. 

Barmat fuchte nur Männer, die ihm dienlich fein Fonnten, dienlich, 
um Wege zu ebnen, dienlich, um feinen Nimbus zu erhöhen. 

Barmat begehrte „Tuchfühlung” mit Männern, die nach der Revolution 
in Deutfchland und in Preußen regierten. Sie bereiteten ihm den Sumpf, 
in dem er gedeihen konnte. Für fie ftreute Barmat feine Gaben nad) be- 
ſtimmten Tarifen aus. Er fand, was er juchte — Beziehungen. 

„Beziehungen!” Die Zauberformel „Seſam öffne Dich“, die in „Ali 
Baba und die 40 Räuber” alle Schabfammern öffnete. 

Barmat ſchuf in dem zufammengebrochenen Deutfchland ein morgen- 
ländiſches Märchen wie in „Tauſend und einer Nacht” für fich und feine 
politijchen Helfershelfer. 

„Beziehungen!” Sie geftatten das Gejicht zu wahren und den Schein 
de3 Widerwärtigen zu meiden, fie bieten die Möglichkeit, nach außen in 
gefälligen Formen aufzutreten, und fie find deshalb ärger als da3 Übel, 
da3 fich ihrer bedient: der Heine Betrliger wird gefaßt, der große aber 
empfängt feine Gönner mit vollen Händen bei Wein und Lurusmweibern. 

Staat3eigentum! Staatsintereſſe! Geit Generationen durch Gejeß- 
gebung und Rechtiprechung feitgefügte Begriffe in der Vorftellung der 
Beamten, eine Gejegmäßigfeit fchlechthin geworden — mit dem No- 
vember 1918 verjlogen, vergejjen. 

Bauer! Durch das Vertrauen des deutjchen Arbeiters in die Höhe 
gehoben und getragen, nahm er al Reich3fanzler mit dem ausländischen 
„Millionär” enge Beziehungen auf. 


Reichskanzler a.D. und Freditvermittler. 
„Ebenjomwenig habe ich mit den Kreditgefchäften des Barmat-Slonzerns 
mit der Preußiſchen Staatsbanf (Seehandlung) oder der Poſt auch nur 
das Geringfte zu tun gehabt.” 
(Bauer im „Vorwärts“ am 6. Januar 1925.) 


Wenige Wochen darauf wurde folgender Brief Bauer3 an den Präſi— 
denten der Preußiichen Staatsbank veröffentlicht, der den Glauben an 
die Wahrheitsliebe eine Reichskanzlers erichütterte: 

Bauer, Reichskanzler a. D. 
„Berlin, den 12. Mai 1923. 
Sehr geehrter Herr Präfident! 


Auf Grund einer Anregung de3 Herrn Direktor J. Barmat, der mit Ihnen wegen 
Diskontierung von Wechfeln verhandelt Hat, teile ic) Ihnen mit, daß Herr Barmat 
mir feit vielen Jahren als ein zuperläffiger, freditwärdiger Gefhäftsmann 
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befannt ift, ber feine Verbindlichkeiten bisher prompt erfüllt Hat. Ich wäre Ihnen 
zu Dank verpflichtet, wenn e8 Ihnen möglich wäre, ihm entgegenzufommen.” 


Mit vorzügficher Hochachtung 
Ihr jehr ergebener 
gez. Bauer. 


Für die Behauptung: „Barmat ift ein zuverläſſiger, Treditwürdiger 
Geihäftsmann” hatte Bauer feine Beweiſe. Dagegen mußte er aus 
feiner Tätigkeit für Barmat im Jahre 1920/1921, Daß er fich vergeblich 
die Füße abgelaufen hatte, um feinen Auftraggeber Barmat wieder ind 
Geichäft bei den für den Lebensmitteleinfauf zuftändigen Reichöftellen zu 
bringen, obwohl deren Leiter Barmat3 Firma als eine Schwindelfirma 
und deren Geſchäfte als Luft-, Spefulations- und Betrugsgefchäfte be- 
zeichnet hatten. 

Wie fehr der Reichdfanzler a. D. Bauer fich von vornherein bemühte, 
jeine Beziehungen zu Barmat zu verjchleiern und diefen mit äußerſt 
gewagten Behauptungen zu rühmen, bemeift jeine erſte Ausſage als 
Zeuge vor dem Unterſuchungs-Ausſchuß:1) 

„Barmat kam nicht etwa als ein Schnorrer nach Deutſchland, der Geld verdienen wollte, 
ohne etwas mitzubringen, ſondern er war damals ein vermögender Mann. Nachdem er 
eine Zeitlang Lebensmittelgeſchäfte gemacht hatte, wollte er ſein Vermögen in 
wirtſchaftlichen Unternehmungen anlegen. Dann iſt Barmat im Mai 1928 — 
ich hatte das ganz vergeſſen — zu mir gekommen und hat geſagt, er habe mit 
dem Präſidenten der Staatsbank verhandelt und er wolle von mir eine Empfehlung 
für ſeine Perſon haben. Ich wollte ſolche Empfehlung zuerſt nicht geben, ließ mich 
aber Doch herbei, ihm dieſes Schreiben auszuſtellen. ...“ 


Alles, was der Reichskanzler a. D. Bauer hier zugunſten Barmats be- 
hauptet Hat, ift bald darauf als unwahr nachgemwiejen worden. Zwiſchen 
Barmats Lebensmittelgefchäften (1919/1920) und dem Erwerb „wirt⸗ 
Ichaftlicher Unternehmungen" (1923) liegen genau 3 Sahre, die Jahre 
freilich der intenfiven Betätigung Bauers für Barmat, Jahre, die er ver- 
Ichleiert und von denen er anjchliegend mwahrheitswidrig behauptet!): 
„sch habe Barmat noch zwei- oder Dreimal gejehen, jeit Juli 1923 
nicht mehr.“ 

Barmat: „MS Bauer nicht mehr Reichsſchatzminiſter geweſen ift (jeit 22. November 
1922, d. Verf.), it er auch öfter mit anderen Freunden zufammen zu mir gelommen. Wir 


find öfter zufammengelommen. Wir Haben uns öfter über Parteifachen unterhalten und 
er ift auch öfter ind Bureau gekommen.“ 


Richtig ift, Daß beide fich feit Juli 1923 nicht mehr gejehen hatten, 
die Freundſchaft zwiſchen beiden ging damals in die Brüche, als der Reichs⸗ 
kanzler a. D. dem internationalen Abenteurer nicht? mehr nügen fonnte 


I, Parl. Unterſ.⸗Ausſchuß am 29. Januar 1925 (4. Sitzung Spalte 186). 
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und diefer deshalb den Daumen auf Bauer? Bank-Konto bei jeinem, 
Barmats, Finanzierungsinſtitut hielt. 

Bauer ertragreiche Beziehungen zu Barmat lagen, worauf immer 
wieder hingewieſen werden muß, zmwilchen der Reichskanzler- und der 
Reichsſchatzminiſter⸗Ara. In diefer Zeit haben beide einander hoch geſchätzt: 
der Reichskanzler a. D. den Abenteurer und umgefehrt. Und als jpäterer 
Reichsſchatzminiſter Hat Bauer jich des „reichen Ausländers Barmat” gern 
erinnert und ihn mie ſchon 1920 ins „Geſchäft“ mit dem Reich gebracht. 

Das find nur erſt Andeutungen, um die Behauptung Bauers zu be- 
werten: „Sch habe Barmat noch zwei- oder dreimal gejehen ... ." 

In jeiner erſten Ausſage hat Bauer alles verſchwiegen, was Anfang 
und Ende, Umfang und Tiefe jeiner Beziehungen zu Barmat entfchleiert 
hätte; er verfolgte die von feinem Genoſſen Heilmann eingejchlagene 
Taktik; freilich mit weniger Gejchid. 

Am Hinblick auf die entjtandenen ftaat3- und moralpolitif chen ſowie 
finanziellen Auswirkungen ſeines Empfehlungsichreibend kann man die 
Bezeichnung Barmat3 als „zuverläſſiger und Freditwürdiger Gejchäfts- 
mann” nur als ungeheuer leichtfertig bezeichnen. Denn Bauer mußte 
auf Grund feiner nie unterbrochenen perjönlichen und gejchäftlichen Be- 
ziehungen zu Barmat wiſſen, daß fein Geldgeber feit Fahren in der ganzen 
deutſchen und Holländifchen Gejchäftswelt wie die Peſt gemieden wurde 
und in guten Kaufmannskreiſen ein toter Mann mar. 


Sein einziges Bermögen und Betriebsfapital jind die Be— 
ziehungen zu einflußreihen führenden Sozialdemofraten 
geweſen. 


Die Wirkung von Bauers Empfehlungsſchreiben vom 12. Mai 1923 
war für den internationalen Betrüger, hinter dem immerhin ein früherer 
Reichskanzler ſtand, außerordentlich günſtig: 

Barmat erhielt auf Grund der Vorſpiegelung, daß er für die traurig 
berühmte „Dema“ (Deutſche Margarinewerke A.G. in Spandau⸗Haſel⸗ 
horſt) Rohſtoffe aus dem Ausland einführen müſſe und wolle, von der 
Preußiſchen Staatsbank in der Zeit vom 23. Mai bis 23. Auguſt 1923 einen 
Wechſel⸗Lombard⸗Kredit (Papiermark) im Werte von 416000 Goldmark. 
Diejer Papiermarffredit wurde am 23. Auguſt in 
einen 5 Milliarden-Stredit (Bapiermarf) im Werte von 50000 — 
umgewandelt, fo daß Barmat in dieſen 3 Monaten 366000 Goldmark 
oder je 122000 Goldmark monatlih am Verfall der Mark verdiente. 


Die Einſchaltung Barmats als „Rohftofflieferant” für die reichdeigene 
„Dema“ Hatte der inzwilchen. vom Barmatvertreter zum Reichsſchatz⸗ 
Recitöpflege. 11 
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minifter ernannte Bauer angeregt, dem die „Dema” unterftand. Die 
geihäftliche Durchführung diefer Transaktion übernahm Bauer Mini- 
fterialdireftor Emil Kautz, derfpäter ganz in Barmats Dienfteüberging. 


Zeuge %. Barmat!): „Später bin ich mit der Dema, der Deutfchen Margarine-Gefell- 
ſchaft, in Verbindung gefommen, und zwar folgendermaßen. Wie und was die Dema 
war, fann id Ihnen nicht jagen; ich weiß aber, wie ich zu der Dema als ſolcher 
gefommen bin. Da habe ic} verhandelt mit Herrn Minifterialdireftor Kautz — ich habe hier 
auch die Abſchriften —, und es Hat ſich Hauptfächlich darum gehandelt — — 

Borfigender (den Zeugen unterbredend): Sind Sie an Herrn Minifterialdireftor 
Kautz herangetreten, oder ift Herr Kaus an Gie herangetreten? 

Zeuge Julius Barmat: Es war folgendermaßen: Herr Minifter Bauer hat 
mir einmal gejagt — oder jagen laſſen, glaube ich, — warum ic} mich eigentlich 
nicht bei der Lieferung von Rohftoffen für die Deutfhen Margarinewerke 
beteiligte; denn die brauchten Devifen, und man wußte, daß ich über Devifen disponieren 
tonnte. Da bin ich hingefommen, und da hat Herr Bauer Herrn Raub zugezogen, 
und Herr Minifterialdireftor Kautz hat mid) veriwiefen an Heren Direktor Lewin und 
Herrn Geheimrat Reimer, 

Vorſitzender?): Er ift an die Staatsbank gefommen im Mai 1923, 

Zeuge Bauer: Jawohl. Er Hat diefen Kredit bei der Staatsbank auch befommen, 
weil er für die Dema Rohftoffe für die Margarine zu kaufen hatte.” 


Hat Barmat nun auch wirklich im Sommer 1923, als die Geldentwertung 
phantaftifche Formen annahm, im Intereſſe der Allgemeinheit Rohftoffe 
eingeführt? Diefe Frage ift für den, der Barmat fennt, genau jo phan- 
taftifch, wie die Behauptung, er Habe die Abficht dazu gehabt. Barmat hat 
ſelbſtverſtändlich Feine Rohſtoffe gekauft, geſchweige geliefert, aber er hat 
mit dem Geld der Reichöbanf für fich und feine Helferähelfer fofort Devifen 
gefauft, was genau fo viel heißt wie dies: er hat den Kredit des 
Reiches dazu mißbraudt, um die deutſche Mark noch weiter 
in den Abgrund zu ftoßen. 

In feiner Ausfage als Zeuge vor dem Unterſuchungs-Ausſchuß am 
29. Januar 1925 (©. 165) hatte Bauer die Frage, ob er „jemal3 von 
Barmat irgendwelche Vorteile pefuniärer Art erhalten habe” mit einem 
glatten „Nein“ beantwortet. 

Am 7. Februar, 1 Woche fpäter, veröffentlichte der in Unterfuchungshaft 
fiende Barmat im „Vorwärts“ eine Erklärung, die Bauers „Nein” über 
den Haufen warf: 

„Bauer erhielt, als er bei ver Reichsbank eine Erhöhung der Kredite 
für die ‚Amerima‘ (Finanzinftitut Barmats, d. Verf.) vermittelte, für 
die erhöhte Summe eine Provifion, die jpäter auf ein Minimum von 
300 Gulden auf einige Monate fejtgelegt wurde, da Bauer auch ſonſt 
bei gejchäftlichen Befprechungen als Berater Hinzugezogen wurde.“ 


) Barl. Unterj.-Ausfhuß am 11. Juni 1925 (33. Sitzung, Spalte 1944). 
2) Parl. Unter. Ausjhug am 7. Juli 1925 (40. Sikung, Spalte 2335). 
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Es ift gewiß eine peinliche Vorftellung, wenn ein Reichöfanzler a. D. 
‚jich nicht geradeaus zur Wahrheit befennt”, wie der „Vorwärts“, das 
Barteiorgan Bauers, fich ausdrückte (ſ. ©. 167). Zur Kennzeichnung der 
Beitverhältniffe und der Begriffswelt, in der Bauer und Barmat lebten 
und wirkten, will ich noch mitteilen, daß Bauer wohl den Reichsbank— 
und den Staatsbank-Kredit vermittelte, jich aber nicht darum befümmert 
hat, ob Barmat Rohftoffe zur Herftellung eines Vollsnahrungsmittels 
anfaufte und an die „Dema“ Tieferte. 

An diefer Stelle und in diefem Zufammenhang möchte ich eine befondere 
Ungeheuerlichfeit herborheben: die „Amerima” Barmats, für die der 
Reichskanzler a. D. Bauer um Kredite warb, war erſt im Jahre 1922 
gegründet worden, fie gehörte dem Ausländer Barmat und galt als 
Bieiggründung feiner holländischen „Amerima”. Barmat Hat fich in 
frechen. Briefen an die Finanzämter geweigert, als Ausländer und für 
feine ausländifche Firma in Deutſchland Steuern zu bezahlen. 

Bauer hat ſomit für einen Ausländer und deſſen in Berlin arbeitende 
ausländische Firma bei der Reichs- und Staatsbank zum Nachteil der 
deutſchen Wirtfchaft und Währung Kredite vermittelt. 

Heilmann, der die Verhältniffe al3 Berater Barmat3 genau fannte, 
hat brutal und offen erklärt: „Barmat hat niemals das Geringfte für Die 
‚Dema‘ geliefert, er hat nur Nechnungsbeträge in Devifen verauslagt. 
Und da die ‚Demar fie nicht zurüczahlen fonnte, wurde ein Ausweg dahin 
gehend gewählt, daß die Werfe eine Kapitalerhöhung vornehmen mußten, 
die Barmat übernahm.“ 

Hatte Barmat alfo dem Neich ftatt Rohftoffe zumindeft „Deviſen“ 
geliefert? Ein Narr, der auch eine ſolche Behauptung glaubt. Jedenfalls 
hätte da3 Reich die wenigen, wenn überhaupt noch nötigen Deviſen 
bejchaffen fünnen, denn die „Dema“ jtellte kaum noch Margarine her. 

Hier Handelt e3 fich nicht darum, den Leidensweg der „Dema“ zu 
jchreiben, es mag aber vielleicht dennoch die Feititellung interefjieren, 
daß der Rechnungshof des Deutfchen Reiches jich Jahre hindurch bemüht 
bat, um die Akten des Reichsſchatzminiſteriums über dieſen Teil der 
Bauer-Kautz-Herrſchaft über öffentliches, aljo Volksvermögen, von 
der Staatsantaltfchaft zurüdzubefommen, die jie 1925 angeblich für die 
Unterfuchung gegen Barmat benötigt hatte. Eine auffällige Tatjache de3- 
wegen, mweil, wie befannt, auch die „Dema”-Periode Barmats gar nicht 
Gegenftand der Anklage gemwejen mar. 

Im Auffichtsrat der „Dema“, der einſtmals hochgeachteten Armee- 
Konferven-Fabrif Spandau-Hafelhorft, jagen die für die Befitverfchiebung 
berantwortlihen Reichsſchatzminiſter Bauer, Minifterial-Direftor 
Emil Kautz und der Geheimrat Dr. Simon Reimer. Diejerijt bald dar- 
auf zur intereffiert gewejenen Schröder-Bankin Bremen übergetreten. 

11* 
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Da ſich, nach Ausſage ihres verantwortlich geweſenen Präſidenten auch 
die Staatsbank um die Verwendung ihrer Rohſtoffkredite an Barmat nicht 
bekümmerte, kaufte dieſer ſich dafür: 

am 19. Juni 1923 die Papierfabrik Chromo AU.-©. in Altenburg, 

am 25. Juni 1923 die Aftienmajorität der Altenburger Sparbanf X.-©., 

am 16. Auguft 1923 die Kunjtfetdenfpinnerei Münchenbernsdorf und 

am 1. Dftober 1923 gründete er die Handels-Maatfchappij, Gebr. 
Barmat. 


Und außerdem wurde er mit Hilfe der Reich- und Staatskredite Groß— 
aftionär der „Dema”. 

Er verftand von Banken, Papierherftellung, Kunftfeidenfpinnerei und 
Margarinefabrifation gar nichts, er verftand nur — feine „Beziehungen“ 
zu einflußreichen Perfönlichfeiten zu Geld zu machen. 

Aber an diefem Gold Hebten Schweiß und Tränen der Steuerzahler. 


Bauer Empfehlungsbrief leitete die Brandſchatzung der Staatsbank 
durch Barmat ein; fein Kredit ftieg 


bi3 31. Dezember 1923 . . . auf 1,5 Millionen Goldmark, 


bis 31. Dezember 1924 . . . auf 9,5 Millionen Goldmarf und, da 
Binfen und Laften ftiegen, bis Mitie 1925 auf 14 Millionen Goldmarf. 

Was bei dem BZufammenbrucd am 31. Dezember 1924 an Subſtanz 
noch vorhanden geweſen ift, hat die vom Reich und von Preußen einge- 
feßte „Liquidationg- und Treuhandgefellichaft" — bis heute nicht befannt 
werden lafjen. 

Um dieſe Millionen Mark ift der Steuerzahler betrogen. 
Damit muß er fi abfinden. 

Die Schilöhalter um Bauer und die Barmats und in eriter Linie dieſe 
felbft beftreiten, daß der Empfehlungsbrief vom 12. Mai 1923 von Ein- 
fluß auf die Kreditgewährung gemejen jet. 

Im Barmat-Prozeß erklärte dagegen der frühere Staatsbank-Präſi⸗ 
dent von Domboiß: 


„Es ift nicht ohne Eindrud auf mich geblieben, daß Barmat ſich mit Empfehlungsſchreiben 
eines Reichöfanzlers (Bauer) und eine Gefandten (Gradnauer) einführen konnte. 
Sonſt find ſolche Einführungen nicht üblich geweſen.“ 


Im gleichen Sinne äußerte fich der Angeklagte Dr. Hellwig, Ober- 
finanzrat a. D.: 

„Wenn ein Reichöfanzler und ein Gefandter einen Kunden empfehlen, 
dann ift das felbft für die Staatsbank eine Seltenheit. Heute muß ich 
freilich geftehen, daß ich den inneren Wert der Enipfehlungen weit über- 
ſchätzt habe.” 
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Und der frühere Vizepräfident der Staatsbank Geheimrat Rugge: 


„Wäre ich nur den wiederholten Einfadungen Barmats nah Schloß Schwanenwerder 
gefolgt, um das Minifter-Milten um Barmat fennen zu lernen; vielleicht wäre das 
Unglück nit gejhehen.” 

Bauer — ‚der Sozialiſt“. 

Bauer vermittelt für Barmat einen Reichsbankkredit gegen Proviſion 
in fremder Valuta; 

Barmat follte Rohftoffe für die „Dema” kaufen, Damit das deutſche Volk 
Margarine bekommt; 

Bauer weiß, daß der Deviſenſchieber Barmat keine Rohſtoffe liefert, 
ſondern die 6 Milliarden „wertbeftändig“ anlegt und er rechnet dieſem 
einen Verdienst von 37800 Dollar oder rund 160000 Goldmarf vor mit 
Augenzwinfern und Bedauern: 

„Ich wünſchte mir, einmal ein foldhes Gejhäft'mahen 
zu können”; 

In der Angit, Barmet könnte ihm die heiß begehrten; Devifen nicht 
auszahlen, macht er ihm Hoffnung auf ein neues Geſchäft, Das er bringen 
will. 

Kurz zuvor, am 12. Mai 1923, hatte er ſeinem Auftraggeber ben bereits 
behandelten Staatsbank⸗Kredit vermittelt und ihn damit zu einem mühe⸗ 
lofen Gewinn von 336000, zufammen 526000 Goldmark (366000 und 
160000) in wenigen Monaten verholfen: 

Kiemen aus dem Rüden der zuſammenbrechenden 
deutfhen Wirtſchaft! 

Bauer und Barmat! Als beide den Rechenftift anfegten, um Die aus- 
getaufchten Wohltaten nachzuweiſen, da rijjen fie fic) gegenjeitig die Maske 
vom Geficht: 

der Staatsmann dem Schieber und umgekehrt! 

Zahlen bemweifen! Bauer hat die Richtigkeit der „verbrieften” Zahlen 
nie erjchüttert, im Hintergrunde lauerten vielleicht wieber neue Ent- 
hüllungen und Barmat hat ſich beftimmt etwas dabei gedacht, als er, 
noch nicht gereizt, an Bauer jchrieb: 

„Wie Sie wiſſen, wird bei mir Ihre perfönliche Zumeigung immer 
ftet3 viel Höher eingejchägt als ein paar Taufend Dollar.” 


Barmat3 Gulden — Bauer „Nein“. 


Szene im Unterſuchungs-Ausſchuß '): 
Dr. Deerberg: „Haben Sie feine Vorteile irgendwelcher Art. vom Barmat⸗Konzern 
oder von einer Perſon des Konzerns gehabt?" 


1) „Gefeſſelte Juſtiz“ Band 1 ©. 50/51. 
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Reichöfanzler a. D. Bauer: „Die Frage, ob ich jemals eine Vergünftigung gehabt 
habe, geht jehr weit. Gewiß war ich einmal eingeladen; ſoweit das Gefchäft mit der Staat3- 
bank in Srage gefommen ft, habe ic) niemals einen Vorteil oder eine Vergünftigung gehabt.” 

Dr. Deerberg: „Haben Sie von der Firma Barmat ohne Rüdficht auf das Motiv, 
fondern ganz allgemein fchlechthin, Haben Sie von der Firma Barmat jemals irgendwelche 
Borteile pefuniärer Art erhalten?” 

Reichskanzler a. D. Bauer: „E3 fommt auf den Begriff der pefuniären Vorteile an, 
wie einem die Sache nachher ausgelegt wird. Sch habe jedenfalls feinerlei Vorteile von 
der Firma Barmat oder einen der Barmat3 gehabt, für die von mir eine Gegenleiftung 
beanjprucht worden wäre, alfo Feinerlei geſchäftliche Beziehungen, die mid 
irgendwie intereffiert hätten an den Gefhäften Barmats.“ 

Dr. Deerberg: „Damit ift die Frage noch nicht beanttwortet, ich will wiſſen, ob Sie 
fchlechthin irgendwelche Vorteile erhalten haben.” 

Reichskanzler a. D. Bauer: „Doch das liegt in meiner Antwort!" 

Dr. Deerberg: „Alſo die Bejahung!” 

Reichskanzler a. D. Bauer: „Nein, darin Liegt die Verneinung.” 

Dr. Deerberg: „Sch will nur die nadte reine Frage beantwortet haben, ob Sie jemals 
bon der Firma Barmat irgendwelche Vorteile pefuniärer Art erhalten haben?” 

Reichskanzler a. D. Bauer: „Nein!" 


Hart, ſchneidend, bebend vor Erregung, weil der erjte Staatsmann in 
Deutſchlands gefchichtlich ſchwerſter Stunde als Zeuge fich nicht geradeaus 
zur Wahrheit zu befennen, vielmehr auszumeichen verfuchte, kalt und ficher 
engte Dr. Deerberg den in Schweiß gebadeten „Kanzler von Verſailles“ 
bi3 zum verzweifelten und fpäter angezmeifelten „Nein! ein. 

Das ift am 29. Januar 1925 gemwejen, es war eine bejchämende, daher 
unvergeßliche Szene. 

Dieſes von dem bedrängten Reichskanzler a. D. Bauer abgegebene 
runde: „Nein“! hat er fpäter bis zu feiner VBereidigung auslegen, deuten 
müſſen und zwar, weil wenige Tage nach feinem: „Nein”! der Brief 
Barmats vom 27. September 1923 an die Offentlichkeit fam (ſ. ©. 154). 

Bauer mußte jofort fein Reichstaggmandat und fein Amt als ftellverir. 
Mitglied des Staatsgerichtähofes zum Schuße der Republik niederlegen. 


Der „Vorwärts“ jchrieb am 6. Februar 1925: 
Der Fall Bauer. 
Beſchluß des Prüfungsausſchuſſes der Partei. 
„Der bon den ſozialdemokratiſchen Fraktionen des Reichstags und des Preu- 
ßiſchen Landtags eingeſetzte Prüfungsausſchuß nahm heute früh zum Fall Bauer- 
Barmat Stellung. Der Prüfungsausſchuß vertrat einmätig die Auffafjung, daß 


Genoſſe Bauer jein Reichstagsmandat jofort niederzulegen habe. Genoffe 
Bauer erklärte fich dazu bereit.” 


Und am 7. Februar 1925: 
Zum Fall Bauer. 
„Bauer Hatte jich, nachdem er aus dem Amte ausgefchieden und nur Abgeord- 
neter geblieben war, auf die geſchäftliche Tätigkeit geworfen. Er hat dieſe Tätig. 
feit damit verteidigt, daß fie kaufmänniſch einwandfrei und im bürgerlichen Leben 
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gang und gäbe ſei. In Parteikreifen ſah man jedoch dieſe Tätigkeit, ſoweit man über 

ſie unterrichtet war, ſchon längſt mit Mißbehagen, da man der Meinung war, daß 

das, was bei vielen bürgerlichen Abgeordneten eine Selbſtverſtändlichkeit ſei, ſich für 
einen Sozialdemokraten nicht paſſe. 

Bauer war über dieſe Auffaſſungen unterrichtet und vielleicht auch mit ſich ſelbſt 
nicht ganz einig. Daraus erklärt ſich die Unſicherheit ſeiner Ausſagen, die für ihn 
letzten Endes verhängnisvoll wurde. In dem Augenblick, in dem es klar wurde, daß 
ſich Bauer nicht geradeaus zur Wahrheit bekannt hatte, wurde ſeine 
Poſition unhaltbar und die Konſequenzen wurden ſofort gezogen.“ 

„Unſicherheit ſeiner Ausſagen!“ Eine höfliche Formulierung. 

In den Akten des Unterſuchungs-Ausſchuſſes war nicht feſtzuſtellen, daß 
Bauer den angebotenen „Beweis“ gegen den Inhalt des ihn belaſtenden 
Briefes geführt hat. Aber Barmat Hat auf Grund der Konten-Auszüge 
dem PVarteivorfigenden Wels die Zahlungen an Bauer nachgewieſen. 

Wie fehr man in der Parteileitung von der „Unficherheit feiner Aus- 
fagen“ überzeugt mar, bemeilt die am 15. Februar vom „Vorwärts“ ver- 
öffentlichte Notiz: 


„Der erweiterte Bezirksvorſtand hat in feiner geftrigen Sitzung 
den Anträgen auf Ausſchluß des Genoſſen Guftan Bauer aus 
der Partei einftimmig zugeftimmt". 


Trog 33%, Jahren Parteidienft! Trotzdem er von feiner Partei als 
Reichskanzler, Vizekanzler und mehrmals al Reichsminiſter beftellt 
worden mar! 

3 Beilen Abſchied! Ein hartes Urteil. 

Damals fürchtete man die Rache de3 Ausgeftoßenen. 

Bauer ift deshalb nur kurze Zeit in der Partei-Duarantäne gewejen; 
mit Hilfe von Mitgliedern der PBartei-Ariftofratie wurde er, politiſch ge- 
reinigt und geläutert, wieder Genoffe. (Barmat ift nie von der Sozial- 
demofratie abgejchüttelt worden.) 

Diefe Mohrenwäſche an Bauer beweiſt, daß die unteren Parteiinftanzen, 
die immer gegen die Wiederaufnahme Bauers geblieben waren, von der 
Güte de3 Kanzler-Eides eine andere Auffaffung hatten als die Freunde 
Barmatz in der Parteizentrale. 

Die Stadt Bad Kiffingen, wohin e3 den erften Reichskanzler Der deutſchen 
Republik gezogen hatte, — auch) der erſte Reichskanzler des alten kaiſer⸗ 
lichen Deutfchland weilte mit Vorliebe dort — entfernte das Blatt mit 
dem Namen Bauer aus dem „Goldenen Buch”, als feine vieljeitigen Be— 
ziehungen zu Barmat befannt gemorden waren. 


„Bentleman-Agrement." 


Für die Echtheit der folgenden Briefe hat fich Heilmann im Unter- 
ſuchungs⸗Ausſchuß verbürgt, er hat wenigſtens zugegeben, daßjterichtigfind : 
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Berlin, den 19. Oktober 1923. 
„zieber Ernſt Heilmann! i 

Bor einiger Beit jagten Sie mir, daß Freund Julius mi) u. a. wegen der 
zwiſchen ihm und Bauer beftehenden Differenzen zu fprechen wünjchte. Der Trubel 
der lebten Tage hat mir Die Sache ganz aus dem Kopf gebracht. Nun hat mich auch 
Bauer aufgefuht und mir eine Darftellung nach feiner Auffaffung gegeben, zugleich 
mit dem Erſuchen, eine Regelung herbeizuführen. 

Da fo, wenn auch mit zeitlicher Differenz, von beiden Seiten der Verfuch gemacht ift, 
mich für die Angelegenheit zu intereffieren, bitte ich Sie, mir Mitteilung zu machen, warn 
Julius Barmat hier ift. Sch werde mich dann mit ihm in Verbindung feben. 

Mir kommt e3 dabei auf eine auch für mich ſehr wichtige Mlarftellung der Dinge an. 
Wollen Sie fo liebenswürdig fein, Julius von Diefem Schreiben Kenntnis zu geben, damit 
eine baldige Erledigung erreicht wird. 


Mit den beiten Grüßen Dtto Wels.“ 


Amfterdam, den 24. Oktober 1923. 
„Streng perfönlih! Vertraulich! 
Lieber und ſehr geehrter Herr Wels! 


Ihre jehr geſchätzten Zeilen, gerichtet an Zreund Heilmann, wurden bei meiner lebten 
Anweſenheit in Berlin durch Ernft ausgehändigt.t) Das war am Sonnabend, nachdem ich 
die ganze Woche zu Bette lag. Ich verfuchte fofort, Sie zu erreichen, doch waren Sie leider 
vn biefem Tage, wie ich Hörte, nach Görlitz abgefahren. Dies tat mir ſehr leid, da ich Gie, 
ſehr geehrter Herr Wels, noch wegen der in Ihrem Schreiben genannten Angelegenheiten 
und aud) in verſchiedenen anderen Sachen gern gefprochen hätte. Leider mußte ich Sonn- 
abend wieder heimfahren, da man fich zu Haufe fiber meine Erkrankung ſehr beforgt zeigte 
und mir drohte, fall? ich nicht heimfahre, daß man hinkommt, um mich abzuholen. 

In der Angelegenheit Bauer könnte ich Ihnen fehr viel ſchreiben; wahrſcheinlich Haben 
Sie diesbezüglich von Ernſt fehr verſchiedenes vernommen. Ich will Ihnen aber vorläufig 
nur den Auszug feiner Rechnung einfenden, damit Sie einen ungefähren Überblid befom- 
men. Weitered und Näheres mindlih. Sie fennen mich wohl, lieber Herr 
Wels, nicht als Heinliden und geizigen Menſchen, und werben auch 
keinesfalls jemals gedacht haben, daß ich dies ausnahmsweiſe gegenüber Herrn B. 
gewejen wäre. Ich weiß, daß Sie durch die jegigen Buftände in Deutfchland fehr in An- 
ſpruch genommen find und dürften auch Sie deswegen große Sorgen haben und Ihre 
Beit Demzufolge ſehr bemefjen fein. Darum bedaure ich e3 ſehr, daß ich Ihre koſtbare 
Zeit mit meinen perjönlichen Angelegenheiten beanfpruchen muß. Ich hätte die Ange- 
legenheit ſelbſtverſtändlich Hinausgefchoben, bis Sie aus dem Trubel, der jet dort 
herefcht, einigermaßen befreit find. Da Sie aber in Ihrem Schreiben an Heilmann er- 
wähnen, baß auch ſeitens Herrn B. ein darauf Bezug habendes Geſuch vorfiegt, nehme 
auch ich mir die Freiheit, mich direft, wie ftets, an Sie zu wenden. Gelbftverftänblich 
ftehen fämtliche Unterlagen zu Ihrer Verfügung. Ich dachte nie daran, jemanden zu be- 
trügen und werde meine Denkungsart in dieſer Hinjicht nie ändern. 

Aber ji zu etwas zwingen bzw. etwas erzwingen zu laffen, werbe ich nie 
zugeben; mag es auch noch fo nadteilig in gefhäftliher Richtung für 
mid fein. Das, was Herr B. von mir verlangte und mir zumutete, trug mehr den 


!) Heilmann hatte immer behauptet, daß fein Verkehr mit Barmat und feine beratende 
Tätigkeit während der Beit, als fein Freund Staatsbank-Kredite bezog, (Mai 1923 bis 
Juli 1924), jo gut wie geruht hätte. j 
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Charakter des Zwanges als der Berechnung. Es ift mir fehr peinlich, dies zu 
fchreiben, Doch bin ich e3 nicht gewöhnt, vor Ihnen etwas zu verheimlichen und da Herr 
B. mich dazu herausgefordert, mußte ich e3 auch) tun, und aud) dann erft, nachdem er 
fich diesbezüglich an Sie wandte. 

Ich fühle mich Yeider noch nicht gang wohl, werde aber, jobald ich einigermaßen wieder 
hergeftellt bin, nach Berlin kommen und mich dann aud) fofort bei Ihnen melden. Wir 
können dies, tie auch jonjtige Angelegenheiten, dann in der gewohnten Ruhe bejprechen. 

Zur Orientierung anbei Copien der letztgewechſelten Korrefpondenzen zwiſchen mir 
und B. Beim Kontoauszug fehlen natürlich die 10 Millionen Marf, die ich 
Herrn B. außerdem am Anfange des Jahres 1922 gegeben habe, ebenſo 600 Stüd 
Dema-Aktien, bie im Auszuge au) nicht verzeichnet find. 

Mit beiten Grüßen, auch an Ihre jehr geehrte Frau Gemahlin, verbleibe ih hr 

J. Barmat." 


„Freund Julius“ jchreibt Wels an Heilmann. 
„Freund Heilmann” ſchreibt Barmat an Wels. 
Der einitige Reichskanzler aber eriftiert für fie alle nur als Herr Bauer. 
Die Undeutung de Großfapitaliften gegenüber dem Arbeiterführer: 
„Sie kennen mich wohl, fieber Herr Wels, nicht als Heinlichen und geizigen 
Menſchen ...“ ift hier belanglos, denn uns bejchäftigt nur die Güte des 
bon Bauer geleifteten Eides. Da nicht anzunehmen ift, daß Barmat dem 
Parteivorſitzenden Wels unwahre Angaben zu machen fich getraut hat, 
dürfte folgendes feititehen: 
Bauer hat, entgegen feiner eidlichen Behauptung, bei Barmat ein 
Bank-Konto unterhalten, 
Barmat hat nicht alle Zuwendungen an Bauer durch die Kafjen- 
bücher gehen lajjen 3. B. nicht: 
„pie Holländifchen Gulden 1000, die Sie außer der Reihe be- 
“ Tommen Haben”, 
„pie vielen Hunderte Gulden, die in Holland ohne jeden Grund 
gezahlt worden find“, 
„vie vielen -Hunderttaufende Mar, die gegeben worden jind, als 
die Mark noch viel mehr wert war” (Brief vom 27. September 1923), 
„600 Dema -Aftien” und 
„10 Millionen Mark Anfang 1922” (etwa 20000 Golbmarf) 
(Brief an Wels v. 24. Oktober). 


Barmat hebt in feinen Briefen, was zu beachten bleibt, nicht Die vecht- 
mäßig verdienten Zahlungen (Provifionen) hervor, jondern nur jene 
Zumendungen, deren Empfang Bauer beftreitet. 

Wäre Augias ein Parteifreund von Herakles gemwejen, fein Stall wäre 
heute noch nicht ausgemiſtet. 

Dafür, daß die urkundlich belegten Zumendungen Barmats an Bauer 
von dieſem anerkannt worden find, Spricht deſſen Bereitwilligfeit, mit 
Barmat gefchäftlich wieder zufammenarbeiten, andernfalls hätte der an 


170 9. Der Eid des Reichskanzlers a. D. Bauer. 


feinem Deviſenbeſitz, nicht in feiner Ehre verlegte Bauer feinen früheren 
Geldgeber ficherlich gemieden. 

Nach ver Feitigung der deutſchen Währung (November 1923) erhielt 
Barmat von der Staatsbanf ſoviel Geld und Hatte ein folch begründete 
Ausficht, jede verlangte Million zu befommen, dank Empfehlung durd) 
einen Reichskanzler a. D. und durch einen aktiven Gejandten, daß er daran 
ging, preußifche Staatsmilfionen für ſich indufttiell in Frankreich an- 
zulegen. Nachdem er am 8. Februar 1924 feinen Bruder auf den „richtigen 
Fachmann von der Dema”, Herin Lewin aufmerkſam gemacht hatte, ant- 
wortete Herſchel am 9. Februar 1924: 

„P. p. 

Lemwin-,Dema': Zu einer Erledigung bin ich noch nicht gekommen, ich werde 
trachten mit Heren Lewin oder Herrn Bauer zu einer Einigung zu kommen.“ 

Herſchel am 14. Februar 1924 an Judko: 

„Wie ich Dir bereits gejtern jchrieb, hatte ich heute eine längere Unterredung mit 
Herrn Bauer, welcher jedoch vorläufig zu geſchäftlichen Angelegenheiten ſehr ſchwer 
zu bewegen iſt. Ich habe ihn mit ſeiner Frau in der nächſten Woche zu einem Tee bei 
mir eingeladen und hoffe ich, daß wir uns langſam doch etwas näher kommen werden. 
Er hat mir noch einiges mitgeteilt, was ich Dir jedoch bei unſerem nächſten 
Zuſammenſein perſönlich übergeben werde.“ 

Darauf antwortete der wieder in ſeinem Selbſtbewußtſein verletzte 
Judko Barmat, verletzt, weil der frühere Reichskanzler ſich zierte: 

Amſterdam, den 15. Februar 1924. 
Lieber Herſchel! 


„Ich habe mir jetzt die Korreſpondenz, die ſich während der letzten Tage in meiner 
Abweſenheit angeſammelt hat, dem Datum nad) zufammenlegen laſſen und werde 
Dir nun der Reihe nad) das eine oder das andere beantiworten. 

Es tut mit leid, daß Du mir über Deine Befprechung mit Bauer nicht ſchon jebt 
handſchriftlich einiges mitgeteilt haft. Obwohl ich ſolchen Hechten nicht allzu- 
viel glaube, wird wohl aber doch immerhin ein gewiſſer Prozentfag an Wahr- 
heit an den Außerungen fein, und werde ich, nachdem Du e3 mir mitgeteilt 
haft, die Mitteilungen verſuchen zu analyfieren. Jedenfalls wäre e3 gut, wenn Du 
gelegentlich Heren Lemwin an jeine Verpflichtung über die Hamburger Aktien fo 
vorübergehend erinnern würdeſt.“ 

„Solchen Hechten glaube ich nicht allzuviel” ift eine ſehr volfstümliche 
Redewendung, die auf eine nicht alltägliche Erfahrung mit der bezeichneten 
Perſon ſchließen läßt, denn andernfalls, man ſprach mmnenn doch von 
einem einſtigen — Reichskanzler. 

Die Beziehungen ſcheinen endgültig erkaltet zu ſein, denn an dem 
zweiten märchenhaften Aufſtieg Barmats im Jahre 1924, der damals 
einſetzte, iſt Bauer nicht mehr mitbeteiligt worden. 

Die Briefe Bauer-Barmat ſind keine Dokumente der Freundſchaft, 
ſondern — der Zeitgeſchichte. 


Non olet. 171 


Daß Barmats Kontoauszug über Bauers Darftellung gefiegt hat, be- 
weiſt nachftehender Brief: 
31. Dezember 1923. 
An Amerima-Berlin. 
Sehr geehrter Herr Klenske. 


„Soeben erhielt ich Ihr Schreiben vom 27. Dezember. Ich werde auf dazjelbe 
ausführlich zurüdfommen, fobald ich wieder in Wien bin, was am 1. Jänner 1924 
der Fall fein wird. Ich möchte Diesmal nur auf die Angelegenheit Reiz, deſſen Brief 
ich Ihnen hier im Original retourniere, zurückkommen und bitte Sie, diesbezüglich 
fofort nach Ruckkehr des Herrn Dr. Bernftein mit legterem hierüber Rüdfprache zu 
nehmen, möglichjt auch unter Hinzuziefung des Herrn Heilmann. 

Meiner Meinung nad) foll man diefen letzten Brief an Reiz in meinem Namen’ 
mit der Bemerkung retournieren, daß ich mit ihm überhaupt nichts zu tun habe. So— 
meit ich mich erinnere, war urfprünglich die Zeifion für Forderungen von B. an die 
Umerima-Berlin beftimmt. Ich glaube, es war bis zu dieſem legten Schreiben gar 
feine Rede von einer Zeſſion oder Forderung an mic) perjönlich. Dieſe fcheint wieder 
bon unferem Freund B. ein Dreh zu fein, was aud) aus dem Schreiben von Reiz 
deutlich zu erſehen ift, die Initialen lauten nämlich M. B./Hä., alfo diktiert vom Herrn 
Minifter B. Wie Sie wiſſen, ift e3 nicht meine Gewohnheit, mich abfchreden zu laſſen. 
Sch hätte aber perjönlich nicht3 dagegen, nachdem die Forderung ftatt an die Amerima 
nunmehr an mich perfönlich geftellt und ſomit aud) die urfprüngliche Zeſſion hinfällig 
wurde, ben Betrag an B. in Dollarnoten oder Sched, je nachdem wir zufällig 
in Berlin zur Verfügung hätten, gegen eine finale Quittung augzuzahlen. Gelbftver- 
ftändlic) muß die Quittung lauten, daß Damit fämtliche Anfprüche des Ba. gegen- 
über mir perjönlich wie gegenüber auch der Amexima vollftändig begfichen find. Auf 
irgend eine Zeſſion laſſe ich mic) perſönlich nicht ein. Soweit mir bekannt iſt, ift eine 
Zeſſion nur dann gültig, wenn eine folche von beiden Parteien afzeptiert wird. Ich 
glaube nicht, daß man verpflichtet it, eine Zeſſion ohne weiteres anzuerkennen. Sollte 
diefe meine Anſchauung auf einem Irrtum beruhen, dann könnte die Auszahlung 
de3 Betrages von 850,31 (Dollar) auch) an Reiz in meinem Namen, jedod) für Rech— 
nung von 8. gejchehen, falls Reiz nachweifen kann, daß er hierzu von B. genügend 
bevollmächtigt wurde. Selbftverjtändlich muß auch in dieſem Falle die Duittung richtig 
und entfprechend redigiert werden. Ich bitte allenfalls dieje Angelegenheit nur im 
Einvernehmen mit Heren Dr. Bernftein und Herrn Heilmann zu ordnen. 

Gleichzeitig retourniere ich Ihnen das Schreiben vom 24. Dezember 1923, welches 
Sie gefl. auch Herrn Dr. Bernitein bei feiner Rüdfehr vorlegen wollen, da ich mich 
nicht mehr erinnern fann, auf welches Schreiben es fich eigentlich bezieht. 

Ich begrüße Sie beiten und zeichne 


Hochachtungsvoll 
im Auftrage des Herrn General⸗Direktor Barmat 
gez. Shmatnid.” 


Der „AUmerima-Brief" vom 27. September 1923 hatte Bauer das 
politiſche Genid vorübergehend gebrochen; vor der Veröffentlichung des 
ganzen Briefwechſels (5. Mai 1925) verjuchte Bauer bei feiner zweiten 
Ausjage vor dem en den Gegenbeweis (14. März 
1925): 
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Beuge Bauer: „Ich wurde befragt, ob ich pefuniäre Vorteile gehabt habe, und ic) 
habe darauf nein gejagt. Dann wurde der Brief veröffentlicht, der den Eindrud eriveckte, 
als ob ich von Barmat erhebliche Vorteile gehabt hätte. Diejer Brief enthält Behaup- 
tungen, die ſämtlich unrichtig find, die Barmat ſchon mündlich Durch einen Beauftragten 
widerrufen hat, und die jest durch ein Schreiben des Verteidigers Rechtsanwalt? Bahn 
in feinem Auflage an mid) widerrufen werden. Das Schreiben werde ich im Original 
vorlegen.” 


Diejer Brief des Rechtsanwalts Bahn vom 18. Februar 1925, damals 
Hauptverteidiger Barmats, enthält (ſ. ©. 156) ſoviel Unrichtiges und Wahr- 
heitöwidrige3, er trägt fo fehr den Stempel einer unverbindlichen und be- 
ttellten Arbeit, daß Bauers Berufung auf ihn, an feinem guten Glauben 
zweifeln läßt: 

Am 7. Februar ließ Barmat durch jenen Verteidiger Rechtsanwalt 
Bahn im „Vorwärts“ erflären: „Auf Erfuchen der Amerima” vermittelte 
Bauer bei der Reichsbank eine Erhöhung der Kredite und er erhielt für die 
erhöhte Summe eine Proviſion, die jpäter auf ein Minimum bon 
300 Gulden anf einige Monate feitgelegt wurde.“ 

Das Gegenteil deſſen, aber weil Bauer e3 als „Beweis“ zu feiner Ber- 
teidigung gebrauchte, bejcheinigte ihm Barmat, auch durch den  Rechts- 
anwalt Bahn, feine 2 Wochen jpäter, am 18. Februar. 


Bauer lieſt aus dem Brief des Rechtsanwalts Bahn folgende Stelle vor:!) 


Er, Barmat, entjänne fi auch, daß Sie der Amexima Ihnen gehörige Devifen 
im Betrage von zirka 5000 GM. zur Verwaltung übergeben hatten. Diefes Geld jollte 
monatlich verzint werben. 

Im Jahre 1923 wollte er Ihnen einmal eine Probifion verfprochen haben aus 
Anlaß einer Kreditgewährung durch die Reichsbank, aber auch zu einer Zeit, als Gie 
Privatmann waren. Ob der Betrag ausgezahlt oder verrechnet fei, Daran erinnere 
er ſich jetzt nicht. 

Der Beitrag ift nämlich nie gezahlt. 
(Zuruf: Verſprochen war die Proviſionꝰ) 
— Verſprochen mar fie, ſie iſt aber nie ausgezahlt worden. Ich habe nichts zu dem Ver- 
ſprechen getan. 
Barmat machte oft Verſprechungen, die man nicht befonders ernſt zu nehmen brauchte.” 


Jede dieſer Zeilen jpricht gegen die erſte eidliche Ausfage des Altreichs- 
kanzlers, denn in ihnen fteht: 
Devijen-Stonto im Betrage von etwa 5000 Goldmarf, 
Provifionsabfommen, 
Barmat als unzuverläjjiger Gejchäftspartner. 
Bauer gibt jelbft zu, daß er zu einem Manne in ein Agentenverhältnis 
getreten ift, von dem er mußte, daß er in dem öffentlichen Ruf des „Groß— 
ſchiebers“ ſtand und er machte für dieſen übel beleumundeten Spekulanten, 


4) Barl. Unterſ.-Ausſchuß am 14. März 1925 (21. Sikung Spalte 1762/63). 
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wo immer möglich, öffentliche Kredite Ioder, indem er ihn „als einen - 
bekannten zuperläfjigen Gejchäftsmann, der jeine Verbindlichkeiten biöher 
prompt erfüllt Hat“, jehildert. Schon diefe Angaben liefen der Wahrheit 
zuwider, eben weil Bauer das Gegenteil feiner Behauptung aus jeinen 
Verhandlungen, die er für Barmat mit den Reichsbehörden geführt hatte, 
kannte und wußte, daß er feine „Verfprechungen” nicht hält. 


Konto Bauer. 


Hatte der einftige Reichskanzler ein Bank-Konto bei Barmat? Bauer 
hat das beitritten. 


Ich zitiere aus den Parlaments-Akten ): 


Abg. Dr. Deerberg: „ch habe gejtern bei ver Bernehmung des Reichskanzlers a. D. 
Bauer ſehr eingehend die Frage erörtert, ob Herr Bauer Vorteile irgendwelcher Art von 
Herrn Barmat oder dem Barmat-Konzern gehabt habe. Diefe Frage ift jchließfich von Dem 
Heren Reichöfangler verneint worden. Sie werden zugeben, daß das im allerengjten Zu« 
fammenhange mit der Aufgabe de3 Unterſuchungsausſchuſſes fteht. Ich muß jebt Beweis 
dafür anbieten, daß der Reichskanzler a. D. Bauer entgegen feiner geftrigen Erklärung 
dennoch ein Darlehen von einem der Barmats oder einer Bank des Barmat-Sonzernd 
erhalten hat, und zwar in Höhe von 263000 Mk. Ich weiß nicht, ob diefe Behauptung 
zutreffend ift, ich muß aber einerfeit3 im Intereſſe der völligen Aufklärung der Sachlage, 
andererſeits aud) im Sinne des Reichskanzlers a. D. ſelbſt einer ſolchen Behauptung nach⸗ 
gehen. Ich trete den Beweis für meine Behauptung damit an, daß ich bitte, den Herrn 
ünterfuchungsrichter darüber zu vernehmen, ob es richtig iſt, daß ſich bei ber 
Unterſuchung gegen Barmat und bei der Prüfung der Konten herausgeſtellt hat, daß ein 
ſolches Darkehnskonto in Höhe von 263000 ME. für den Reichskanzler a. D. Bauer 
vorhanden ift. 


Der Abgeordnete ftellt den 
Antrag Nr. 22: 

Der Ausſchuß wolle befchliegen, den zuftändigen Unterſuchungsrichter in 
der Strafſache Barmat und Genoſſen darüber als Zeugen zu vernehmen, ob bei der 
Prüfung der Konten der Vanken des Barmat⸗Konzerns auch ein Darlehenskonto, 
betreffend den Reichskanzler a. D. Bauer, in Höhe von 263000 ME., eventuell In 
welcher Höhe feitgeitellt worden ift. 

Der Antrag wird angenommen.“ 


Es ift dag Geheimnis des Unterſuchungs-Ausſchuſſes und feines Vor⸗ 
ſitzenden geblieben, weshalb nicht der Unterſuchungsrichter gehört worden 
iſt, ſondern man ſich zunächſt mit der Ausſage Bauers ſelbſt begnügte, 
deſſen unkontrollierten Angaben gegenüber eine große Vorſicht ges 
boten mar. 


Bernehmung des Reichskanzlers a. D. Bauer?). 


Borfikender: „Herr Reichskanzler, wir haben Sie hier ſchon einmal als Zeugen gehbrt. 
Die Vernehmung, die am 29. Januar ftatigefunden hat, Hat ſich damals mit Shrer Emp⸗ 
Bat. Unterf,-Ausihuf am 30. Januar 1925 (8. Situng Sp. 213). 
2) Parl. Unterj.-Ausfhuß am 14. März 1925 (21. Sitzung Sp. 1257). 
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fehlung des Herrn Barmat an die Staatöbanf befehäftigt. Es war an Sie die Frage geftellt 
worben, ob Sie irgendwelche Vergüinftigungen oder jonftige Beziehungen materielfer Art 
zum Barmat-Sonzern oder zu Herrn Barmat jpeziell gehabt haben. Darauf haben Sie 
damals gefagt: Nein. Ich habe damals noch darauf Hingemwiefen, daß ung nur die Beit bis 
zum Tage der Empfehlung intereffiere, daß Sie aber die Erklärung im allgemeinen ab- 
gegeben haben. Sie haben darauf weiter nicht3 geantivortet. 

Nun iſt behauptet worden und hier ein entjprechender Antrag geftelit worden, daß in 
den Konten einer der Barmat-Banken ſich ein Konto für Sie in Höhe von 263000 ME. 
‚befinde. Vielleicht fünnen Sie uns darüber Auskunft geben. 

Zeuge Reichskanzler a. D. Bauer: Darf ich zunächſt fragen, wer das behauptet hat? 

Borjigender: Es ift hier im Ausſchuß ein Beweisantrag geftellt worden. Der Aus- 
ſchuß Hat diefen Beweisantrag angenommen, durch den Heren Staatsanwalt feitzuftellen, 
ob es fo fei. Ich kann Ihnen weiter jagen, daß der Staalsanwalt geſchrieben hat, er habe 
bis jeßt eine Prüfung der Konten daraufhin nicht vorgenommen. Ich habe aber geglaubt, 
daß e3 daß richtigite ift, Sie danach zu fragen, da Sie Ihrem Wunſch gemäß hier als Zeuge 
vernommen werden und wir damit vielleicht weiter fommen. Der Staatsanwalt ift jetzt 
wohl dabei, Die Konten zu prüfen. Das ift eigentlich Feine große Arbeit. Ich wundere mich 
eigentlich, Daß er und gejchrieben Hat, er könne nicht ja und nicht nein fagen, denn in einem 
ordnungsmäßigen Bankgeſchäft beftehen Kontentegifter über die einzelnen Kunden, die 
werben im allgemeinen alphabetifch fein, man braucht fie nur durchzuſehen. Man kann das 
ſehr ſchnell feftftellen. 

Zeuge: Ich erkläre, daß ich bei feiner Barmat-Bank jemals ein Konto gehabt habe. 
35 Habe im Juli / Auguſt 1923 jeden Verkehr mit Barmat abgebrochen. Damals befaf 
Barmat noch feine Bank, fondern er hat die Banken, die zu feinem Konzern gehören, 
alle exit jpäter erworben. Ich habe auch mit Feiner diejer Banken, weder mit der Merfur- 
Bank noch) mit ber Bremer Privatbank noch mit der dritten Bank — es ſoll noch eine 
dritte Bank fein, wie fie heißt, weiß ic) nicht — irgendwelche Beziehungen gehabt, dort 
nie einen Kredit gehabt und fein Konto befeffen.“ 

Der zuftändige Unterfuchungsrichter ift zwar dom Unterfuchungs- 
Ausſchuß gehört, aber es ift vermieden worden, ihn nach dem 263000 
Marf-Guthaben Bauers bei Barmat zu fragen. 

In jeiner Antwort hatte Bauer ſich auf Barmat-Banf, aber nicht 
auf den Fragpunkt: Guthaben! eingeftellt. Bei einer „Bank“ im Sinne 
de3 Bankgeſetzes hat Bauer vielleicht Fein Konto gehabt, aber bei Barmat, 
nämlich in deſſen „Amexima“, die ohne Konzeſſion jedes Bankgejchäft 
betrieb, bei der hatte Bauer nachweisbar fein Konto. Diefe „Amerima” 
hat ohne Handelögerichtliche Eintragung als Bank in Deutfchland jedes 
Spekulationz- und Wuchergejchäft mit den Millionen der Steuerzahler 
gegenüber den Gteuerzahlern gemacht; während Barmat fich gemeigert 
hat, auch nur 1 Mark Steuern zu bezahlen. 

Bauer: „Ich habe Barmat meine eigenen Barmittel, ich beſaß etwa 
3000 Gulden fremde Debifen, — jchon aus dem Jahre 1919 — zur Ber- 
waltung übergeben. Er wollte fie mir monatlich verzinſen.“ 

Hat Bauer ein Kindergemüt oder iſt's ein Zufall gemejen? In dem 
„Amerima-Brief" vom 27. September 1923, ich wiederhole, er war am 
5. Februar 1925 veröffentlicht worden, find auch 3000 Gulden, aber hier 
allem Anjchein nad) als Liebesgabe aus den Händen Barmats gebucht. 
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Sn einem an Barmat gerichteten Brief vom 12. September 1923 be- 
jtätigt Bauer felbit, daß er ein Konto „Markguthaben“ bei Barmat bejibe. 

Es genügt, an diejer Stelle nur noch auf Barmats Brief vom 24. Dftober 
1923 an Wels Hinzumeifen, mit dem Schlußſatz: 

„gur Orientierung anbei Kopien der legtgewechjelten Korreſpon⸗ 
denzen zwifchen mir und Bauer. Beim Kontoauszug fehlen 
natürlich die 10 Millionen Mark, die ich Herin Bauer außerdem am 
Anfange des Jahres 1922 gegeben habe, ebenjo 600 Stück Dema- 
Aktien, die im Auszuge noch nicht verzeichnet find.“ 

Weshalb Hat der Unterſuchungs-Ausſchuß auf die von ihm beichloffene 
Bernehmung des Unterfuchungstichter über diefen Punkt verzichtet? Man 
ift gezwungen, anzunehmen, daß er nur bis zu einer beftimmten Grenze 
gehen und weder Barmat, noch Heilmann, noch Bauer uſw. ernftlich hat 
belaften wollen. 

Damals jchrieb eine dem Vorſitzenden politifch naheftehende Zeitung: 
„Wenn in dem Barmat-Sumpf mehrere von den heutigen politischen 
Tagesgrößen nicht verſchwinden, dann müſſen alle Begriffe von Ehren- 
haftigfeit und Moral im politiſchen Leben vor die Hunde gehen." 

Die Eompromittierten „politifchen Tagesgrößen” blieben und die poli- 
tiſche Moral ift vor die Hunde gegangen. 


Nachdem der NReichsfanzler a. D. Bauer auf feinen Eid genommen, 
daß er fein Bank⸗Konto bei Barmat gehabt hätte, ftellte Dr. Deerberg feit: 

„Die Behauptung über Bauer3 Konto ift mir von einer Duelle zugegangen, die ich fir 
durchaus beachtlich und glaubwürdig halte, Nun hat der Herr Beuge Bauer weiter eine 
Darftellung gegeben über die Mitteilungen, die Barmat ihm gemacht habe. “ch bin der 
Auffaffung, daß es viel wichtiger gewejen wäre, wenn Herr Bauer heute die Angaben, 
die er damals als Zeuge gemacht hat, nämlich die Beantwortung der ganz präzifen Frage, 
ob Vorteile feinerfeit3 bejtanden hätten oder nicht, hier mit einem Nein vorgenommen, 
wenn er dazu Stellung genommen hätte. Ich muß aber jagen, nach den Darftellungen, 
die er heute hier als Zeuge gegeben hat, habe ich nicht die Überzeugung gemonnen, daß etiva 
keinerlei gefchäftliche Beziehungen zwiſchen ihm und der Firma Barmat beftänden Hätten. 
Sch weiſe bloß auf das Proviſionsabkommen Hin, das er gefchildert hat." 

Am Schluß der 31. Sitzung (d. Juni 1925) verlas der Borjigende des 
Unterfuchungs-Ausfchufies etwas aus einem „längeren Schreiben des 
Generalſtaatsanwalts beim Landgericht I iiber die Konten des Reichs— 
fanzler3 a. D. Bauer bei Barmat”: 

ne» Ich weiß nicht, ob e3 einen Zived hat, dieſes ganze Schreiben hier vorzulefen; 
wir werben ja noch darauf zurückkommen müfjen, wenn Herr Bauer ſich hier äußert und 
die Frage der Vereidigung hier erledigt wird. Dann werde ich da3 Schreiben ihm vorhalten 
müſſen. Der Inhalt ift alfo, meine Herren, daß ein gemwiffes Konto beftanden hat 
was ja auch) inzwifchen in der Öffentlichfeit bekannt geworden ift. Ich darf das Hiermit 
furz mitgeteilt Haben.” 


Und nun wiederholt fich, was man mit „‚Vertuſchung“ am treffendften 
bezeichnet: der Vorfibende lieft einige Zahlen vor, aber er ftellt nicht feit, 
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ob das unter Beweis gejtellte Konto iiber 263000 Mark vorhanden ift 
oder nicht und dann — 
Herr Bauer erjheint zwar noch dreimal als Zeuge, 
aber niemand denft mehr daran, 
ihm den unter Eid abgeleugneten Konto-Auszug vorzubalten. 


Iſt der Reichsfanzler a. D. Bauer nur unficher in feinen Ausſagen 
gemwejen? 

Ich ſtelle Tediglich zur Meinungsbildung des Leſers zwei Darftellungen 
Bauers über diejelbe Sache gegenüber: 

Bauer am 6. Januar 1925 im „Vorwärts“: 

„Ebenſowenig habe ich mit den Kreditgejchäften des Barmat- 
Konzerns mit der Preußiſchen Staatsbank oder der Poft auch nur 
das Geringite zu tun.” 

Bauer als Zeuge vor dem Unterſuchungs-Ausſchuß! 

Beuge Julius Barmat: „Ich habe gefragt, ob Sie bei der Preu- 
Bifchen Staat3banf befannt find. Sie jagten: jawohl; ich kann Ihnen eine 
Empfehlung geben.” 

Beuge Bauer: „Für die Staatsbanf. Aber on. ‚Habe ich mit 
dem Bräfidenten von Dombois feine Fühlung gehabt. . 


Bauer hat alfo im „Vorwärts“ eine inhaltlich falſche Darftellung ge- 
geben und aus feiner Gegenüberftellung mit Barmat jcheint herborzu- 
gehen, daß er diefem da3 Empfehlungsichreiben an die Staatsbank an- 
geboten hat. 


Epilvg. 


Das Kapitel Bauer-Barmat ift mit vorftehender Darftellung erjt ange- 
deutet worden. So mußte die ausgedehnte Werbetätigfeit übergangen 
werden, die der faum geftürzte Staatsmann Bauer im Sommer 1920 
für Barmat begann, wie er Barmat, wenige Monate nach Empfang des 
„Betrügers erſter Klaſſe“ im Reichskanzler⸗Palais, in das Reichgernäh- 
rungsminifterium und in die Einfaufsftellen de3 Reiches begleitete, um 
deren Leiter zu bewegen, von Barmat Lebensmittel zu faufen ufm. 
Was darüber in den Gibungsberichten der Parlamente urkundlich 
niedergelegt zu finden ift, das ift — Neu-Deutfchland. 

Auch die grauenhafte Geſchichte der ehrwürdigen einftmaligen Armee- 
Konſerven⸗Fabrik in Spandau-Hafelhorft, deren Verſchleiß an ein jüdi— 
jche3 Konfortium und die Entftehung der ſogen. „Deutjchen Margarine- 
Werke A.G.“ (Dema), an deren Gründung, Dafein und Zujammenbrud) 
der von dem damaligen Refjortminifter Bauer eingefchaltete Barmat 
dann wieder verdiente, auch diefe Gejchichte konnte nur foweit, wie zum 
Verſtändnis der porftehenden Darftellung notwendig, angedeutet werben. 

Als Reichskanzler hatte er am 7. Oftober 1919 in der National-Ber- 
ſammlung noch erklärt: 

„Eine moraliſche Erkrankung ohnegleichen gilt e3 in allen Schichten zu be- 
kämpfen, mit allen Mitteln, mit aller Erbarmungslofigfeit, ohne irgend ein An» 
fehen der Perſon.“ 

Damals betrog Barmat bereits jeit Monaten die junge ſozialiſtiſch 
regierte Republif und als ein Reichskommiſſar Bendix nach Holland 
gefchiet wurde, um Barmats Firma, Lager und Lieferungen zu beſich— 
tigen, da telegraphierte Heilmann an die deutſche Vertretung im Haag 
den Auftrag, diefen Reichskommiſſar zu verhaften. 

83 Yäßt fich an dieſer Stelle auch die „Finanzierung“ der „Dema“ Durch 
Barmat nicht darftellen, denn die Genofien Bauer, Heilmann und 
Barmat find in ihren Ausfagen darüber fich ſelbſt nicht einig geweſen. 

Auch die Schrottgefchäfte Barmats, mit denen die Namen von Parla- 
mentariern verknüpft find, müffen Geheimnis der Barlamentsaften bleiben. 

Diefe und andere hier nicht erwähnten „Beziehungen bemeijen, daß 
der große internationale Abenteurer: Minifter und Millionen gleichjebte. 

Barmat3 Grundfag iſt gewejen, die „Beziehungen" zu den jeweils 
politiich einflußreichen Perſonen zu Fapitalifieren. 

Er hat dadurch allein in dem Jahre 1924 etiva Dutzend öffentliche 
Geldinftitute um rund 40 Millionen Marf erleichtert. 

Und man hat ihm und jeiner Partei genehme Staatsanwälte und 
Richter geftellt, al3 der Prozeß nicht zu vermeiden war: 

„Gefeſſelte Juſtiz!“ 


Prod von Tr. F. PB. Datterer & Bie, $reifing- München. 


Der Deutihen-Spiegel 


ift die führende nationalpolitiſche Wochenſchrift 


Gottfried Zarnow 


veröffentiicht jeit Jahren allein im „Deutſchen⸗Spiegel“ feine Berichte 
über die ſchwebenden politifchen Strafprozejfe und die großen Wirt- 
ſchaftsſtandal⸗Prozeſſe. u 
Sie find das Thermometer zur Feftftellung der Fieberkurven am kranken 
Deutichland und: zur Kennzeichnung der Ummälzung, die Deutjchland 
zu feiner politifchen und moraliihen Gejundung durchmacht. 
In dieſen Prozeſſen ſpiegelt ſich aber auch die Juſtiz. Gottfried Zarnow 
kämpfte gegen die marziftiiche Tendenz: 
| Und der Richter abſolut, 
Wenn er unjern Willen tut. 


Über die nationalen Ziele Der Außenpolitik und die Aufgaben der 
deutſchen Innenpolitik ſchreiben hervorragende Sachkenner. 

Wer die Zeit verſtehen und mit ihr im Zuſammenhang bleiben will, 
der muß dieſe Wochenſchrift kennen. 





Der Deutſchen⸗Spiegel erſcheint wöchentl. Sonnabends. Preis je Nummer 
O.40 RM., im Abonnement frei ind Haus vierteljährlich 4.50 RM., 
halbjährlich) 8.50 ARM. und jährlich 16.— RM. Beſtellungen bei der 
zuftändigen Poftanftalt, im Buchhandel oder unmittelbar beim Verlag. 


Der Deutichen - Spiegel, Berlags-G.m.b.H., Berlin W 30, 


Martin Lutherſtraße 97. 


In Eurzer Zeit waren bon diefem Band 55000 Stüd verkauft! 


Gefeſſelte Juſtiz 


Politiſche Bilder aus deutſcher Gegenwart. 
Bon Gottfried Zarnow. 10. Auflage. Geh. M 3.60, 2wd. M 5.— 


Aus dem Inhalt von Band I: I. Die neudeutſche Ilias / Die Sflarg-Dynaftie / 
Sollte Staatsanwalt Dr. Gutjahr beftochen werben? / Judko Barmat / Die Gelage 
auf Schloß Schwanenwerder / Staat3anwalt gegen Staatsanwalt / Vorſicht vor Heinrich 
Sfiarz! / Kutiskers Beichte auf dem Sterbelager / Über alles die Staatzraifon / Die 
Angft vor Barmats Indiskretionen / Der Barmat-Prozeß wird hinausgezogen / 800 Alten⸗ 
bände / Unterſuchungsausſchüſſe / Die Rolle des Juſtizminiſteriums — Anklage und 
Vrteil / Barmat3 Triumph / II. Der Sturz der Barmat-Staatsanwälte / Kußmann und 
Caſpary / „Diefer Poftminifter ftarb euch fehr gelegen" / Die betrogene Staatsbanf / 
II. Im Schatten der roten Tribunen / Wie Barmat nach Deutichland kam / Seine 
Wegbereiter und Nusnießer / Das Loch im Weften / Minijter-Empfehlungsfchreiben / 
Die gerichtliche Reinigung Barmats / IV. Die Magdeburger Juſtiztragödie / Der Sturm 
gegen die Unabhängigfeit der Richter / Hörfing / Hoffmann und Kölfing, die Kämpfer 
für das Recht / Die Mordſache Schröder / Die Intrigen des Kriminaltommillars / 
Die „unbotmäßigen" Richter / Difziplinarverfahren gegen Tenholt / Und Gevering? / 
Das Gericht über die Richter / Herr Haas befommt 90000 Mark / Was in den Dilziplinar- 
urteilen ftand / Die Blutlache im Auto / V. Das Geheimnis des Dr. Nicola Monfang / 
Die „Minifterfäufe” in der ftaatlichen Borzellanmanufaktur, Berlin / Genoſſe Heilmann, 
der ungefrönte König von. Preußen / Die Geſchichte eines Kunſtkataloges / Bilanz- 
verfehleierung / Der verhinderte Strafprogeß / VI. Schelme, Speinlanten und. Rats: 
herren / Der Fall Böß. / Das Sklarek⸗Kleeblatt und fein Lieferungsmonopol / Sklarek 
und das NeichSbanner / Für 18 Millionen Mark gefälichte Rechnungen / Ein Roman 
in Rabeltelegrammen (Boͤß⸗Scholtz) / Ein verftändliches und ein unverftändliches Dij- 
ziplinarurteil / Das nicht beglichene Böß-Konto / VII. Richter Pontins (Feme-Prozeſſe) / 
Die Feme-Lüge / Die Majchine der preußifchen Feme-Juſtiz / Zweierlei Recht / Die 
Gefchichte einer amtlichen Fälſchung / Im der Schredenzfammer der Juſtiz / Das 
Schweigen wird laute Anklage / VII. Der Leipziger Reichswehr-Hochverratsprozeß. 


8.1, 8.1. 


Die Öffentlichkeit zu Zarnows Anklageſchrift: 


Zarnow ſchöpft aus guten einwandfreien 
Duellen, prüft feinen Stoff und verwen- 
det ihn mit Vorficht und geſundem Urteil. 

Reichsgerichtsrat Dr. Georg Müller. 


„Die Zuftiz ift zur Dirne der Politifer ge- 
worden” fchried vor einigen Jahren Se» 
nat3präfident Baumbad). Wer für die Be- 
hauptung noch den Beweis vermißt, dem 
empfehle ich, Zarnows Buch zu leſen. 
(Minifter Dr. Frick. 
Ich bin erſchüttert von den in diefem Buch 
veröffentlichten Feititellungen. 
General d. Inf. 8. Ligmann. 


Wer dieſes Buch nicht Fauft, 'nicht ver— 

Ichlingt, nicht Tatfahe um Tatſache fich 

einprägt, der bleibt politifch blind. 
Rumpelftilzchen. 





Die in diefer Schrift erwähnten AYuftiz- 
ffandale find Symptome eines Syſtems. 
Der Kampf gilt der Urfache, dann fa'len 
die Wirkungen von felbft. Dazu mitzu- 
helfen, ift auch mir jelbftverjtändfiche Pflicht. 
Generaloderit von Geedt. 
Das Bud) ift eine Tat. Verfaſſer und Verlag 
haben der deutjchen Freiheitsbewegung da⸗ 
mit ein mwahrhaftes Geſchenk gemadit. 
Oberfinanzrat Dr. Bang 


Das Buch ijt eine furchtbare Waffe. 
Ernft Niekiſch. 
Es prüfe jeder an dem vorliegenden 
Werke, ob das Reden angeficht? jolcher 
Buftände nicht eine höhere Pflicht. ift als 
das Schtweigen. Abolf Hitler. 


3% 2Lcehbmannd Verlag / Münden 2 SW 


Die Nation ald Lebensgemeinfchaft. Von Dr. Etart Bein- 
reich. Geh. M 3.80, Lwd. M 5.—. 

Die Selbſtverſtändlichkeit, mit der hier endlich wieder in politiichen Betrachtungen von 
Gott und göttfichen Dingen, von höchſten Bielen und ewigen Aufgaben die Rebe ift, 
reißt endlich einmal mit gläubiger Kraft den Vorhang zur Seite vor ber Erkenntnis, 
daß e3 eine fittliche Tat ift, die Heute bon den Bekennern der Zukunft gefordert wird, 
feine organifatoriiche, Feine wirtjchaftliche, Feine politifehe im engen Wortverſtand allein. 
„gu diefem Zeichen wirſt bu ſiegen!“ möchte man allen denen zurufen, die ſich anjchiden, 
ung in die erjehnte Zukunft hineinzuführen. Deutſchlands Erneuerung. 


Soldaten oder Militärs? ein Buch zum Nachdenkenſvon Bernhard 
von Bollmann-Leander. 1931. Geh. M 3.—, Ind. M 4—. 


Aus dem Inhalt: Zwei Welten / Schlieffen und Qudendorff / Moltfe II. und Gröner / 
Die Hohenzollern al Revolutionäre / Paladine und ‘Hofgenerale / Des Kaiſers Wejen / 
Surfer und Geldadel / Berlinertum und Süddeutichland / Höflinge, Schranzen und 
Militärs / Die Mauer um Hindenburg / Hofgunft und Leiftung / Ausleje oder Ochjen- 
tour / Wert der Qualifikationen / Sattel oder Seſſol / Front gegen Kriegsakademiker / 
Kenn Hentſch Frontoffizier gewejen wäre / Offizierkops und Politik / Opferung der 
Garde / Sturmbataillone als neue Garde / Bildung und Verfönlichkeit / Der Volks⸗ 
ſchullehrer als Offizier / Traditionen und Dekorationen / Blutſcheu ſchafft Blutver⸗ 
gießen / Unteroffizierkorps und Verbeamtung / uſw. 


General d. Inf. a. D. Litzmann an den Verleger: 

Das Buch „Soldaten oder Militärs” ift mir ganz aus ber Seele gejchrieben. Es ift für 
jeden Vaterlandsfreund eine Freude und Genugtuung, ba? Wirken Ihres Verlages 
zu verfolgen. 


Erneuerung aus Blut und Boden. vie Suppobewegung 
der finnifchen Bauernſchaft, ein Weg zur Befreiung vom Bolſchewismus. Bon H. Haupt» 
mann. 1931. Geh. M 1.80, 10 Stück je M 1,60, 50 Stück je M 1.50. 

Aus dem Inhalt: In Finnland wütet die rote Peſt / Regierung und Parteien ver⸗ 
fagen / Die Bauern haben den Schwindel fatt / Die Männer von Lappo / Der Hinaus- 
wurf der roten Jugendbiindler / 12000 Bauern marjchieren auf Heljingfor3 / Und in 
Deutjchland? 


Mein Weg zum Glück. exiesniffe eines deutſchen Kriegsblinden. Von 
Wilhelm Hoffmann. Geh. M 2.80, Lwd. M 4.—. . 

Ein ergreifendes Buch: einmalein joldhes, für das ſich jeder Deutiche, jeder, der als Menſch 
mit und für Menfchen fühlt, erwärmen und begeiftern muß! Rur ein innerlich vornehmer, 
ebler Menſch, wie der Berfaffer, Tann in dem Gedanken; „Sch trage für's Vaterland“ 
jenes Glied finden, das feinen Groll und feine Erbitterung aufkommen läßt, fein Auf- 
lehnen gegen das Schickſal: Warum gerade mir da3? Deutfchlandg Erneuerung. 


ee ee ae Nah ee ren ee u 
J. F.Fehmannus Verlag |] Mänchen 2 SW 


Femgericht. Herausgegeben von Friedrich Felgen. 4. Auflage. Mit 8 Abb. 
Rart. M4.—, Lwd. M5.—. 

Ein Streifzug durch da3 Buch: Die Geheimniſſe der Schwarzen Neichöwehr j 
Soldaten oder uniformierte Arbeiter? / Minifter Geßlers Zivilcourage / Arbeitskommandos 
und Erfaffungsabteilungen / Oberleutnant Schulz an der Grenzmark / Bernhard Weiß 
als Protektor „illegaler Formationen” / Sabotage und Landesverrat / Schuß und Yud)- 
rucker / Geßler — Hammerftein / „Schwarze Poften nor Ebert3 Palais / Die Geburt 
der Femelüge / Das Treiben gefaufter Landesverräter / Senſationsmache / Die Schuld 
der Preſſe / Das Berliner Polizeipräſidium als Träger der Femehetze / Maffenpfychofe / 
Die Zeugen im Wilms-Prozeß / Sit die Juſtiz die Dirne der Bolitif? — Kabinetts- 
juftiz! / Warum Bombe in den Tod ging / Greuelpropaganda und Wirklichkeit / Zucht- 
häusler mit bürgerlichen Ehrenrechten! / Paul Schulz als Menfch und Soldat / Sein 
Leidensweg durch Gefängnifje und Zuchthäuſer / Feme-Unterfuhungsausichüffe / Die 
Schande der Femeprozefje n Oberleutnant Schulz vor der Totenfammer GSiegert / Herr 
Siegert verkündet fiegesftrahlend das Todesurteil / Plötzenſee / Lebenslänglich begnadigt / 
Und wie lebte Max Hölz? / Die Jagd auf „Fememörder” / Ziveierlei Mai! 

Wer die infame Hebe gegen die Männer, die in fchmerfter Zeit treu auf ihrem Poſten 
bfieben und gegen da3 Chaos fämpften, in ihrer ganzen Unmahrheit und Feigheit tennen- 
fernen will, der muß dieſes Buch leſen. Der Tab. 


Bisher 110000 Bände verkauft: 


Im Felde unbefiegt. ctesnifie im Weittrieg, erzäftt von Mittämpfern. 
7 Bände. Geb. je M 4.50 („Wie wir-ung zur Sahne durchſchlugen“ nur M 4.—). Jeder 
Band ift einzeln Fäuflich. : ; 


Im Felde unbefiegt. Sand ı und 2. Der Handſtreich auf Lüttich | 
Die Schlacht bei Tannenberg / Die Dftafrifaner im Weltkrieg / Der Durchbruch der 
3. Garde⸗J.⸗D. bei Bryzeziny / Der Tod von Ypern / Die Armeegruppe Arras in der 
Tank⸗ und Angriffsſchlacht bei Cambrai / Das bayer. Inf.-Leib-Regt. ſtürmt den Kemmel / 
Seldartillerie im Bewegungskrieg / Das 20. Armeekorps bei Hohenjtein uſw. 


Sm Felde unbefiegt. Band 3. Hfterreich / Ans dem Ehrenbuche der 
ſchwarzen Heſſen / Von der Drina in das Herz Serbiens / Bor Belgrad 1915 / Die 
Durchbruchsſchlacht bei Tarnotw-Gorlice / Die Landesſchützen in der Jſonzoſchlacht. 


Auf See unbeſiegt. Band 1 und 2. Marinekorps vor Antwerpen / Auf 
einem Schlachtkreuzer in der Skagerrakſchlacht / Marineerpedition zur Befreiung Finn- 
lands / „UE 63" im englifchen Kanal / Verſenkung der deutfchen Flotte in-Scapa-Flom / 
U⸗Boot⸗Falle / Donaufämpfe / Minenſuchfahrten uſw. 


In der Luft unbefiegt. Zagoſtaffel Bolde / Flandern 1917 / Als 
Ballontöter im Often / Über Kairo und ven Pyramiden / Fliegerbeobachtung für ſchwerſtes 
Flachfeuer / An der Somme 1918 u.a. m. 


Wie wir ung zur Fahne durchichlugen. us Kohlentrimmer 
von Brafifien / Bei 50 Grad Hitze unter dem Keffel / Auf dem Walfifchfänger / Im 
Sodatanf, im Kleiderſchrank, unter dem- Dradlager, im Trockentank und unter den 
Kefjeln, 1000 Pfund Sterling KRopfpreis / Sechs Wochen in Gluthike und Finfternis 
unter den Sojabohnen / Im Auto durch die Urwaldnacht uſw. 


35 2ehbmanns Verlag / Mündhen?2 SW 


Wir von der Infanterie. Tagebuchblätter aus fünf Jahren Front 
und Lazarettzeit. Von Friedrich Lehmann. 16.—19.Td, Kart. M 2.70, Livd, M4.—. 


Das Beſondere dieſes Buches ift nicht Die Schilderung von Kämpfen, fondern das geiftige 

Durchdringen des Kriegsgeſchehens und das ſeeliſche Erleben und Reifen an ihm. 
Hamburger Nachrxichten. 
Dies iſt keine realiſtiſche Kriegsmalerei, wie ſo viele elende Schmarren der „Konjunktur⸗ 
ſchreiber“, ſondern ein ehrliches, köſtliches Bekenntnis, das jedem deutſchen Knaben und 
Jüngling als Richtweiſer für deutſches Heldentum in die Hand gedrückt werden ſollte. 
Deutſche Zeitung. 


Trotz allem! ein Bud) der Front. Yon Helmut Stellrecht. Geh. M4.—, 
Lwd. M 5.40. 

Das Erbgut des arifhen Menſchen blüht in dieſem Kriegsfreimilligen und jo verflärt 
fich in feinem Fühlen aud) da3 herbe Erleben zu einem Teile des heroifchen Ideals, für 
das ex fich opfert. Einmal fchreibt er: „Seelenloje hat es immer gegeben. Ihnen kann 
nicht verliehen fein, die Seele unſeres Volkes zu ſpüren. Wo andere Mut fehen, müſſen 
fie Dummheit fehen. Wo andere ſich Hingeben, müſſen fie verſtändnislos ftehen. Gie 
find die Menjchen der Wirklichkeit, die nicht die Wirklichkeit it; Denn das Wirfliche kann 
immer nur die geftaltende Seele fein.“ Darin liegt alles: So unterſcheidet ſich Stellvecht 
von Remargne. Niederfächitihe Tageszeitung. 


Die Hochfeeflotte ift ausgelaufen. Son Peter Corneliſſen. 


Steif geh. M 3.15, Lnod. M 4.50. 


Das Buch ift ſehr wertvoll. Es ſchildert die Verhältniffe der Flotte und die daraus reful- 
tierenden Stimmungen wahr und überzeugend. Der Verfajjer Hat fi) damit eine 
jhwere und undankbar feheinende Aufgabe geſtellt. Um jo mehr Anerfenmung verdient er. 

Admiral a, D. Souchon. 


Die verratene Flotte. Aus den legten Tagen der deutſchen Kriegsmarine. 
Bon 2. Freiwald. Geh. M 4.20, Lwd. M 5.60. 


Zwei Welten werden einander gegenübergeftellt: die tapferen Führer der Marine, 
denen die bamalige Berliner Regierung die Hände band, und jenes Untermenfchentum, 
deſſen Vertreter Deutfchlands Kataſtrophenpolitiker geworden find. Da werben die Haupt- 
prahtzieher dieſes erbärmlichen Volksverrates genannt: Dittmaun, Kuhnt, Artelt, Sonnen- 
kalb u.a.m. Freiwalds Buch hat nicht nur Intereſſe für ehemalige Angehörige der 
Marine, e3 ſollte von jedem Deutjchen geleſen werben. _ Niederfadjfen-Stürmer. 


Der unbefannte Soldat. Eruebnis und Gedanken eines Truppenarztes 
an ber Weſtfront. Von Dr. E. Meyer. Geh. M 2.15, md. M 3.20. 


Verfaſſer hat den Krieg als Truppenarzt an den Brennpunkten der Weftfront mitgemacht, 
eng verbunden mit feinem Truppenteil. Alles fpiegelt eigenftes Erleben und Empfinden 
wieder, nichts ift felbftgefällig, oder aus politiihen Motiven romanhaft erfunden. All 
das Furchtbare, Not und Tod, Zerjtörung und Untergang und menſchliches Berfagen 
kommt zu feinem Necht, e wird nichts verſchwiegen. 





3.5. 8chmannd Berlag / Münden 2 SW 


Fieberfurve oder Zeitenwende? Von Kurt Etkehard. Nachdenk— 
liches über den Nationaljozialismus. Kart. M 1.50, 50 Stüdje M 1.25, 100 Stüdje M1.10 


Eckehard ift fein Parteimann und ſteht dem Nationalfozialismus auch nicht kritiklos 
gegenüber. Folgende Fragen werden behandelt: Iſt die NSDAP. eine „bürgerliche" 
oder eine „proletarifche” Partei? / Nachahmung des Faſchismus? / Die Idee der Bluts⸗ 
gemeinfchaft / Legal oder illegal? / Die „Nazi"-Preife / Warum Uniformen? / National- 
ſozialismus und chriftliche Kirchen / Raffenfragen / Kataftrophenpolitifer? / uſw. 


Das Erbe der Enterbten. xon Rudolf Böhmer, ehem. Bezirks 
amtmann in Lüderigbucht. Zweite durchgeſehene Auflage. 1930. Geh. M 4.50, Lwd. M 5.80. 


Es handelt fih um ein Buch, das man nicht nur einmal lieſt und dann in dem Bewußtſein 
aus der Hand legt, feine Kenniniffe ein wenig erweitert zu haben. Ich möchte, daß 
Tauſende und aber Taufende es leſen, daß fich Arbeitsgemeinichaften bilden, die das 
Buch gemeinfam durcharbeiten und durchſprechen. Möchte die Kunde bon diefem Werf 
in alle Kreiſe unferes Volkes dringen. Dann wird der Tag fommen, an dem die Ent- 
erbten ihr Erbe wieder erhalten. A. Zimmermann in der „Deutſchen Handelswacht“. 


Deutfches Arbeitsdienitjahr ftatt Arbeitsloſen⸗ 
WITTWAIT. Bon Prof. Karl Schöpke. Geh. M 3.75, Liod. 4.90. 


Profefjor Schöpke ift es in recht glücklicher Weife gelungen, die außerordentlich ſchwer 
zu behandelnde Materie in feiner jehr begrüßenswerten Arbeit mit einer gemiljen Le— 


bendigfeit.au& dem Rahmen der Theorie herauszuheben. 
Dr. ing. h. c. Ph. Heineden, Präſident des Norddtſch. Lloyd. 


Deutichlands Erneuerung. Monatsisrift für das deutſche Volk. 
Hrsgeg. bon Oberfinangrat Dr. Bang, H. Claß, Generalmajor a. D. Graf v. d. Goltz, 
Prof. Dr. Hana F. K. Günther, Brof. Hartmann, ehemal. kgl. Landrat v. Herk- 
berg, General d. Inf. X. Krauß, Prof. Mar Wundt. Schriftleitung: W. v. Müffling, 
16. Jahrgang 1932. Bezugspreis für drei Hefte im Vierteljahr M 4.—. 


„Deutſchlands Erneuerung" kämpft unabhängig von PBarteidogmen unter der Mitarbeit 
heroorragender Männer um die Wiederherftellung und Feſtigung der politiſchen, mwirt- 
ſchaftlichen und fulturellen Grundlagen, deren unſer Volk bedarf, um feinen Platz unter 
den Nationen zurückgewinnen zu können. In der Erkenntnis, daß die inneren und fitt- 
lichen Werte legthin den Ausſchlag geben, verficht die Zeitfchrift vornehmlich eine ver- 
edelte und heldifche Lebensauffaſſung, wie fie unferen Vätern eigen geweſen. „Deutjch- 
lands Erneuerung” tritt nahdrüdiicd ein für die Wehrhaftigfeit unſeres Volkes, für 
die deutſche Ehre; e8 kämpft gegen den Schmachfrieden von Berjailles, gegen Materiali- 
mus und Pazifismus. Die Zeitjchrift verficht den jo wichtigen Raffengedanfen und 
nimmt auch auf diefem Gebiet zu allen Fragen eingehend Stellung. Man verlange 
ein koſtenloſes Probeheft! 


3.83 2ebmann: Berlag / Ründen 2 SW 
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